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Die Verantwortung für die einzelnen Beiträge dieſer Zeitſchrift tragen die Verfaſſer 
ſelber. — Alle Zuſchriften, die die Schriftleitung betreffen, ſind zu richten an Dr. Hermann 
Muckermann, Bonn a. Rh., Hofgartenſtraße 9. — Da in jedem Heft wie im vorliegenden 
ein Grundgedanke durchgeführt werden ſoll, wird dringend gebeten, keine Handſchriften 


einzuſenden, die nicht eigens verlangt wurden. 


Kinderwohlfahrtspflege 
auf Grundlage der Erfahrungen in Erfurt 
Von Dr. Katharina Trutz, Erfurt 


Am 9. Juli 1922 iſt nach langjährigen Beratungen das „Reichsgeſetz 
für Jugendwohlfahrt“ erſchienen. Dem dringenden Bedürfnis der ſozialen 
Verhältniſſe Rechnung tragend, wird hierdurch eine neue Behörde, das 
Jugendamt, geſchaffen. 

Die Heranbildung eines tauglichen Nachwuchſes unſeres Volkes erfor⸗ 
dert jetzt, daß die Staaten ihren Pflichtenkreis erweitern und allen 
Kindern durch Geſetzeskraft die Möglichkeit „der Erziehung zu leiblicher, 
ſeeliſcher und geſellſchaftlicher Tüchtigkeit“ ſichern. Nachdem anfangs nur 
Teilgebiete erfaßt wurden, geht man jetzt dazu über, geſchloſſene Geſetz⸗ 
komplexe zur Pflege und Fürſorge des kommenden Geſchlechtes zu ſchaffen. 
Frankreich fapte ſchon 1904 im „Service des enfants assistés” die 
Geſetze von 1889 und 1898 zuſammen. In England erſchien 1908 'the 
children act“ nach anderen Geſetzen von 1872 und 1897, Teilgeſetze in 
Dänemark 1888 und in Holland 1900 und 1905. Deutſchland hat das 
umfaſſendſte Gebilde in dem eben erwähnten Reichsgeſetz geſchaffen. 

Unter Jugendwohlfahrtspflege wollten die Geſetzgeber Pflege und 
Fürſorge für Kind und Jugendliche vom erſten Lebenskeim bis zur Groß⸗ 
jährigkeit zuſammenfaſſen und zwar in dem Sinn, daß die Kinderpflege 
dem normalen Kind gilt und die Kinderfürſorge ſich mit dem anormalen, 
gefährdeten Kind befaßt. In beiden Gebieten find Hygienifche, pädagogi⸗ 
ſche und wirtſchaftliche Aufgaben zu löſen, doch ſo, daß ſowohl die Fürſorge 
als auch die Pflege ſowohl Geiſt wie Körper des Kindes erfaßt. 

Auch Profeſſor Dr. Chr. J. Klumker ſieht die Hauptaufgaben der 
Kinder⸗ und Jugendfürſorge in den Erziehungsaufgaben, ſoweit ſie von 
der Familie auf Geſellſchaft und Staat übergeleitet werden.“ 
An einer Stelle gibt er die eng begrenzte Definition: „Kinderfürſorge iſt 
geſellſchaftliche Erziehungsarbeit, die für erziehungsbedürftige Kinder von 
freien oder behördlichen Gebilden ganz oder zum Teil unentgeltlich aus⸗ 
geübt wird.““) Trotzdem behandelt Profeſſor Klumker unter dem gleichen 
Titel auch die Schulhygiene, die Schulſpeiſung, die Ziehkinderaufſicht, 
den Säuglings⸗ und Mutterſchutz, die Wochenfürſorge in Verbindung mit 
dem Verſicherungsweſen und ſchreibt an dieſer Stelle „Wochenfürſorge iſt 
ein Teil der Kinderfürſorge.“ Tatſächlich ſchließt alſo Klumker auch die 
rein hygieniſchen und wirtſchaftlichen Fragen in das Kapitel Rinder- 
fürſorge ein. Es zeigt dies, daß eine ſcharfe Abgrenzung zwiſchen Maß⸗ 


3 1 d. R. J. W. G 
ai 11 e er Jugenppflege. Im Handbuch der Politik, Leipzig 1921, 


EN, e Im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaft. 4. Aufl. 5. Bd. 
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nahmen der Hygiene und der Pädagogik ſowie der zu beiden hinzutreten⸗ 
den oder durch beide bedingten wirtſchaftlichen Hilfe nicht möglich iſt. 
Selbſt die Teilung der Überwachung über die geſchaffenen Cin- 
richtungen zwiſchen dem Miniſterium für Wohlfahrtspflege und jenem 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung iſt nicht nach einheitlichen 
Grundſätzen durchgeführt. Wie Dr. Polligkeit in der Denkſchrift von 1921 
zu dem Entwurfe des Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes ſchreibt“, deckt fid 
die herrſchende Auffaſſung nicht mit der Terminologie, die „Jugendpflege 
und Jugendfürſorge“ im obigen Sinn geprägt hat, weshalb man ſich dann 
im Geſetz auf eine ſolche Begriffsbeſtimmung nicht feſtgelegt hat. 
Wenn im folgenden von „Kinderfürſorge“ geſprochen wird, ſo ſoll 
darin alles eingeſchloſſen ſein, was in Ermangelung der natürlichen Eltern 
von Staat, Geſellſchaft und Einzelperſonen nach der hygieniſchen, pädago⸗ 
giſchen oder wirtſchaftlichen Seite für Kinder geleiſtet wird. Von Kinder⸗ 
pflege wird nur dann geſprochen, wenn die körperliche Verſorgung im 
Vordergrund ſteht. Beide Beſtrebungen ſollen wie im R. J. W. G. unter 
dem Oberbegriff Wohlfahrtspflege zuſammengeſchloſſen werden. Die Auf⸗ 
gaben, die 88 3 und 4 des Geſetzes umfaſſen, ſollen zur Richtſchnur der 
Unterſuchungen dienen mit dem Unterſchied, daß dieſe ſich nur auf Wohl⸗ 
fahrtspflege für Kinder bis zur Schulentlaſſung beſchränken. Es wird 
demnach in dieſer Arbeit behandelt: 

Das Pflegekinder⸗ und Vormundſchaftsweſen, die Fürſorge für hilfs⸗ 
bedürftige Minderjährige, das Gebiet der Schutzaufſicht, Fürſorge⸗ 
erziehung, Kinderarbeit und der Kriegskinderfürſorge, ferner der Mutter⸗ 
ſchutz vor und nach der Geburt, die Wohlfahrt der Säuglinge, Kleinkinder 
und der Kinder im ſchulpflichtigen Alter außerhalb des Unterrichts. 

Bei Betrachtung der hiſtoriſchen Geſtaltung aller jener Maßnahmen 
zeigt ſich deutlich, wie die Strömungen auf dem Gebiete der Volkswirt⸗ 
ſchaft auch der Kinderwohlfahrtspflege jeweils ein charakteriſtiſches Gepräge 
verleihen. Die Finanzierungsfrage aller dieſen Zwecken dienenden Unter⸗ 
nehmungen wird dabei nicht nur durch den herrſchenden Zeitgeiſt, ſondern 
auch durch die wirtſchaftliche Geſamtlage ſtark bedingt. Die Epochen, die 
ſich ſo deutlich voneinander abſondern, ſollen für die Einteilung vor⸗ 
liegender Arbeit maßgebend ſein. Indem ſo die Entwicklungsgeſchichte 
der Stadt Erfurt in ſeiner Kinderpflege von den erſten Spuren bis zur 
Erfüllung des alle Gebiete umfaſſenden R. J. W. G. dargeſtellt wird, werden 
die allgemeinen Beſtrebungen im Reich nur inſoweit behandelt, als ſie 
befruchtend für die Erfurter Verhältniſſe waren, oder ſoweit ein Vergleich 
zur beſonderen Beleuchtung der Tatſachen nötig erſcheint. 

Durch Gegenüberſtellung von Leiſtungen der Vereine und der 
Kommune ſoll verſucht werden klarzuſtellen, ob in Zukunft kommunale 
set 5 Arbeit für die Erfüllung der Aufgaben des R. J. W. G. angu- 
treben iſt. | 

Bei den Beratungen des R. J. W. G., die der Feſtſtellung der Mittel 
und Wege zur Erreichung der in 88 3 und 4 geſteckten Aufgaben dienten, 
waren drei Richtungen vertreten. Die eine wünſchte Übernahme aller 

) Denkſchrift zu dem Entwurf eines Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes von Dr. 


W. Polligkeit und Dr. H. Eiſerhardt, Frankfurt a. M. Verein für öffentliche und 
private Fürſorge. 
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Jugendwohlfahrtsmaßnahmen durch Staat und Kommune, die andere 
ſprach der freien Liebestätigkeit das Wort, und die dritte war für ein 
gemiſchtes Syſtem. Behörde und freie Liebestätigkeit ſollen ſich gegen⸗ 
ſeitig ſtützen und mit vereinten Kräften für das Wohl der Jugend wirken. 
Abgeſehen von jedem Parteiſtandpunkt ſei hier dieſes Problem nur nach 
volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten beleuchtet und unterſucht. | 

Zu dieſem Zwecke ift Erfurt als Muſter gewählt, da dieſe Stadt 
wenigſtens in den letzten zehn Jahren mit an der Spitze jener Orte ſtand, 
die die neueſten Jugendwohlfahrtsmaßnahmen zuerſt und in vorbildlicher 
Weiſe durchgeführt haben. In der Vollſtändigkeit, mit der jetzt ſchon das 
Jugendamt eingerichtet iſt und alle im Geſetz geſtellten Aufgaben durch 
dasſelbe erfüllt werden, kann Erfurt vielen Städten als Vorbild dienen. 

Das Material zu dieſer Arbeit wurde zum größten Teil aus den 
ſtädtiſchen Originalakten und den Berichten der verſchiedenen Vereine und 
Organiſationen geſchöpft. Perſönliche Mitarbeit auf Gebieten der Kinder⸗ 
pflege und ⸗fürſorge in Erfurt ſeit 1911, ſowie die Mitgliedſchaft im 
Vorſtand des Zentralverbandes kath. Kinderhorte und Kleinkinderbewahr⸗ 
anſtalten, des Ausſchuſſes vom deutſchen Verband für Schulkinderpflege 
und des Jugendamtsausſchuſſes der Stadt Erfurt ermöglichten es mir, 
die neuen Entwicklungen mit zu erleben und zum Teil mitzugeſtalten. 
Neben verſchiedener Fachliteratur gaben mir wertvolle Anregungen 
einzelne Informationskurſe am Charlottenburger Jugendheim und die an 
der Spitze der Kinderfürſorge ſtehenden Perſönlichkeiten Fräulein Abicht, 
Fräulein v. Gierke, Fräulein Dr. E. v. Harnack, Herr Dr. Lené, Herr 
Prof. Dr. Mudermann. Über die Geſchichte Erfurts wieſen mir den Weg 
Herr Geh. Rat Prof. Dr. Biereye und Herr Archivar Prof. Dr. Overmann. 

Außerdem erteilten mir die in der Kinderwohlfahrtspflege Erfurts 
tätigen Perſönlichkeiten mit großem Entgegenkommen die gewünſchten 
Auskünfte und ließen mich genauen Einblick in ihre Arbeit nehmen. Dies 
alles ſei hier mit beſonderem Dank hervorgehoben. 
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| I. Kinderfuͤrſorge 
bis zum 19. Jahrhundert in Form von Armen⸗ und 
| Waiſenpflege | 
1. Alteſte Spuren von Kinderwohlfahrtspflege (7.— 16. Jahrh.) 


Erfurt, eine der älteſten und wichtigſten Städte Mitteldeutſchlands, 
war im Mittelalter ein Brennpunkt des gewerblichen und merkantilen 
Lebens, ausgeſprochen Handelszentrale Heſſen⸗Thüringens, ſowie auch des 
geiſtigen Lebens in kirchlicher und wiſſenſchaftlicher Beziehung, durch ſeine 
blühende Univerſität das Haupt des deutſchen Humanismus und durch 
ſeine zahlreichen Kirchen und Klöſter das ſogenannte deutſche Rom. 

Durch das bunte, weltliche Leben, das dieſe Stadt durchpulſte, und 
durch allerlei Heimſuchungen und Nöte, wie Krieg, Peſt, verheerende 
Brände, an denen das Mittelalter reich war, wurden naturgemäß ſoziale 
Verhältniſſe geſchaffen, die vielgeſtaltig waren und Anlaß zu charitativer 
Betätigung gaben. 

Die alte Kirche, die mit ihren Organiſationen alle Verhältniſſe des 
bürgerlichen Lebens durchdrang, hat, dem Grundcharakter des chriſtlichen 
Weſens entſprechend, ſich dieſen Anläſſen gegenüber gewiß nicht untätig 
verhalten, ſondern hat durch die zahlreichen Hilfskräfte ihrer weiblichen 
Orden ſich all derer fürſorglich angenommen, die das harte Spiel des 
Lebens als Waiſen, als Findlinge hilflos an den Strand ſpülte. Wenn 
die Blätter der Geſchichte wenig über dieſe Fürſorgetätigkeit berichten, 
ſo mag das daran liegen, daß dieſe Werke der Nächſtenliebe ſich ſtill als 
ſelbſtverſtändliche, chriſtliche Liebestätigkeit abſpielten und wenig an die 
Offentlichkeit drangen. | 

Geſchichtlich erwieſen ift, daß in den klöſterlichen Spitälern auch eine 
ſogenannte „Kinderſtube“ beſtand, die zur Wartung ſorgebedürftiger 
Kinder diente.“) 

Eine übliche Form der Kinderfürſorge, wie ſie ſchon für die 
karolingiſche Zeit geſchichtlich beglaubigt iſt, beſtand auch darin, verlaſſene 
Kinder frommen Witwen und anderen Frauen, welche unter der Aufſicht 
des Biſchofs ſtanden, zur Pflege zu geben.?) 

Allmählich ging ausgangs des Mittelalters mit dem Ausbau der 
ſtädtiſchen Verwaltung die Vermittlung dieſer Pflegeſtellen von der kirch⸗ 
lichen Behörde auf die weltliche über. Die dürftigen uns noch erhaltenen 
Nachrichten laſſen nicht genau erkennen, wann und durch welche Veran⸗ 
laſſung ſich der Wechſel vollzog. Sicher feſtzuſtellen iſt nur, daß es ſchon 
vor dem Ende des 15. Jahrhunderts geweſen iſt. Über die Art der Maß⸗ 
nahmen läßt ſich nur ſagen, daß ſie, ſoweit uns davon berichtet wird, faſt 
ausſchließlich armenpflegeriſchen Charakter trugen. 


1) Rhein, „Waiſenhäuſer“ im enziklopädiſchen Handbuch der Pädagogik, Langen⸗ 
ſalza 1913 bei Beyer. 
2) Ebenda. 
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Eine ſolche Art hilfreichen Eingreifens war beſonders im 17. Jahr⸗ 
hundert notwendig zur Linderung des Elends, welches durch den dreißig⸗ 
jährigen Krieg und die Seuchen hervorgerufen war. Dieſes tritt in viel 
kraſſeren Bildern vor unſere Augen, da durch die Reformation ſich jene 
zahlreichen Kloſterpforten für immer geſchloſſen hatten und damit ein 
reicher Quell warmherziger Hilfsaktionen verſiegte. 

Nur vereinzelt wird durch die Behörden ein kleiner Ausgleich geſchaffen, 
doch fehlt es ſehr am Verſtändnis für wahre Kinderhilfe, während die 
Finanznot der Stadt auch hemmende Schranken auferlegt. ' 

Mehr als Stadt und Staat find es im 17.—19. Jahrhundert Bürger, 
die aus Mitleid und natürlichem ſozialen Empfinden ihren Mitmenſchen 
und darunter beſonders den Kindern zu helfen ſuchen. 

Die älteſten Nachrichten über Kinderfürſorge enthalten die ſtädtiſchen 
Rechnungsbücher. Neben einzelnen Dokumenten von 1483 und 1486 ſind 
die laufenden Jahresbücher der Kämmerei von 1505 an erhalten. „Große 
Mater“ werden dieſe Bände genannt und ſchon im erſten derſelben findet 
ſich im Inhaltsverzeichnis die Rubrik: „for kinder zu ziehen“ und auf den 
entſprechenden Blättern unter der Überſchrift: „Findeling“ werden 
23 Kinder aufgeführt, die, einzeln oder zu zweien, Frauen zur Pflege auf 
ſtädtiſche Koſten überwieſen worden ſind. Nicht nur über Fundort, Name 
und Alter, ſondern auch über die Zahlungen an die Pflegemütter werden 
genaue Angaben gemacht. So heißt es z. B. „Hermine Znecker (Name 
der Pflegemutter) for ein Kind verdinget, heißet Heinrich und ſoll ihm 
Nahrung geben zwiſchen jetzt und purificationis 4 florin leonis (Erfurter 
Münzprägung) ... zu einem ſpäteren Termin, „invocavit, 14 Groſchen, 
zu severy 2 florin und an erhardy 14 Groſchen.“ An einer anderen 
Stelle: „Elſe horgeln for 2 Kinder verdinget, eines heißet Hensgen, iſt bei 
fünf Jahren, das andere heißet Elſe, iſt bei acht Jahren und ſoll ihm 
Nahrung geben 12 florin leonis zu oculi, 1 fl. 10 Gr. zu severy, dann 
weitere Beiträge zu jacobi, andree“ uſw. und ſchließlich ein Beitrag von 
20 Groſchen „zum begraben“ des einen Pfleglings, der geſtorben. In 
einer der Eintragungen wird beſonders vermerkt, daß die Pflegemutter 
„fich verwillt“, das Kind getreu zu verſorgen nach aller Notdurft und ſoll 
dem Rate ſolches nicht mehr koſten als die vereinbarte Summe. Der Ge⸗ 
ſamtaufwand für „Findelinge“ im Jahre 1505 betrug 84 Schock 1 Schock 
== 60 Lauengroſchen) 56 Lauengroſchen 1 Pfg. 

In gleicher Weiſe werden in der „Großen Mater“ ſpäterer Jahrgänge 
die Zahl der Findlinge ſowie die Aufwendungen, welche der Stadt an 
Pflegekoſten erwachſen ſind, angegeben. Die Mater des Jahres 1590 
nennt 4 Findelkinder, die von 1594 ebenſo viele, die von 1605 9, und 
1641 ſind für 18 Findelkinder 91 Schock gezahlt worden. Das Geld für 
dieſe Poſten iſt jedenfalls nicht dem allgemeinen Stadtſäckel entnommen, 
ſondern durch beſondere Spenden dem Rate zur Verfügung geſtellt worden, 
wie dies mit allen für Almoſen verwendeten Mitteln noch bis in die 
neueſte Zeit der Fall war. 

Unter den alljährlich anläßlich des großen Ratskirchganges verteilten 
Geſchenken wird auch jenes für Herrenloſe, alſo Findelkinder, aufgeführt. 
Die beiden älteſten Spuren ſtädtiſchen Rechnungsweſens, die beiden ſoge⸗ 
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nannten Rechenbriefe von 1483 und 14863) haben ebenſo wie die große 
Mater von 1505 unter dem Titeln: 
„Almoſen im ingange des newen rats“ 
dem Poſten „von enelenden“) Kindern zu ziehen“. 
Es betrugen die Summen: 


1483. 111 . 20 Groſchen 
1486. . 19 „ . 23 „ 
1505... 68 ... 8 „ 1 Pfg. 


Die Wöchnerinnen⸗ und damit Säuglingsfürſorge ſcheint ebenſo alt zu 
ſein, als jene für die Findelkinder. In dem älteſten Band der großen 
Mater (1505) ſowie in allen folgenden iſt unter dem gleichen Titel ſoge⸗ 
nannter Geſchworener Rinderfrauen™ Erwähnung getan 
und die Beſoldung angegeben, die dieſen aus der Stadtkaſſe zuteil gewor⸗ 
den. Es iſt dort nicht näher geſagt, welche Aufgaben dieſe Frauen hatten, 
aber wir wiſſen, daß mit dieſem Ausdruck Hebammen gemeint ſind, auf 
deren Eignung und Zuverläſſigkeit der Magiſtrat fein Augenmerk zu 
richten nicht unterließ, wie aus Dienſteid und Beſoldung hervorgeht. So 
wurden 1590 an zehn mit Namen aufgeführte geſchworene Kinderfrauen 
zu Solde je 1 Sch. gegeben, 1590 an elf Frauen jeweils die gleiche Summe 
wie auch 1605 nur an neun. 1641 erſcheint noch der Titel aber ohne 
jeden Vermerk. 


Wertvolle Dokumente der öffentlichen Kinderfürſorge ſind die Bruch⸗ 
ſtücke der Vormundſchaftsprotokolle von 1583 bis 1586.“ 
Dieſe zeigen deutlich, daß die Reichspolizeiordnung von 1548 auch in 
Erfurt die rechte Durchführung fand. Es iſt daraus auch erſichtlich, daß 
das, was die Reichspolizeiordnung von 1548 im Titel 32 § 3 vom Vor⸗ 
mund fordert, vor dem Rat geſchah nämlich, daß er „jährlich nit allein auf 
Erforderung der Obrigkeit, ſondern auch ſelbſt vermöge ſeines Ampts auch 
‚ geleifteten Pflicht und Eyds gebührlich Rechenſchaft anbieten und 
tun fole”. n 

Die deutſche Vormundſchaft war urſprünglich Familienſchutz, doch 
durch Rezeption des römiſchen Rechts gewann die ſtaatliche Obervormund⸗ 
ſchaft immer mehr das Übergewicht, bis die genannte Verordnung von 
1548 im Titel 31 § 2 beſtimmte, „daß kein Vormund ſich des Amtes 
unterziehen ſolle, die Verwaltung ſei ihm denn zuvor durch die Obrigkeit 
dezernieret und befohlen“. Die politiſche Behörde, der die Beſtellung der 
Vormünder oblag, war in Erfurt der „ſitzende Rat“, das ſind die jeweils 
regierenden 28 Ratsherren. Vor ihnen erſchienen die Verwandten der 
verwaiſten Kinder, um die Beſtellung eines Vormunds oder Gegen⸗ 


8) Erfurter Archiv, Acta XXII und Dr. F. Benary, Zur Geſchichte der Stadt 
und Univerſität Erfurt am Ausgang des Mittelalters. Gotha 1919, Pertes. 

4) Enelende — elende — jammervoll, herrnlos nach Dr. M. v. Lexer Mittel⸗ 
hochdeutſches Wörterbuch Bd. I 539. Leipzig 1872. 

5) Geſchworene Frauen — Hebammen, Kindfrau — Hebamme, nach Deutſches 
Wörterbuch von J. u. W. Grimm 5 Bd. Leipzig 1873, Hirzel. 

6) Erfurter Archiv, Acta XXI 6 

7) Dr. Dernburg, das Vormundſchaftsrecht der preußiſchen Monarchie. 331, 
Berlin 1886, Guttentag. 

8) Ebenda. 9 und 10. 
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vormunds zu beantragen. Die Vereidigung desſelben, ſowie die Entlaſtung 
nach erlangter Volljährigkeit des Mündels wurden vor dem verſammelten 
Rat vollzogen, wie jene Protokolle zeigen. Damals ſowohl als auch bis 
ins neunzehnte Jahrhundert wurde gewöhnlich nur begüterten Kindern 
ein Vormund beſtellt, ganz arme blieben in den meiſten Fällen ohne jeden 
Rechtsbeiſtand und Verwalter ihrer Erziehung. 


Im 17. Jahrhundert beſtand bereits für das durch das Stadtgericht 

ausgeübte Vormundſchaftsamt ſowie für die Waiſenvorſteher die In⸗ 
ſtruktion,“ beſonders die übelverſorgten Kinder mit Vormündern zu verə- 
ſehen, auch insgemein die Jugend von ſchädlichem Müßiggang und Um⸗ 
herlaufen abzuhalten. Doch trotz dieſer obrigkeitlichen Verordnung gab es 
viele verwaiſte Kinder, derer ſich wegen mangelnden Vermögens niemand 
annehmen wollte, Waiſenvorſteher und Amt wußten daher nicht, wohin 
mit denſelben und überließen ſie ihrem Schickſal. Dabei hatten der dreißig⸗ 
jährige Krieg und die großen Volksſeuchen die Zahl der elternloſen Kinder 
ſtark vermehrt, und die Verwilderung in den unteren Schichten nahm zu. 
Es darf uns daher nicht verwundern, daß die nächſten Berichte aus dem 
17. Jahrhundert von großem Kinderelend melden. 
Von Kälte und Hunger getrieben, ſuchten fih viele Knaben des Nachts 
in den Miſthaufen des Marſtalls zu wärmen. “ Die Bettelvögte erhielten 
den Auftrag, dieſe Kinder zur Stadt hinauszujagen. So ſuchte man nicht 
die Not ſelbſt zu lindern, ſondern nur die von ihr Bedrückten als „Gegen⸗ 
ſtand des Anſtoßes“ und öffentlichen Argerniſſes aus dem Wege zu räumen, 
ſodaß die armen Weſen einem noch ſchrecklicheren Schickſal überantwortet 
wurden. | 

Das erſte, was zur Unterſtützung der völlig mittelloſen Kinder geſchah, 
war die Teilnahme an der Kurrente.! Die älteſten Nachrichten 
darüber gibt eine Inſtruktion von 1645. Danach hat ſich das Inſtitut in 
Erfurt bald nach der Reformation gebildet, damit durch regelmäßiges 
Umherziehen der Knabenchöre fromme Gefühle geweckt und die evange⸗ 
liſchen Lieder bekannt würden, nicht zuletzt aber, um die Mildtätigkeit der 
Bürger auf die hilfloſen Kinder zu lenken. Die drei Kollektanten, die zu 
jedem der drei in Erfurt beſtehenden Knabenchöre gehörten, ſammelten 
nach Abſingen der Lieder die Gaben in Büchſen ein. Dazu war durch milde 
Stiftungen ein kleiner Kapitalſtock gekommen. Zwei Ratsmitglieder und 
die Pfarrer verwalteten die Gelder, die gleichmäßig jeden Freitag in der 
Schule an die ärmſten Knaben verteilt wurden. Im achtzehnten Jahr⸗ 
hundert nahm die Beteiligung an der Kurrente ab, bis ihre Sammelgänge 
ganz eingeſtellt wurden. 1827 wurde ein Teil der 56 Taler Zinſen des 
angeſammelten Fonds der ſtädtiſchen Schulkaſſe überwieſen, wahrſcheinlich 
zum Erlaß von Schulgeld. Ein anderer Teil gelangte zur Verteilung 
an die Geiſtlichen. 1853 erfolgte die letzte Abrechnung über dieſe Summe 
im ſtädtiſchen Etat. 


9) Statut des evang. Waiſenhauſes Erfurt; 1891, Gründungsbrief von 1669, 11. 

10) Dr. C. Beyer, Geſchichte der Hoſpitäler und des Armenweſens in Erfurt. 
Erfurt 1900, Cramer. | 

11) Erfurter Archiv, Acta X A a2 Die Currente und Acta XXV 5 Berichte des 
Oberbürgermeiſters v. Oldershauſen. 1865 (Erziehungsanſtalten und Schulſachen). 
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2. Produktive Kinderfürſorge (17. und 18. Jahrhundert!) 


Eine etwas wirkungsvollere Hilfe ſuchte der Rat mit der Anordnung 
zu bieten, daß die vielen Kinder, „die ſich ohne Aufſicht und Obdach 
bettelnd in den Straßen umhertrieben, zu Handwerksmeiſtern in die Lehre 
gegeben oder in Spinnſtuben geſchickt werden ſollten, welche einige 
Bürger beſonders für die Waiſen eingerichtet hatten.“) Die kleineren 
Kinder wurden der Thomas⸗ und Reglerſchule zugewieſen und ihnen die 
Teilnahme an der Kurrente geſtattet. 


Die bisherigen Beſtrebungen erwieſen ſich als unzureichend, um den 
Elternloſen das zu geben, was ihnen fehlte, denn die allgemeine Not, ver⸗ 
bunden mit verheerenden Krankheiten, ließen jene Familien immer ſeltener 
werden, die ein fremdes Kind in ihren Kreis aufnehmen konnten. Einſichts⸗ 
volle Bürger kamen daher zu dem Entſchluß, ein Heim zu gründen, in 
welchem den Verwaiſten Unterricht und chriſtliche Erziehung geboten werde. 
Unter Mitwirkung der Stadt⸗ und Landesbehörde entſtanden ſo um 1670 
die beiden Waiſenhäuſer, eine Einrichtung, wie ſie auch anderswo 
z. B. in Augsburg feit 1471 und in Roſtock feit 1624 beſtand. 

Die Form der Erziehung in dieſen Häuſern erſcheint zwar heute hart 
und ſtreng, da ſie ſo manches mit den Spinnſtuben gemeinſam hatte. Die 
zahlreichen Schreiben und Bemühungen der Gründer beweiſen aber, daß 
ſie nur von wohlfahrtspflegeriſchen Abſichten geleitet waren. Die Er⸗ 
werbsarbeit ſollte einerſeits die Unterhaltsmittel einbringen, die ihnen zu 
beſchaffen unmöglich waren, andererſeits glaubte man dem ſo verbreiteten 
Bummelleben der Landſtreicher am beſten entgegen zu arbeiten, wenn man 
die Kinder ſchon von früher Jugend ab an anhaltende Tätigkeit gewöhne. 
ve an Arbeit weckte freilich auch in manchen Widerwillen gegen 

ieſelbe. 


Der Scholaſter Lambert Winter, Kanoniker des Marienſtifts (Dom) 
zu Erfurt, kaufte 1663 für 500 Gulden den Rheinhardtsbrunner Hof und 
übergab ihn 1665 dem Kurfürſt Johann Philipp zur Aufnahme von 
katholiſchen Waiſenkindern. Auf evangeliſcher Seite war es der Obrift 
Ratsmeiſter Georg Heinrich Ludolf, der ſich zu demſelben Zweck mit ſieben 
Gleichgeſinnten verband. Sie erbaten ſich für ihre Zwecke vom Stadtrat 
das vormalige Auguſtinerkloſter, in welchem Luther ſeine Erfurter Kloſter⸗ 
zeit verbracht hatte, und verpflichteten ſich ſelbſt, mit all ihren Mitteln für 
die Erhaltung ihrer Anſtalt zu ſorgen. Da der Umbau ſchon größere 
Summen erforderte, war man der Anſicht, daß der Lebensunterhalt von 
den Kindern ſelbſt durch Spinnen und Kollektieren aufgebracht werden 
könnte. Zweimal in der Woche ſollten ſie nach Art der Kurrente mit 
Tragkörben und Büchſen Brot und Geld von den Einwohnern erbitten.“) 
Die Zubereitung warmer Speiſen für die Kinder wurde bis zu dem 
Zeitpunkt verſchoben, da vermehrte Einkünfte es erlaubten. Für den Un⸗ 
terricht der Kinder vertrauten die 8 Gründer anfangs „dem guten Willen“ 


1) Dr. C. Beyer, Zur Geſchichte der Hoſpitäler und des Armenweſens in Erfurt. 
Erfurt 1900, Cramer. 

2) Rhein „‚Waiſenhäuſer“ im enzyklopädiſchen Handbuch der Pädagogig. Langen⸗ 
ſalza 1903, Beyer. l 

3) D. Pohle, Entſtehung des evangeliſchen Waiſenhauſes, Erfurt 1823. 
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der „Kantoreipurſche“ (Gymnaſiaſten, Seminariſten) und den jungen 
Theologen des nahen Gymnaſiums, die während ihrer Lehrſtunden von 
einer Viertelſtunde zur andern ſich ablöſen könnten, um die Waiſenkinder 
im Gebet, Leſen, Schreiben und in der Religion zu unterweiſen. 

Im katholiſchen Waiſenhauſe rechnete man mit größeren Spenden, 
und es ſollten die Kinder mehr „zu Kirche und Schulen angehalten 
werden“. Auch war man dort bereit, Kinder unter 6 Jahren aufzunehmen. 

Am 3. Oktober 1670 wurden die erſten Kinder in das evangeliſche 
Waiſenhaus aufgenommen. Die Inbetriebnahme der katholiſchen Anſtalt 
dürfte nicht früher erfolgt ſein, da in einem Bericht vom Juni 1670 noch 
von dem Bau und der Abſicht zur Einrichtung geſchrieben wird. Mag 
man aljo 1670 uls das Eröffnungsjahr bezeichnen, fo ift 1671 ebenfalls 
wieder gleichbedeutend für beide Häuſer, indem der Kurfürſt Johann 
Philipp von Mainz, der Landesherr von Erfurt, durch eine für beide ge⸗ 
meinſame Stiftungsurkunde die nötigen Betriebsmittel Derestitellie als 
Erwiderung auf die vielen Bittgeſuche der Vorſteher. i 

Es heißt darin, daß jedes der beiden Häuſer alljährlich aus dem Korn⸗ 
hof der Stadt Erfurt zwölf Malter Korn und aus der Waldung, Wagen⸗ 
wend genannt (Steigerwald), 12 Acker Reiſigholz oder 12 Schock 
Sommerwellen, 4 Acker Buchholz und 3 Klafter Eichenholz oder Bud- 
wellen, und von den Stadtweinen ein halbes Fuder (6 Eimer) erhalten 
ſolle; die erforderliche Medizin iſt aus der Stadtkämmerei zu bezahlen. 
Den vier damals mit Beſtallung verſehenen Arzten wurde zur Pflicht 
gemacht, die Waiſenhäuſer fleißig zu beſuchen und je nach Bedarf ihnen 
mit Rat beizuſtehen. 144 Acker, in der Schloß⸗Vippacherflur als Kaduc 
(als Ganzes) zuſammengeſchlagen, ſollten jedem Waiſenhauſe als Meierei 
eingeräumt werden. Soweit der Text der Urkunde.“ Aus dem älteſten 
aus dem Jahre 1688 ſtammenden Bericht über die Gründung des katho⸗ 
liſchen Waiſenhauſes geht noch weiter hervor, daß der Kurfürſt dieſes Haus 
von allen Abgaben befreite und ihm eine jährliche Summe von 120 Talern 
aus der mainziſchen Kämmereikaſſe zuſicherte. Dem evangeliſchen Waiſen⸗ 
hauſe wurde noch eine bedeutende Einnahme durch Herzog Ernſt den 
Frommen von Gotha gewährt und zwar 5% Zinſen von 2000 Meißner 
Florin (Silbergulden). Damit war der äußere Beſtand der beiden Häuſer 
geſichert, und es konnte eine beſſere Verſorgung der Kinder erfolgen, als 
anfangs geplant war. 

Neben der Inſpektion zur Verwaltung der Geſchäfte hatte man von 
der Gründung ab in beiden Anſtalten einen Haus vater für die er- 
zieheriſche und eine Haus mutter für die wirtſchaftliche Verſorgung 
der Kinder angeſtellt. Bald wurde dieſen auch ein eigener Lehrer 
beigegeben oder zeitweilig das Amt des Hausverwalters in die Hand eines 
„Praezeptors“ gelegt, dem zur Leitung der Handfertigkeitsarbeiten ein 
Werkmeiſter zur Seite ſtand; auch ward dem Hausvater eine Magd und 
Kinderfrau beigegeben. Die Hausordnung regelte den Tageslauf. Die 
älteſte für das evangeliſche Waiſenhaus geltende ift von 1714 erhalten, 
und gibt ein klares Bild der damaligen Erziehungsmethode. Sie entſprach 

4) J. Feldkamm, Geſchichte des kathol. Waiſenhauſes zu N Handſchrift 


von 1921, nach Originalakten . 
5) Erfurter Archiv, Acta XIII 7 Rr. 
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mehr dem Untertitel „Arbeitshaus“, den die evangeliſche Anſtalt von 
ihren Gründern erhalten hatte. | | 

Im Sommer um4Uhr und im Winter um5 Uhr hatte der Werkmeiſter 
die Kinder zu wecken. Gleich nach der Morgenandacht hatte er dieſelben 
zu beſchäftigen. Um oder 8 Uhr erhielten fie dann erſt ein Stück Brot 
mit Salz, wonach die Arbeit wieder fortgeſetzt wurde. Alle Stunden 
ſollte die Arbeit durch ein chriſtliches Lied unterbrochen werden. Um elf 
Uhr wurden die Kinder „nachdem die Hände gewaſchen“ zum Mittageſſen 
geführt. Nach dem Dankgebet und einer halben Stunde Bewegung wurde 
die Arbeit fortgeſetzt bis 4 Uhr. Dann mußten die Kinder pünktlich beim 
„Informatori“ zur „Information“ antreten. Um 5 Uhr wurde das 
Abendbrot in gleicher Weiſe wie das Mittageſſen verabreicht. Eine Bibel⸗ 
leſung zwang zur größten Ruhe während der Mahlzeiten. Nun folgte 
wieder eine halbe Stunde Pauſe und dann Fortſetzung der Arbeit bis 9 Uhr. 

Leider beſtand die Vergütung des Werkmeiſters in einem Gewinnanteil 
an der Kinderkeiſtung, was zu deren Überanſtrengung führte. Spätere 
Abfaſſungen der Hausordnung ſehen etwas mehr Unterricht vor, da es 
heißt, der Informator ſoll gleich um 7 Uhr morgens mit ſeinen Unter⸗ 
weiſungen beginnen, anſcheinend, um die verſchiedenen Altersgruppen nach 
einander vornehmen zu können, während die übrigen arbeiteten; ſonſt iſt 


die Tagesordnung in der obigen Form beibehalten. Die Androhung der 


Prügelſtrafe für ungehorſame Kinder iſt bis 1838 geblieben. Da erſt heißt 
es „körperliche Züchtigungen find zu vermeiden“. Soweit die Berichte 
ſchließen laſſen, war der Betrieb im katholiſchen Waiſenhauſe weniger 
auf Erwerbsarbeit eingeſtellt, doch erſcheint auch dort unter den Einnahme⸗ 
poſten der Jahresrechnungen das Arbeitsverdienſt der Kinder. Feder⸗ 
ſchleißen, Spinnen, Stricken, Kleidermachen und Ausbeſſern der Haus⸗ 
wäſche wozu auch die Knaben angehalten wurden, werden als Beſchäf⸗ 
tigungen genannt. Wenn auch nach der obigen Hausordnung die Zwiſchen⸗ 
mahlzeiten ſehr karg bemeſſen waren, ſo ſcheint doch den Kindern am 
Mittag und Abend eine kräftige Koſt geboten worden zu ſein. Dreimal 
in der Woche erhielt jedes Kind ein Viertelpfund Fleiſch, ferner wurde 
in jedem Waiſenhauſe mittags und abends Bier verabreicht, da ſie dies 
Getränk koſtenlos aus dem großen und kleinen Brauhaus erhielten. Die 

Feſttage wurden ſogar bei Wein und Kuchen gefeiert. 

Charakteriſtiſch für die damalige Kinderfürſorge iſt auch die Aufſtellung 
von 16715) über die Aufnahmebedingungen der bedürftigen Kinder, die 
in ſieben Gruppen gegliedert werden: | 

1. Solche, die von Eltern verlaffen find und einen Vormund haben, 
ſollen aufgenommen werden, um ihnen ihr Vermögen für ſpäter zu 
erhalten. Das Vormundſchaftsamt ſoll aber zuvor abſonderlich inſtruiert 
werden. 2. Verwaiſte Kinder, bei denen kein Vermögen und ſomit kein 
Vormund vorhanden iſt, können ohne weiteres genommen werden, aber 
Findlinge und uneheliche Kinder ſollen anderwärts erzogen werden. 
3. Bei Kindern, deren böſe Stiefeltern ſie zum Betteln anhalten, ſoll die 
Zweimännerkammer erſucht werden, die Eltern aufzufordern, die Kinder 
vom Betteln abzuhalten und „zur Schule zu (er) ziehen“. Sie follen von 


0) Erfurter Archiv, Acta XIII 7. I. l 
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der Kurrente und den Almoſengeldern wöchentlich unterſtützt werden. 
Sollten die Mahnungen nicht helfen, ſo ſind die Kinder aufzunehmen, aber 
die Eltern müſſen ein Pflegegeld zahlen. 4. Werden Kinder armer Wit⸗ 
wen oder notleidender, kinderreicher Eheleute auf der Straße bettelnd 
angetroffen, ſo ſollen ſie von den Stadtknechten oder Bettelvögten zunächſt 
ins Waiſenhaus gebracht werden. Nach gehörigem Verweis durch die 
Zweimännerkammer ſollen die Eltern ihre Kinder zurücknehmen, nur 
wenn ſie alt oder krank ſind, kann ihnen ein Kind abgenommen werden. 
5. Waiſenkinder der umliegenden Dorfſchaften, für die niemand ſorgt, 
dürfen ebenfalls aufgenommen werden, doch ſollen die Vormünder die 
Pacht des verwalteten Grundbeſitzes an das Waiſenhaus entrichten. 6. Bei 
armen Kindern, die von anderen Orten in die Stadt kommen, um ſich 
durch Betteln zu ernähren, ſoll nach der Überweiſung durch die Stadt⸗ 
knechte geprüft werden, ob Zurückführen an den Heimatort oder Ver⸗ 
mittlung von Dienſtſtellen oder Aufnahme das geeignetſte iſt. 7. Unge⸗ 
horſame, böſe Kinder, welche ihren chriſtlichen Eltern und anderen Leuten 
Verdruß bereiten, dürfen bei Meldung durch die Eltern dieſen abge⸗ 
nommen werden, doch iſt für ſie Pflegegeld zu zahlen, da ſie mehr Arbeit 
machen, als andere. 

Bei Beſchaffung von Einnahmen gibt obige Inſtruktion 4 Vorſchläge: 
1. Fremde Potentaten oder reiche Leute, die durch Erfurt kommen, ſollen 
angehalten werden, ein Almoſen für die Waiſenhäuſer zu geben, in gleicher 
Weiſe jene ehemaligen Bürgerkinder, die ſich in der Fremde Reichtum er⸗ 
worben haben. 2. Durchziehende Glücksſpieler und Komödianten ſollen 
nur „concediert“ werden, wenn ſie für die Waiſenhäuſer etwas geben. 
3. Die Handwerksgeſellen ſollen, wenn ſie bei ihren Zuſammenkünften in 
ihre Lade ſammeln, 1 oder 2 Pfg. für die Waiſenhäuſer ſpenden zur 
Ausbildung von Lehrlingen. 4. Die Kinder ſind zum Wolleſpinnen und 
Bänderwirken anzuhalten. N 


Die Verwaltungen der Waiſenhäuſer haben ſich redlich bemüht, ihren 
Heimen viele Freunde und Gönner zu gewinnen. Wie gut ihnen dies 
gelungen iſt, zeigt die große Zahl wohltätiger Stifter, die beide Anſtalten 
vorweiſen können. Die Landesherren von Mainz ſind wiederholt darunter 
genannt. So ſetzt 1693 der Kurfürſt Anſelm Franz 1000 Taler ein, 
damit die katholiſchen Waiſenknaben ein Handwerk erlernen können, und 
die Mädchen eine Ausſteuer erhalten, wenn ſie unbeſcholten in den Ehe⸗ 
ſtand treten. Dem gleichen Zwecke diente am evangeliſchen Waiſenhauſe 
das Legat von Dr. Elias Ziegler von 1804. 1721 beſtimmte Kurfürſt 
Lothar Franz dem katholiſchen Waiſenhauſe die Erträgniſſe aus 70 Ackern 
zur Aufnahme von Findelkindern. 

Auch gewiſſe Konzeſſionen, z. B. die Erlaubnis an die Bäcker, in der 
Faſtenzeit Brezeln und Butterwecken backen zu dürfen, wurden an die 
Bedingung geknüpft, den Waiſenhäuſern eine jährliche Zuwendung zu 
machen, was mit der Gewerbefreiheit fortfiel. Das große und das kleine 
Brauhaus mußten anſtelle von Akziſen den Waiſenhäuſern von jedem 
Gebräu eine Tonne Bier liefern. 

Die den Waiſenhäuſern gewährte Akziſenfreiheit erſparte jedem an 
70—80 Taler jährlich, bis dieſelbe 1820 aufgehoben wurde. 
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Die Begleitungsgebühren mit Laternen bei Beerdigungen brachten dem 
evangeliſchen Waiſenhauſe einen anſehnlichen Gewinn. | 

Die Rechnungsbücher beider Waiſenhäuſer führen die in der Stiftungs⸗ 
urkunde feſtgeſetzten Poſten alle Jahre unter ihren Einnahmen auf. Erſt 
1856 find die in natura gelieferten 12 Malter Korn (= 156 Scheffel drei 
Metzen preuß. Gemäß) in eine bewegliche Geldrente entſprechend dem 
Martinidurchſchnittspreiſe umgewandelt worden. Die Holzlieferungen 
ſind 1872 abgelöſt. | 

So konnten ſich trotz mancher ſchweren Zeit die beiden Waiſenhäuſer 
bis heute auf ihren gleichen Grundſtücken erhalten. Die Gebäude fanden 
mehrfach bauliche Verbeſſerungen und Erweiterungen und das katholiſche 
ſogar eine vollſtändige Erneuerung im Jahre 1896. 


Die von der Regierung und Stadt zu leiſtenden Beihilfen ſind mit 
den genannten Abänderungen regelmäßig bis zum heutigen Tag entrichtet 
worden. Doch bei der jetzigen Teuerung ſtellt ſich die Schwierigkeit ein, 
daß die alten Stiftungen bei weitem nicht ausreichen, um die Waiſen⸗ 
kinder davon zu erhalten, zumal ihre Zahl mit der Vergrößerung der 
Stadt gewachſen iſt. Die Stadtverwaltung hat ſich deshalb nach einigen 
Verhandlungen zur Zahlung eines beſonderen Pflegegeldes bereit erklärt. 
Das Hausvater und⸗Mutterſyſtem iſt im evangeliſchen Waiſenhauſe bis 
heute beibehalten worden. Es war oft ſchwer, daß rechte Ehepaar für 
dieſe Zwecke zu finden. 1786 verſuchte man deshalb im katholiſchen 
Waiſenhauſe Familienerziehung an die Stelle der Waiſenhauspflege 
treten zu laſſen und brachte die Zöglinge meiſt bei kinderloſen Ehepaaren 
unter. Man glaubte durch Auszahlung von 16 Talern Pflegegeld jährlich 
die Bereitſchaft braver Leute zu wecken. Doch im Gegenteil zeigte ſich, 
daß mehr Gewinnſucht als Kinderliebe treibendes Moment bei der Auf⸗ 
nahme der Kleinen war. Ungeſchick zur Löſung der geſtellten Aufgaben 
kam in anderen Fällen dazu, und ſo iſt man 1805 zur Rückführung der 
Kinder in das Waiſenhaus übergegangen. Die Übertragung der Pflege 
und Erziehung der Kinder an die Ordensſchweſtern des hl. Vinzens ift 
dann im Jahre 1846 erfolgt und dadurch für das katholiſche Waiſenhaus 
eine beſonders glückliche Löſung gefunden worden. 

Um das Bild der Kinderfürſorge in Erfurt im 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert zu vervollſtändigen, iſt noch zu erwähnen, daß ebenfalls zur 
Milderung der Schäden des dreißigjährigen Krieges der Kurfürſt Johann 
Philipp von Mainz 1667 die Urſulinen nach Erfurt berufen hat, damit ſie 
für die Erziehung der weiblichen Jugend wirken ſollten. Da der Unter⸗ 
richt im Mittelpunkt ihrer Tätigkeit ſtand, lag es nahe, daß ihr Wirken 
mehr für die Kinder aus gebildeten Kreiſen in Anſpruch genommen wurde. 
Doch allzeit waren die Urſulinen bemüht, nach dem Wunſche ihrer 
Stifterin ſich den Kindern des Volkes zu widmen. So hatten ſie neben 
der höheren auch eine Elementarſchule für 320 katholiſche und evangeliſche 
Kinder und freuten ſich, wenn ſie wenigſtens vereinzelt arme und ver⸗ 
laſſene Kinder in ihr Heim aufnehmen konnten. Wie die Akten berichten, 
waren unter den 20—30 Zöglingen immer einige Bedürftige, für die 
adlige Familien oder Fürſten das Penfionsgeld bezahlten.“ 


7) H. Beyer, Archivrat, Geſchichte des Urſulinerkl. S. 66 ff. 
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Die wertvolle Tätigkeit der Urſulinen wurde zur Zeit der Säkulari⸗ 
ſation beſonders von der Regierung anerkannt. Die fgl. preuß. Organi- 
ſationskommiſſion erließ am 5. Februar 1803 die Ordre: „Das Urſu⸗ 
linerkloſter ſolle in ſeiner bisherigen Verfaſſung beibehalten werden und 
von aller Beſteuerung freibleiben, weil es durch Erziehung jüngerer 
Frauenzimmer einen vorzüglichen Nutzen ſchaffe. Seine Majeſtät 
erwarten, daß es ſo fortfahre und ſeiner Erziehungsanſtalt noch größeren 
Umfang gebe.“ 

Die Notſtände des 17. Jahrhunderts milderten ſich im 18. in Erfurt 
mehr und mehr. Die allgemeinen Beſtrebungen zur Förderung von 
Handel und Gewerbe halfen den Wohlſtand der Bürger wieder zu heben. 
Dabei war das Familienleben faſt in jedem Hauſe noch ein recht geſchloſ⸗ 
ſenes, beſonders durch die ſtarke Verbreitung der Spinn⸗ und Wollweberei, 
die im 18. Jahrhundert zum größten Teil noch als Hausinduſtrie in 
Erfurt betrieben wurde. Sie bot auch für Kinderhände vielerlei Beſchäf⸗ 
tigungsmöglichkeiten. Dies führte zu ſtarker Anſpannung der zarten Kräfte 
entweder im Elternhauſe, bei Verwandten, Fremden oder in den Spinn⸗ 
ſtuben. Man findet daher aus jener Zeit keinerlei Erwähnung von Umher⸗ 
lungern und Betteln aufſichtsloſer Kinder. Mit der Entfernung ſolcher 
Weſen vom Straßenbild glaubte man aber auch genug Wohlfahrt getrieben 
zu haben. An einen geſundheitlichen Schutz der angeſtrengten Kleinen 
dachte niemand. Ob und wie weit Kinder auch in den allmählich ent⸗ 
ſtandenen Webfabriken ausgenützt wurden, läßt ſich leider nicht ermitteln. 

Es ſcheint ein Ausfluß merkantiliſtiſcher Beſtrebungen zu ſein, daß 
die kurmainziſche Regierung mehrere Spinnſchulen in Erfurt unter: 
hielt, die nicht nur Erwachſene zum Handwerk erziehen ſollten, ſondern 
auch zum großen Teil für Kinder eingerichtet waren, wie ſchon zwei 
Berichte beweiſen. Es ſchreibt z. B. „die Döllin“ an den Rat der Stadt, 
ſie ſei mit den ihr „anvertrauten Waiſenkindern“ im ehemaligen Mainzer 
Spital einquartiert worden und bitte um eine den Webmeiſtern näher 
gelegene Herberge. In einem anderen Geſuch berichtet Meiſter Fleck, daß 
der zehnjährige Umgang mit den armen teils recht ungezogenen Kindern 
ihm arg zugeſetzt habe.» 

Die Beſchäftigung der Kinder in den Spinnſchulen kam der Fabrik⸗ 
arbeit ſo ziemlich gleich. Nicht ohne Grund beſtand die Beſtimmung, daß 
nur geſunde Kinder in dieſelben aufgenommen werden durften. Von der 
1783 in der Weißen Gaſſe e Spinnſchule wird berichtet,“ daß 
dort im Winter von 7—11 und 1—7 Uhr und im Sommer von 6—11 
und 1—8 Uhr der Spinnmeiſter die zarten Kräfte zu fleißiger Arbeit 
anhielt, denn von jedem Pfund fertiger Wolle fielen ihm 6 Pfg. zu, was 
40 Taler im Jahr ausmachte. Er war freilich darauf angewieſen, denn 
ſein Jahresgehalt betrug außerdem nur 60 Taler neben Wohnung⸗, Licht⸗, 
Holz⸗ und Steuerfreiheit. Die Wolle wurde von den Fabriken geſtellt. 
Der Lohn, den ſie für die Verarbeitung zahlten, muß ſehr niedrig geweſen 
ſein, denn die Koſten der Schule konnten damit nicht gedeckt werden. Dies 
geſchah durch die Regierung, doch das Intereſſe derſelben an der Förde⸗ 

6) H. Beyer, n Geſchichte des Urſulinerkl. S. 80. 


) Erfurter Archiv, Acta XIII 7 Nr. 2, Spinnſchule und Waiſenhaus. I. 
1) Erfurter Archiv, Acta Villa 19, Bericht über Einrichtung von Spinnſchulen. 
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rung des Gewerbefleißes erloſch mit der Neige des Jahrhunderts. Trotz⸗ 
dem die Spinnſchulen bei der ſtarken Verbreitung der Textilinduſtrie ſehr 
an Bedeutung gewonnen hatten, hob die Kommerziendeputation die letzte 
im Jahre 1795 wegen der zu hohen Koſten auf. Die Tuchmacher ſchrieben 
zwar eifrig dagegen, dennoch konnten ſie ſich nicht entſchließen, ſelbſt eine 
Beiſteuer zu liefern. 

Im Intereſſe der Kinder wäre die Auflöſung zu begrüßen geweſen, 
wenn man für ſie eine beſſere Einrichtung getroffen hätte, doch ſtatt deſſen 
ſchickte man fie ins ſtädtiſche Arbeits haus. Dieſes war eingerichtet, 
um heimatloſem Geſindel Unterkunft und Erwerb in einem fabrikmäßigen 
Betrieb zu bieten. Nicht nur die Kinder jener Eltern, die hier Herberge 
ſuchten, ſondern auch „verlaſſene, ſo gut als verwaiſte Geſchöpfe“ ſollten 
hier „vor Müßiggang und vor phyſiſchem und moraliſchem Verderben“ 
bewahrt werden.“) Letzteres war aber bei dem ſtändigen Umgang mit 
jenen rohen Leuten unmöglich. Da die Pfarrſchulen Vor⸗ und Na 
mittagsunterricht hatten, wurde eine beſondere Schulanſtalt im Arbeits⸗ 
haus eingerichtet. Ein Gymnaſiaſt erteilte den auf zwei Stunden be⸗ 
ſchränkten Vormittagsunterricht. An demſelben nahmen auch Kinder 
armer Eltern teil, die nicht die Mittel hatten, um die Koſten an den 
öffentlichen Schulen zu beſtreiten, und wegen häuslicher Arbeiten keine 
Luſt hatten, ihre Kinder zu regelmäßigem Beſuch derſelben anzuhalten. 
Der Prediger des Arbeitshauſes erkannte die Mängel und ſtellte ſie der 
Stadtverwaltung vor mit folgenden Verbeſſerungsvorſchlägen: 

1. Der Unterricht iſt auf eine Stunde mehr am Nachmittag auszu⸗ 
dehnen und dem Lehrer eine Entſchädigung zu zahlen. 

2. Die Kinder ſollen auch außer der Unterrichtszeit von den „ver⸗ 
derbten Erwachſenen“ getrennt werden. 

is Für die Mädchen müſſe weiblicher Arbeitsunterricht eingeführt 
werden. 

Die ſtädtiſchen Körperſchaften waren aber nicht geneigt, ſich neue 
Laſten aufzuerlegen. Die langen Kriegsjahre von 1805 bis 1813 hatten 
die öffentlichen Kaſſen dermaßen geſchwächt, daß es der Stadt wahrſchein⸗ 
lich gar nicht möglich war, für derartige Zwecke Mittel flüſſig zu machen. 
So wurde 1818 beſchloſſen, die 14 Schulkinder den Waiſenhäuſern zuzu⸗ 
führen, während die fünf älteſten konfirmiert und in die Lehre gegeben 
wurden. Bezeichnend für den traurigen Verpflegungszuſtand im Arbeits⸗ 
haus iſt das Ergebnis der ärztlichen Unterſuchung, die die Waiſenhäuſer 
vor der Aufnahme verlangt hatten. Zehn Kinder mußten wegen Krank⸗ 
heit und Ungeziefer vorerſt einer Krankenanſtalt übergeben werden. 


11) Erfurter Archiv, Acta XIII 7 Nr. 4, Unterbringung der im Polizeiarbeits- 
haus befindlichen Kinder in das evang. Waiſenhaus. 
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II. Das 19. Jahrhundert mit vorwiegender 
Erziehungsfürſorge 


1. Verwahrloſung der Jugend und geſchloſſene Erziehungsanſtalten 


Ende des 18. Jahrhunderts ſtand in Erfurt das Wirtſchaftsleben in 
Blüte. Die handwerklich betriebene Spinn⸗ und Weberei wurde mehr 
und mehr fabrikmäßig orientiert. Mit der weiteren Verbreitung des 
Induſtrialismus führte dies zur Bildung größerer Firmen, von denen 
3. B. eine allein 1000 Arbeiter beſchäftigte. Der Rückgang des häuslichen 
Erwerbs treibt nach und nach auch Frauen in die Fabriken; um 1802 
werden nur vereinzelte Fälle genannt, aber in der zweiten Hälfte des 
neunzehnten Jahrhunderts ſteigt die Zahl auf 15 Prozent aller in 
Fabriken beſchäftigten Arbeiter. Im gleichen Maße wächſt damit auch 
die Zahl der aufſichtsloſen Kinder. 


Während ſich auf der einen Seite der Reichtum in wenigen Händen 
anhäuft, bildet fih ſchon in den 20iger und 30iger Jahren ein Proletariat 
von ungelernten Arbeitern, die teils durch ſchlechte Löhne, teils in Er⸗ 
mangelung jeglichen Schutzes für Zeiten der Krankheit, der Erwerbs⸗ 
loſigkeit oder des Alters in Not und Elend verſinken. Wiederholt auf⸗ 
tretende Choleraepidemien in den Jahren 1832, 49, 50, 55 und 66 ver⸗ 
ſchlimmern die Lage, ebenſo wie die großen Konjunkturſchwankungen, die 
zeitweiſe zum Stillegen oder Einſchränken von Betrieben führen, wodurch 
viele Familien brotlos werden, da die Väter kein Handwerk erlernt haben. 
So wird aus den 50iger Jahren berichtet, daß die „große Zahl von 
Arbeitsloſen im Proletariat“ nicht die Lücken zu erſetzen vermag, die 
unter den Handwerkern durch die Cholera entſtanden ſind, da es ihnen 
an Geſchicklichkeit zur Beſchäftigung fehlt.“) Die Berichte der Armen- 
verwaltung?) melden daher faſt alljährlich eine ſtetige Zunahme der Unter⸗ 
ſtützungsfälle und häufig auch Verſchlimmerung der Verhältniſſe bei den 
Einzelnen. Die Notlage, die ſich aus den geſchilderten Zeitverhältniſſen 
für die Kinder ergibt, iſt eine andere als die in früheren Jahrhunderten 
und erfordert eine weit umfangreichere Hilfe; trotzdem iſt es zu ver⸗ 
wundern, wie wenig tatſächliche Wohlfahrtspflege beſonders in den erſten 
Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts geübt wird. Nachdem 1813 der Be⸗ 
völkerungsſtand Erfurts infolge der Kriegswirren wieder auf 11 000 Ein- 
wohner herabgeſunken war, hätte man wenigſtens einige Beſtrebungen 
wie im 17. Jahrhundert erwarten ſollen, um den Nachwuchs zu fördern. 
Ob Gleichgültigkeit die Urſache war oder Mangel an Mitteln eine Neigung 
für die malthuſiſchen Ideen einflößte, iſt nicht feſtzuſtellen. Die alten 


1) Erfurter Archiv, Acta VIII a 16 Berichte über den Stand der hieſigen Fa⸗ 
briken und Handwerker. 

2) Erfurter Archiv, Verwaltungsberichte der Stadt von 1854—1923 und Ger- 
manns bibliothek V, 5. | 
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Alten laſſen aber erkennen, wie wenig für die Erhaltung der gefährdeten 
Kinderleben geſchehen ift. Wiederholt ſchreibt Dr. Lucas an den Magiſtrat 
und macht 1822 darauf aufmerkſam, daß ſo viele uneheliche Kinder, die 
bei Pflegemüttern untergebracht ſind, ſterben. Er ſchlägt damals ſchon 
vor, daß ein Polizeiarzt die Kinder überwachen und ſie von Zeit zu Zeit 
beſuchen folle. Die Polizei aber ſelbſt müſſe die Pflegeſtellen kontrollieren.“) 
Als nichts auf jene erſte Eingabe geſchehen iſt, ſchreibt er 1823 wieder an 
die Stadtverwaltung und berichtet, daß jedes vierte Kind, welches ſterbe, 
unehelich ſei, trotzdem der Prozentſatz jener Kinder damals weit geringer 
war. Nun erſt werden die Bezirkshauptleute (der Ortspolizei) aufge⸗ 
fordert, die Pflegekinder ihrer Reviere zu melden. Der Armenarzt 
Dr. Hartung beſuchte die 83 Pflegekinder, von denen 81 außerehelich 
waren, und trug ſeinen Befund in die von der Polizei zuſammengeſtellten 
Liſten ein. Mit zwei Ausnahmen heißt es bei jedem „gut gehalten“. 
Soll dies wirklich beweiſen, daß die Verpflegung überall gut war? — 
Es folgt nun noch eine Polizeiverordnung am 1. November 1825, wonach 
alle Hauswirte und Pflegeeltern bei Strafe von 10 Silbergroſchen ver⸗ 
pflichtet werden, alle in fremder Pflege befindlichen Kinder, ob ehelich 
oder unehelich, ob für oder ohne Entgelt verſorgt, ſofort anzumelden, auch 
jeder Wechſel iſt binnen drei Tagen anzugeben. Es ſcheint, daß dieſe Ver⸗ 
fügung nicht von langer Wirkung war und auch ſonſt nichts weiter ge⸗ 
ſchehen iſt, denn die Akten ſchließen hiermit ab. Alles was die Behörde 
notgedrungen als Kinderfürſorge weiterhin unternimmt, trägt den 
Charakter von Strafmaßnahmen gegen läſtige Individuen, die aus den 
Augen der Einwohner zu entfernen find. N 

Die von den barmherzigen Bürgern getroffenen Einrichtungen werden 
faſt ausſchließlich durch freiwillige Spenden der Einwohnerſchaft erhalten. 
Das erſte Ziel des Wirkens iſt die Linderung der Armut. Dem Geiſt des 
Induſtrialismus entſprechend ſucht man ebenſo wie in der vorausgehenden 
Epoche den Kindern Erwerbsmöglichkeiten zu bieten, damit ſie ſo ſchon 
früh zu Fleiß und Geſchicklichkeit erzogen, ſich zugleich Kleidung und 
Nahrung ſelbſt verdienen könnten. Dieſe Methode hatten in damaliger 
Zeit ſelbſt die großen Pädagogen wie A. H. Franke, Peſtalozzi und die 
Philanthropen in ihren Muſteranſtalten aufgenommen. | 

Die zunehmende außerhäusliche Erwerbsarbeit mancher Eltern neben 
der materiellen Not, die durch die niedrigen Löhne in den unteren Volks⸗ 
ſchichten verurſacht war, bedingten die Verwahrloſung zahlreicher Kinder 
und damit die Notwendigkeit, für dieſelben Erziehungs⸗ und Beſſerungs⸗ 
anſtalten zu gründen. 

In Weimar hatte Joh. Falk 1813 eine Ausbildungsanſtalt für ver- 
wahrloſte Kinder gegründet, welche die bedeutendſte der damaligen Zeit 
war. Der Miſſionseifer jenes Pietiſten Falk hatte den jungen Theologen 
Reinthaler begeiſtert, in Erfurt Gleiches wie in Weimar zu leiſten. Zur 
tätigen Mitwirkung und finanziellen Unterſtützung gründete er 1820 die 
„Geſellſchaft der Freunde in der Not“. „Nicht bloß arme und verlaſſene 
Kinder leiblich zu verſorgen und chriſtlich zu erziehen, ſondern auch junge 
Bettler und Spitzbuben von der Landſtraße aufzuleſen, aus den Gefäng⸗ 


8) Erfurter Archiv, Acta, Errichtung einer Rettungsanſtalt. 
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niſſen zu befreien und ſie noch in fromme, ehrliche und fleißige Bürger 
umzubilden“, dies ſollte auch hier erreicht werden.“ 

Er vermittelte ihnen gute Lehrſtellen und wachte ſorgfältig über ihr 
Wohlergehen. Hiervon zeugen die ausführlichen Berichte, die er alljähr⸗ 
lich von jedem Schützling aufſtellte. Die Mädchen wurden in Pflegeſtellen 
gegeben und zum Garnſpinnen angehalten. Um größeren Einfluß auf 
die Lehrlinge zu gewinnen, richtete er für ſie eine Sonntagsſchule ein. An 
dieſer unterrichteten arme Lehramtskandidaten, die dafür Freitiſch und 
manches von den Schneiderlehrlingen gefertigte Kleidungsſtück erhielten. 

1821 überließ die Stadt dem Verein einen Teil des alten Auguſtiner⸗ 
kloſters, das nun den Namen Martins ftift erhielt. Hier konnte 
Reinthaler ſein ſchönes Werk noch weiter ausbauen. | 

Für die Mädchen wurde eine Näh⸗ und Strickſchule eingerichtet, in 
der ſie für die Lehrlinge Strümpfe und Hemden verfertigten. Der Unter⸗ 
richt wurde von einer Frau Knoch „nur für Gotteslohn“ erteilt, ſo wie 
Reinthaler ſelbſt auch ohne jeden Gehalt arbeitete. | 

Durch die Mitwirkung der Schulgeſellen konnten auch bald arme 
Kinder ganz zur Erziehung aufgenommen werden, nachdem man bis 1824 
ſich nur damit begnügen mußte, ihnen Pflegeſtellen zu vermitteln und ſie 
zu kleiden, damit ſie Kirche und Schule beſuchen könnten. So hatte 
Reinthaler in wenig Jahren eine Anſtalt gegründet, in der in wechſel⸗ 
ſeitiger Sorge Gemeinſchaftsſinn gepflegt und zahlreichen Bedrückten ge⸗ 
holfen werden konnte. Die Liebe, mit der jenes Erziehungsgebäude durch⸗ 
weht war, ſpricht ſich in den Worten des Gründer aus: „Bieten wir 
alſo ſolchen unglücklichen Kindern für das viele Böſe, das ſie umgibt, 
nur ſo viel Gutes, gewiß, die meiſten werden ihre Rettung uns noch 
danken.“ Ein von ſolchem Geiſt getragenes Werk mußte ſtarke Anziehungs⸗ 
kraft auf die Jugend ausüben. In der Tat waren es 1824 ſchon 466 
Zöglinge, die im Martinsſtift eine Heimſtätte gefunden hatten. 

Das geſamte Werk wurde ganz von der privaten Liebestätigkeit ge⸗ 
tragen. Die monatlichen Sammlungen ergaben eine Jahreseinnahme von 
nahezu 3000 Talern, der eine Ausgabe von faſt gleicher Höhe 
gegenüberſtand. ; 

Die Einführung der Armenſteuer 1823 drückte die Gebefreudigkeit 
der Bürger ziemlich herab. Es heißt darüber im 4. Jahresbericht: „Die 
Anſtalt hat ihre erſten Stürme zu beſtehen, denn durch die erzwungene 
Armenſteuer, in welche nun leider auch unſere ſonſt ſo wohltätige Stadt 
ihre freien Gaben der Milde hat verwandeln müſſen, iſt in gar vielen 
Herzen alle Liebe erkaltet, ja in Widerwillen erſtarrt.“ Die monatlichen 
Sammlungen ſind ſo um 80 Taler vermindert. Es iſt begreiflich, daß 
ein ſolcher Tatbeſtand das Bedauern mancher wachrief, doch die Kinder 
ſollten nicht darunter leiden. Die Stadt hatte ja durch die Steuern eine 
weit ſichere und größere Summe zur Linderung der Armut zur Verfügung. 

Noch im gleichen Jahre zeigte ſie ſich auf Veranlaſſung der Regierung 
bereit, eine Fre i⸗ und Erwerbsſchule einzurichten und dieſelbe 
Reinthaler in Verbindung mit dem Martinsſtift zu übertragen. Hier⸗ 
durch wurde den Freunden in der Not neue Gelegenheit geboten, mit 


) Erfurter Archiv, Acta X B 12, Nr. 1, Das Martinsſtift. 
; | | ä 
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Hilfe der Armenverwaltung ihren Wirkungskreis beſonders für die 
ärmeren Schulkinder zu erweitern. Die meiſten derſelben kamen nun in 
die Freiſchule, da durch Beſchluß der Stadtverordneten vom Jahre 1823 
gegen den Vorſchlag der Erhebung einer allgemeinen Schulſteuer zur Be⸗ 
ſtreitung der Koſten ein Unterrichtsgeld in allen Pfarrſchulen entrichter 
werden mußte. Durch die Abſonderung jener bedürftigen Kinder in eine 
beſondere Schule wollte man ihnen die ſchmerzliche Empfindung ihres 
Abſtandes von den begüterten Kindern erſparen. Der Hauptzweck war 
aber der, ihnen durch einen abgeſchloſſenen Unterricht, der allein in den 
Vormittagsſtunden lag, die Möglichkeit zu geben, den Nachmittag für 
Erwerbsarbeiten frei zu haben. Durch den ſo ermöglichten regelmäßigen 
Beſuch und die Einteilung in kleinere Klaſſen wurden die Kinder tat⸗ 
ſächlich weiter gefördert, als es bisher in den anderen Schulen möglich 
war. Jenen Kindern, die zu Hauſe oder in fremden Betrieben keine Ver⸗ 
dienſtmöglichkeit hatten, bot die Schule in den Nachmittagsſtunden dafür 
eine gute Gelegenheit. Ein Arbeitslehrer verfertigte mit den Knaben und 
eine Lehrerin mit den Mädchen die verſchiedenſten nützlichen Dinge, durch 
deren Verkauf den Kindern eine kleine Einnahme geſichert wurde. So 
ſtellten Knaben Pfeifendeckel, Strickhölzchen, Fiſchnadeln, Waſchklammern, 
Fadenſäcke, Büchſen, Schachteln, geometriſche Körper, Damenbretter uſw. 
her. Die Mädchen nähten und ſtrickten die verſchiedenſten Kleidungsſtücke. 
Vieles wurde auf Beſtellung angefertigt. Dieſe Erwerbsſchule kam den 
Induſtrieſchulen jener Zeit gleich.“ Gegenüber den Spinnſchulen ift ſchon 
eine große Beſſerung zu verſpüren, da das Arbeiten auf wenige Stunden 
beſchränkt war und hier in abwechſlungsreicher Form mehr belehrenden 
Charakter hatte. Mit den heutigen Kinderhorten, als deren Vorläufer 
jene Induſtrieſchulen bezeichnet werden, haben ſie immer noch ſehr wenig 
Gemeinſames. Während man heute danach ſtrebt, dem Kind eine frohe 
Jugend zu bereiten, drückte man ihm noch ein gutes Teil Sorgen auf, 
und man belaſtete es über das Maß ſeiner Kräfte, denn die Anforde⸗ 
rungen, die damals an die Kinder geſtellt wurden, am Morgen fünf 
Stunden Schule und am Nachmittag vier Stunden Erwerbsunterricht, 
mußten die geſundheitliche Entwicklung hindern. Ein Hervorrufen von 
Widerwillen gegen alle Arbeit durch das Zuviel mag nur in einzelnen 
Fällen zutreffen, da der Beſuch der Erwerbsſchule freiwillig war. Jeden⸗ 
falls iſt der Nutzen nicht zu unterſchätzen, den die Kinder aus der Er⸗ 
ziehung zu Fleiß und Arbeitſamkeit und in der Erlangung mancher Ge⸗ 
ſchicklichkeiten erhielten. Der Verdienſt, der den Kindern ausgezahlt 
wurde, war nur gering und kann wohl mehr als Prämie für ihren Eifer 
betrachtet werden. 1824 erhielten 68 Knaben als Jahresverdienſt 
43 Reichstaler, 20 Silbergroſchen, 11 Pfg. und 58 Mädchen 75 Taler, 
26 Sgr., 5 Pfg. 


Der größere Teil des Arbeitserlöſes wurde für die Erhaltung der 
Schule, beſonders für die Beſchaffung von Material und Werkzeug ver⸗ 
wendet. Aus dem ſpäteren Etat iſt erſichtlich, daß gewöhnlich 550 Taler 
aus den Arbeiten gelöſt wurden, wovon die Kinder 200 Taler erhielten. 


5) Dr. E. von Harnack, Fürſorge für ſchulpflichtige Kinder in Kinderhorten, 
S. 13—17. Berlin 1918, Trowitzſch. 
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Für die Erhaltung der Frei⸗ und Erwerbsſchule verblieben ae reſtlichen 
350 


Taler 
Aus dem Brenkeſchen Schulfonds erhielt fie . . 335 „ 
Die Stadt ſteuerte den nötigen 1 1 En ay ae der 
evangeliſchen milden Stiftungen be 989 „ 
1674 Taler 


Dem gegenüber ſtand als Ausgabe für die Gehälter der Lehrer 
878 Taler, während der Reit der Einnahmen die übrigen Schulkoſten deckte. 

Aus den Schulliſten ſind noch heute die Berufe der Väter der Frei⸗ 
und Erwerbsſchüler erſichtlich, die, wie ſchon geſagt, als die ärmſten 
Kinder der Stadt galten. Wenn Reinthaler berichtet, daß es vielen an 
den nötigen Kleidern fehlte, ſo iſt dies ein Beweis dafür, daß die in Frage 
kommenden Berufe der Spinner und Taglöhner damals recht ſchlecht be⸗ 
ſoldet waren. Als Rektor vermittelte Reinthaler, daß jährlich wenigſtens 
40 Kinder gekleidet wurden, wofür die Stadt von 1823 bis 1833 je 120 
Taler und dann 200 Taler aus den evangeliſchen milden Stiftungen 
bereit ſtellte. Eine neue Einnahme ſchaffte ein Frauen⸗ und Jungfrauen⸗ 
verein dem Martinsſtift von 1825 ab. Durch freiwillige Handarbeiten 
und deren Verloſung war es möglich, in dem kalten Winter von 1827 
70 Kinder täglich zu ſpeiſen. Dies wurde dann alljährlich von Martini 
bis 1 fortgeführt. 

Vom Jahre 1834 ab wurde die Freiſchule „Armenſchule“ genannt, 
und 1846 iſt ſie den übrigen Parochialſchulen vollſtändig gleichgeordnet 
worden. Der Handarbeitsunterricht für die Knaben mußte leider ſchon 
1838 eingeſtellt werden, da wegen Baufälligkeit einige Zimmer zu räumen 
waren. Die Mädchenabteilung verlor mit den Jahren auch an Teil⸗ 
nehmerinnen. Ebenſo ſcheint der Erwerbszweck mehr dem der Unter⸗ 
weiſung in Handarbeiten Platz gemacht zu haben. 1839 beſuchten von den 
420 Kindern der Armenſchule immer noch 89 Mädchen den Erwerbs⸗ 
unterricht, 1851 waren es nur noch 49 Mädchen, deren Jahresarbeits⸗ 
verdienſt auf 21 Taler, 2 Sgr., 8 Pfg. zurückgegangen war. 

Durch eine Erweiterung der Räume konnte auch für die kleinen Ge⸗ 
ſchwiſter der Schulkinder geſorgt werden, denn Reinthaler wünſchte, auch 
dieſen Kleinen die Teilnahme an der Mittagsſpeiſe zu vermitteln. 
richtete daher mit Genehmigung der Regierung 1846 eine Spielſchule im 
Martinsſtift ein. Hier ſollte gleichzeitig den größeren Mädchen Gelegenheit 
geboten werden, ſich in der Kinderpflege zu üben. Neben der Schule leitete 
Reinthaler das Martinsſtift in oben gezeichneter Weiſe weiter. Seine 
vielſeitigen Bemühungen, den Stand der Anſtalt durch günſtige Finan⸗ 
zierung zu ſichern, waren von gutem Erfolg begleitet. 1824 wurde ihm 
durch v. Motz in Magdeburg Poſtfreiheit für alle Sendungen gewährt. 
Vom Unterrichtsminiſter Altenſtein erhielt er 50 Taler, ja ſelbſt an den 
königlichen Hof wandte ſich Reinthaler. 1825 erhielt er bereits ein Ge⸗ 
ſchenk von 200 Talern, denen noch manche Gabe folgte, bis König 
Friedrich Wilhelm IV. im Jahre 1846 die Koſten für einen notwendigen 
Neubau ganz deckte. — Ab 1850 mußte der Betrieb des Martinsſtifts 
ſehr eingeſchränkt werden, da ein großer Teil der Räume für das in der 
Auguſtinerkirche tagende Erfurter Parlament benötigt wurde. 

2* 
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Durch die Wahl eines aus zwölf Herren beſtehenden Erhaltungsrates 
und die königliche Beſtätigung des Grundbriefes von 1849 war das Fort⸗ 
beſtehen der Anſtalt bis in die heutige Zeit geſichert. 

Der von den „Freunden in der Not“ erfaßte Kreis armer Kinder 
war ein verhältnismäßig kleiner gegenüber dem ſteigenden Bedürfnis der 
Sorge für die durch Mangel an Aufſicht und Beſchäftigung dem Straßen⸗ 
leben überantworteten Kinder. Die bereits oben erwähnten wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe führten dazu, daß fih 1823 förmliche „Bettel⸗ und Diebes⸗ 
banden“ von Kindern bildeten. Dies gab die Urſache, einige Armen- 
deputierte beſonders zu beauftragen, die ſtädtiſchen Pflegekinder zu über⸗ 
wachen und vierteljährlich Bericht zu erſtatten. Die durch dieſelben ange⸗ 
wandten Maßnahmen zeugen aber von dem geringen Verſtändnis für die 
Kinderpſyche in damaliger Zeit. 

So ſind noch drei Arreſtanzeigen vom Jahre 1830 erhalten.“ Es heißt 
in der erſten: „Der zehnjährige Knabe W. Sch. iſt wegen mehrmaligen 
Jortlaufens von feinen Pflegeeltern im Hauſe Nr. 1495 arretiert worden 
und nach einigem Verbleib im Polizeigefängnis mit der Gendarmerie 
nach Schilfa abtransportiert worden.“ In der zweiten Anzeige wird 
berichtet, daß ein 7 Jahre alter Knabe wegen Bettelns und nächtlichen 
Umhertreibens abends 157 Uhr arretiert und im Gefängnis Nr. 15 ein⸗ 
geſperrt worden iſt. Die dritte Anzeige berichtet ſogar von einem 
8 ½ jährigen Mädchen, welches feiner Pflegemutter zweimal wegen 
Hungers entlaufen ijt. Es wurde um ½7 Uhr des Abends ins Polizei- 
gefängnis Nr. 1 gebracht, von wo es am andern Tag zu einer anderen 
SR fam. 

Als im Jahre 1834 die Cholera in Erfurt fo ſtark wütete, daß ſelbſt 
Fabriken geſchloſſen werden mußten, wuchs die Not beſonders in jenen 
unteren Schichten. Die Kinder wurden weit mehr zum Betteln und 
Stehlen angehalten. So ſtieg die Zahl der Kinder, die der ſtädtiſchen 
Pflege anheimfielen, während es immer mehr an paſſenden Stellen für 
dieſelben fehlte. War das geforderte Pflegegeld gering, ſo hielten die 
Pflegeeltern ihre Schützlinge zum Betteln an oder nützten ſie über Ge⸗ 
bühr zur Arbeit aus, ſodaß die Kinder ihnen entliefen. Einige verwilderte 
Knaben hatte man teils direkt, teils durch Reinthalers Vermittlung aus⸗ 
wärts zur Beſſerung untergebracht, doch dies kam der Stadt zu teuer. 
Verſorgung in einer Erfurter Anſtalt erſchien daher als das Zweckmäßigſte. 
Die Forderungen des Martinsſtiftes waren der Behörde zu unbequem, 
daher richtete die Stadt ſelbſt noch Ende 1834 im kleinen Hoſpital eine 
Anſtalt für verwahrloſte Knaben und 1835 im großen Hoſpital eine gleiche 
für Mädchen ein.?“ Die Knabenabteilung ſtand während der erſten Jahre 
unter der Leitung eines „Armendieners“ und Polizeiwachtmeiſters. 


Bemerkenswert iſt, daß, trotzdem dieſe beiden Anſtalten von der ſtädti⸗ 
ſchen Armenkommiſſion gegründet waren, und die Bürgerſchaft bereits 
durch die Armenſteuer ihren Beitrag für derartige Zwecke leiſtete, ſie 


6, Erfurter Ton, Acta XXV Nr. 5, Berichte des Oberbürgermeiſters v. Olders⸗ 
haufen; Heft 4 a S. 15. 
7 Acta XIII 6 Nr. 26. 
8) Erfurter Archiv X B XII Nr. 3, Erziehungsinſtitut zur Rettung verwahr⸗ 
loſter Kinder. 
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dennoch gern bereit war, Geld und Gaben zu ſpenden, damit hiervon die 

Einrichtung gedeckt werden könnte, auch trugen ſie zu den laufenden Koſten 

bei. Die Armenkaſſe beſtritt nur die Vertretung der Kinder, während das 

Verdienſt aus deren Arbeit natürlich auch für die allgemeinen Unkoſten 

verwendet wurde. 

Si S Rechnungsbericht ergab daher am Ende des Jahres 1836 folgendes 
ild: , 


Ginnahbmen: Taler Sgr. Pfg. 
Arbeitsverdienſt der Kinde 201 18 — 
Sreiwillige Beiträge der Bürger . 314 9 3 
Gelhene . 2 1 ww we ne. 111 27 7 
5 Bekleidungskoſten 14 25 — 
ür l Broſchüären .. 38 15 — 
„ See ct es ies Ses os 3 25 20 5 
706 25 5 

Ausgaben: 
Verpflegungszuſcn ß 39 13 11 
Beleuchtung und Heizung 41 39 1 
Bekleidung und Wäſ che 210 22 11 


Bettutenſilien, Gaus- und Küchengeräte 245 34 15 
Lehr⸗ und Aufdinggeld für Knaben 20 — — 


Lehrmittel und Arbeitsger dt. 12 — 9 
Ins gemein 50 — — 
21 11 


Die Stadt zahlte für Verpflegungskoſten: 


für 45 Knaben 575 21 
für 20 Mädchen 260 26 
836 17 


Es kommen ſomit auf jedes Kind 22 Taler im Jahr ohne Berechnung 
der Aufſichtsgehälter. 

Die Mädchen haben außerdem durch Nähen der ganzen Anſtalts⸗ und 
Kinderwäſche der Kaſſe wenigſtens 27 Taler geſpart. 

Wie angeſtrengt die Kinder beſchäftigt wurden, mag daraus zu ſchließen 
ſein, daß ſie bereits um 5 Uhr aufſtehen mußten und erſt um 10 Uhr zu 
Bett gingen. Die Koſt war nicht ſo reichlich, es wurde als Tagesportion 
pro Kind gerechnet: Morgens: / Loth Kaffee, 1/, Loth Cichorie, 
1/24 Quart (1/12 L.) Milch, Mittags: 16 Loth Erbſen, Linfen, Bohnen 
od. entſprechend Gemüſe mit 3/, Loth Nierenfett als Schmelze. Abends: 
1 Loth Butter od. entſprechend Fett od. Mus, per Tag noch 1 Pfd. Brot 
u. 1 Loth Salz, nur Sonntags / Pfd. Fleiſch. 

Zur Aufnahme gelangten zunächſt nur Erfurter Kinder, die ſich 
ſittenlos umhertrieben, von Eltern vernachläſſigt wurden oder die Schule 
ſchwänzten. Im dritten Jahre änderte man den Titel in „Anſtalt zur 
Erziehung armer Kinder“ und nahm auch jhon 6ĩjährige auf, „welche 
durch rohe Behandlung der Eltern geiſtig und körperlich verkrüppeln 
mußten, und bei denen es vorauszuſehen iſt, daß ſie ohnehin der Armen⸗ 
pflege zufallen.“ So begann man mit prophylaktiſcher Tätigkeit, wozu das 
allgemeine Landrecht von 1794 im zweiten Teil Titel 18, 8 90 u. 91 das 
geſetzliche Recht gab. Es heißt da: „Sollten Eltern ihre Kinder grauſam 
mißhandeln oder zum Böſen verleiten, oder ihnen den nötigen Unterhalt 
verſagen, ſo iſt das vormundſchaftliche Gericht ſchuldig, ſich der Kinder von 
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amtswegen anzunehmen. Nach Befund der Umſtände kann den Eltern 
in einem ſolchen Falle die Erziehung genommen und auf ihre Koſten 
anderen zuverläſſigen Perſonen anvertraut werden.“ 

Die Mädchenabteilung iſt ſchon im zweiten Jahre wieder aufgelöft 
worden, da man mit der Leiterin kein beſonderes Glück hatte. Die 
on waren ja auch leichter in Familien unterzubringen als die 

naben 

Bei dem arbeitshausmäßigen Charakter der Anſtalt war es höchſte 
Zeit, daß durch das Kinderſchutzgeſetzvon 18 53 ein gründlicher 
Wandel in der Auffaſſung über Kinderarbeit geſchaffen worden iſt. War 
1839 nur den Kindern unter 9 Jahren die Fabrikarbeit verboten und für 
jene von 9—16 Jahren von 12 auf 10 Stunden täglich beſchränkt, ſo iſt 
ſie nun für alle Kinder unter 12 Jahren unterſagt worden und für die 
12- bis 14jährigen nur für 6 Stunden geſtattet mit der Bedingung, daß 
fie daneben noch 3 Stunden Schulunterricht haben. Es iſt möglich, daß 
dies Geſetz weſentlich zu einer Umbildung des nahezu fabrikartigen Be⸗ 
triebs jener Rettungsanſtalt beitrug. Den letzten Anſtoß gab im Jahre 
1854 der Hoſpitalpfarrer, indem er beantragte, daß ein Lehrer als Erzieher 
angeſtellt werde. Dieſem Vorſchlage nähertretend nahm die Stadtverwal⸗ 
tung eine gründliche Reorganiſation der Anſtalt vor. Das erzieheriſche 
Moment ſollte nun in den Vordergrund treten. Dies war aber, wie Ober⸗ 
bürgermeiſter von Oldershauſen 1865 ſchreibt, bei einer Rettungsanſtalt 
nur durch Verbindung mit der Religion möglich. Es mußte darum kon⸗ 
feſſionelle Trennung der Kinder vorgenommen werden. 

Für die in den bisherigen Räumen des Hoſpitals verbleibenden 19 
Kinder wurden die evangeliſchen milden Stiftungen ſtärker ausgenützt, 
ſodaß die Stadt keine beſonderen Zuſchüſſe zu leiſten hatte. Es war dies 
inſofern ein Glück für die Kinder, als nun eine beſſere Verſorgung für ſie 
eintrat. Ein im „Rauhen Haus“ in Hamburg vorgebildeter Erzieher 
bekam die Leitung mit ſeiner Ehefrau, der die Hauswirtſchaft übertragen 
wurde. Den Stadtverordneten, beſonders der Armenkommiſſion, wurde 
ein ſtändiges Kontrollrecht eingeräumt. Nach dem neuen Zweck erhielt 
die Anſtalt nun den Titel: „Rettungsanſtalt für ſittlich verwahrloſte 
Knaben evangeliſcher Konfeſſion.“ Die neue Tagesordnung war der 
heutigen jhon etwas ähnlicher: | 

6 Uhr aufſtehn, 1271—71 Frühſtück, 7—7½ Andacht, 8—11 Schule, 

11—12 Erholung, 12 Mittagbrot, 1—5 Arbeit, 5—7 Schuke, 78 
Abendbrot, 448—8 Andacht, 1429 ins Bett. 

Auch der von dem neuen Leiter Widder aufgeſtellte Plan zur Beköſtigung 
war ein angemeſſener. Man dachte jetzt endlich auch daran, den Kindern 
die Freuden der Natur zu erſchließen. Zu Oſtern wurde eine eintägige 
und im Sommer eine achttägige Wanderung in den Thüringer Wald 
unternommen. 

Um die erzieheriſch ſo wertvolle Betätigung im Freien zu ermöglichen, 
wurde ab 1856 auch Feld⸗ und Gartenland gepachtet. Die anfänglichen 
Unkoſten hierfür wurden bald durch die guten Erträge gedeckt, die einen 
Wert von 60—130 Talern im Jahre lieferten. Damit die Kinder auf 
dem Schulweg nicht in Verſuchung kämen zu entlaufen, wurde der Unter⸗ 
richt in der Anſtalt durch Widder ſelbſt erteilt. Es fehlte dieſem zwar 
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eine abgeſchloſſene Lehramtsbildung, doch gab die Regierung ihm die 
Genehmigung kraft der Kabinettsordre über Beauffichtigung von Privat- 
ſchulen vom 10. Juni 1834 und 31. Dezember 1839. Teils durch die 
beſſere Verſorgung, teils durch den Hausunterricht, aber auch durch 
Verteuerung der ganzen Lebenshaltung ſtiegen die jährlichen Koſten für 
einen Knaben auf 64 Taler im Jahre 1855 bei einer Zahl von 25 Zög⸗ 
lingen und auf 71 Taler im Jahre 1863. Von dieſer Summe verblieben 
nach Abzug von Geſchenken und Arbeitsverdienſt der Kinder noch 46 Taler 
im Jahre zu decken. Dies war der Stadt zu viel. Als daher im Jahre 
1863 nach dem Tode Reinthalers der Erhaltungsrat des Martinsſtiftes an 
die Stadt den Antrag auf Vereinigung der beiden Anſtalten ſtellte, be⸗ 
ſchloſſen die Stadtverordneten, die ſtädtiſche Anſtalt zu ſchließen und Zög⸗ 
linge und Leiter dem Martinsſtift zu übergeben mit dem Angebot, 50 Taler 
Pflegegeld pro Kind an das Stift zu zahlen, da Widder bei der vermehrten 
Arbeit noch einen Schulamtskandidaten als Hilfe erhalten mußte. 1867 
erfolgte dann dieſer geplante Übergang. 

Die 12 katholiſchen Zöglinge, die 1854 die Rettungsanſtalt verlaſſen 
mußten, verſuchte man zunächſt im katholiſchen Waiſenhauſe unterzu⸗ 
bringen. Dort reichten aber die Räume nicht aus, und ein Anbau auf 
einem angrenzenden der Kommune gehörigen Grundſtück wurde nicht ge⸗ 
nehmigt. Man brachte die Knaben vorläufig bei katholiſchen Pflegeeltern 
unter, doch vielfach entliefen ſie dieſen und wurden in Stadt und Feld von 
der Polizei aufgegriffen.“) So erſchien alfo auch für diefe Kinder die 
Einrichtung einer geſchloſſenen Anſtalt mit Unterricht dringend nötig. Der 
Magiſtrat ſchlug für dieſen Zweck verfügbare Räume im ſtädtiſchen Arbeits⸗ 
hauſe vor, deſſen Leitung die Knaben mit unterſtellt werden ſollten. So 
wäre für die katholiſchen Kinder ein Rückſchritt in die alte gefängnismäßige 
Form erfolgt. Dies zeigt deutlich der vom Verwalter Diſchner entworfene 
Tageskoſtenplan: | 


Für Kaffee mit Wild.» e.. 1% Pfg. 
1 Pfd. Kommißbrot auch für den Abend . ..... 12¼ „ 
Mittagskoſt: Hülſenfrüchte, Kartoffeln oder Graupen . 9 j 
SULCUDUNG vun a a a a Bw e a a aD E eG 2 A 
Heizung, Licht, Gebäude und Inventa e 15 i 
40 Pfg. 


Davon geht ab das Arbeitsverdienſt durch Tütenkleben, 
wodurch pro Kind 12 —6 Pig einkommen 6 ae 


34 Pfg. per Tag 
alſo 40 Taler per Jahr und Kind. 


Es folgt nun noch der bezeichnende Satz: „Damit dererlei Kinder ſich 
nicht zu wohl fühlen im Arbeitshaus, könnte der Kaffee noch wegfallen.“ “ 
Da eine von ſolchem Geiſt beſeelte Erziehungsmethode mehr ſchädlich als 
nützlich für jene bedauernswerten Kinder iſt, die nicht durch eigene Schuld 
auf ſchiefe Bahn gekommen ſind, ſo war es nicht zu bedauern, daß die 
Stadtverordnetenverſammlung die Räume im Arbeitshaus nicht bewil⸗ 


9 Acta der Armendirektion, kathol. Erziehungsanſtalten Nr. 1. 
10) Ebenda. 
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ligte, „da dort die Sittlichkeit der Knaben noch mehr gefährdet iſt“. Die 
private Wohltätigkeit hatte inzwiſchen die nötigen Mittel zuſammen⸗ 
gebracht, um den Kindern ein Heim zu ſchaffen, wo ſie im Geiſt der Liebe 
erzogen und wieder auf gute Wege geführt werden. Herr Geh. Reg.⸗Rat 
Volk ſtellte ſeine Häuſer am Rieſenanger zur Verfügung, und ſeine 
Tochter führte ehrenamtlich die Leitung, bis Schweſtern aus dem Mutter⸗ 
hauſe der Vincentinerinnen in Fulda dieſelbe übernehmen konnten.!“ 
So ward die nach ihrem Gründer benannte Volk'ſche Erziehungsanſtalt für 
verwahrloſte katholiſche Knaben 1856 ihrem Zweck übergeben. Die Stadt 
wies derſelben alsbald ihre katholiſchen Pflegekinder zu, für die ſie einen 
jährlichen Satz von anfänglich 32, ſpäter 40 Talern entrichtete. Außer 
einem Zuſchuß von 200 Talern der Provinzialverwaltung wurde das Heim 
nur durch private Spenden erhalten. Wie ſtark dieſe herangezogen werden 
mußten, iſt bei dem viel zu niedrigen Pflegeſatz erklärlich, denn die Kinder 
ſollten nicht Not leiden. Stets wurde auf eine kräftige Koſt geſehen, da, 
wie die Oberin des öftern ſagte, es doch gilt, aus den Zöglingen kräftige 
Handwerker zu machen. Auch nach der Schulentlaſſung blieben die Knaben 
ebenſo wie im Martinsſtift in enger Verbindung mit der Anſtalt, da beſon⸗ 
ders die Ausrüſtung während der Lehrzeit noch durch die Anſtalt vermittelt 
wurde. Im Jahre 1864 erhielt durch eine neue Stiftung die Volk'ſche 
Anſtalt das jetzige Heim an der Regierungsſtraße. 

So mancher Knabe iſt in den beiden Rettungshäuſern wieder auf gute 
Bahn geleitet worden und hat ſich ſpäter als tüchtiges und leiſtungsfähiges 
Glied der menſchlichen Geſellſchaft bewährt. Es laſſen ſich dieſe guten 
Erfolge nicht zahlenmäßig feſtlegen, aber die Berichte von dankbaren 
Zöglingen, die ſich ſpäter als Freunde und Gönner ihres alten Heimes 
zeigten, beweiſen genug. Bei allen iſt die gewünſchte Beſſerung freilich 
nicht erfolgt, denn teils Erbanlagen, teils Einflüſſe der Umgebung machten 
wieder zunichte, was mit vieler Mühe erſtrebt worden war. Immerhin 
iſt auch bei ihnen viel Schlimmes verhütet worden, wenigſtens in jener Zeit, 
in der die Knaben in den Anſtalten weilten. Die für ſolche Zwecke ver⸗ 
wendeten Summen dürfen daher als zinstragend gerechnet werden. Trotz⸗ 
dem iſt es verwunderlich, daß die Stadt ſich jeder Zeit ſo gering an der 
Erhaltung dieſer Erziehungsanſtalten beteiligt hat und ſelbſt in Zahlung 
der Tagegelder für ihre ſtädtiſchen Pfleglinge um Pfennige feilſchte, “?) was 
ſpäter mit Tauſenden von Mark kaum wieder gut gemacht werden konnte. 

Die Anſtaltsverſorgung von Mädchen ift erft in den 60iger Jahren 
dank der privaten Fürſorge wieder aufgenommen worden. Sowohl auf 
katholiſcher wie auf evangeliſcher Seite iſt durch opferfreudiges Schaffen 
und durch hochherzige Spenden je eine Anſtalt zur Heranbildung von 
Dienſtboten gegründet worden. 

Durch Zuſammenwirken der Familie Lucius und Frl. Cron entſtand 
1857 das Marienſtift in der Hopfengaſſe. Im Jahre 1863 wurde 
das Gebäude dem biſchöflichen Stuhl von Paderborn übergeben, der dann 
zur Leitung die Schweſtern des heiligen Franziskus von Aachen nach 
Erfurt berief. Der Wirkungskreis wurde ſofort auch auf gefährdete 

u) Iffland, Die Volk'ſche Erziehungsanſtalt; Erfurt, Schenker 1906. 


12) Verhandlungen der Armenverwaltung mit dem Martinſtift und der Volk⸗ 
Then Anſtalt in den Akten der Armendirektion. 
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Mädchen im ſchulpflichtigen Alter ausgedehnt, und die Verwaltung erklärte 
ſich bereit, bis zu 30 ſtädtiſche Pflegekinder zum Satz von 24 Talern im 
Jahre aufzunehmen und alle über die Zahl Zugewieſenen zum üblichen 
Betrag von 40 Talern im Jahr. 

Die Mägdebildungsanſtalt, die der vaterländiſche (genannt 
Ritſchel'ſche) Frauenverein 1863 nach dem Vorbild des Marienſtifts nur 
durch die Beihilfen hochherziger Bürger gegründet hatte, nahm vom Jahre 
1866 ab auch Kinder unter 14 Jahren auf. Die Stadt ſtiftete 300 Mk. 
zur Beſchaffung der nötigen Betten, um dann ihre Pfleglinge dem Heim 
zuzuführen. Diakoniſſen von Kaiſerswert und ſpäter von Halle leiteten 
die Erziehung. Zahlreiche Spenden neben einigen größeren Stiftungen 
floſſen alljährlich zuſammen. Durch dieſe wurde nicht nur der Unterhalt 
beſtritten, ſondern es war ſelbſt möglich, im Jahre 1891 ein neues, ganz 
dem Zweck entſprechendes Heim auf einem von der Stadt überlaſſenen 
Grundſtücke neben dem Hoſpital zu erbauen, worin eine weit größere Zahl 
von Kindern aufgenommen werden konnte. i 

Der Kulturkampf brachte für die katholiſchen Erziehungsanſtalten 
einige ſchwere Jahre, da alle von Ordensſchweſtern geleitet waren. Infolge 
des preußiſchen Geſetzes vom 31. Mai 187513) wurde dieſen jede weitere 
Erziehungstätigkeit unterſagt, und der Oberbürgermeiſter mußte anordnen, 
daß ſie ihre Arbeit im Jahre 1877 niederlegen und die Stadt verlaſſen. 
Die Kinder des Marienſtiftes wurden förmlich verſchachert an jene, die 
ſich mit den niedrigſten Pflegeſätzen zum Schaden der Kinder begnügten. 
Das Waiſenhaus und die Volk'ſche Anſtalt, deren Fortbeſtand von feiten 
der Regierung als notwendig anerkannt wurde, leiteten Lehrerinnen und 
umſichtige Damen, bis die Schweſtern 1887 ihr ſegensreiches Wirken zum 
Heile der Kinder wieder aufnehmen durften. Auch in das Marienſtift 
kehrten die Franziskanerinnen zurück und erhielten ihre frühere Zahl von 
Zöglingen wieder. 


2. Halboffene Fürſorge für Kleinkinder durch Vereine 


Nachdem man im 17. und 18. Jahrhundert nur daran gedacht hatte, 
Waiſen⸗ und Findelkinder oder ſonſt der Erziehung und Pflege bedürftige 
Weſen in geſchloſſene Heime oder in Familien zu geben, hat Oberlin 
die Aufmerkſamkeit auf das der Hilfe bedürftige Kleinkind gelenkt und eine 
neue Art der Fürſorge, die halboffene, in die Wege geleitet. Im Jahre 
1769 begann er als Pfarrer in Steinthal i. Elſ. mit ſeiner treuen Magd 
Luiſe Scheppler die kleinen Kinder für Stunden des Tages in Ver— 
wahrung zu nehmen, da die Mütter, von Arbeit überlaſtet, dieſe oft ſich 
ſelbſt überließen. Die ſchöne Einrichtung fand bald in den verſchiedenſten 
Gegenden Nachahmung, beſonders da der Schulzwang eingeführt worden 
war und die größeren Geſchwiſter nicht mehr wie bisher als Hüter der 
Kleinen verwendet werden konnten. 50 Jahre vergingen, bis man auch 
in Erfurt dieſe Verſorgung der Kleinkinder aufnahm, und doch wäre ſie 
auch hier recht nötig geweſen, da gerade die ärmeren Frauen durch Spinnen 
den nötigen Lebensunterhalt verdienen mußten, und da allmählich Fabrik⸗ 


18) Preußiſche Geſetzſammlung von 1875, S. 217. 
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arbeit ſie von Hauſe fernhielt, abgeſehen von jenen, die als Wäſcherinnen 
und Aufwärterinnen ihren Kleinen tagsüber entzogen wurden. 

Die Regierung veranlaßte daher durch ein Reſkript vom 19. 3. 1834 
den Magiſtrat, nach dem Muſter anderer Städte eine Kleinkinder⸗ 
anftalt in Erfurt zu gründen. Es war nach damaliger Anſicht ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß dies keine direkte Aufgabe der Stadtverwaltung ſein 
konnte. Daher gab ſie, nachdem ein Gutachten aller Pfarrer eingeholt war, 
nur den Anſtoß zur Bildung eines Vereins der Erfurter Kinderfreunde. 
6 Vorſteher und 6 Vorſteherinnen wurden für die Verwaltungsarbeit 
gewählt. Im Intereſſe der zu betreuenden Kleinen hielt man es wohl 
für wichtig, auch das mütterliche Element zur Beratung mit heranzuziehen, 
und ſo ſehen wir hier zum erſtenmal in Erfurt Frauen im Dienſt der 
Allgemeinheit an leitende Stelle treten. Im Frühjahr 1835 trat der 
Vorſtand zum erſten Male zuſammen. Es wurde für Bettchen, Tiſche, 
Bänke und Küchengerät geſorgt. Die Stadt überwies ihnen die leere 
Pächterwohnung im Hoſpital ſowie 50 Taler und zwei Klafter Holz für 
1 Jahr. So wurde die erſte Warte⸗ und Pflegeanſtalt für kleine Kinder 
in Erfurt im Juni 1835 eröffnet. „25 Kindern, die nach Belieben der 
Eltern kamen, gewährte fie Obdach, Unterhalt und ſorgfältige Auffiht"" 
während der Stunden der außerhäuslichen Arbeit der Mutter. Damit 
begann hier die halboffene Kinderfürſorge. 

Die im Dezember 1839 erlaſſene Inſtruktion über die e e 
der Priatſchulen gab im § 11 bereits miniſterielle Anordnung für d 
„Warteſchulen“ für die nicht ſchulpflichtigen Kinder, die hier zur Acemi 
der Erziehungsanſtalten gerechnet werden. Es wird darin angeordnet, daß 
nur verheirateten Perſonen oder ehrbaren Witwen die Anlegung zu 
geſtatten iſt. Die Wohnung ſoll geſund und geräumig ſein. Die Orts⸗ 
ſchulbehörde hat die Erlaubnis zu erteilen und darüber zu wachen, daß die 
Kinder nicht länger als bis zum ſchulpflichtigen Alter bleiben.? 


Die Verfügung diente auch als Norm für die Erfurter Einrichtung, 


der man eine Pflegemutter zur Vorſteherin gab. 

Ein alter Kaſſenbericht aus dem Jahre 1841 zeigt, daß auch damals ſchon 
die Eltern für die Unterhaltskoſten mit herangegogen wurden, da die 
Kinder auch die Tagesmahlzeiten erhielten. Offentliche Mittel waren 
nicht erforderlich. 

Der Bericht lautet: 


Einnahmen: Tal. Sgr. Ausgaben: Tal. Sgr. 
Beſ tand 2 2. 31 — Gehalt der Pflegemutter 57 — 
Zinſen v. 10 T. Kap. 10 abe a a der Kinder. 31 13 
Beiträge der Kinderfreunde 156 4 Brot 30 — 
Beiträge der Eltern 25 25 Sole und Spaltlohn 19 — 
Fa er Diietzind . - 2 2 we, 10 — 
Im Allgemeinen 2 — 
In der Sparkaſſe 45 — 
194 13 


Das Statut von 1861 beſagt, daß die Anſtalt unter Aufſicht des Ma⸗ 
giſtrats ſteht und dieſem jährlich Rechnung zu legen iſt. 


) Erfurter Archiv, Hermannsbibliothek V 5 1825—45. 
) Erfurter Archiv, Berichte des Oberbürgermeiſters von Oldershauſen XXV 5. 


Das 19. Jahrhundert mit vorwiegender Erziehungsfürſorge 27 


Vom Jahre 1864 ab übernahmen Diakoniſſen die Leitung, die ſie 
noch heute in Händen haben. 1875 ſiedelte die Anſtalt in die heutigen 
Räume in der Pergamentergaſſe über. Die Zahl der Kinder betrug ge⸗ 
wöhnlich 70—80. 

Auch nach einem Kaſſenbericht von 1886 erhielt die Anſtalt ſich noch 
ganz von Spenden und Geſchenken, die neben den Zinſen 2533 Mk. aus⸗ 
machten, während die Pflegekinder 1500 Mk. von ſeiten der Eltern 
einbrachten. In den Ausgaben erſcheinen auch die an die Stadt zu zahlen⸗ 
den 112 Mk. Zinſen für ein Kapital, welches von dort zu einem notwendi⸗ 
gen Umbau in der Pergamentergaſſe bereitgeſtellt war. 

Der Krieg von 1866 gab der Leitung des Auguſta⸗Viktoria⸗Stiftes 
Veranlaſſung, für die Kinder, deren Väter ins Feld gezogen waren, in 
vermehrtem Maße zu ſorgen, und deshalb richteten auch ſie nun eine 
Spielſchule ein. 60—80 Kinder fanden dort täglich Aufnahme, den 
größeren Mädchen wurde dadurch gute Gelegenheit geboten, ſich auch in 
der Kinderpflege zu üben. 

Bald danach im Jahre 1868 richtete auch das Urſulinerkloſter auf 
Veranlaſſung des biſchöflich⸗geiſtlichen Gerichts eine Spielſchule ein, die 
jhon im erſten Jahre von 70—90 Kindern beſucht wurde, ein Zeichen, wie 
ſtark das Bedürfnis für derartige Verſorgung der Kleinkinder war. Ein 
Damenkomitee von 12 Mitgliedern hatte ſich gebildet, die ſich die Be⸗ 
ſchaffung der notwendigen Unterhaltsmittel ſowie die Überwachung 
der Anſtalt ſelbſt zur Aufgabe geſtellt hatten. Frau Aſſeſſor Burkhardt 
hat ſich dabei beſonders verdient gemacht, ſie leitete auch die Spielſchule, 
als es den Urſulinen während des Kulturkampfes unterſagt wurde, ſich 
weiter mit der Erziehungsarbeit zu beſchäftigen. 


3. Geſetzliche Neuerungen und kommunale Arbeit 


Die Beſtrebungen der Sozialreform brachten in den 70er und 
80er Jahren verſchiedene Geſetze, die auch für Erfurt nicht ohne nach⸗ 
haltige Wirkung blieben. Eine allgemeine Hebung der unteren Volks⸗ 
ſchichten iſt durch ſie bedingt worden. Die erſten in dieſem Zeitraum 
erlaſſenen Geſetze tragen nach außen den Charakter des Rechtsſchutzes für 
das Kind und weniger den der Sozialpolitik. Sie ſind der Ausfluß des 
erwachenden Verſtändniſſes für die ſchwächſten Glieder der ſozialen Ge⸗ 
meinſchaft. Dieſe neuen Kodifikationen legen der Gemeinde die Pflicht 
auf, nun endlich wenigſtens nach einer beſtimmten Richtung ſelbſt organi- 
fierte Kinderfürſorge zu treiben und alte Einrichtungen ſyſtematiſch auszu⸗ 
bauen. Die Beſtrebungen gelten den vaterloſen Unmündigen und hier⸗ 
unter den ſtädtiſchen Pfleglingen und ferner den verwahrloſten Kindern. 
Die Zahl iſt im Laufe des Jahrhunderts ſtetig angewachſen. 

Das erſte verbeſſernde Geſetz iſt die preußiſche Vormundſchafts⸗ 
ordnung von 1875, die am 1. Januar 1876 in Kraft trat.” 

Das Vormundſchaftsamt, welches ſeit der Reichspolizeiordnung von 
1548 durch die Stadtgerichte mit kollegialer Beſchlußfaſſung ausgeübt 
worden war, geht nun auf einen Einzelrichter über, und dem Amtsgericht 


1) Preußiſche Geſetzſammlung von 1875, S. 431—464. 
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wird die geſamte vormundſchaftliche Gerichtsbarkeit übertragen. Über 
den Fall der Vormundſchaft ſtimmt die Vormundſchaftsordnung mit der 
Reichspolizeiordnung von 1548 und dem Allgemeinen Landrecht überein,? 
indem ſie ſagt, daß alle Minderjährigen unter Vormundſchaft zu ſtellen 
ſind, die ſich nicht unter väterlicher Gewalt befinden, bei denen ſie ruht 
oder deren Vater ſelbſt bevormundet iſt. Doch entgegen dem bisherigen 
Recht, nach dem jeder Vormund durch die Behörde zu ernennen war, ſieht 
die neue Vormundſchaftsordnung auch geſetzliche Vormünder vor, denen 
auf Grund ihres Verwandtſchaftsgrades zum Mündel ohne behördliche 
Ernennung das Amt des Vormunds zufällt. 

Den wichtigſten Fortſchritt bringen die 88 14 u. 52, in denen das 
Vormundſchaftsamt verpflichtet wird, in allen Fällen, wo kein geſetzlicher 


Vormund vorhanden iſt, von amtswegen die Vormundſchaft einzuleiten. 


Zugleich wird im Gemeindewaiſenrat ein Hilfsorgan geſchaffen, dem 
neben dem Vormundſchaftsgericht als der oberſten Vormundſchaftsbehörde 
die unmittelbare Aufſicht über Vormünder und Mündel zuſteht. Die 
Überwachung des perſönlichen Wohles der letzteren iſt dabei von beſonderer 
Bedeutung, ebenſo wie die Pflicht, alle Fälle dem Amt zu melden, in 
denen Vormünder zu beſtellen ſind. Dies war bisher nur Sache der Ver⸗ 
wandten oder der Pfarrgeiſtlichen. Die letzteren werden 1827 durch das 
evangeliſche Miniſterium aufgefordert, „die unehelichen Geburten den 
Vormundſchaftlichen Gerichten zwecks Beſtellung von Vormündern zu 
melden und auf die Erziehung ſolcher Kinder ein wachſames Auge zu 
haben,“) denn gerade bei dieſen unterblieb häufig die Beſtellung eines 
Vormundes, und jo manche waren auf Armenunterſtützung angewieſen, 
weil niemand deren Rechte gegenüber dem Vater vertrat. Die Einrichtung 


eines Standesamtes in Erfurt im Jahre 1874 war eine weſentliche Er⸗ 


leichterung für Ermittlung aller Fälle. Eine weitere Aufgabe des 
Gemeindewaiſenrats beſtand darin, wirklich geeignete Perſönlichkeiten als 
Vormünder zu ermitteln und dem Vormundſchaftsamt vorzuſchlagen. 

Mit der Reorganiſation der Armenverwaltung im Jahre 1876 wurde 
das Amt eines Waiſenrats von dem der Armeninſpektoren getrennt und 
die Waiſenratsfunktionen einem aus den Bezirksvorſtehern gebildeten 
Waiſenratskollegium übertragen. Dieſes konſtituierte ſich am 
26. März 1876. An der Spitze ſtand ein Magiſtratsbeamter, und zwar 
jeweils der Leiter der ſtädt. Armenverwaltungsgeſchäfte als hauptamtlicher 
Gemeindewaiſenrat, der die dienſtlichen Angelegenheiten zu führen hatte. 
Damit war wohl eine büromäßige Verwaltung geſchaffen, welche die In⸗ 
tereſſen der Mündel und beſonders der ſtädt. Pflegekinder wahrnahm, aber 
eine häusliche Überwachung wurde durch das Kollegium noch nicht aus⸗ 
geübt. Welche Schäden ſich daraus des öfteren für die Kinder ergaben, 
zeigten die Berichte der früheren Jahrzehnte. Es iſt daher ein großes 
Verdienſt des Vaterländiſchen Frauenvereins, daß zwei feiner Mitglieder 
die regelmäßigen Beſuche wenigſtens der ſtädt. Pflegekinder übernahmen 
und nn auch nad) der Schulentlaſſung paſſende Lehr⸗ und Dienſtſtellen 
vermittelten. 


— ee nn ns 


2) Dr. Dernburg. Das Vormundſchaftsrecht der preußiſchen Monarchie. 
) Erfurter Archiv, Abt. XXV 5. 
) Städtiſcher Verwaltungsbericht von 1876/77. 
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Das preußiſche Zwangserziehungsgeſetz vom 13. 3. 18785 
vermehrte die Aufgaben des Waiſenhauſes, indem ihm nun auch die Unter⸗ 
bringung der verwahrloſten Kinder geſetzlich übertragen wurde. Nach § 9 
hatte er dieſe nicht bevormundeten Kinder ebenſo zu beaufſichtigen, wie 
die Mündel nach §§ 53 u. 54 der Vormundſchaftsordnung von 1875. Durch 
das neue Geſetz von 1878 konnten von da ab auch in Erfurt alle Kinder, 
die nach Vollendung des 6.—12. Lebensjahres eine ſtrafbare Handlung 
begingen, von Obrigkeits wegen in geeignete Familien oder in einer Er⸗ 
ziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt untergebracht werden. Gefängnisſtrafe 
durfte für dieſe Altersſtufen nicht mehr angewendet werden, wie dies 
bereits durch § 55 des Strafgeſetzbuches beſtimmt worden war. Die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu dem Geſetz von 18786 zeigen beſonders deutlich, 
wie man jetzt allgemein danach ſtrebt, bei der Fürſorge für die Verwahr⸗ 
loſten das erzieheriſche Problem in den Vordergrund zu ſtellen. Es heißt 
dort z. B., „die Unterbringung hat nicht den Charakter einer Strafe; die 
der öffentlichen Fürſorge anheimfallenden verwahrloſten Kinder ſollen 
vielmehr in Gottesfurcht und Sitte beſſer erzogen und zu Ordnung und 
Arbeitſamkeit angehalten werden, um ſich dereinſt ihren Lebensunterhalt 
durch ehrliche Arbeit verdienen zu können“. Ferner wird hierzu gewünſcht, 
daß die Anſtalten nicht bloß ländliche Grundſtücke haben, ſondern auch mit 
Handwerksſtätten ausgeſtattet werden, und daß die Mädchen ſich in Haus⸗ 
und Handarbeit üben ſollen. Es wird jedoch betont, „daß die Arbeit nicht 
Zwangsarbeit ſein ſoll, ſondern den Charakter der Haus⸗ und Familien⸗ 
tätigkeit behalte, damit die Kinder mit Luft und Liebe arbeiten lernen.“ 
Dieſen Anforderungen entſprachen die Erfurter Erziehungsanſtalten 
bereits ſeit der Umbildung in den 50er Jahren, ebenſo wie der weiteren 
legen el. daß „auf die religiöſe Erziehung beſonderes Gewicht zu 
egen fet”. 

In einem Erlaß vom Februar 1879 forderte der Miniſter des Innern 
die Pfarrgeiſtlichen zur tätigen Mitwirkung an der Erfüllung des Geſetzes 
auf, da es noch an beſonderen Organiſationen zur Überwachung der 
Jugend fehlte. 

Nachdem zunächſt das 16. Lebensjahr als Zeitpunkt für die Entlaſſung 
aus der Zwangserziehung feſtgeſetzt worden war, beſtimmte ein weiteres 
ale u 23. 6. 1884, daß das 18. Lebensjahr dafür entſcheidend 
ein ſolle 

Mit der Einführung des gemiſchten Elberfelder Syſtems bei der 
Erfurter Armenverwaltung trat im Jahre 1892 eine neue Umbildung 
der Waiſenpflege ein. Nach § 22 der Gemeindewaiſenordnung 
wurden nun den Bezirkskommiſſionen und Armenpflegern die Rechte und 
Pflichten des Waiſenrats übertragen, welche durch Hausbeſuche die Be⸗ 
dürftigkeit ihrer Armen zu prüfen hatten. Sie übernahmen dabei gleich⸗ 
zeitig die Aufgabe, die ſtädtiſchen Pflegekinder ſowie alle ihrer Kontrolle 
unterſtellten Mündel zu beſuchen und halbjährliche Berichte an die Armen⸗ 
und Waiſenverwaltung zu erſtatten. 


9 Preußiſche Geſetzſammlung, S. 132 von 1878. 

©) Geſetz betr. die Unterbringung se 1 von Wiedemann erläutert, 
Berlin 1887 Puttkammer und Mühlbrecht, S 5 f. 

7) Preußiſche Geſetzſammlung von 1884, S. 1806 
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Damit verteilte ſich die bisher durch wenige Damen geübte Tätigkeit 
auf einen Kreis von 300 ehrenamtlichen Kräften, die in den 24 Armen⸗ 
bezirken die Pflichten der Stadt für die öffentliche Kinderfürſorge erfüllten. 

Die beiden Mitglieder des Frauenvereins Fräulein v. Müffling und 
Fräulein Zernentſch ſetzten als Armenpflegerinnen ihre ſeit Jahren geübte 
mütterliche Fürſorge für die Pflegekinder im verkleinerten Kreis ihrer 
Bezirke fort, bis ſie auf eine nahezu 50jährige Tätigkeit zum Wohle 
manches armen und verlaſſenen Kindes zurückſchauen konnten. Dieſes 
Beiſpiel darf wohl hier beſonders hervorgehoben werden, um zu zeigen, 
von welcher Ausdauer und Hingabe die ehrenamtliche Arbeit im 
19. Jahrhundert getragen war. 

Eine wertvolle Ergänzung der ſtädtiſchen Armenpflege für die Schul⸗ 
kinder leiſtete der Vaterländiſche Frauenverein, indem er eine Kleider⸗ 
kammer einrichtete, in der geſammelte Kleidungsſtücke hergerichtet, ſowie 
zahlreiche neue angefertigt wurden, ſo daß jährlich 500 bis 600 bedürftige 
Kinder gekleidet werden konnten. Dieſes iſt trotz aller Schwierigkeiten 
bis heute fortgeſetzt worden. 

Ende der 70er und Anfang der 80er Jahre trat infolge ſchwerer wirt⸗ 
ſchaftlicher Kriſen auch in Erfurt ein Rückgang im Konſum und in der 
geſamten Produktion ein. Dies drückte die Arbeitslöhne ſehr herab, 
während vielen überhaupt jegliche Erwerbsmöglichkeit genommen war. 
Eine merkliche Beſſerung in der Lage der Arbeiterſchaft erfolgte durch die 
in der kaiſerlichen Botſchaft von 1881 angekündigte Arbeiterver⸗ 
ſicherung, die durch die Geſetze von 1883 mit dem allgemeinen Bei- 
trittszwang zur Krankenkaſſe, dem Unfallverſicherungsgeſetz von 1884, 
ſowie dem Geſetz betr. Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung von 1889 
zur Tat wurde. 

Die Berichte der ſtädtiſchen Armenverwaltung® heben dies wiederholt 
als Urſache dafür hervor, daß trotz zunehmender . die Zahl 
der Armenfälle ſtändig abnimmt. Dafür greift ein anderes Übel Platz, 
welches die Not vieler Kinder bedingt. 

Sei es infolge der ſchlechten Verhältniſſe auf dem Arbeitsmarkt, ſei 
es durch die allgemeine Aus wanderungsluſt angeregt, verließen 
zahlreiche Väter ihre Erfurter Heimat, um jenſeits des Ozeans ihr Glück 
zu ſuchen. In unverantwortlicher Gewiſſenloſigkeit ließen ſie Weib und 
Kinder, oft auch nur die unverſorgten Kleinen, in Not und Elend zurück. 
Die Zahl der ſtädtiſchen Pflegekinder nahm dadurch überraſchend zu, 1884 
bis 1886 von 97 auf 144 und 188. Das Hauptkontingent davon bildeten 
die verlaſſenen Kinder. Der Armenkongreß von 1886 ſah ſich daher zu 
einer Petition an den Reichstag veranlaßt, worin ein Geſetz gefordert 
wird, das „der Gewiſſenloſigkeit und moraliſchen Verkommenheit der⸗ 
jenigen Einhalt gebiete, die ihre Familie derart verlaſſen.“ “) 

Die Notwendigkeit, jene zurückgebliebenen Kinder in Pflege zu geben, 
legte der ſtädtiſchen Armenkaſſe vermehrte Laſten auf. Ein großer Teil 
wurde in den beſtehenden Anſtalten aufgenommen, daneben gelang es, 
100—150 Kinder in geeigneten Familien in der Stadt und auf dem 


8) Städtiſcher Verwaltungsbericht 1887—1906. 
9) Ebenda 1886/87. 


Das 19. Jahrhundert mit vorwiegender Erziehungsfürſorge 31 


Lande unterzubringen. Bürgermeiſter Kirchhoff übernahm es ſelbſt, 
mehrmals jährlich die verſchiedenen ländlichen Pflegeſtellen zu revidieren; 
nach deſſen Tod übte der Leiter der Armen⸗ und Waiſenratsgeſchäfte 
dieſe Pflicht weiter aus. 

Mehr als die ſeit Jahrhunderten geübte Pflicht der Vermittlung von 
Obdach und Verpflegung an arme Kinder übernahm die Stadt auch in 
der ganzen zweiten Hälfte des Jahrhunderts nicht. Die bei der Verwal⸗ 
tung noch vorherrſchende liberal⸗individualiſtiſche Richtung hielt dieſelbe 
von jeder ſelbſtändigen Unternehmung zum Wohl der Kinder ab, trotzdem 
ſich ſo manches neue Bedürfnis im Laufe der Zeit herausgebildet hatte. 
Nach Beratungen über Vorſchläge, die neue Einrichtungen auf dieſem 
Gebiet bezwecken, kehrt wie ein Refrain der Satz wieder: „Die Kommiſſion 
oder die Stadtverordnetenverſammlung erkennt die Notwendigkeit 
nicht an.“ 0 

Dank dem energiſchen Eingreifen einzelner Perſönlichkeiten und der 
opferfreudigen Bereitſchaft zahlreicher Bürger, wurde dennoch alles ge⸗ 
ſchaffen, was entſprechend den Zeitverhältniſſen als wünſchens wert zum 
Wohle der Kleinen erſchien. Ja es gelang ſogar in einzelnen Fällen, 
wenn auch erſt nach längerem Zögern, ſtädtiſche Beihilfen für derartige 


Zwecke flüſſig zu machen. 


4. Halboffene Kinderfürſorge für Schulkinder durch Private 


Eine ganz neue Bewegung auf dem Gebiet der Kinderwohlfahrtspflege 
war die geſundheitliche Förderung durch Einrichtung von Ferien⸗ 
kolonien. Die zweckmäßige Anregung, auf dieſe Weiſe Kindern der 
größeren Städte wenigſtens eine zeitweilige Kräftigung zu bieten, ging 
vom Pfarrer Brion in Zürich aus. Ihm war nach ſeiner Verſetzung aus 
einem Gebirgsdorf nach dem ärmſten Stadtteil von Zürich der große 
Unterſchied in der körperlichen Entwicklung zwiſchen ſeinen früheren 
Schützlingen auf dem Lande und den jetzigen in der Stadt aufgefallen. 
Es gelang ihm, die ſchwächlichſten Kinder zur Erholung für einige Som⸗ 
merwochen zu Familien ſeiner früheren Gemeinde zu bringen.) Dieſe 
erſte Ferienkolonie war von gutem Erfolg begleitet. In Kopenhagen war 
man zur ſelben Zeit auf einen ähnlichen Gedanken gekommen und hatte 
auch dort die armen Kinder in einzelnen Familien auf dem Lande unter⸗ 
gebracht. Dieſe Beiſpiele fanden langſam in einigen größeren Städten 
Nachahmung, ſo in Berlin, Danzig und in Frankfurt a. M. 1878. Die 
Zahl ſtieg von Jahr zu Jahr. Nachdem laut Bericht des Miniſteriums 
in Berlin 1876 eine Stadt 7 Kinder entſandte, waren es 1880 in elf 
Städten 1117 Kinder und 1881 in 28 Städten 2959 und 1885 in 72 
Städten 9999.2 Die letzte Steigerung war veranlaßt durch einen 
miniſteriellen Runderlaß vom 26. Mai 1880 an alle Regierungen, worin 
aufgefordert worden war, das Beiſpiel einiger Städte nachzuahmen und 
kränkliche Schulkinder in Ferienkolonien zu ſchicken. Bezeichnend iſt der 
Zuſatz: „Da keine Mittel für dieſe Zwecke zur Verfügung ſtehen, ſoll die 

10) Wiederholt in den Wohlfahrtsakten der Schulverwaltung zu finden. 


1) Ueber Einführung von Ferienkolonien, Danzig, Kafemann 1882. 
) Acta der Schulverwaltung 27 b, Ferienkolonie 1—2. 
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gedeihliche Entwicklung auch fortan der freien Vereinstätigkeit überlaſſen 
bleiben; nur durch Stellung von Lehrern zur Beaufſichtigung und bei der 
anal in den Schulen ſollen die Beſtrebungen tunlichſt gefördert 
werden.“ 

Der Magiſtrat von Erfurt beriet ſchon 1881 die Frage der Ferien⸗ 
kolonie und machte der Stadtverordnetenverſammlung die Vorlage, 
200 Mark für dieſe Zwecke zu bewilligen. Hier hielt man aber die Sache 
für überflüſſig und erklärte: „Kinder mit organiſchen Fehlern zu verſorgen 
ift verlorene Mühe und für die übrigen genügen tägliche Spaziergänge.“ 
Der Oberbürgermeiſter von Breslau, ſowie der Stadtſchulrat Dr. Vor⸗ 
broth waren anderer Anſicht. Das Elend der durch eine Scharlach⸗ und 
Diphtheritis⸗Epidemie geſchwächten Schulkinder trieb beſonders den 
letzteren zu eifriger Tat an. Im Mai 1882 trat auf Veranlaſſung der 
beiden genannten Herren ein Komitee zuſammen, dem es gelang, ſo viele 
Spenden zu ſammeln, daß es noch im gleichen Sommer möglich war, 
84 Kinder aufs Land zu bringen. Die ausführlichen Berichte enthalten 
ſo viele Zeichen von ſozialem Verſtändnis und Sachkenntnis, daß es wert⸗ 
voll ſein dürfte, wenigſtens die weſentlichen Züge wiederzugeben. Werden 
doch die damaligen Bemühungen durch die modernen Beſtrebungen kaum 
übertroffen, ja die letzteren ſcheinen danach nur ein Wiederaufleben früher 
geleiſteter Arbeit zu ſein. 

Die einzelnen Schulen melden ihre bedürftigen Kinder mit genauer 
Schilderung der häuslichen Verhältniſſe an. Die Armſten finden bei der 
Auswahl die erſte Berückſichtigung, wofür eine ärztliche Unterſuchung 
aller Koloniſten den letzten Ausſchlag gibt. 

In 34 Ortſchaften hatte man angefragt, um Bauernfamilien zu ver⸗ 
anlaſſen, beſonders ſchwächliche Kinder für einige Monate aufzunehmen. 
Es liefen aber nur aus Witterda und Niederniſſa einige Meldungen ein, 
für die dann die paſſenden Kinder ausgewählt wurden. Weitere 36 Kinder 
wurden täglich in den Steigerwald geführt, und für drei Gruppen zu je 
zwölf Kindern hatte man in Schellroda, Klettbach und Eichelborn Woh⸗ 
nungen gemietet. Drei Lehrer übernahmen mit ihren Frauen die Leitung. 
Letzteren wurde die hauswirtſchaftliche Sorge um die Kinder anvertraut. 
Von der Militärverwaltung hatte man die nötigen Decken entliehen. Die 
fehlenden Kleidungsſtücke für die ärmſten Kinder wurden in den höheren 
Schulen geſammelt, ſo daß drei Möbelwagen unter Führung des Herrn 
Stadtſchulrat die fröhliche Schaar mit allem nötigen Hausrat am 8. Juli 
in die Landquartiere bringen konnten. Die täglichen Berichte zeigen, wie 
man bemüht war, den Kindern neben kräftiger Landkoſt auch Stärkung 
durch Spaziergänge und Spiele im Freien zu bieten. Fünfzehn Sommer 
hindurch entfaltete das Komitee ſeine ſegensreiche Tätigkeit in gleicher 
oder ähnlicher Weiſe. Die guten Erfolge, die ſich in Zunahme von Ge⸗ 
wicht und Wachstum zeigten, verſchafften dem Komitee vom Jahre 1888 
ab einen jährlichen ſtädtiſchen Zuſchuß zur Deckung der Unkoſten. 
Wenige Jahre ſpäter nahm auch die Loge „Karl zu den drei Adlern“ die 
Erholungsfürſorge in ihr Programm auf. Von 1894 ab ſchickte ſie all⸗ 
jährlich 25—30 Mädchen auf ihre Koſten nach dem Soolbad Stottern⸗ 


2) Acta der Schulverwaltung 27 b, Ferienkolonie 1—2. 
) Erfurter Tageblatt, 21. 6. 1881. 
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heim. Eine erziehungsgewandte Führerin nahm ſich der Kinder liebevoll 
an, wie die Berichte erweiſen, die noch erhalten ſind. Im Tagesplan war 
genügende Ruhe und viel Aufenthalt an der friſchen Luft vorgeſehen. 
Dieſes in Verbindung mit einer kräftigen Koſt hat alljährlich gute 
Erfolge gezeitigt. 


Die Entkräftung armer Schulkinder, die der letzte Antrieb zur Grün⸗ 
dung der erſten Ferienkolonie geweſen war, veranlaßte im Juni des 
Jahres 1883 einen Lehrer zu einem allgemeinen Aufruf, in dem er zu 
einer Beratung über Möglichkeiten weiterer Kinderfürſorge einlud. 
19 Bürger des Mittelſtandes trafen ſich ſo von gleichem Intereſſe ge⸗ 
trieben. Einfache Handwerker waren es, ein Schriftſetzer, ein Trödler, 
ein Anſtreicher, ein Fleiſchermeiſter, ferner ein Reſtaurateur, einige 
Lehrer, ein paar Unterbeamte und der Stadtſchulrat Dr. Vorbrodt. Dieſe 
gründeten in jener erſten Zuſammenkunft einen Verein zur Unterſtützung 
bedürftiger Schulkinder. Die Reihen der tätigen Herren erweiterten ſich 
bald. Es wurden Mittel geſammelt, man fand allgemeines Verſtändnis 
und offene Hände für das Unternehmen. So war es möglich, noch im 
Winter des gleichen Jahres eine Maſſenſpeiſung für täglich ungefähr 150 
Kinder einzurichten. Der Wunſch nach Erweiterung des begonnenen 
Werkes führte zur Einrichtung eines Jugendhortes. Die Idee 
hierfür gab das Beiſpiel Schmid⸗Schwarzenbergs, welcher 1870 in 
Erlangen den erſten Knabenhort gegründet hatte, der entgegen den 
früheren Induſtrie⸗ und Erwerbsſchulen die Kinder unter guter Aufſicht 
„in freier, zwangloſer Form ohne jede Lohnarbeit“ beſchäftigte. 


Da es nicht möglich war, alle aufſichtsloſen Kinder aufzunehmen, ſo 
wurden in erſter Linie die Halbwaiſen berückſichtigt. Durch die bereits 
begonnenen Auswanderungen war deren Zahl über das gewöhnliche Maß 
geſtiegen. Die Witwen und eheverlaſſenen Frauen waren gerade die, 
welche dem außerhäuslichen Erwerb nachgehen mußten. Ihre Kinder 
bedurften in erſter Linie einer Aufſicht in der Zeit, in der ſie ſich ſelbſt 
überlaſſen waren. Es iſt keine Frage, daß auch andere Kinder damals 
ihon hortbedürftig geweſen wären, denn die Statiſtik von 187560 meldet, 
daß von 4643 Fabrikarbeitern bereits 734 — 15 Prozent weibliche über 
16 beſchäftigt waren, und bei der erſten Krankenkaſſenſtatiſtik von 18857 
werden unter 9996 Verſicherten ſchon 2454 — 24 Prozent beſchäftigte 
Frauen aufgeführt. Dieſe Zahl nahm in der folgenden Zeit noch bedeutend 
zu, doch es ſollten noch 30 Jahre vergehen, bis eine umfaſſende Aktion 
für alle Kinder der Fabrikarbeiterinnen ſorgte. Wie die Jahresberichte 
des Erfurter Jugendhort ergeben, blieb dieſer ſeinem erſten Prinzip 
getreu, es waren gewöhnlich 75 Prozent der Zöglinge vaterlos, 5 Prozent 
ohne Mutter und bei dem Reſt waren die Eltern krank oder ſonſt erwerbs⸗ 
los. Die Kinder mußten faſt alle koſtenlos verpflegt werden. Von der 
Schule aus kamen ſie ſofort in den Hort, erhielten dort Mittagbrot und 
zum Veſper noch Kaffee und ein Stück Brot. Am Abend um 7 Uhr 
kehrten ſie ins Elternhaus zurück. In den erſten 7 Jahren wurden die 


5 Dr. E. E. v. Harnak, Fürſorge für ſchulpflichtige Kinder in Horten 34. 
9 urter Archiv, Städtiſcher Verwaltungsbericht von 1875. Ct 
rter Archiv, Städtiſcher Verwaltungsbericht von 1885. 
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Kinder nur mit Schularbeiten, Leſen, Singen und Spielen beſchäftigt; 
auch wurden einige Spaziergänge unternommen. 

Die Aufſicht von 12—2 Uhr beim Mittageſſen, welches aus der Volks⸗ 
küche bezogen wurde, führten in den erſten Jahren die Herren des Vor⸗ 
ſtandes ſelbſt. Am Nachmittag teilten fih zwei Lehrer in die Überwachung 
der kleinen Schar, die 35—45 Kinder zählte. Später wurde auch „eine 
bezahlte Perſon“ für die Mittagszeit angeworben, deren erzieheriſche Be⸗ 
fähigung leider nicht immer den nötigen Erforderniſſen entſprach. 

Die Maſſenſpeiſung wurde alljährlich in den kalten Winter⸗ 
monaten unentgeltlich für ärmere Schulkinder durchgeführt. Im Winter 
1892/93 war die Frequenz am ſtärkſten, da ſchon ſeit 1891 große Arbeits⸗ 
loſigkeit infolge Stockung im Handel und Gewerbe beſtand. Im Winter 
1894 konnte ſie wegen der milden Witterung ſchon im Februar eingeſtellt 
werden. Von da ab wurde die jährliche Inanſpruchnahme immer ſchwächer. 
Trotz der Bekanntmachung in den Tagesblättern, daß die Speiſung koſten⸗ 
los erfolge, meldeten ſich 1902 nur zehn Kinder. Ein deutliches Zeichen, 
daß durch verbeſſerte Arbeitsverhältniſſe die allgemeine Notlage bedeutend 
abgeſchwächt war. Die ſozialpolitiſche Geſetzgebung hatte dazu am 
meiſten beigetragen, wie die Berichte aus jenen Jahren hervorheben. So 
wurde die Winterſpeiſung von da ab gänzlich eingeſtellt. 

Das Verteilen von Frühſtück an beſonders arme Schulkinder wurde 
ſchon im zweiten Jahre nach Gründung des Vereins beſchloſſen. Von den 
Rektoren wurden 108 Kinder gemeldet, die noch nüchtern zur Schule 
kamen. Hiervon wurden die 34 Armſten ausgewählt, dieſe erhielten all⸗ 
morgendlich in der Schule auf Koſten des Vereins ein Brötchen. 

Der Gedanke der 1 war mit eine Veranlaſſung zur 
Gründung des Erfurter Jugendhort geweſen, daher bot der Verein gleich 
im erſten Sommer ſeinen Zöglingen eine ſchöne Ferienerholung. Auch 
Kinder bemittelter Eltern konnten ſich gegen eine Vergütung von 2 Mark 
pro Kind und Woche anſchließen. Allmorgendlich wurden 70 Kinder 
nach einem am Rande des Steigerwaldes gelegenen Gaſthaus geführt und 
dort mit Milch und Brötchen und einem kräftigen Mittageſſen geſtärkt. 
Die Zwiſchenzeit wurde mit Spielen und Spazierengehen in den Wald 
ausgefüllt. Dieſe Art von Ferienkolonie übte der Verein bis in 
die letzten Jahre aus. Von 1902 ab erſuchte die Stadtverwaltung den 
Verein gegen Vergütung der Unkoſten auch eine Anzahl von ihr über⸗ 
wieſene Kinder mit in feine Ferienkolonie aufzunehmen. 80—100 Kinder 
werden ſo dem Verein alljährlich übermittelt, wofür zuerſt 500, ſpäter 
750 und 900 Mark pro Ferien gezahlt wurde. 

Angeregt durch die Propaganda des Vereins für Knabenhandfertigkeit 
in Leipzig, der ſeit 1886 allgemein für ſeine Ideen warb, wurde auch im 
Erfurter Jugendhort 1890 der Handfertigkeits unterricht 
eingeführt. Die Stadt zeigte ihr Intereſſe, indem ſie für dieſe Zwecke 
einen Jahreszuſchuß von 500 und ſpäter 600 Mark dem Erfurter Jugend⸗ 
hort bewilligte. Leider kam dieſe wertvolle Einrichtung nur einer ſehr 
kleinen Gruppe von Erfurter Kindern zugute, denn nur noch in der 
Erfurter Hilfsſchule wurden ſeit 1904 außer dem bereits früher gepflegten 
Flechten Holz⸗ und Papparbeiten getrieben. Auf Veranlaſſung des 
preußiſchen Kultusminiſters wurde im Jahre 1907 ein Fortbildungs⸗ 
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kurſus für Handfertigkeitslehrer an der Königlichen Kunſtſchule in Berlin 
eingerichtet, zu dem als Vertreter des Regierungsbezirks Erfurt auch der 
Hilfsſchullehrer Ahl aus Erfurt berufen wurde. Nach dieſer Zeit wurde 
von ihm der Handfertigkeitsbetrieb ſowohl in der Hilfsſchule als auch im 
Erfurter Jugendhort und von 1913 an auch in den von ihm im Auftrage 
des Magiſtrates organiſierten ſtädtiſchen Horten auf moderne Bahnen 
geleitet. Vergeblich ſuchte die Regierung 1912 Knabenhandfertigkeits⸗ 
unterricht allen Volksſchülern zu vermitteln. Erſt im Winter 1921 
iſt dann eine großzügige Organiſation durch die Schulverwaltung ge⸗ 
troffen worden, die jedem Erfurter Schulknaben die Möglichkeit bietet, 
ſich in den einfachſten Handwerksarbeiten zu üben. Die Bedeutung hier⸗ 
von iſt nicht zu unterſchätzen, werden doch ſo in Knaben Fähigkeiten ge⸗ 
weckt, die ihm helfen, das Heim mit nützlichen und ſchönen Dingen zu 
bereichern, wodurch auch häuslicher Sinn in ihm geweckt und befeſtigt wird. 

Einen ähnlichen Zweck verfolgte die planmäßige Förderung der 
Blumenpflege durch Schulkinder. Dieſe iſt in Erfurt durch den 
Gartenbauverein in Verbindung mit der Schule von 1892 bis 1915 be⸗ 
trieben worden. Im Frühling gelangten zwei⸗ bis dreitauſend zum Teil 
durch die größten Gärtnereien geſtiftete Topfpflanzen zur Verteilung an 
die größeren Schulkinder. Im Herbſt wurde dann eine Ausſtellung der 
gepflegten Blumen veranſtaltet, die mit einer Preisverteilung verbunden 
war. Der Verein gab jährlich 150—200 Mark und die Stadt anfangs 
50 Mark, ſpäter 150 und dann 300 Mark Zuſchuß zu den Unkoſten. 
Durch die Liebe zu den Blumen, die man ſo in den Kindern zu wecken 
ſuchte, wollte man auch ihren Sinn für die ſchöne Gottesnatur anregen 
und ſo veredelnd auf ſie einwirken. 
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III. Das 20. Jahrhundert mit neuen Momenten 
in der Sorge um Leben und Geſundheit des Kindes 


1. Kommunale Kinderwohlfahrtspflege in neue Bahnen gelenkt 


Eine bedeutende Wendung tritt in Erfurt mit dem Ende des 
19. Jahrhunderts in der Sorge für das Kind ein. Die im ganzen Reich 
immer ſtärker werdende ſoziale Strömung ſcheint nicht die letzte Urſache 
geweſen zu ſein. Nachdem bisher die private Fürſorge die Pionierarbeit 
geleiſtet hatte, und die Kommune ſie nur in den dringendſten Fällen 
ſtützte, ſelbſt aber für verlaſſene Kinder bloß das unternahm, was ihre 
äußerſte Pflicht gebot, beginnt ſie jetzt eine ganze Reihe von Einrichtungen 
zu treffen, die nicht allein einzelnen Gruppen, ſondern zum großen Teil 
der Geſamtheit all jener Volkskinder zugute kommen, für welche die 
eigenen Eltern nicht hinreichend ſorgen können. Während bisher mit Aus⸗ 
nahme der Ferienkolonie rein erzieheriſche Aufgaben erfüllt wurden, tritt 
jetzt die geſundheitliche Fürſorge in den Vordergrund. Nicht ohne Zögern 
wird von ſeiten der Stadtverwaltung an die Löſung der Probleme ge⸗ 
ſchritten. Die vorſichtigen Stadtväter wagten es nicht, die ihnen anver⸗ 
trauten Gelder der Steuerzahler zum Experimentieren zu verwenden. 
Erſt nachdem man ſich durch Rundfragen bei zahlreichen anderen Städten 
von der Zweckmäßigkeit überzeugt hatte, verſuchte man eine Nachahmung. 
Es iſt aber doch zu verwundern, wie viel jetzt auf einmal begonnen wird 
im Vergleich zu früheren Zeiten. Man fragt unwillkürlich: „Iſt denn 
die Not im Volke dermaßen geſtiegen?“ Doch bei näherem Einblick nimmt 
man wahr, daß gerade damals Erfurt wirtſchaftlich ſehr gute Jahre zu 
verzeichnen hatte. Die Arbeitslöhne ſtiegen, und an Erwerbsmöglichkeiten 
war kein Mangel. Daher nimmt auch trotz ſtändigen Steigens der Be⸗ 
völkerung die Zahl der unterſtützten Armenfälle nicht nur relativ, ſondern 
auch in ihren abſoluten Ziffern ſtetig ab. Die ſteigende Kurve der 
induſtriellen Frauenarbeit aber kann uns allein die Antwort geben, die 
wir ſuchen. Die ſtarke Vermehrung der Schuhfabrikation, der Blumen⸗ 
binderei ſowie der Konfektionsſchneiderei bietet leider mehr als wünſchens⸗ 
wert Gelegenheit zur weiblichen Beſchäftigung. Durch das Fernſein zahl⸗ 
reicher Mütter vom Hauſe für den größten Teil des Tages wird vieles in 
der Pflege des Kindes vernachläſſigt. Außerdem ſind die kleinen Weſen 
ſchon von Geburt an viel weniger widerſtandsfähig, da die unnatürliche 
Fabrikarbeit der meiſten jungen Mädchen vor der Ehe verbunden mit 
einem wenig ſoliden Leben den weiblichen Organismus dermaßen ſchwächt, 
daß es von üblen Folgen für den ſpäteren Mutterberuf und das werdende 
Kind ſein muß. Während ſich alles verbeſſert, tuen ſich hier neue Schäden 
auf, die Geſundheit und Leben des Nachwuchſes gefährden. Es iſt alſo 
begreiflich, daß es nun gilt, alle Mittel anzuwenden, um durch öffentliche 
Fürſorge zu erſetzen, was im Schoße der Familie dem Kind nicht mehr 
geboten werden kann. Die größere Bereitwilligkeit der ſtädtiſchen Ver⸗ 
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waltung zur Finanzierung derartiger Wohlfahrtsmaßnahmen gegenüber 
der Zurückhaltung in den früher betrachteten Epochen erklärt ſich dadurch, 
daß das Elend des Kindes damals aus der allgemeinen Not geboren war 
und dieſe beſonders auf die ſtädtiſchen Kaſſen und deren Einnahmen 
drückte. Jetzt aber fließen die Steuereinkünfte ſowie alle übrigen infolge 
ſteigender günſtiger Konjunktur ſo reichlich, daß es ein leichtes iſt, die 
erforderlichen Mittel flüſſig zu machen. 

Einen leiſen Anſtoß zu der erweiterten Fürſorge mag auch in dem 
Erſcheinen des Bürgerlichen Geſetzbuches (B. G. B.) zu 
ſuchen ſein, das im Familienrecht dem Kind eine beſondere Bewertung 
beimißt. Hier werden feine rechtliche Stellung ſowohl als feine Anſprüche 
weit ausführlicher als im bisher geltenden Allgemeinen Landrecht klar⸗ 
geſtellt, dabei iſt der Fall des unehelichen Kindes beſonders gründlich be⸗ 
handelt. Das Vormundſchaftsweſen wird nun reichsrechtlich geregelt. 
Hierin ſchließt fih das B. G. B. an die preußiſchen Landesgeſetze von 1875 
an, wohl unter Verwendung der inzwiſchen damit gemachten Erfahrungen. 
In Bezug auf den Gemeindewaiſenrat und deſſen Pflichtenkreis werden 
keine beſonderen Neuerungen getroffen. So konnte in Erfurt, wie in 
den Akten hervorgehoben wird, die 1892 getroffene Organiſation beſtehen 
oo. da fie dem Artikel 77 des Ausführungsgeſetzes zum B. G. B. 
entſprach. 


A. Hygieniſche Fürſorge 


Das Schulkind iſt es wiederum, für das zuerſt geſorgt wird. Im 
Jahre 1895 wurde auf Veranlaſſung der Regierung über die Anſtellung 
von beſonderen Schulärzten in der ſtädtiſchen Schuldeputation be⸗ 
raten. „Anfänglich ſah man die Notwendigkeit nicht ein“, doch die guten 
Erfolge, die an anderen Orten erreicht waren, führten dann im Jahre 
1899 zu dem Beſchluß, vier Schulärzte probeweiſe für die evangeliſchen 
und katholiſchen Volksſchulen anzuſtellen. 

Ihre Aufgabe ſollte ſein, den Geſundheitszuſtand der Kinder dauernd 
zu überwachen, ferner die Ausleſe der Schulneulinge und die Beratung 
der zu entlaſſenden Vierzehnjährigen betreffend Berufswahl entſprechend 
dem feſtgeſtellten Geſundheitszuſtande. Dazu kam die Kontrolle der 
Schulräume in hygieniſcher Beziehung und die Unterſtützung von Rektor 
und Kollegium bei Erteilung von Dispenſen aus geſundheitlichen Rück⸗ 
ſichten und allen damit zuſammenhängenden Ausnahmebeſtimmungen. 
Ein vierzehntägiger Beſuch jeder Schule durch ihren Arzt wurde angeſetzt, 
der zu Zeiten anſteckender Krankheiten häufiger zu wiederholen war. Die 
ganze Tätigkeit war durch eine Dienſtanweiſung geregelt. Als Jahres⸗ 
honorar wurden anfänglich 1600 Mark für die vier Arzte in den Etat 
eingeſetzt. Später wurde die Vergütung nach Zahl der unterſuchten 
Kinder mit 40 Pfg. pro Kopf berechnet. 

Leider waren die regelmäßigen Unterſuchungen der Kinder nicht von 
dem gewünſchten Erfolg begleitet, doch iſt immerhin viel Poſitives erreicht 
worden. Im erſten Jahre erhielten ſchon in 275 Fällen die Eltern ſchrift⸗ 
liche Benachrichtigung über den Befund des Arztes, aber nur 56 Prozent 
der Eltern haben daraufhin die nötigen Schritte unternommen. In den 
folgenden Jahren geſchah dies bei 42 Prozent, bei 60 Prozent und 74 
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Prozent, während nur bei 31, 39 und 42 Prozent in den entſprechenden 
Jahren von einer tatſächlichen Heilung berichtet werden konnte. Mit der 
Vermehrung der Schulkinder und Schulen iſt auch die Zahl der Schul⸗ 
ärzte in ſpäteren Jahren geſtiegen. Nach und nach ſuchte man die Tätig⸗ 
keit immer intenſiver auszugeſtalten. Um eine genaue Statiſtik über die 
Entwicklung der Kinder zu führen, wurde 1908 eine Wage mit Meß⸗ 
apparat angeſchafft. 


Neben der Beachtung des allgemeinen Geſundheitszuſtandes bemühte 
ſich Zahnarzt Reiſert, die Aufmerkſamkeit der Behörden auf die ſo not⸗ 
wendige Behandlung der Zähne der Schulkinder zu lenken. Er erbat ſich 
deshalb im Jahre 1901 zum Zweck einer Statiſtik die Erlaubnis, eine 
Unterſuchung aller Volksſchulkinder vornehmen zu dürfen. Erſchreckend 
war das Ergebnis. Eine ſpätere Wiederholung durch Zahnarzt Haſe im 
Jahre 1903 zeigte, daß nur zwei Prozent ein gutes Gebiß hatten. Bei 
85 Prozent waren bleibende Zähne (nicht Milchzähne) von Zahnfäulnis 
befallen. Die jährliche Unterſuchung, die dann gegen ein kleines Honorar 
durch Zahnarzt Haſe fortgeſetzt wurde, führte keine weſentliche Beſſerung 
herbei, da die Eltern die Behandlungskoſten ſcheuten. So beſchloß die 
Stadtverwaltung im März 1907, ſelbſt eine Schulzahnklinik ein- 
zurichten, in der eine koſtenloſe Behandlung ermöglicht wurde. 


Zahnarzt Haſe wurde hauptamtlich angeſtellt und ihm zur Pflicht 
gemacht, neben der Tätigkeit in der Klinik in gewiſſen Zeitabſchnitten 
jede Schulklaſſe zu beſuchen und neben einer Unterſuchung aller Kinder 
ſie durch Belehrung zur Pflege des Mundes und der Zähne zu erziehen. 
So erſtrebte man, bei der Schuljugend allmählich geſunde Mundverhält⸗ 
niſſe zu ſchaffen. Es iſt ſehr zu bedauern, daß dieſe wertvolle Einrichtung 
nicht ſchon früheren Generationen geboten wurde, da man erſt in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erkannte, wie wichtig es iſt, gegen 
die Volkskrankheit cariöſer Zähne ſchon beim Kinde einzuſchreiten.“ 
Werden doch die ſchlechtbezahnten Kinder häufig in ihrer Ernährung ſo 
ſtark beeinträchtigt, daß nicht nur die körperliche, ſondern auch die geiſtige 
Entwicklung leidet.? Häufig hat man auch bei nicht lungenkranken 
Kindern Tuberkelbazillen in den kranken Zähnen gefunden.?“ Die guten 
Erfolge, welche die regelmäßig fortgeſetzte Tätigkeit der Erfurter Schul⸗ 
zahnklinik erreicht hat, ſind nicht zu leugnen. Verhältnismäßig wenige 
Kinder haben die ohne jeden Zwang dargebotene Behandlung verweigert. 
In den letzten Jahren iſt dieſe Zahl noch geringer geworden, ein Zeichen 
dafür, daß auch bei den Eltern die Erkenntnis der Notwendigkeit, für 
geſunde Zähne zu ſorgen, ſich mehr und mehr durchringt. Die Mit⸗ 
wirkung der Lehrerſchaft ſpielt hier auch eine bedeutende Rolle. 


Mit dem Bau der Neuerbeſchule im Jahre 1894 hatte man auch das 
erſte Schulbad* für Erfurt eingerichtet, dem mit den Neubauten der 
weiteren acht Volksſchulen noch eine gleiche Anzahl folgte. | 


1) Profeſſor Dr. Kirchner, Die Zahnpflege in den Schulen, Berlin 1911. 

2) Dr. Jeſſen, Die zahnärztliche Behandlung der Volksſchulkinder in den Odonto⸗ 
logiſchen Blättern, Berlin 1907. 

8) Dr. A. Möller, 5. Zahnarztkongreß in Berlin. 

4) Baderaum 59 qm, Ankleideraum 60 qm. 
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Die Brauſebäder wurden alle acht Tage in Betrieb geſetzt, wie dies 
heute noch geſchieht, abwechſelnd für Knaben und Mädchen, ſo daß jedes 
Kind alle 14 Tage die Badegelegenheit benutzen kann. Da kein Zwang 
ausgeübt wird, kommt jeweils durchſchnittlich die Hälfte aller Kinder. 
Den armen Kindern wurde auch ein Handtuch zur Verfügung geſtellt, 
was ebenfalls noch jetzt durchgeführt wird. 

B. Erzieheriſche Fürſorge 

. So wie man nach geſundheitlicher Seite nun endlich vorwiegend 

prophylaktiſch für die Schulkinder wirkte, ſollte auch auf erzieheriſchem 
Gebiet an die Stelle der Beſſerung verwahrloſter Kinder die vorbeugende 
Fürſorge für die Gefährdeten treten. Dieſes wurde durch das preußiſche 
Fürſorgeerziehungs geſetz vom 2. 7. 190085) beabſichtigt. Es 
ſoll nicht erſt gewartet 5 bis ſtrafbare Handlungen verübt ſind, 
ſondern das ſelbſt noch unverdorbene Kind, welches ſich in einer Umgebung 
befindet, die mit ziemlicher Sicherheit ſchließen läßt, daß es auf Abwege 
kommen könnte, iſt aus derſelben zu entfernen und anderen zur Erziehung 
zu übergeben. Unter Umſtänden kann das Kind noch in der eigenen 
Familie verſuchsweiſe belaſſen werden, und es tritt Schutzaufſicht ein. Für 
gewöhnlich aber erfolgt die Fürſorgeerziehung in einer Anſtalt oder in 
einer fremden Familie. Im letzteren Falle iſt den Pfleglingen von dem 
Kommunalverband ein mit Beſtallung auszurüſtender Fürſorger oder 
eine Fürſorgerin zu ernennen. Die Überwachung reſpektive die geſamte 
Fürſorgeerziehung endet erſt mit dem 21. Lebensjahr, während ſie bei Ju⸗ 
gendlichen bis zum 18. Jahr beantragt werden kann. 

Die im Geſetz dem Kommunalverband zugewieſenen Aufgaben wurden 
damals in Erfurt dem Gemeindewaiſenrat übertragen. Dieſer beriet erſt 
über jeden Antrag, nicht ohne zuvor Eltern, Lehrer und Geiſtliche gehört 
zu haben, wie es in § 4 gefordert wird. Dem Vormundſchaftsgericht 
blieb die endgültige Entſcheidung vorbehalten. 

Waren bisher in fünf Jahren von 1895 bis 1900 in Erfurt nur 46 
Fälle von Kindern unter 14 Jahren in Zwangserziehung gebracht worden, 
jo kamen nun jährlich 25—30 Kinder und während der Kriegsjahre 
70—80 in Fürſorgeerziehung. Trotzdem hatte der Gemeindewaiſenrat 
von den jährlich ungefähr 80—100 Anträgen (im Krieg über 200) nur 
die Hälfte an das Vormundſchaftsgericht weitergegeben, und davon wurde 
noch die Hälfte vorläufig abgelehnt. Bei dieſen haben die ſchwebenden 
Verhandlungen verbunden mit dem Bewußtſein, von den Vorgeſetzten 
ſchärfer überwacht zu werden, zuweilen ſchon zu einer Beſſerung geführt. 

Die Koſten für die Fürſorgeerziehung trägt ebenſo wie bei der 
Zwangserziehung der Kommunalverband nach § 15 des Geſetzes. Der 
Staat erſtattet ihm aber / der Pflegekoſten. Zur Deckung des ihm 
verbleibenden Drittels ſowie zu den Einkleidungs⸗ und Reiſegebühren 
ſind die Eltern im Maße ihrer Zahlungsfähigkeit heranzuziehen. 

Für ganz Preußen waren die Jahreskoſten für 1919: 43 239 196 Mk. 
für 63 048 Zöglinge, und davon entfielen 4 046 774 Mk. auf die Provinz 
Sachſen für 4 838 Zöglinge, wovon wiederum 75 aus Erfurt entſandt 
waren. 


5) Preußiſche Geſetzſammlung von 1900, S. 264. 
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Es betrugen die Jahreserziehungsgelder in dieſer Provinz 822 Mark 
pro Kopf, während ſie je nach den Verhältniſſen in anderen Provinzen 
zwiſchen Zweihundertfünfunddreißig Mark (235 Mk.) und 442 Mark 
bis zu 1039 Mark ſchwanken. Die Unterbringung in Anſtalten 
erfordert gewöhnlich den vier⸗ bis ſiebenfachen Betrag von dem in 
Familien, während bei erſteren auf den Zögling im Jahre 1919 1600 bis 
1200 Mark kamen, waren an Familien pro Jahr und Kind 200—300 
Mark zu entrichten. Es ließ ſich im Jahre 1919 in der Provinz Sachſen 
bei Ermittlung an 814 Zöglingen bei 578 — 72 Prozent ein befriedi⸗ 
gendes Reſultat feſtſtellen, während dasſelbe nur bei 58 — 7 Prozent 
ungenügend und bei dem Reſt noch zweifelhaft war. Die Ergebniſſe an 
den Erfurter Zöglingen ſtehen dieſen mit dem gleichen Verhältnis gegen⸗ 
über. Dies allein zeigt ſchon, daß die Ausgaben, die das neue Geſetz dem 
Reich auferlegt hat, ſich mehr als bezahlt machen. Abgeſehen davon, daß 
erwachſene Sträflinge dem Staat weit höhere Koſten verurſachen, ſind ſo 
der menſchlichen Geſellſchaft viele Tauſende nützlicher Glieder wiederge⸗ 
wonnen, die ihr ſonſt den größten Schaden zugefügt hätten. 


C. Hygieniſche und erzieheriſche Fürſorge 
für das Kleinkind 


Die erſten umfaſſenden Fürſorgemaßnahmen zum Schutz von Leben 
und Geſundheit des Säuglings und Kleinkindes werden durch die Erfurter 
Stadtverwaltung im Jahre 1905 getroffen. Sie gelten zunächſt nur den 
am meiſten bedrohten, nämlich den unehelichen Kindern. 

Die bereits erwähnten Vorſchläge, welche Dr. Lucas ſchon 1820 
gemacht hatte, gewinnen nun endlich poſitive Geſtaltung. In der Zwiſchen⸗ 
zeit war wohl mancher vereinzelte Schritt getan worden, um der ſoge⸗ 
nannten „Engelmacherei“ Einhalt zu tun. Der Oberpräſident erließ z. B. 
diesbezügliche Beſtimmungen für Sachſen in dem § 76 der Provinzial⸗ 
verordnung vom 28. 6. 1875. Dieſe trat aber erſt 1880 in Kraft durch 
die Polizeiverordnung vom 17. 12. über das gewerbliche Halten ſoge⸗ 
nannter Koſt⸗ und Ziehkinder, in welcher durch Abänderung des § 6 der 
Gewerbeordnung vom 23. Juli 187960 die Erziehung von Kindern gegen 
Entgelt der polizeilichen Erlaubnis unterſtellt wird. Die Polizeibeamten 
hatten fortlaufend jene Pflegeſtellen zu kontrollieren und konnten die 
Genehmigung zurückziehen, wenn ſie Mißſtände gewahrten. Die in An⸗ 
ſtalten befindlichen Kinder, ſowie die ſtädtiſchen Pflegekinder gehörten 
nicht in dieſen Bereich, da ſie ja dem Waiſenrat unterſtanden. Eine 
weſentliche Beſſerung iſt durch die Polizeikontrolle nicht für den Geſund⸗ 
heitszuſtand der Kleinen erreicht worden, denn genauere Unterſuchungen 
ergaben, daß von 1882 bis 1901 durchſchnittlich 10,7 Prozent aller in 
Erfurt geborenen Kinder unehelich waren. Unter dieſen unehelich lebend 
Geborenen war die Sterblichkeit faſt doppelt ſo groß als unter den ehe⸗ 
lichen Säuglingen. Von dieſen letzteren ſtarben durchſchnittlich 18 Prozent 
im Jahr gegen 32 Prozent bei den erſteren. Dieſe Gegenüberſtellung 
drängte zu intenſiven Gegenmitteln. Die Berichte, die man aus anderen 
Städten einzog, ergaben, daß in Halle, Leipzig, Frankfurt und Danzig 


6) Reichsgeſetzblatt von 1879, 267. 
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ſchon ſeit 5—10 Jahren eine wohlausgebaute Überwachung der Ziehkinder 
als Einrichtung beſtand. Das beſte Syſtem war jenes, welches Dr. Taube 
in Leipzig [hon feit 1882” erprobt hatte. Dieſes wählte man als Muſter 
für Erfurt, und im November 1904 beſchloß die Stadtverwaltung alle 
gegen Bezahlung in fremder Pflege befindlichen „Haltekinder“, ſowie die⸗ 
jenigen unehelichen Kinder, die ſich im Haushalt ihrer Mutter befinden, 
die „Ziehkinder“, bis zum 6. Lebensjahr beaufſichtigen zu laffen, worauf 
ſie in die Aufſicht des Schularztes übergehen. 

Das Amt wurde dem Gemeindewaiſenrat übertragen, dem zur Aus⸗ 
übung desſelben ein Arzt und zwei Pflegerinnen als beſoldete Kräfte bei⸗ 
gegeben wurden. Dieſe handelten gleichzeitig als Beauftragte der Polizei, 
die ihre bisherige Tätigkeit fortzuführen hatte. 

Als Betriebsmittel wurden 2500 Mark in den Etat eingeſetzt, hiervon 
ſollten 600 Mark auf den Arzt, 1400 Mark auf die Helferinnen und 460 
Mark auf Bürokoſten entfallen. 

Den beiden Pflegerinnen, die im Mai 1905 ihre Arbeit begonnen 
hatten, wurden nach und nach noch weitere Hilfen beigegeben, ſo daß ab 
1911 fünf Damen tätig waren. Jede erhielt einen Stadtbezirk, in dem 
ſie alle Zieh⸗ und Haltekinder regelmäßig zu beſuchen hatte. Dabei waren 
die Wohnungen, die Schlafräume, die Ernährungs⸗ und Geſundheitsver⸗ 
hältniſſe der Säuglinge, die Sittlichkeit der Pflegemütter in beſtimmten 
Zeiträumen zu kontrollieren. Jede neue Pflegeſtelle mußte durch per⸗ 
ſönlichen Beſuch des Arztes geprüft werden; von ſeinem Urteil hing dann 
die polizeiliche Genehmigungserteilung ab. 

Gleichzeitig wurden Sprechſtunden eingerichtet, in welchen alle Zieh⸗ 
und Haltekinder in den erſten Lebensmonaten alle 14 Tage und in den 
ſpäteren Monaten und Jahren in etwas längeren Zwiſchenräumen dem 
Arzt unter Beiſein der Fürſorgerinnen und der Mütter oder Pflegemütter 
vorgeſtellt werden mußten. Durch Prüfen des Gewichtes und entſprechende 
Notierung wurde die Entwicklung ſtatiſtiſch feſtgeſtellt. Die Meldungen 
der Neugeborenen erfolgte durch das Standesamt und die der Zugezogenen 
durch das Einwohnermeldeamt, worauf zunächſt eine Einladung zum 
Erſcheinen in der Sprechſtunde an die Mütter erging. 

Die polizeiliche Erlaubnis zur Aufnahme eines Haltekindes wurde 
nur noch an die Frauen erteilt, die ſich zum regelmäßigen Beſuch der 
Sprechſtunde verpflichteten. Wider Erwarten bürgerte ſich die neue Ein⸗ 
richtung leicht ein. Alle erſchienen gleich im erſten Jahr immer, wie ſie 
beſtellt waren, zu den ärztlichen Unterſuchungen; nur fünf Frauen 
weigerten ſich. 

Die genaueren Beobachtungen zeigten aber, daß die in fremder Pflege 
befindlichen Kinder im allgemeinen beſſer verſorgt und gehalten waren, 
als jene bei den eigenen Müttern. Es mag dies vielfach mit den 
erſchwerten Lebensverhältniſſen zuſammenhängen, unter denen die unehe⸗ 
liche Mutter häufig ihr Daſein friſtet. 

Es konnte feſtgeſtellt werden, daß von 378 bei Müttern und Groß⸗ 
müttern weilenden Kindern 42 — 11 Prozent und von 235 bei Pflege- 
müttern weilenden Kindern 21 — 8 Prozent im erſten Jahre ſtarben. 


7) Kruſe und Selters, Die Geſundheitspflege des Kindes, Stuttgart 1914, Enke. 
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Bei einigen Todesfällen von unehelichen Kindern, bei denen die 
Urſache nicht zu ermitteln war, wurde die gerichtliche Sektion vorge⸗ 
nommen, um hierdurch bei den anderen heilſame Furcht zu wecken. Das 
Leipziger Syſtem hat auch in Erfurt die gewünſchten Wirkungen gezeitigt. 
Die Zahl der unterſuchten Kinder ſtieg von Jahr zu Jahr, ſo von 663 
im Jahre 1905 auf 1386 im Jahre 1911. 


Die Sterblichkeit der Säuglinge konnte auch um einen erheblichen Teil 
herabgemindert werden, trotz des heißen Sommers betrug ſie 1911 nur 
zehn Prozent gegen 32 Prozent der Jahre vor 1905. Es gelang auch, 
die Mütter durch beſondere Geſchenke und entſprechende Aufklärung zu 
möglichſt langem Stillen ihres Kindes anzuhalten. Leider iſt dies infolge 
der ſo oft notwendigen Trennung von Mutter und Kind doch nur bei 
wenigen zu erreichen. 


Dem Mangel an wirklich guten Pflegemüttern ſuchte man durch Ver⸗ 
teilung von Prämien an jene, die ihre Kinder am beſten beſorgt hatten, 
abzuhelfen. 

Das in neuerer Zeit in Kattowitz angewandte Mittels“ dürfte vielleicht 
in Erfurt auch wirkſame Nachahmung finden. Dort ſucht man durch 
Lehrgänge in der Säuglingspflege und -Ernährung einen Stamm brauch⸗ 
barer Pflegefrauen heranzubilden, wie es auch in der Stuttgarter Mutter⸗ 
ſchule in vorbildlicher Weiſe geſchieht. 


Die eingehende Beſchäftigung mit den unehelichen Kindern in der 
eben geſchilderten Weiſe, ſowie die übrige Tätigkeit des Gemeindewaiſen⸗ 
rats ließ bei den Behörden die Erkenntnis reifen, daß in Ermangelung 
geeigneter Vormünder vieles zum Schaden der Kinder vernachläſſigt 
wurde. Das führte zu einer wertvollen Neuſchöpfung zu Gunſten aller 
Waiſen im weiteſten Sinne. Es war die Berufsvormundſchaft,. 
die im Sommer 1910 durch die Stadtverwaltung beſchloſſen wurde. 


Ein jeweils vom Magiſtrat zu ernennender Beamter ſollte als geſetz⸗ 
licher Vormund für alle jene Minderjährigen eintreten, für die nicht ſchon 
ein folder nach § 1776 des B. G. B. vorhanden ift, oder für die aus be⸗ 
ſonderen Gründen ein Einzelvormund gewünſcht wird. Dieſe durch einen 
Beamten berufsmäßig ausgeübte Vormundſchaft, die nichts anderes ift, 
als organiſierte Einzelvormundſchaft“, folte vor allen Dingen ſämtlichen 
unehelichen Minderjährigen zugute kommen. Zur ſchnelleren Abwicklung 
der Angelegenheit werden gemäß der Anordnung des Oberprafidenten der 
Provinz Sachſen die Geburtsanzeigen der unehelichen Kinder direkt dem 
Berufsvormund gemeldet. Eine ihm beigegebene Pflegerin prüft durch 
ſofortigen Beſuch die Verhältniſſe. Wenn weder der Großvater des Kindes 
die Vormundſchaft übernehmen kann, noch eine unmittelbare Heirat der 
Mutter mit dem unehelichen Vater bevorſteht, ſo tritt der Berufsvormund 
in Kraft und macht darüber dem Vormundſchaftsgericht die Mitteilung. 
Wird jedoch im beſonderen Falle Einzelvormundſchaft gewünſcht, ſo wird 
der Gemeindewaiſenrat zu entſprechenden Vorſchlägen an das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht veranlaßt. 


8) Dr. Ernſt Frank, Jugendpflegearbeit in Oberſchleſien, S. 173, Diff. Jena 1921. 
9) Profeſſor Dr. Klumker. Archiv Deutſcher Berufsvormünder, Frankfurt a. M. 1916. 
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Die praktiſche Durchführung der ganzen Einrichtung zeigte, daß es 
dem Beamten kraft ſeiner Stellung leichter als manchem Einzelvormund 
gelang, die Alimentenzahlung in gebührender Höhe einzuklagen und ſo 
die ſoziale Lage manches armen Geſchöpfes zu heben. In zahlreichen 
Fällen konnte die Tätigkeit des Berufsvormundes gegen den Erzeuger 
ſchon innerhalb zwei Wochen nach der Geburt des Kindes erfolgen. 

Bei der großen Zahl von Vormundſchaften, die fih im Laufe der 
Jahre für einen Beamten häuften, war es nicht immer möglich, die per⸗ 
ſönliche Entwicklung eines jeden Mündels ſo eingehend zu verfolgen, wie 
dies wünſchenswert geweſen wäre, daher ſtrebte man ſpäter Dezentrali⸗ 
ſation durch Sammelvormundſchaften an, oder man ließ nach Regelung 
der Alimentenzahlung in den einfacheren Fällen einen Einzelvormund 
berufen. Die beſte Löſung war aber jedesmal die der Vermittlung von 
Adoptionen, die häufig mit gutem Erfolg geglückt iſt. | 

Die perſönliche Pflege und Kontrolle der unehelichen Mündel hatten 
bisher die Armen⸗ und Waiſenpfleger beſorgt neben der Überwachung 
durch die Helferinnen des Zieh⸗ und Haltekinderweſens über die ein⸗ bis 
ſechsjährigen. 

Von Oktober 1910 ab hielt man es zur Vereinfachung der Geſchäfte 
für ratſamer, das Zieh- und Haltekinderweſen von der Aufficht des Ge⸗ 
meindewaiſenrats abzutrennen und dem Büro des Berufsvormundes an⸗ 
zugliedern. Von da ab wurden die unehelichen Kinder bis zu ſechs Jahren 
nur noch durch die fünf Bezirkspflegerinnen überwacht, während ſie mit 
dem fiebenten Lebensjahr unter die Obhut der Waiſenpfleger traten. 


2. Zufammenwirken von Behörden und Vereinen 


Die Vereinsarbeit förderte ebenfalls zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
die Kinderfürſorge entſprechend den damaligen Verhältniſſen. Sie wurde 
dabei ftarfer als früher von ſtädtiſcher Seite unterſtützt. 

Die beſtehenden Kindergärten reichten längſt nicht mehr aus, um die 
arbeitenden Frauen in der Sorge um ihre Kleinen zu entlaſten. Da 
gründete der Verein zur Pflege kleiner Kinder einen größeren Volks⸗ 
kindergarten im nördlichen Stadtviertel in der Porkſtraße. 
Dort wo die meiſten Arbeiterwohnungen entſtanden waren, erfüllte er 
am beſten ſeine Aufgabe. 

Die Stadt gab ein großes Grundſtück dazu her. Die Koſten für den 
eigens für die Zwecke errichteten Bau brachten die Erfurter Bürger auf. 
In demſelben war Raum für 130 Kinder, für die alles in zweckdienlicher 
Weiſe eingerichtet worden war. Auch für die Diakoniſſen, denen die Leitung 
übertragen wurde, waren beſcheidene Wohnräume vorhanden. Im 
September 1900 konnte die Anſtalt ihrem Zweck übergeben werden. Die 
Stadt ſtiftete aus den Mitteln der evangeliſchen milden Stiftungen einen 
jährlichen Zuſchuß von 1000 bis 2000 Mark je nach dem entſtandenen 
Defizit. Durch Sammlungen kamen 500 bis 600 Mark ein, während die 
Eltern der Kinder durch ihre Beiträge ungefähr 1400 Mark aufbrachten. 

Das Einnahmeverhältnis von 1901 und 1902 war folgendes: 


Von der Stade - 1866 Mk. 1500 Mk. 
Von den Eltern. .... . 1074 „ 1426 „ 
Durch Sammlung 500 „ 663 „ 
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Damit wurden die Koſten für die Verpflegung der Kinder, das Gehalt 
der Schweſter ſowie die Erhaltung des Hauſes beſtritten. Täglich beſuchten 
70 bis 100 Kinder das ſonnig gelegene Heim mit dem ſchönen großen 
Spielplatz. Sie weilten vom Morgen bis zum ſpäteren Nachmittag dort, 
bis die vom Tagewerk heimkehrenden Eltern ſie abholen konnten. 

Der Spar⸗ und Bauverein hatte zu Anfang des neuen Jahr- 
hunderts in dem nordöſtlichen Stadtbezirk eine große Arbeiterkolonie 
errichtet; es war daher wünſchenswert, daß auch hier eine Klein⸗ 
kinderſchule gegründet würde. Die nächſte Veranlaſſung dazu gab 
ein Stubenbrand, der durch ein paar allein daheim weilende Kinder ent⸗ 
ſtanden war. Der Spar⸗ und Bauverein erbaute daher 1905 inmitten 
eines großen Häuſervierecks, deſſen eine Front die Karlſtraße bildet, 
einen großen Spielſaal mit den erforderlichen Nebenräumen. Das ganze 
war von einem freundlichen Platz umgeben, auf dem ſich die kleine Schar 
unter Beobachtung ihrer in den umliegenden Häuſern wohnenden Mütter 
tummeln konnte. Leider konnten ſie dieſe Freude nur für kurze Zeit 
genießen. Denn alle waren Fabrikarbeiterinnen und kamen nur für die 
Mittagspauſe heim. Die geringe Entfernung ermöglichte es aber, daß die 
Kleinen in dieſer Zeit mit ihren Eltern das Mittagsmahl einnahmen. 
Deshalb wurde die Spielſchule von 12 bis 2 Uhr geſchloſſen. Sie war 
überhaupt ganz der jeweiligen Arbeitszeit angepaßt. Des Morgens waren 
die Pforten ſchon vor 6 Uhr für die faſt regelmäßig erſcheinenden 
70 Kleinen geöffnet. Als während des Krieges die Mütter in durch⸗ 
gehender Arbeitszeit beſchäftigt wurden, bereitete man auch hier im 
Kindergarten ein Mittagsſüppchen, wie dies in den anderen Anſtalten 
ſchon immer üblich war. 

Die Koſten für dieſen Kindergarten trug die Baugenoſſenſchaft und 
damit eigentlich die Eltern, die alle Mitglieder des Spar⸗ und Bau⸗ 
vereins waren. Erſt in den letzten Jahren ſeines Beſtehens hatte die 
Stadt dieſem Kindergarten wie den übrigen einen Zuſchuß bewilligt. 
Dank eines Vermächtniſſes entſtand 1909 ein weiterer Volks⸗ 
kindergarten im ſüdöſtlichen Teil der Stadt, der wohl mehr als die 
anderen nach der Fröbel'ſchen Methode arbeitete. Anfänglich in Räumen 
der Eiſenbahnverwaltung in der Gartenſtraße untergebracht, ſiedelte er 
bald in die Regierungsſtraße über, wo ihm vertraglich im Mückeſtift 
paſſende Zimmer für alle Zeiten mietfrei überlaſſen wurden. Damit war 
einem Bedürfnis auch für dieſen Stadtteil Rechnung getragen. Dieſer 
Kindergarten hat ſich faſt ausſchließlich durch reiche Spenden von Wohl⸗ 
tätern bis heute erhalten: Nach wiederholtem Wechſel hat er jetzt beſonders 
zweckdienliche und den modernen Beſtrebungen entſprechende Räume. 
Dieſe hatte die Stadt innerhalb des Mückeſtifts herrichten laſſen, um 
dafür den größeren Saal, den der Verein ſich ſelbſt eingerichtet hatte und 
bis 1922 für die Spiele der Kinder benützte, für die orthopädiſchen Turn⸗ 
übungen des Krüppelheimes frei zu bekommen. 

Eine wertvolle Verbindung erzieheriſcher und geſundheitlicher Pflege 
ſtrebte der Verein für Jugend⸗ und Volksſpiele an, der im September 1897 
ſich in Erfurt gebildet hatte. Im Sommer 1904 ſtellte er ſeinen ſchönen 
auf der Daberſtedterſchanze gelegenen Spielplatz den Erfurter Schul⸗ 
kindern zur Verfügung. An zwei Wochentagen wurden beſondere Spiele 
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für die Volks⸗ und Bürgerſchüler veranſtaltet. Die Stadt bewilligte ſofort 
einen Jahreszuſchuß von 525 Mark für die nötigen Geräte, Bälle uſw. 

Der erſte „ſchüchterne Verſuch“, die Kinder täglich während der Ferien 
zu ſammeln, war wegen ſchwacher Beteiligung im folgenden Jahre nicht 
wiederholt worden. Nachdem der Verein auf der Cyriaksburg 1906 ein 
zwölf Morgen großes Grundſtück gepachtet hatte, gab die Stadt 1000 Mk. 
für die Herrichtung „im Intereſſe der Erfurter Schulkinder“; die Reſt⸗ 
koſten von 880. Mk. übernahm die Stadt ſpäter ebenfalls. Die wöchent⸗ 
lichen Spieltage beſuchten 34 bis 150 Kinder, hiervon waren durch⸗ 
ſchnittlich 85 Mädchen und 55 Knaben. 

1906 wurden auch die Ferienſpiele wieder aufgenommen. Im fol⸗ 
genden Jahre war die Beteiligung beſonders rege. Es erſchienen durch⸗ 
ſchnittlich 227 Knaben und 122 Mädchen. Die Spiele leiteten zwei 
Seminariſten gegen eine kleine Vergütung und Herr Schleenvoigt im 
Ehrenamt. 

Im Jahre 1909 organiſierte man die wöchentlichen Spiele für die 
einzelnen Schulverbände getrennt, und die Stadt erhöhte ihre Zuſchüſſe, 
damit aus jedem Schulverband ein Leiter geſtellt werden konnte. Da im 
folgenden Jahre allgemein eine dritte obligatoriſche Turnſtunde einge⸗ 
richtet wurde, ſtellte man die wöchentlichen Turnſpiele nun leider ein. 

Deſto mehr pflegte der Verein die Ferienſpiele. Die Meldungen 
hierzu ſammelten die einzelnen Schulleiter. Gegen einen kleinen Beitrag 
erhielten die Kinder eine Marke als Abzeichen, die zum täglichen Er⸗ 
ſcheinen auf dem Spielplatze berechtigte. Die Meldungen beliefen ſich in 
den einzelnen Jahren auf 800 bis 1000. Die tägliche Frequenz ſchwankte 
je nach der Witterung. Die Durchſchnittszahl war 200 bis 350. — 
Seminariſten, Turnlehrer und Turnlehrerinnen leiteten die Spiele gegen 
geringe Entſchädigung; auch beteiligten ſich ehrenamtlich daran einige 
Herren, unter denen ſich beſonders der Vereinsvorſitzende, Herr Schleen⸗ 
voigt auszeichnete. Vom Jahre 1913 ab ſtellte der Männerturnverein auch 
ſeinen Waldſpielplatz für die Ferien zur Verfügung. Trotz des weiten 
Weges kam täglich eine große Schar dort hin. 

28 Städte berichten in jener Zeit von ähnlichen Ferienſpielen. 

Auch während des Krieges wurden dieſelben in gleicher Weiſe in 
Erfurt fortgeſetzt. Im Jahre 1921 war die von den Turnlehrern beantragte 
Entſchädigung von 7 bis 10 Mark pro Stunde zwar berechtigt, aber für 
die Vereinskaſſe zu hoch, deshalb übernahm Herr Schleenvoigt ſelbſt mit 
einigen Primanern ehrenamtlich die ganze Arbeit. 

Da leider eine Speiſung der Kinder auf den entlegenen Spielplätzen 
nicht einzurichten war, ließ es ſich nicht ermöglichen, die Kinder den 
ganzen Tag im Freien zu halten. Aus dieſem Grunde hielt man die 
Ausgabe von 20 000 Mark, die allein zur Beaufſichtigung veranſchlagt 
war, zu dieſem Zweck für zu wenig lohnend. So unterblieben die Spiele, 
um die Summe anderen Zwecken der Erholungsfürſorge zuzuwenden, wo 
rationellere Arbeit geleiſtet werden konnte. Im Sommer 1923 ſind mit 
Hilfe der Quäkerſpeiſung die Spiele in vollem Umfang wieder aufge⸗ 
nommen und beſonders fruchtbringend geſtaltet worden. Die erforderlichen 
Mittel für Aufſichten ſtellte die Stadt bereit. 5 Lehrer, 4 Lehrerinnen 
und 16 Primaner und Seminariften ſpielten täglich von 8 bis 12 Uhr mit 
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der jugendlichen Schar, die ſich aus 818 Knaben und 642 Mädchen 
zuſammenſetzte. Hiervon waren täglich 5/, anweſend. Um 10 Uhr wurde 
das ſtärkende Quäkerfrühſtück, Kakao und Brötchen, verteilt. 

Nur langſam ſetzte im 20. Jahrhundert auch die Ernährungsfürſorge 
für Schulkinder in Erfurt ein. 1902 hatte Herr John Benary der Stadt 
eine Summe angeboten als Anregung zu einer allgemeinen regelmäßigen 
Verteilung von warmem Frühſtück an arme Schulkinder. Um ſich für die 
Folge keine weiteren Laſten aufzuerlegen, lehnte die Stadt die Summe ab. 
Der Umſtand gab aber Veranlaſſung zu der Feſtſtellung, daß in jener 
Zeit von den 7980 Volksſchulkindern Erfurts 676 = 9,4 Prozent ohne 
Frühſtück zur Schule kamen. Der Grund war u. a.: 


Armut der Eltern be. . . 96 Kindern 
Krankheit der Mutter beni 16 „ 
Trägheit der Mutter be 147 „ 


Früher Weggang der Mutter bi. . 155 „ 
Gewerbliche Beſchäftigung des Kindes bei 60 „ 

Es folgte nun eine Rundfrage bei anderen großen Städten. Dieſe 
ergab, daß in Halle 3000 Schulkinder des Morgens eine Roggenmehl⸗ 
juppe erhielten. — Halberſtadt gab ſchon feit 1891 an 3,6 Prozent 
aller Schulkinder je 14 Liter Milch und ein Brötchen. — Mainz ſchon 
jeit 1887 an 11 Prozent je ½ Liter Hafergrützſuppe und ein Stück Brot. 
— Berlin ſeit 1885 3 Prozent — 6600 Kindern Milch und 
Brötchen für 11 200 Mark im Jahr. 

Trotz der ſchönen Beiſpiele fah man in Erfurt noch davon ab, Frühſtück 
zu verteilen und legte der Armenverwaltung nahe, höhere Unterſtützungen 
zu geben. Allmählich ſchloſſen ſich edle Wohltäter zuſammen, die für be⸗ 
ſonders bedürftige Kinder die Frühſtückſpende übernahmen. Erſt Dezember 
1911 wurde den Schulleitern geſtattet, da, wo die private Wohltätigkeit 
verſagte, den armen Kindern auf ſtädtiſche Koſten warmes Frühſtück in 
Form von Milch und Brötchen zu verabreichen. Die Bedürftigkeit ſollte 
durch Schularzt und Schulpflegerin feſtgeſtellt werden. 

Es wurde darauf jeder Volksſchule ein Betrag von 50 Mark pro Jahr 
für dieſe Zwecke zur Verfügung geſtellt, was eine Geſamtſumme von 570 
Mark für die ſtädtiſche Kaſſe bedeutete. Mit Kriegsbeginn wurde ſofort 
die Verteilung des Milchfrühſtücks auf alle Kriegerkinder ausgedehnt, und 
ſo im November 1914 bereits eine Summe von 6000 Mark für dieſe 
Zwecke bereitgehalten. Die Rationierung des Brotes brachte die erſte 
Einſchränkung, und leider mußte mit der 1916 eingetretenen Milchknapp⸗ 
heit ganz von der großen Wohltat abgeſehen werden. 

Das Fürſorge⸗Erziehungsgeſetz von 1900 hatte auch die charitative 
Vereinsarbeit zur Mitwirkung an den erſtrebten Zielen angeregt. In 
Erfurt ſetzte dieſelbe erſt im Jahre 1909 ein und wurde da nur von einer 
kleinen Gruppe intereſſierter Menſchen betrieben. Es war der 
katholiſche Fürſorgeverein, der damals ins Leben trat, um 
Rettungsarbeit an der ſittlich gefährdeten und verwahrloſten Jugend zu 
leiſten. Für den Gemeindewaiſenrat bedeutete dieſe Tätigkeit eine Ent⸗ 
laſtung, und dem einzelnen Kind kam die weit intenfivere Vereinsarbeit 
zu gute. Die Abteilung für junge Männer arbeitete neben derjenigen 
für Mädchen, Frauen und Kinder. Die letztere unter Leitung von 
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Fräulein Umpfenbach bemühte ſich beſonders durch ſorgfältige Prüfung 
der häuslichen Verhältniſſe dort einzugreifen, wo Gefahr drohte; ſo 
wurden durch die ehrenamtlich arbeitenden Damen Kinder aus ſchlechter 
Umgebung in Pflegeſtellen und Erziehungsheime gebracht. Auch gelang 
ihnen die Vermittlung mancher Adoptionen ſowie gewiſſenhafter Vor⸗ 
münder, oder ſie übernahmen ſelbſt Schutzaufſichten und Pflegſchaften. 
ao der Verein jeweils Hand in Hand mit den entſprechenden 
örden. 

Auch der unehelichen Mutter mit ihrem Kinde nahmen ſich die Damen 
an. Jede Woche beſuchte ein Mitglied die Landesfrauenklinik, um zu 
ſehen, wo Hilfe erforderlich ſei. Dabei fiel ihnen oft die Sorge der Unter⸗ 
bringung von Mutter und Kind zu. Häufig glückte es, ſie wieder der 
eigenen Familie zuzuführen. 

Von Jahr zu Jahr gelang es, die Arbeit weiter auszubauen. So wirkt 
der Verein auch heute noch zur Rettung vieler Kinder, ſind doch im Jahre 
1922 allein 213 neue Fälle neben laufenden alten bearbeitet und 
wenigſtens 75 Unterbringungen vermittelt worden. Die bedeutenden 
Koſten, welche dazu erforderlich ſind, werden außer durch einen kleinen 
ſtädtiſchen Zuſchuß nur aus privaten Mitteln gedeckt und die umfaſſende 
Arbeit zum größten Teil von ehrenamtlichen Kräften geleiſtet. 

Auf evangeliſcher Seite werden ähnliche Aufgaben durch die innere 
Miſſion und den Verein für Jugendgerichtshilfe erfüllt. 


3. Soziale Frauenarbeit (1909—1914) 


Die verſchiedenen Zweige der Kinderwohlfahrtspflege, die bis 1909 
in Erfurt in Angriff genommen waren, wieſen immer noch einige Lücken 
auf, damit das durch wirtſchaftliche und ſoziale Übel geſchädigte Kind zu 
gedeihlicher Entwicklung von Körper und Geiſt gelange. Noch manches 
Neue war zu ſchaffen, und alte Einrichtungen mußten mit friſchem Geiſt 
erfüllt werden. Dieſe Aufgaben zu löſen, blieb der nunmehr einſetzenden 
ſozialen Frauenarbeit überlaſſen. Durch ihre anregende Tätig- 
keit iſt dank der Beihilfe und Mitwirkung der ſtädtiſchen Schulverwaltung 
Erfurt allmählich in ſeinen Leiſtungen auf dem Gebiete der Kinderwohl⸗ 
fahrtspflege mit an die Spitze der deutſchen Städte gerückt. | 

Frau Anna Stürde, geb. Benary, hatte an den vorbildlichen Einrid)- 
tungen des Peſtalozzi⸗Fröbelhauſes in Berlin und des Charlottenburger 
Jugendheimes erkannt, was ihrer Vaterſtadt fehlte. Es gelang ihr bald, 
eine größere Zahl von Frauen zu einer Gruppe für ſoziale Hilfsarbeit 
zuſammenzuſchließen. Unter Mitwirkung der ebenfalls an den Berliner 
Muſteranſtalten wohlgeſchulten Fräulein Göring und Fräulein Kipper 
gelang es, dem jungen Verein einen guten Teil jenes ſozialen Verſtänd⸗ 
niſſes einer Alice Salomon einzuflößen. Auch das feine Empfinden für 
die werdende Kindesſeele einer Lilly Droeſcher und die klare Erkenntnis 
für die Nöte des Großſtadtkindes einer Anna v. Gierke ſuchten ſie ihren 
Mitarbeiterinnen zu vermitteln, um ſie ſo zu der rührigen Tätigkeit 
anzuregen, mit welcher jene edlen Frauen bald alle Gebiete erfaßten, auf 
denen dem Kinde noch geholfen werden konnte. Man kann heute wohl 
ſagen, daß die Gruppe ihre Ziele voll erreicht hat, indem es ihr gelungen 
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iſt, nach und nach bei der Stadtverwaltung volles Verſtändnis für die 
Not des Kindes zu wecken, damit von derſelben übernommen würde, was 
private Liebestätigkeit auf die Dauer durchzuführen nicht imſtande war. 

Zunächſt wandte man ſich der Säuglingspflege zu. Die hohen 
Sterblichkeitsziffern unter dieſen kleinen Weſen riefen ſchon lange nach 
Abhilfe. Da die Todesfälle zum größten Teil auf Erkrankungen der Ver⸗ 
dauungsorgane zurückzuführen waren, ſo mußte die erſte Tätigkeit damit 
einſetzen, den Müttern die Heilkraft der natürlichen Ernährung zum Ver⸗ 
ſtändnis zu bringen. Zu dieſem Zwecke wurden wöchentlich zwei Sprech⸗ 
ſtunden abgehalten, in denen minderbemittelte Mütter von einem 
erfahrenen Kinderarzt Rat und Auskunft in allen das Säuglingsalter 
betreffenden Fragen erhielten. Durch Verteilung von Stillprämien ſuchte 
man die Mütter zu möglichſt langer Fortſetzung des Stillens anzuſpornen. 
Wo dieſes nicht möglich war, gelang es zuweilen, durch Gewährung von 
Ammengeld beſonders ſchwachen Kindern die einzig beſte Stärkung zu 
vermitteln. Den Merkblättern über Säuglingspflege, die durch das 
Standesamt bei jeder Geburt verteilt wurden, iſt eine Notiz über die Be⸗ 
ratungsſtelle beigefügt worden, ebenſo ſuchte man durch die Hebammen 
den nötigen Einfluß auf die Mütter zu gewinnen. 15 bis 20 Damen 
wirkten durch Hausbeſuche und in den Sprechſtunden an der Förderung 
des Werkes. Einige Spezialärzte übernahmen die koſtenloſe Behandlung 
der ärmeren Kinder. 

Um weiteres Intereſſe für dieſe wichtige Fürſorgearbeit zu wecken, 
hatte man gleich einen beſonderen Verein für Säuglingspflege 
gegründet. Es gelang fo durch Mitgliedsbeiträge, Geſchenke und 
Stiftungen ſowie durch Veranſtaltungen eines Blumentages das kleine 
Unternehmen ſo zu finanzieren, daß im zweiten Jahre eine in der 
Säuglingspflege ausgebildete Schweſter angeſtellt werden konnte. Wurde 
die Geburt eines Kindes dem Verein vom Standesamt gemeldet, ſo 
beſuchte Schweſter Käthe die Mutter, um ihr Belehrungen zu geben und 
ſie zur Sprechſtunde des Vereins einzuladen. In den begüterten Familien 
legte Schweſter Käthe bei Eintritt eines freudigen Ereigniſſes das Groß⸗ 
mütterbuch vor, in welches dann namhafte Spenden für die Vereinskaſſe 
eingetragen wurden. 

Von 1912 ab wurde auch eine beſondere Sprechſtunde für Erfurt⸗Nord 
eingerichtet, mit einer zweiten Kraft. 1906 hatten die Bürger von 
Erfurt⸗Nord für Zwecke der Säuglingspflege anläßlich der Silberhochzeit 
des Kaiſerpaares 10 000 Mark geſtiftet. Die Aufgaben, welche die Stadt 
mit Verwaltung dieſer Summe übernommen hatte, übertrug ſie dem 
jungen Verein und gewährte zu den 400 Mark Zinſen noch einen beſon⸗ 
deren Zuſchuß in Höhe von 1000 Mark für Erfurt⸗Nord und 2000 Mark 
für die übrige Stadt. So erkannte ſie auch hierdurch die Notwendigkeit 
der Säuglingsfürſorge an, wie ſie es ſchon anfangs durch Überlaſſen von 
paſſenden Räumen für die Sprechſtunde getan hatte. 

Mit Befriedigung konnte auf die Erfolge des Vereins geſchaut werden. 
Der Beſuch der Sprechſtunden in den beiden Beratungsſtellen war von 
2862 im erſten Jahre auf 8752 im Jahre 1913 geſtiegen. Die Sterblich⸗ 
keit unter den dort betreuten Kindern betrug acht Prozent weniger als 
jene unter den Kindern der übrigen Bevölkerung. 
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Noch vor Ausbruch des Krieges gelang es dem Verein, eine Tage & 
krippe und eine Milchküche einzurichten. Für letztere gab die Stadt 
die Räume und für die erſte eine Summe von 1200 Mark, um die 
bauliche Herrichtung des von der Luiſe Mücke⸗Stiftung gemieteten 
Gartenhauſes beſtreiten zu können. Das Heim war für 20 Säuglinge 
eingerichtet und wurde von einer Schweſter geleitet, der zunächſt nur 
freiwillige Kräfte zur Seite ſtanden. 

Die Milchküche ſollten jenen Müttern, die nicht lange genug 
ſtillen können, eine einwandfreie Nahrung verſchaffen. Die Milch wird 
genau nach ärztlicher Vorſchrift gemiſcht und daneben werden vier Miſchun⸗ 
gen von Säuglingsnahrung bereitet. Die Preiſe werden für Minderbemit⸗ 
telte je nach den Verhältniſſen beſonders herabgeſetzt. Auch hier ſtellten fid 
täglich einige freiwillige Hilfen ein. 

Einem anderen dringenden Bedürfnis halfen einige Damen der 
ſozialen Gruppe dadurch ab, daß ſie 1909 eine Vereinigung für Mütter⸗ 
fürſorge bildeten, um durch Mutterſchutz zugleich den beſten Kinder⸗ 
ſchutz auszuüben. | 

Den unehelichen oder eheverlaſſenen Müttern, die zur Zeit der Geburt 
meiſt mittel⸗ und obdachlos waren und alles Notwendigſte entbehrten, 
wollten ſie mit Rat und Tat beiſtehen. Es wurden zu dieſem Zwecke 
regelmäßige Sprechſtunden eingerichtet, in denen ſozialausgebildete und 
geſchulte Damen alle Hilfeſuchenden berieten, ihnen Armenunterſtützung, 
Alimentation uſw. vermittelten, auch Milch, Kinderzeug, Kleidung, Miet⸗ 
zuſchuß und dergl. verſchafften. Auch Wanderkörbe, die alles zur Ent⸗ 
. — Notwendige enthielten, wurden an bedürftige Wöchnerinnen 
verliehen. 

Bald konnte auch ein beſcheidenes Heim eingerichtet werden, in 
welchem fünf Mütter mit ihren Kindern Aufnahme fanden. Hier konnten 
ſie eine zeitlang — manchmal Wochen, oft auch Monate — vor und nach 
der Entbindung wohnen und die Pflege des Kindes ſelbſt beſorgen. Es 
war dies ein weſentlicher Faktor der Fürſorge für die uneheliche Mutter 
und ihr unglückliches Kind, denn für das Kind bedeutet dieſe Zeit mütter⸗ 
licher Pflege und Nahrung ſehr oft die Erhaltung des Lebens, jedenfalls 
aber die Befeſtigung der Gefundheit; für die Mutter aber ift es eine Zeit 
des Zufichkommens. Sie lernt das mit Abneigung erwartete Geſchöpfchen 
lieben, und Pflichtbewußtſein zu einem Leben für das Kind erwacht faſt 
regelmäßig in ihr und erzeugt eine geſunde Reue, ſo daß es möglich 
wird, ihr zur Rückkehr auf geordnete Wege zu verhelfen. Der Verein ver⸗ 
mittelte dann den Kindern gute Pflegeſtellen, den Müttern geeignete 
Arbeit und behielt beide dauernd in Obhut und Fürſorge. So konnten 
jedes Jahr nacheinander 20 bis 45 Mütter mit ihren Kleinen aufge⸗ 
nommen werden, während weiteren 100 bis 200 in der üblichen Weiſe 
geholfen werden konnte. Im erſten Kriegsjahr 1914/15 wurden z. B. 
222 Fälle bearbeitet, wovon 110 Ledige und 112 Verheiratete waren. 
Das Jahr 1918/19 entſprach dem Friedensjahr 1913 mit 116 Fällen 
gegen 112, mit 80 Ledigen und 19 Verheirateten. So breitete ſich die 
Tätigkeit des Vereins, wie aus den Zahlen erſichtlich, während des Krieges 
noch weiter aus, und man nahm ſich in Verbindung mit dem nationalen 
Frauendienſt und der Armenverwaltung beſonders der Kriegerfrauen an. 

| 4 
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Mehr als zehn Jahre wurde in der angeführten Weiſe gearbeitet und 
„die Mütterfürſorge“ war die einzige Stelle in Erfurt, wo uneheliche 
Mütter aufgenommen und verſorgt wurden. Leider machten dann die 
großen Schwierigkeiten in Beſchaffung von Lebensmitteln und Kleidung 
und die zunehmende Teuerung in der Nachkriegszeit der ſegensreichen 
Tätigkeit ein Ende. Der Verein war nicht mehr imſtande, rein aus 
privaten Mitteln und mit bloß freiwilligen Hilfskräften wie bisher das 
Aſyl zu halten und auch ſonſt wirkſam zu helfen. Eine Bitte an die Stadt 
um Beſoldung einer Hilfskraft und Überlaſſung geeigneter Räume wurde 
abgeſchlagen, und ſo mußte der Verein ſeine Arbeit im Jahre 1920 ein⸗ 
ſtellen. Die zunehmende Entſittlichung und die erſchreckende Steigung 
der unehelichen Geburten drängen immer ſtärker zur Wiedererrichtung 
eines Mütterheimes, doch die Frage ſcheitert jedesmal an der von Jahr zu 
Jahr ſich ſteigernden Unmöglichkeit, paſſende Räume zu ſchaffen. 


Das Kleinkind von zwei bis ſechs Jahren hielt man in jenen Jahren 
in den Kindergärten und Spielſchulen und die übrigen bei ihren Müttern 
wohlgeborgen. An eine geſundheitliche Überwachung derſelben dachte 
niemand. Es iſt eigenartig, daß man auch ſonſt im Reiche nichts 
Derartiges anſtrebte. Was mit vieler Mühe bis zum zweiten Lebensjahre 
durch die Säuglingsfürſorge gepflegt worden war, iſt dann vielfach wieder 
vernachläſſigt worden, und am Schulkind begann man dann erſt wieder 
von neuem die Schäden zu heilen. So hatte die ſoziale Gruppe zunächſt 
nur auf dem Gebiet der Schulkinderpflege wertvolle Neuſchöpfungen 
bewirkt. Die erſte war die Vermittlung von Schulſchweſtern oder 
Schulpflegerinnen. 


Wie bereits oben erwähnt, war die Tätigkeit der Schulärzte nie von 
dem gewünſchten Erfolg begleitet, da es an der nötigen Verbindung 
zwiſchen Schule und Elternhaus fehlte. Dr. Oehlbecke hatte als Stadtarzt 
von Breslau das Muſter von Chicago empfohlen, wo man an jeder Schule 
eine oder mehrere Schweſtern hatte, die den Unterſuchungen der Kinder 
beiwohnten und dann durch Hausbeſuche die Eltern über den Zuſtand 
ihrer Kinder und die nötige Behandlung unterwieſen. Dr. Pollchau ver⸗ 
anlaßte 1908 in Charlottenburg die Anſtellung der erſten Schulſchweſter. 
Erfurt war dann eine der erſten Städte, in der dies Syſtem dank der 
ehrenamtlichen Tätigkeit der Gruppenmitglieder eingeführt werden konnte. 
Zuerſt wurde der Verſuch nur an einigen Schulen gewagt, aber die guten 
Erfolge veranlaßten die Schulverwaltung, die Gruppe um weitere Hilfs⸗ 
kräfte zu bitten, ſo daß bald an allen Volksſchulen Erfurts je zwei bis vier 
pero als Schulſchweſtern wirkten, bis 1915 beſoldete Kräfte an ihre 

telle traten. 


Die Beobachtungen, welche die Schulpflegerinnen an den Kindern 
machten, weckte in ihnen den Wunſch, da, wo die Mittel der Eltern ſowie 
Krankenkaſſen verſagten, heilend einzugreifen. So vermittelten ſie, daß 
Dr. Natterer ab September 1911 mit den verwachſenen Kindern unent⸗ 
geltlich jede Woche zwei orthopädiſche Ubungsſtunden unter Mitwirkung 

von je zwei Damen abhielt. Für die augen⸗ und ohrenkranken Kinder 
hatte die Loge bereits 1910 zwei Arzte zur Behandlung gewonnen, was 
bei der großen Zahl von Fällen eine erhebliche Hilfe für dieſe armen 
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Kinder war; bei vielen ſind ſo zeitige Eingriffe gemacht worden, die einen 
Schaden für Lebenszeit verhüteten. | 

Auf dem Gebiete des Kinderhortweſens ſuchte die ſoziale Gruppe 
zunächſt reorganiſierend zu wirken, doch ſchon im zweiten Jahre ihres 
Beſtehens konnte ſie ſelbſt ſchöpferiſch auftreten. Die Schulverwaltung 
ſtellte ihr in der Hügelſchule (katholiſche Volksſchule I) paſſende Räume 
mit Möbeln zur Verfügung und gewährte Licht und Heizung frei. Mit 
Hilfe einiger Geſchenke konnte bald in Erfurt der erſte neuzeitliche 
Kinderhort geſchaffen werden, der den Berliner Vorbildern ſowohl 
in ſeiner äußeren Ausſtattung als auch in ſeiner familienartigen Er⸗ 
ziehungsmethode, ſoweit die Umſtände erlaubten, entſprach. 

Fräulein Kipper übernahm ſelbſt die Leitung des Hortes, ihr ſtanden 
an jedem Nachmittag mehrere freiwillige Helferinnen zur Seite, durch die 
es möglich war, die Kinder in familienähnliche Gruppen zu teilen. Dieſe 
wurden auf die verſchiedenartigſte Weiſe beſchäftigt, ſo ganz in dem Sinn, 
wie Dr. E. v. Harnack in ihrem wertvollen Büchlein „Fürſorge für ſchul⸗ 
pflichtige Kinder in Kinderheimen“ ihre Forderungen ſtellt. Es wurde 
ſowohl von rein mechaniſcher Lohnarbeit abgeſehen als auch davon, die 
Fröbel jhe Kindergartenarbeit einfach auf alle großen Knaben und 
Mädchen zu übertragen. Man richtete auch keinen ausgeſprochenen Hand⸗ 
fertigkeitsunterricht für den ganzen Nachmittag ein, ſondern wie E. v. 
Harnack ſehr richtig ſchreibt, ſtellte auch hier die Leiterin die Frage: „Zu 
welchen Tätigkeiten wird das Kind nach Maßgabe ſeiner Kräfte in einem 
gutgeführten Arbeiterhaushalt von der Mutter herangezogen?“ Ebenſo 
vielſeitig ſuchte auch Fräulein Kipper die Kinder zu bilden. Von beſon⸗ 
derem Wert war es daher, daß die Schulverwaltung dem Hort eine der 
Schullehrküchen zur Mitbenutzung überließ. Dort konnten die verſchie⸗ 
denſten kleinen Hausarbeiten geübt werden. Die Bereitung des Milch⸗ 
kaffee, das Spülen, Ofenanmachen, das Scheuern, Putzen und Waſchen, 
alles lernten die Knaben und Mädchen. Holz⸗ und Papparbeiten, ſowie 
Stricken und Nähen wurden dabei nicht vernadlajfigt, wie auch manche 
frohe Spiel- und Erzählſtunden eingeſchaltet waren. Vor allen Dingen wurde 
auf peinliche Ordnung und Sauberkeit gehalten, ſowie darauf, daß die 
Kinder ſelbſt halfen, das Heim gemütlich und geſchmackvoll einzurichten. 
Auch die nötigen Dinge für dieſe Zwecke fertigten ſie an. So war man 
beſtrebt, den Kindern, die oft aus ziemlich verlotterten Verhältniſſen 
ſtammten, das beizubringen, was ihnen zu Hauſe fehlte, und was doch die 
beſte Grundlage für ihr ſpäteres Leben iſt: den Sinn für ein trautes Heim. 

Ein ſo geleiteter Hort übte natürlich auf die Kinder eine erfreuliche 
Anziehungskraft aus, und es meldeten fih ſtets mehr, als der beſchränkten 
Räume wegen aufgenommen werden konnten. Nicht nur aus dieſem 
Grunde, ſondern aus allgemeinen volkswirtſchaftlichen Intereſſen war 
man ſehr vorſichtig bei der Auswahl der Kinder; beſonders die ſozialen 
Verhältniſſe gaben den Ausſchlag, denn das Hauptprinzip war, nicht die 
Familie durch Verſorgung der Kinder aufzulöſen, ſondern ihr zum 
Wiederaufbau zu verhelfen. | 

Durch Hausbeſuche und ſonſtige Erkundigungen wurde ſorgfältig 
geprüft, ob das Kind wirklich am Nachmittag aufſichtslos war, und ob für 
das Auskommen der Familie außerhäusliche Erwerbsarbeit der Mutter 
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tatſächlich nötig war, wollte man doch durch Gründung des Hortes die 
Frauenarbeit in der Induſtrie nicht begünſtigen. In einzelnen Fällen 
gelang es, die Mütter zu überzeugen, daß ſie für ihre Familie größere 
Werte ſchaffen durch gute Beſorgung des Haushaltes und eigene Pflege 
der Kinder, als der in damaliger Zeit noch recht niedrige Lohn ausmachte, 
den ſie aus der Fabrik heimbrachten. Von 150 Meldungen aus den 
beiden nächſtliegenden Schulen waren dennoch 72 Kinder hortbediirftig, 
mit den kleineren Geſchwiſtern 120, davon wurden die 35 nötigften Fälle 
ausgewählt. 

Nach 1½ Jahren war eine Erweiterung dadurch möglich, daß das 
Urſulinerkloſter wohnliche Räume für einen zweiten Hort zur Verfügung 
ſtellte. Da der Hort die Familie erſetzen ſoll, ſo iſt es gut, wenn ein An⸗ 
paſſen an die Konfeſſion derſelben möglich iſt. Demzufolge nahm man 
nun eine Teilung der Kinder nach dieſem Geſichtspunkte vor. Da es mir 
vergönnt war, in dem Hort der ſozialen Gruppe von der Gründung ab 
mitzuwirken, konnte ich nun die Leitung des zweiten Hortes übernehmen, 
der dann nach dem gleichen Grundſatz wie der erſte geführt wurde. Dank 
der Mitwirkung der Schweſtern war es möglich, jenen Kindern, deren 
Mütter den ganzen Tag von Hauſe abweſend waren, eine warme Mittag⸗ 
ſuppe zu verabreichen. Dieſes kam für 10 bis 15 Kinder in Frage. 

Nach einer Zuſammenſtellung von 1912 gliederten ſich die Berufe der 
Mütter von den 70 Hortkindern im Urſulinerkloſter nach folgender Tabelle: 

Von den 45 Müttern find: 7 Witwen, 8 Eheverlaſſene, 2 Ledige, 
28 normale Verhältniſſe. (Nach Beruf: 12 Fabrikarbeiterinnen, 
27 Wäſcherinnen, Aufwärterinnen, Händlerinnen uſw., 3 krank, 
3 geſtorben.) 

Das beſte Erziehungsmittel innerhalb des Hortbetriebes iſt die Be⸗ 
tätigung der Kinder in einem Stück Gartenland. Es führte zu weit, auf 
die großen Vorzüge hier näher einzugehen. Begreiflich iſt, daß es ſtets 
das Ziel eines heißen Wunſches bei allen Erfurter Horten war, wenigſtens 
ein kleines Gärtchen für die Zöglinge zu erwerben. Der Hort der 
ſozialen Gruppe war darin Muſter für alle. 

Schon bald in den erſten Jahren ſeines Beſtehens war es ihm geglückt, 
ein Stück Wieſe mit angrenzenden Beeten für jedes Kind zu pachten, wo 
man nach Herzensluſt graben und pflanzen konnte. Eine Laube bot ſo viel 
Raum, daß auch im Sommer dort die Schulaufgaben angefertigt wurden. 

Der Gedanke, Kinder in Horten vor der Verderbnis der Straße zu 
ſchützen, fand vielſeitige Unterſtützung, ſo daß beide Horte ſich in den 
erſten Jahren faſt ganz durch wohltätige Spenden erhalten konnten. Die 
Stadt brauchte nur einen Zuſchuß von je 500 Mark beizuſteuern. Die 
Zahlungen der Kinder reichten ſo ziemlich aus, um die Auslagen für die 
Mahlzeiten zu decken. Auch im Urſulinerkloſter ſtellten ſich ſtets mehrere 
junge Mädchen, ja ſelbſt eine Reihe von Lehrerinnen zur Hilfe bei der 
Beauſſichtigung ein. 

Die ſoziale Hilfsgruppe hatte ſchon im Sommer 1910 25 Kinder 
täglich in den großen Ferien in den nahen Steigerwald führen laffen. 
Dort wurde im Gaſthaus „Hubertus“ für die nötige Stärkung geſorgt. 
Spiel, Spaziergänge und viel Liegen im Freien füllten den Tag aus. 
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1911 gelang es, eine kleinere Zahl beſonders ſchwacher Kinder in das 
Erholungsheim in „Hunderteichen“ am Südharz zu entſenden. | 

Das folgende Jahr brachte endlich die Vollendung der Erfurter Wald⸗ 
erholungsſtätte. Dieſe ſtellt eine Stiftung der Bürger Erfurts dar zum 
Gedächtnis an die ſilberne Hochzeit des Kaiſerpaares. Auf einem in 
ſchönſter Waldgegend gelegenen großen Platze find einige Wohnbaracken 
und Liegehallen errichtet. Ein paar Schweſtern halten Haus und bewirten 
und pflegen die Erholung ſuchenden Erfurter, die aber leider jeden Abend 
wieder zur Stadt zurückkehren müſſen. f 

Von 1912 ab find dann jedes Jahr mehrere Wochen nur für den 
Beſuch von Kindern freigehalten worden. Der Erfurter Jugendhort und 
die ſoziale Frauengruppe führten daher ihre Kinder im Sommer nur 
noch nach der ſchönen Walderholungsſtätte. Hier erhielten die Kinder 
die volle Tagesverpflegung und machten Spiele und Liegekuren im Freien. 


4. Städtifhe Neugründungen 


Nachdem durch die Vereinsarbeit bewieſen war, wie nützlich und 
zugleich notwendig Kinderhorte in Erfurt find, gelang es 1912 Herrn 
Stadtſchulrat Dr. Gutſche, die Stadtverwaltung davon zu überzeugen, 
daß die von ihm in jeder Weiſe geförderten drei privaten Horte längſt 
nicht ausreichten, um die auffichtsloſen Kinder zu behüten. 

Eine Rundfrage in allen Volksſchulen Erfurts ergab, daß 719 Kinder 
= 6 Prozent) aller Volksſchulkinder Erfurts hortbedürftig in dem 
bereits angeführten Sinne waren. Ein Blick in die Tabelle der verfiche- 
rungspflichtigen Mitglieder aller Krankenkaſſen Erfurts zeigt deutlich, 
wie ſtark gerade die arbeitende Klaſſe zugenommen, und daß die gewerb⸗ 
liche Frauenarbeit ſich von 1902 bis 1912 gerade verdoppelt hat, indem 
fie von 5364 auf 11 054 ſtieg. Dies genügt, um die große Zahl auffichts⸗ 
loſer Kinder zu erklären. Zunächſt wurden Oktober 1913 drei ſtädtiſche 
Horte für je 40 Kinder in den drei Schulen eingerichtet, die hierfür am 
günſtigſten gelegen waren. Die Horte waren von 3—614 Uhr geöffnet, 
der Beſuch war frei, und die ärmſten Kinder erhielten auf Koſten des 
Vereins „Erfurter Jugendhort“ das Veſperbrot. Die Beſchäftigung war 
mehr oder weniger derjenigen der bereits geſchilderten Horte gleich, wie 
Aufguben dieſelben Ziele angeſtrebt wurden in der Löſung der ſozialen 

ufgaben. 

Der ſchönſte Tag war und iſt noch immer in allen Kinderhorten das 
Weihnachtsfeſt. Da können ſich die Eltern ſelbſt von dem guten 
Verhältnis überzeugen, welches zwiſchen ihren Kindern und deren 
Erzieherinnen beſteht. Die im Laufe des Jahres angefertigten Arbeiten 
dürfen dann durch die Kinder den Eltern zum Geſchenk gemacht werden, 
während durch wohltätige Spenden auch für die Kinder ſich alljährlich ein 
beſcheidener Gabentiſch aufbauen läßt. 

Weit mehr ſuchte man, wie auch heute noch, an den ſtädtiſchen ſowohl 
als auch an den privaten Horten die Verbindung zwiſchen Hort und 
Elternhaus durch Beſuche in demſelben ſowie durch Mütterabende zu 
pflegen. Alle Hortleiterinnen waren ſtets davon überzeugt, daß die 
richtige Einwirkung auf das Kind nur durch genaues Kennen der häus⸗ 
lichen Umgebung aus eigener Anſchauung möglich iſt. 
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Auch die Leiterinnen der Kindergärten üben regelmäßig die Haus⸗ 
ee aus, da fie jo manchen guten Erfolg denſelben verdanken, wie z. B. 
ae en aller hindernden Scheu bei den Neulingen und vieles 
andere mehr. | 


Die Mütterabende dienen beſonders dazu, die Mütter zum verſtänd⸗ 
nisvollen Zuſammenwirken mit jenen anzuregen, denen ſie ihr Kind an⸗ 
vertraut haben, und ihnen in Erziehungsfragen ſowie für die Pflege des 
Kindes wertvolle Belehrungen in geſchickter Form zu übermitteln. Jede 
Leiterin kann genug von dem guten Erfolge ſolcher Abende berichten. 


Bereits Oſtern 1914 iſt der vierte ſtädtiſche Hort eröffnet worden. 
Dies muß ſchon als eine beſondere Leiſtung in damaligen Jahren be⸗ 
trachtet werden, denn nur in ſehr wenigen Städten wurden zu der Zeit 
Horte von der öffentlichen Verwaltung getragen. Die privaten konnten 
ſich faſt allerorts wie auch jetzt noch nur mit Schwierigkeiten halten, was 
ſich mit der Länge der Zeit auch in Erfurt mehr fühlbar machte, nachdem 
die erſte Begeiſterung erkaltet war. 


Dem unermüdlichen Streben des deutſchen Verbandes für Schulkinder⸗ 
pflege, ehemals „Verband deutſcher Kinderhorte“, der im November 
1912 ins Leben getreten war, iſt es zu verdanken, daß in einer Sitzung 
am 11. Mai 1914 im Hauſe der Abgeordneten grundſätzlich Stellung zu 
den Kinderhortfragen genommen wurde.? Man bezeichnete dieſelben dort 
als ein bedeutungsvolles ſoziales Werk, ein vorzügliches Mittel zur Ver⸗ 
hütung der Fürſorgeerziehung und die beſte Grundlage zur ſpäteren 
Jugendpflegearbeit. Einſtimmig war man für den Antrag des Abge⸗ 
ordneten Dr. v. Schenckendorff, durch Reichsmittel nicht nur für zweck⸗ 
mäßige Ausbildung geeigneter Leiterinnen zu ſorgen, ſondern die 
Staatsregierung auch zu erſuchen, im nächſten Etat einen angemeſſenen 
Beitrag bereit zu ſtellen zu Beihilfen für die Einrichtungen, die Erhaltung 
und die zeitgemäße Ausgeſtaltung der Beſchäftigungsmittel der Horte für 
Schulkinder. Leider hat der Krieg dieſe Bereitwilligkeit abgelenkt, und 
erſt ſeit Juni 1923 erhalten auch die Horte Reichsbeihilfen auf Grund 
des Finanzausgleichgeſetzes. Dieſe Verhandlungen im Abgeordnetenhaus 
ſtützen ſich beſonders auf die grundſätzlichen Außerungen über Kinderhorte 
auf der erſten großen Tagung des „Deutſchen Verbandes für Kinderhorte“ 
in Erfurt 1913. 

Rektor Matag, Berlin, hob damals zum Beiſpiel hervor,?) daß die 
Kinderhorte das beſte Mittel ſeien, um das ſtete Anwachſen der Fürſorge⸗ 
fälle herabzumindern. 60 Prozent aller Fürſorgezöglinge haben keine 
ſchlechten Anlagen, und 50 Prozent ſind ohne richtige Häuslichkeit aufge⸗ 
wachſen. Sollte für dieſe der Hort nicht ſchon der Wegweiſer auf beſſere 
Bahnen ſein können dadurch, daß er ſich beſtrebt, den Kindern die fehlende 
häusliche Erziehung und Pflege angedeihen zu laſſen? Gelingt es, alle 
ſo gefährdeten Kinder zu regelmäßigem Hortbeſuch anzuhalten, ſo können 
Staat und Kommunen durch die Horte große Summen erſpart werden, 


1) Sitz Charlottenburg, Goetheſtraße 23. 

2) Druckſachen des „Verbandes deutſcher Kinderhorte“ von 1914. 

8) Schulkindernot, Schulkinderpflege. Berlin 1914, Teubner. Heft X der 
Saemansſchrift. 
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die die Fürſorgeerziehung verſchlingt. In vielen Fällen halten ſich aber 
die erziehungsbedürftigen Kinder von den Horten fern. Um alſo eine 
wirklich geeignete Prophylaxis zu leiſten, wünſchte bereits vor 1913 die 
deutſche Zentrale für Volkswohlfahrt, daß der Hortbeſuch durch geſetzlichen 
Zwang für jene gefährdeten Kinder angeordnet werden müßte. Mit Recht 
ſträuben ſich viele gegen dieſes Begehren, da die Kinderhorte leicht zur 
Strafanſtalt herabfinken und vieles von ihrem ſchönen Zwecke verlieren 
könnten. Es iſt auch bis heute noch zu keinem derartigen Geſetz gekommen, 
aber durch die Schutzaufficht, welche der Fürſorgeerziehung voraus geht, 
kann doch ein gewiſſer Beſuchszwang des Hortes erreicht werden, wie es 
jetzt in Erfurt vielfach mit gutem Erfolg geſchehen iſt. 


Die Erfahrung hat gelehrt, daß nur ſehr geſchickt geleitete Horte jene 
Kinder dauernd zu feſſeln vermögen. Es muß dabei hervorgehoben 
werden, daß die Erziehungsarbeit ſelbſt im Hort äußerſt ſchwierig iſt bei 
der großen Ungleichheit des Kindermaterials. Nicht nur der große Alters⸗ 
unterſchied ift zu berüdfidhtigen, ſondern auch der Umſtand, daß die 
Zöglinge Bevölkerungskreiſen entſtammen, wo vielfach das Familienleben 
Zucht und gute Sitte vermiſſen läßt, wo ferner die Gaſſe ihren ver⸗ 
rohenden Einfluß geltend gemacht hat. Waren ſchon vor dem Kriege zer⸗ 
ſtörende Mächte tätig, welche die Erziehungsarbeit erſchwerten, ſo wuchſen 
die Schwierigkeiten, als durch den Krieg in vielen Familien die ſtarke 
Hand des Vaters fehlte, und ſie ſteigerten ſich noch, als infolge des Um⸗ 
ſturzes ſich die Bande der Zucht und Ordnung in ſtarkem Maße weiter 
lockerten. Die Arbeit der Hortleiterinnen iſt daher jetzt in hohem Maße 
aufreibend und ſetzt, wenn ſie von Erfolg ſein ſoll, Erzieherperſönlich⸗ 
keiten voraus, die Autorität, mütterliche, opferwillige Hingabe und 
angeborenes Erziehungsgeſchick in ſich vereinen. Ihre Tätigkeit kann nicht 
genug gewürdigt werden. 


Gleichzeitig mit den Horten gelang es der Schulverwaltung, eine 
andere für viele ſchwache Schulneulinge ſehr wohltätige Einrichtung ins 
Leben zu rufen. Jene Kleinen, die wegen körperlicher oder geiſtiger 
Schwäche noch ein Jahr vom Schulbeſuch zurückgeſtellt wurden, kamen 
nach Ablauf desſelben wenig beſſer zur Aufnahme in die Schule. Dieſen 
Kindern ſollte in einem Schulkindergarten in angemeſſener 
Weiſe durch Spiel und einfache Belehrung die nötige geiſtige Förderung 
vermittelt und durch genügende Bewegung im Freien auch zu der körper⸗ 
lichen Entwicklung verholfen werden. Ein täglich verabreichtes Milch⸗ 
frühſtück ſollte auch dazu beitragen. | 


Es waren 94 Kinder, die alljährlich im Durchſchnitt zurückgeſtellt 
werden mußten. Für dieſe genügten drei Kindergärten, die für die erſten 
Jahre Räume und Möbel mit den Horten teilten, die einen zum Gebrauch 
am Vor⸗ und die anderen am Nachmittage. Im Oktober. 1913 beſuchten 
40+38-+32 Kinder die drei Schulkindergärten. Später kam man auf 
fünf Betriebe, um die Zahl für jeden auf 25 Kinder beſchränken zu können. 


Die Schulärzte und Schulpflegerinnen der betreffenden Schulſyſteme 
nahmen ſich mit beſonderer Sorgfalt der geſundheitlichen Überwachung 
dieſer Kleinen an. | | i 
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5. Kriegsfürſorge (1914 — 1917) 


Als der Krieg im Auguſt 1914 ausbrach, traf er mit ſeinen neuen 
Anforderungen die Kinderwohlfahrtspflege nicht ungerüſtet. Die letzten 
Jahrzehnte hatten auf allen Gebieten ſo viel entſtehen laſſen, daß es nur 
galt, dieſe Organiſationen auszubauen und zu erweitern. Die Frauen⸗ 
und Jugendgruppe für ſoziale Hilfsarbeit hatte genügend Kräfte heran⸗ 
gebildet, die es verſtanden, in geſchickter Weiſe dort einzugreifen, wo es 
notwendig war. Durch ehrenamtliche Fürſorgearbeit an der Jugend 
leiſteten ſie in der Heimat einen der notwendigſten Kriegsdienſte. Die Not 
der ihres Ernährers plötzlich beraubten Familien drängte zu großzügiger 
Ernährungsfürſorge, die mit der ſpäteren Beſchränkung der Lebensmittel 
immer mehr erweitert werden mußte. Die Frauenarbeit in den kriegs⸗ 
wichtigen Betrieben, ſowie die Abweſenheit der Väter forderte die Er⸗ 
ziehungsfürſorge heraus und endlich trieben die Verluſte an der Front 
dazu, mit größter Angſtlichkeit für die Erhaltung des Nachwuchſes Sorge 
zu tragen. Damit ſetzten erneute Beſtrebungen zur Förderung der Er⸗ 
holungsfürſorge für Kleinkind und Schulkind ein. Ferner wurde alles 
nur Mögliche unternommen zum Schutz von Säugling und Kleinkind. 

Kinderſpeiſung. Die erſte Tat war alſo in Erfurt die Er⸗ 
richtung großer Maſſenſpeiſungen für die Kriegerkinder. Dieſe 
wurden zum Teil mit den neuerrichteten Kriegsvolksküchen verbunden. 
Die beſtehenden Anſtalten und Horte verſorgten jeweils eine größere Zahl 
von Kindern, auch viele Familien ſpeiſten ſelbſt ein Kind oder trugen die 
Koſten dafür. So ſind im September 1914 bereits 188 Kinder aus 
privaten Mitteln verſorgt worden und für die übrigen 178 trug die Stadt 
die Koſten. Je nach den Einberufungen und ſonſtigen Umſtänden 
ſchwankte die Zahl der geſpeiſten Kinder zwiſchen 1500 und 3000. 

In den Schulen wurde, wie bereits bemerkt, den Kriegerkindern je 
4 Liter Milch und ein Brötchen als Frühſtück auf ſtädtiſche Koſten ver- 
abreicht, und in den Kinderhorten wurden ſie ebenfalls bei der Verteilung 
der Veſper beſonders berückſichtigt, wozu die Stadt eigene Beihilfen 
gewährte. 

Erziehungsfürſorge. Der Krieg währte noch nicht lange, 
und ſchon machte ſich der Mangel des väterlichen Einfluſſes bei der Er⸗ 
ziehung geltend. Die Mütter ſuchten in den Horten Rat und Hilfe; 
andere Frauen waren gezwungen, in der Kriegsinduſtrie oder ſonſt außer 
dem Hauſe oder durch Heimarbeit den nötigen Lebensunterhalt für ſich 
und ihre Kleinen zu verdienen. Dieſe Umſtände drängten zur Erweiterung 
aller Horte. Es wurden acht Kriegseinrichtungen von der Stadt getroffen, 
und zu den vier etatmäßigen ſtädtiſchen Horten kam jedes Jahr ein neuer 
hinzu, ſo daß 1918 neben den acht Kriegshorten acht etatmäßige ſtädtiſche 
Horte beſtanden. 7 

Die ſoziale Hilfsgruppe richtete einen zweiten Kinderhort in der 
Futterſtraße ein, und dem katholiſchen Kinderhort wurde 1916 ein zweiter 
in der Yorkſtraße angegliedert. Der erſte mußte dem Lazarett im Urſu⸗ 
linerkloſter Platz machen und fiedelte deshalb in die katholiſche Bürger⸗ 
ſchule in der Schlöſſerſtraße über, wo die Stadt anfänglich die Mitbe⸗ 
nutzung von Klaſſenzimmern geſtattete und ihm ſpäter ein eigenes Zimmer 
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überließ. Im ganzen wurden ſo während des Krieges durchſchnittlich 
1000 Kinder jeden Tag in den verſchiedenen Horten gehütet. 

Daneben richtete die ſoziale Hilfsgruppe noch drei Kinderleſe⸗ 
tuben ein. Die Schulverwaltung ſtellte zum Teil die Räume dafür, 
die auf Koſten der Gruppe und beſonderer Wohltäter geſchmackvoll ein⸗ 
gerichtet und jede mit einer reichhaltigen Sammlung von zirka 3000 
Kinderbüchern ausgeſtattet wurde. Am 14. Dezember 1915 wurde die 
erſte Leſeſtube in der Alten Fritzſchule eröffnet, die zweite im Mai 1916 
in frei überlaſſenen Vereinsräumen in der Gr. Arche (jetzt in der Neu⸗ 
erbeſchule), und die dritte iſt als ſtädtiſche Leſeſtube im Februar 1917 
fertig geworden. Alle drei Stuben waren ſtets gut beſucht. 100 bis 140 
Kinder erſchienen täglich in jeder. Im Winter waren die 60 Sitze faſt 
ſtändig beſetzt, oft wurden ſogar Schichten gemacht, um den wartenden 
Kindern gerecht zu werden. Nach und nach übernahm die Stadt die Un⸗ 
koſten für alle drei Leſeſtuben, da der Verein ſie auf die Dauer nicht 
beſtreiten konnte. Die Stadt hatte ſich inzwiſchen auch von dem bildenden 
und erzieheriſchen Wert derſelben überzeugt. 

Der kalte Winter 1917 mit der großen Kohlennot und der langen 
Schließung aller Schulen führte zur Einrichtung von Wärmeſtuben. 
Ein Schulgebäude wurde geheizt und dort alle ſtädtiſchen Horte zentrali⸗ 
ſiert. Die nun unbeſchäftigten Lehrer und Lehrerinnen halfen bei dem 
erweiterten und auf den ganzen Tag ausgedehnten Hortbetrieb. Zu den 
Hortzöglingen geſellten fid) noch viele frierende Kinder; dieſen allen war 
die Möglichkeit geboten, ſich den ganzen Tag in der Talſchule bei Spiel 
und nützlicher Beſchäftigung zu wärmen, auch für die nötige Verköſtigung 
war ausreichend geſorgt. 

Die privaten Horte haben auch in jenen „Kohlenferien“ ihre Pforten 
den ganzen Tag für die Kinder geöffnet. 

Eine große Erſparnis für Stadt und Vereine waren die vielen 
freiwilligen Helferinnen, die ſich an der Arbeit in Horten und Leſe⸗ 
ſtuben beteiligten. Selbſt in den ſtädtiſchen Horten, in denen vor dem 
Krieg ſchon 20 Damen halfen, widmeten ſich im Winter 1914 neben den 
beſoldeten Leiterinnen 75 ehrenamtlich tätige junge Mädchen und zwei 
Lehrer. Mit der geſteigerten Berufsarbeit aller Stände iſt dieſe ſchöne 
Einrichtung ſchon gegen Ende des Krieges faſt ganz zurückgegangen, und 
heute iſt es infolge der erſchwerten Lebensverhältniſſe nur wenigen 
möglich, ihre Kräfte ohne Entgelt in den Dienſt der guten Sache zu ſtellen. 

Manche der Damen, die ſich vor dem Krieg als Schulpflegerinnen 
betätigt hatten, wurden mehr und mehr durch Lazarettdienſt und andere 
Verpflichtungen., die der Krieg brachte, von ihrer erſten Arbeit abgehalten. 
Die Sache hatte ſich aber doch fo bewährt, daß man fie nicht eingehen 
laſſen wollte. Die Stadtverwaltung ſtellte daher im Oktober 1915 für jede 
Volksſchule eine Schulpflegerin hauptamtlich an. Um die Pe- 
willigung der Gehälter den Stadtverordneten ſchmackhafter zu machen, 
übertrug man anfänglich den Schulpflegerinnen nebenbei die ſchriftlichen 
Hilfsdienſte für den Rektor, wodurch eine halbe Lehrkraft geſpart wurde, 
deren Gehalt ſich mit dem der Schulpflegerin deckte. So erſchienen die 
Ausgaben hierfür nicht als eine neue Belaſtung, ſondern nur als Anderung 
alter Poſten. Die neuen Schulpflegerinnen konnten ſich nun weit inten⸗ 
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fiver um das Wohl der Kinder ihrer Schule bekümmern, als dies bisher 
möglich war. Neben der geſundheitlichen Überwachung, die ſich aus den 
Unterſuchungen der Schulärzte ergab, prüften ſie auch die häuslichen Ver⸗ 
hältniſſe bei ſchwer erziehbaren Kindern, beſonders wenn Beantragung 
von Fürſorgeerziehung bevorſtand. 

Erholungsfürſorge. Die Entkräftung, die ſich an den Schul⸗ 
kindern infolge der immer ſchlechter werdenden Lebensmittelverſorgung 
in den Städten zeigte, hatte im katholiſchen Frauenbund den Gedanken 
reifen laſſen, Landfrauen zu bewegen, Stadtkinder für die Sommerferien 
in die kräftige Landkoſt zu nehmen. Der Erfurter Zweigverein hat mit 
gutem Erfolg dieſe Fürſorge bereits im Sommer 1916 verſucht. In den 
vier Küchendörfern! Witterda, Melchendorf, Dittelſtedt und Hochheim 
konnten 35 Kinder untergebracht werden, die zum Teil noch lange mit 
ihren Pflegeeltern in Verbindung blieben. — Im Frühjahr 1917 ſetzte 
dann die große Aktion im ganzen Reiche ein. Der unter dem Protektorat 
der Kaiſerin gegründete Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ regelte 
die Organiſation für das ganze Reich und wies den einzelnen Großſtädt 
die für ſie geeigneten Landgegenden zu. Ä | | 

So fielen auf Erfurt im Kreis Schleufingen 99 Pflegeſtellen 


„ „ Heiligenſtadt 111 5 

n „ Weißenſee 261 i 

„ „ Wernigerode 177 i 
648 


Hiervon konnten aber nur 480 tatſächlich beſetzt werden. Mit Hilfe 
der Schulärzte und Schulpflegerinnen wurden die bedürftigſten Kinder 
ausgewählt. Einige blieben weit länger als die geplanten ſechs Wochen 
auf ihren Stellen, nur wenige mußten vor der Zeit zurückkehren, da fie 
ſich nicht in die neuen Verhältniſſe finden konnten. Durch Erfurter Lehrer 
und Fürſorgerinnen wurden die einzelnen Dörfer des öfteren beſucht, 
und ſo wachte man ſtändig über das Befinden der Kinder. 

Im Sommer 1918 hatte die Bereitwilligkeit auf dem Lande ſchon 
ſehr nachgelaſſen, immerhin gelang es, noch 169 Kinder in obigen Bezirken 
unterzubringen, während 1919 nur noch 15 Kinder aufs Land geſchickt 
werden konnten. Während von 1918 ab das Jugendamt die Verwaltung 
übernahm, leiſtete der katholiſche Frauenbund noch wertvolle Mitarbeit. 

Außer der Vermittlung von Landaufenthalt bemühten fih die vere 
17 5 Organiſationen während des Krieges, Kindern Erholung 
zu bieten. | 

Die ſtädtiſche Armenverwaltung hatte unter Mitwirkung des vater- 
ländiſchen Frauenvereins bereits ſeit 1899 jeden Sommer 20 bis 30 
Kinder zu einer Soolbadekur nach Köſen entſandt. 1916 ſchickte ſie 15 
Kinder nach verſchiedenen Badeorten und außerdem 28 in die Walder- 
holungsſtätte. Dorthin entſandten ferner auf ihre Koſten der Verein zur 
Bekämpfung der Schwindſucht 23 Kinder, der Eiſenbahnverein 15, der 
Erfurter Jugendhort 40, die Schulverwaltung 90 und die ſoziale Hilfe 
gruppe 322. - 

1) Jene Dörfer, die einſtmals die Küche des Landesherrn, des Kurfürſten von 
Mainz, zu beliefern hatten, wenn derſelbe in ſeiner Erfurter Reſidenz meilte. 
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Bei den letzteren trugen die Eltern je nach den Verhältniſſen einen 
Teil der Verpflegungsgebühren. Der Eiſenbahnverein ſchickte außerdem 
noch 34 Kinder ins Soolbad Frankenhauſen, und die Loge ſandte die drei⸗ 
fache Zahl der bisherigen Kinder, nämlich 90, nach Stotternheim. So 
waren 700 Kinder Erfurts allein 1916 verſorgt worden; 1917 waren es 
weit über 1000. 

Außer dieſen wurden durch die ſoziale Hilfsgruppe in den erſten 
Kriegsjahren während der großen Ferien die Kinder, welche täglich zu 
den Maſſenſpeiſungen kamen, nach dem Eſſen in verſchiedenen Gruppen 
in den Steigerwald geführt, um ihnen wenigſtens möglichſt viel friſche 
Luft zu verſchaffen und die Mütter bei der Kriegsarbeit zu entlaſten. Aus 
dem gleichen Grunde blieben von 1916 ab die ſtädtiſchen ſowohl als auch 
die privaten Horte während aller Ferien geöffnet. Dieſe Zeit wurde dann, 
ſoweit es die Witterung erlaubte, zu täglichen Spaziergängen ausgenützt. 

Sorge für Kleinkind und Säugling. Die Erfurter 
Kindergärten waren gegen Ende 1914 bis auf den letzten Platz gefüllt. 
Als aber die Kriegsinduſtrie immer mehr Frauenkräfte anforderte, mußte 
für Erweiterung geſorgt werden. 

Mit dem Hort in der Neuerbeſchule wurde deshalb 1916 ein Hort⸗ 
kindergarten für die kleinen Geſchwiſter verbunden; das Gleiche geſchah 
1917 bei dem im Vorjahr in der Yorkſtraße eingerichteten 2. kathol. 
Kinderhort. | 

Um die Mütter beſonders aus dem nördlichen Stadtviertel in der 
Sorge um ihre Kleinen zu entlaſten, wurde am 17. Januar 1917 in der 
Turnhalle der Andreas⸗ oder Talſchule der erſte ſtädtiſche Volks⸗ 
kindergarten eingerichtet. Er iſt ein Muſter für die beſtehenden 
Kleinkinderanſtalten Erfurts geworden, denn dieſe hatten faſt alle vor⸗ 
wiegend den Charakter einer Bewahranſtalt. Die neue Leiterin, Frl. 
Lippelt, hat ſich mit beſonderem Geſchick bemüht, den Anforderungen 
gerecht zu werden, die man am Peſtalozzi⸗Fröbelhaus an einen Volks⸗ 
kindergarten ſtellt. Hiernach hat derſelbe dem Plan und Willen ſeines 
Schöpfers, Friedrich Fröbel, gemäß von Anfang an in der Bewahrung 
des Kindes vor äußeren Gefahren nur eine Nebenabſicht, in der inneren 
Bildung ſeiner Schützlinge ſein eigentliches Ziel geſehen. Fröbel drückt 
dies mit den Worten aus: „Zweck des Kindergartens iſt, Kinder des vor⸗ 
ſchulpflichtigen Alters nicht nur in Aufſicht zu nehmen, ſondern ihnen 
eine ihrem ganzen Weſen entſprechende Betätigung zu geben: ihren Körper 
zu kräftigen und den erwachenden Geiſt zu beſchäftigen, ſie innig mit der 
Natur und Menſchenwelt bekannt zu machen, beſonders das Gemüt richtig 
zu leiten und zum Urgrunde alles Lebens zu führen. Im Spiele ſollen 
ſie freudig und allſeitig alle Kräfte üben und bilden in ſchuldloſer Heiter⸗ 
keit und Einträchtigkeit, in frommer Kindlichkeit ſich darleben, für die 
Schule und kommende Lebensſtufen ſich wahrhaft vorbereiten, wie die 
Blumen in einem Garten unter dem Segen des Himmels und der auf⸗ 
gehenden Pflege des Gärtners gedeihen.“ „Freude zu bringen, iſt des 
Kindergartens allerwichtigſte Aufgabe.“? 

Das Anpaſſen der Anſtalt an die ſozialen und wirtſchaftlichen Ver⸗ 


2) Dr. K. Blaum, die Jugendwohlfahrt. Leipzig 1921, Klinkhardt. S. 221. 
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hältniſſe der Familien, aus denen die Kinder ſtammen, iſt beſonders her⸗ 
vorzuheben. Entſprechend dem Beginn der Arbeitszeit konnten die 
Mütter ſchon vor 5 Uhr früh ihre Kleinen abliefern und wußten dieſelben 
bis 8 Uhr abends wohlgeborgen. Die Leiterin war ſelbſt jhon anweſend, 
als die erſten Mütter ihre Kinder ablieferten, um da, wo es notwendig 
war, Gelegenheit zu haben, mit den Müttern über das Wohl ihrer Kleinen 
verhandeln zu können, damit ein enges Ineinanderarbeiten von Kinder⸗ 
garten und Elternhaus ermöglicht würde. Jenen Frauen, die ihre ganze 
Jugend in der Fabrik zugebracht und nun ſo bitter wenig von hauswirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiten verſtanden, half ſie bei ihren Hausbeſuchen einigemale 
beim Waſchen, um ihnen zu zeigen, wie ſie wirklich reine Kinderwäſche 
bekommen können, was für die hygieniſche Pflege doch jo unentbehrlich 
iſt. Ferner ftrebt fie durch forgfaltige Prüfung der häuslichen Verhält⸗ 
niſſe dahin, nur Kinder aus ſolchen Familien aufzunehmen, wo wirklich 
die Not es erfordert und behält dieſelben auch keine Stunde länger fern 
vom geſchloſſenen Familienkreis, als die Mütter auswärts beſchäftigt 
ſind. Es war dieſen daher geſtattet, die Kleinen ſofort nach Beendigung 
der Arbeitszeit abzuholen, ſelbſt auf Koſten gewiſſer Unregelmäßigkeiten, 
die dadurch im Betrieb verurſacht wurden. 

Durch verſtellbare Wände gelang es, trotz der weniger zweckmäßigen. 
großen Halle, kleinere Gruppen von 50—60 Kindern abzuteilen, bis 
ſpäter im Schulhauſe ſelbſt verſchiedene paſſende Räume für den Kinder⸗ 
garten freigemacht werden konnten. 

Jeweils 4 ausgebildete Kindergärtnerinnen halfen bei der Beſchäf⸗ 
tigung der 180 Kleinen. 

Weniger als Hilfe, ſondern als kleine Belaſtung iſt das Mitwirken 
der Schülerinnen des Kindergärtnerinnenſeminars und der Kinderpflege⸗ 
rinnenſchule zu betrachten, dem der Volkskindergarten mit zur Aus⸗ 
bildung dient. 

Um bei dem lang ausgedehnten Betrieb ſtets friſche Kräfte zu haben, 
kamen die Aufſichten in zwei Schichten, die einen von 6—1 Uhr und 
die anderen von 12—7 Uhr. So war bei der Mittagsſpeiſung doppelte 
Hilfe da, damit all die kleinen Mäulchen befriedigt werden konnten. Vor 
allen Dingen aber war es ſo möglich, daß die Vormittagsaufſichten in 
dieſer Stunde den Ablöſenden die Beobachtungen an den einzelnen Kleinen 
mitteilen konnten, damit in beſonderen Fällen nichts vernachläſſigt und 
am Nachmittag möglichſt in gleicher Weiſe weitergearbeitet werde. 

Eine beſondere Neuerung war die „Krabbel- oder Kinderſtube“. Bis⸗ 
her nahmen ja die Kindergärten die Kleinen nie vor dem 2. oder 3. Jahr 
auf. Bis zu einem Jahr war die Möglichkeit, ſie im Säuglingsheim 
unterzubringen, nun follten die 1—Zjährigen in dieſer Unterabteilung des 
ſtädt. Volkskindergartens mit beſonderer Sorgfalt gepflegt werden. 

Die Not trieb aber auch zuweilen dazu, kleine Säuglinge den bedräng⸗ 
ten Müttern abzunehmen, was nach und nach zur Einrichtung einer 
Tageskrippe führte. Wohl mag ſehr richtig die Mitbenutzung einer 
Schule für dieſe Zwecke ſehr bedenklich erſcheinen, da die Infektionsgefahr 
durch den Schulkinderverkehr ſtark vermehrt wird. Zunächſt als Kriegs⸗ 
einrichtung geſchaffen, hat es ſich aber ermöglichen laſſen, eine gute Tren⸗ 
nung zu bewerkſtelligen, während das Moment, daß die Räume von der 
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Sonne, dem Allheilmittel, geradezu überflutet find, ohne überhitzt zu 
werden, einen wertvollen Ausgleich bietet. 

Von 1920 ab wurde bei der Unterweiſung in der Kindergartenab⸗ 
teilung auch die Monteſſorimethode mit überraſchendem Erfolg angewandt. 
Sah man doch in derſelben nicht etwas dem Fröbel'ſchen Plan Entgegen⸗ 
ſtehendes, ſondern eine wertvolle Erweiterung desſelben. Das, was der 
größere Geiſt vor 100 Jahren geſchaffen hat, wird durch jene kluge 
Italienerin in moderne, friſche Formen gekleidet, ohne eigentlich veraltet 
geweſen zu ſein. Monteſſori folgend, ſtrebt man nun im Kindergarten 
Talſchule an „durch eine ſorgfältig gehütete und überaus vorſichtig geleitete 
Selbſttätigkeit des Kindes den einzigen möglichen Weg zu wahrer Bildung 
desſelben zu beſchreiten.“ ) 

Der Säuglingsverein hatte ſchon Anfang 1914 ſeine Fürſorge⸗ 
einrichtungen ſo ausgebaut, daß ſie im Kriege nur durch Weniges ergänzt 
zu werden brauchten. 

Vom Reich war durch die Bekanntmachung vom 3. 12. 1914 die 
Verordnung über die Wochenhilfe für alle Kriegerfrauen gegeben. Bald 
wurde dieſelbe auch auf alle unehelichen Mütter der Kinder von Kriegs⸗ 
teilnehmern ausgedehnt. Um die mütterliche Stillpflicht zu fördern, er⸗ 
hielten die Stillenden neben einem Beitrag von 25 Mk. zur Entbindung 
eine tägliche Beihilfe von 4 Mk. für die erſten zwölf Wochen. Der Verein 
übernahm es gern, in ſeinen Beratungsſtellen die Beſcheinigung der Still⸗ 
fähigkeit auszuſtellen. Auf dieſe Weiſe gelang es ihm, alle Kinder der 
durch die Reichswochenhilfe Bedachten in ſeine Fürſorge zu bekommen. 

Als im November 1915 die Milchbelieferung Erfurts zum Schaden 
vieler kleiner Kinder knapp zu werden anfing, ſorgte der Verein für neue 
Zufuhr und ſtellte die nötigen Milchmengen für die Kleinen beſonders aus 
den minderbemittelten Kreiſen ſicher. Die für dieſen Zweck eingerichteten 
7 Milchausgabeſtellen wurden zum größten Teil von ehrenamtlichen 
Kräften geleitet, wobei ſich die ſoziale Hilfsgruppe beſonders betätigte. 

Trotz all dieſer Bemühungen iſt durch die Länge der Blockade der Er⸗ 
nährungszuſtand der Kinder ſowohl als der ganzen Bevölkerung dermaßen 
ungünſtig beeinflußt worden, daß der Geburtenüberſchuß weit unter Null 
herabſank. Das Jahr 1917 hat einen Stand von — 60 und 1918 ſchon 
von — 80. 

Mit jedem nur erdenklichen Mittel mußte der Säuglings⸗ und Klein⸗ 
kinderſterblichkeit entgegengearbeitet werden. Im ganzen Reich beſchäf⸗ 
tigte man ſich mit jenem Problem der Bevölkerungspolitik. 

Um die nötigen Mittel flüſſig zu machen, wurde eine allgemeine deutſche 
Spende für Säuglings⸗ und Kleinkinderſchutz veranſtaltet. Obermedizinal⸗ 
rat Dr. Krohne empfiehlt dieſelbe beſonders warm mit dem Bemerken: 
„Durch Vermehrung und Verbeſſerung unſerer Säuglingsfürſorgeſtellen, 
vermehrte Gründung von Kinderheimen und Krippen, Anſtellung gut aus⸗ 
gebildeter Säuglingspflegerinnen und Fürſorgeſchweſtern, Ausbildung 
unſerer geſamten weiblichen Jugend in den Grundſätzen der Kinderpflege, 
kann und muß es gelingen, künftig jährlich mindeſtens % der bisher Ge- 


2) Blaum, Jugendwohlfahrt. 
4) Reichsgeſetzblatt von 1914. S. 492. 
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ſtorbenen, d. h. etwa 120 000 Kinder mehr am Leben zu erhalten 
Was bedeutet dies an Vermehrung von Volkskraft; in einigen Jahren 
{don eine halbe Million Menſchengewinn!““) 

Auf Veranlaſſung der Regierung wurden in Erfurt verſchiedene Vor⸗ 
träge und Kurſe abgehalten. Die vom Kaiſerin⸗Auguſte⸗Victoria⸗Haus 
in Berlin herausgegebenen Merkblätter gelangten zur Verteilung. 

Mehr als bisher legte man auf die Belehrungsſtunden Gewicht, die 
ſchon ſeit 1913 durch die Schulärzte in den letzten Monaten vor der 
Schulentlaſſung den großen Mädchen über Säuglingspflege erteilt wur⸗ 
den. Nur zu häufig vertraut man dieſen die Kleinen zur Pflege an, 
darum ijt hier die Vermittlung von Kenntniſſen betr. hygieniſcher Pe- 
handlung des kleinen Kindes ſowie ein ſcharfer Hinweis auf die große 
Verantwortung dringend am Platze. 

In dem Streben, lückenloſe Arbeit in Erhaltung und Förderung von 
Geſundheit und Leben der Kinder zu leiſten, kam man endlich im Dezem⸗ 
ber 1917 zu dem Entſchluß, eine ärztliche Uberwachungs⸗ und 
Beratungsſtelle für Kinder von 2—6 Jahren zu ſchaffen. 
Der Verein für Säuglingsfürſorge übernahm die Organiſation und er⸗ 
öffnete bereits im Januar 1918 die erſte Sprechſtunde, die an einem 
beſonderen Wochentage neben jenen für die Säuglinge in den gleichen 
Räumen abgehalten wurde. Die Schulverwaltung ſtellte zwei Schul⸗ 

flegerinnen zur Verfügung, die den Unterſuchungen beiwohnten und 
ah dann durch Hausbeſuche überzeugten, ob die ärztlichen Vorſchriften 
befolgt würden. Der ſchlechte Geſundheitszuſtand bewies, wie dringend 
nötig die Einrichtung war, denn von 106 Neuaufnahmen waren nur 6 
in gutem Zuſtand. 

Das von dem Verein für Säuglingspflege betriebene Heim im Mücke⸗ 
ſtift ließ ſich nicht erweitern, und doch war es nötig, noch vielen in den 
Erfurter Munitionsfabriken tätigen Frauen ihre Allerkleinſten abzu⸗ 
nehmen. Es gelang dem Vaterländiſchen Frauenverein, ein zweites Säug⸗ 
lingsheim in der Gartenſtraße im Sommer 1917 einzurichten. Die 36 
Bettchen waren bald belegt, und von allen Seiten kamen Geſchenke, um 
dieſe notwendige Einrichtung zu fördern. Es war dadurch möglich, die 
i die ein derartiges Heim fordert, nur aus privaten Mitteln 
zu decken. 

Die ſtaatliche Gewehrfabrik beabſichtigte, auch eine Stillkrippe mit 
ihrem Betrieb zu verbinden und übertrug dem Vaterländiſchen Frauen⸗ 
verein die Vorbereitungsarbeiten. Es wäre dies der einzig richtige Weg 
geweſen, um den armen Kleinen trotz der Arbeit der Mütter die Nahrung 
zu verſchaffen, die allein zu geſunder Entwicklung führt. 

Das Kriegsende brachte eine viel beſſere Löſung, indem durch Schlie⸗ 
ßung der Rüſtungsbetriebe die meiſten Mütter ihren Familien wieder⸗ 
gegeben wurden. Dadurch kam es gar nicht mehr zur Einrichtung jener 
Fabrikſtillkrippe. 

Das Säuglingsheim in der Gartenſtraße iſt dann auch bald auf⸗ 
gelöſt worden. 


5) Bericht über die Gründungsverſammlung des „Preußiſchen Landesausſchuſſes 
von Deutſchlands Spende für Säuglings⸗ und Kleinkinderſchutz“ 10. 2. 1917. S. 7. 
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Gemiſchte Kriegseinrichtungen. Die Kriegsamtſtellen 
förderten während des Krieges ebenfalls mit allen Mitteln die Kinder⸗ 
fürſorgeeinrichtungen, denn im Intereſſe der Kriegsinduſtrie lag es, die 
Mütter ſo viel als möglich in der Sorge um ihre Kinder zu entlaſten, 
um dadurch vermehrte Arbeitskräfte freizubekommen. 

Für Erfurt gründete die Kriegsamtſtelle Kaſſel eine Fürſorgever⸗ 
mittlungsſtelle, um durch dieſe alle erforderlichen Hilfsaktionen für die 
Stadt auszuüben. 

Um einem beſonderen Mangel abzuhelfen, richtete man 1917 ein 
Kinderheim zur vorübergehenden Aufnahme von Kindern aller Alters⸗ 
ſtufen vom Säugling bis zu 14 Jahren ein. Die geſchloſſenen Erziehungs⸗ 
anſtalten waren ja alle voll belegt, einmal durch die vielen Kriegerwaiſen. 
dann durch die vermehrten Fürſorgezöglinge infolge des Mangels an 
väterlichem Erziehungseinfluß. 

Das kleine Kriegskinderheim war in der Johannesſtraße in einem für 
die arbeitende Bevölkerung möglichſt günſtig gelegenen Hauſe in vier 
beſcheidenen Zimmern eingerichtet. 

Die zwölf Betten waren abwechſelnd von verſchiedenen Kindern belegt, 
N nachdem deren Mütter Tag⸗ oder Nachtſchicht hatten. Für den letzteren 

all war das Heim eine bedeutende Erleichterung für die Mütter, denn 
am Tage genügten die beſtehenden Kindergärten und Horte. Neben der 
Kinderherberge half ein in einem leer ſtehenden Laden untergebrachter 
Hort noch weiter zur Tagesverſorgung der Kinder. 

Auch die Erholungsfürſorge förderte die Kriegsamtſtelle in jeder Weiſe. 
Den katholiſchen Kinderhort veranlaßte ſie z. B. zur Einrichtung eines 
großen Hortgartens. Das Grundſtück, welches eine faſt 1400 Quadrat⸗ 
meter (60X23) große Spielwieſe darſtellt, überließ die Stadt koſtenlos. 
Während der Zaun durch Wohltäter geſchenkt wurde, iſt die neun Meter 
lange Laube durch die Spende der Kriegsamtſtelle erbaut worden, während 
die Stadt die Reſtkoſten übernahm. 

Auch den übrigen Kinderfürſorgeeinrichtungen der Stadt gewährte 
die Kriegsamtſtelle namhafte Zuſchüſſe zur Erhaltung und Förderung 
ihrer Betriebe. 

Der nationale Frauendienſt ſuchte dadurch wertvolle Kriegsarbeit zu 
leiſten, daß er eine Einrichtung ſchuf, die als eine Notwendigkeit für 
Erfurt auch noch in der Friedenszeit fortbeſtehen ſollte. Am 7. Februar 
1916 gelang es in ſtädtiſchen Räumen nächſt dem Rathaus eine Berufs⸗ 
beratungsſtelle einzurichten, deren Koſten der Verein trug. Mehr 
denn je war es jetzt bei dem großen Mangel an Arbeitskräften notwendig, 
jeden dem Platz zuzuführen, an dem er in wahrer Eignung das Beſte zu 
ſchaffen vermöchte. Den vielen alleinſtehenden Müttern mußte da mit 
beſonderem Rat beigeſtanden werden. 

Zwei eigens ausgebildete Damen erteilten die Sprechſtunden in der 
Beratungsſtelle, traten mit den Schulen in Verbindung und hielten zahl- 
reiche aufklärende Vorträge für Eltern und Kinder, die vor der Berufs⸗ 
wahl ſtanden. 
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IV. Vorarbeit zur Durchführung und Erfüllung 
der Forderungen des Reichs jugendwohlfahrtsgeſetzes 
in Erfurt 


1. Das Jugendamt 1917—1920, feine Erweiterung der Kriegs. 
arbeit und Nachkriegsfuͤrſorge 


Zwei aus Kriegsnöten geborene Schöpfungen find in Erfurt das 
ſtädtiſche Jugendamt und das Geſundheitsamt; es ſind die wertvollſten 
Einrichtungen zur Vollendung und zu ſyſtematiſchem Zuſammenſchluß 
alles deſſen, was bereits auf den entſprechenden Gebieten teils amtlich, 
teils in zufälliger oder zielbewußter Vereinsarbeit geleiſtet worden iſt. 
Als natürliche Folge der intenfiveren Beſchäftigung mit den einzelnen 
Problemen entſtehen mancherlei Neuſchöpfungen neben bedeutenden Er⸗ 
weiterungen des Vorhandenen. Während das Jugendamt in ſeinen drei 
Abteilungen alle erzieheriſchen und wirtſchaftlichen Aufgaben für das Kind 
zu löſen ſucht, wird vom Geſundheitsamt die geſamte hygieniſche Über⸗ 
wachung und ärztliche Fürſorge geleitet, wie dies in § 10 des R. J. W. G. 
vorgeſehen iſt. ; 

In dem Maße, wie die eine Arbeit die andere verurſacht oder bedingt, 
greift die Tätigkeit der beiden äußerlich vollkommen getrennten Amter 
mehr oder weniger ineinander über, was dank der geſchickten Organiſation 
ſich in vollkommen harmoniſcher Weiſe zum Wohle der Arbeit geſtaltet. 
Das engſte Zuſammenwirken wird jedenfalls in der Erholungs⸗ und 
Ernährungsfürſorge ſowie für die ſeeliſch Verwahrloſten bedingt. 

Das hiſtoriſch ältere Gebilde iſt das Jugendamt. Bereits vor dem 
Kriege plante der Leiter der ſtädtiſchen Armenverwaltung, Stadtrat 
Kappelmann, die zum größten Teil an ſein Dezernat angegliederten 
Zweige der amtlichen Jugendfürſorge von demſelben abzutrennen und auf 
eigene Füße zu ſtellen. Um dieſes Jugendamt hoffte er dann die private 
Fürſorgearbeit zu gruppieren und war mit allen Wohlfahrtsorganen 
bereits in Beziehung getreten. Da kam der Krieg und mit dem baldigen 
Tod Kappelmanns endeten deſſen Pläne. 

Die Fürſorge für die Kriegerkinder, die zunächſt in Form der Maſſen⸗ 
ſpeiſung durch die Geſchäftsſtelle der ſozialen Hilfsgruppe ausgeführt 
wurde, erforderte zum Zweck der richtigen Auswahl eine rege Verbindung 
zwiſchen den Müttern und der Gruppenleitung. Dieſes drängte dazu, daß 
neben der Speiſung mehr und mehr Familienfürſorge ausgeübt wurde, 
und dabei erwachte wiederum der Gedanke an ein Jugendamt, durch deſſen 
Gründung man einer zuſammenfaſſenden Jugendwohlfahrtspflege feſten 
Boden geben wollte. Man gedachte dasſelbe in dem gleichen Sinn zu 
organifieren, wie die Vorberatungen zu einem Entwurf für das R. J. W. G. 
ein ſolches planten. Es waren bereits vorbereitende Schritte getan, als 
die Regierung im Februar 1917 auf Gründung eines Ortsausſchuſſes zu 
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planmäßiger Förderung der Kinderwohlfahrtspflege drängte. In dem 
Schreiben heißt es: „Die Einrichtung iſt zu treffen, da die entſtandenen 
Verluſte an kriegstüchtigen Jünglingen und Männern dazu zwingen, für 
die heranwachſenden Kinder auf alle nur mögliche Weiſe zu ſorgen, ebenſo 
wie der ſeit einer Reihe von Jahren eingetretene Geburtenrückgang mit 
ſeinen Gefahren für unfer Volk pofitive Gegenmaßnahmen fordert.“) — 
Nach mancherlei Beratungen konnte bereits im Auguſt 1917 durch die 
Schulverwaltung das Jugendamt gegründet und in Betrieb geſetzt werden. 

Neben dem Büro mit zunächſt zwei Beamtinnen als halbamtliche Ge⸗ 
ſchäftsſtelle wurde ein aus Stadtverordneten und Bürgern zuſammen⸗ 
geſetzter Verwaltungsausſchuß gewählt, der ſich hauptſächlich aus Ver⸗ 
tretern der praktiſchen Jugendfürſorgearbeit zuſammenſetzte. 

Die bisherige Geſchäftsführerin der ſozialen Gruppe Fräulein A. 
Keller übernahm die Leitung, und damit ging eine Reihe von jenen bisher 
durch die Gruppe geleiſteten Arbeiten in die ſtädtiſche Verwaltung über. 
So wurde denſelben ein zweckdienliches Fortbeſtehen zum Wohle der 
Kinder geſichert. Trotzdem leiſtete die Gruppe auch noch wertvolle Neben⸗ 
dienſte, denn bei dem beſcheidenen Anfang mit zwei Arbeitskräften konnte 
im Jugendamt längſt nicht alles allein geſchaffen werden. 


Die rege Verbindung des Jugendamtes mit der ſozialen Gruppe und 
anderen Wohlfahrtsvereinen war eine glückliche Löſung für die Finan⸗ 
zierungsfrage vieler Einrichtungen, die nun nach und nach durch das 
Jugendamt übernommen wurden. Dort wo der ſtarre Verwaltungs⸗ 
körper die Mittel nicht in dem wünſchenswerten Maße bereitſtellen 
konnte, gelang es, durch Vereinsmitglieder die nötigen Gelder flüſſig zu 
machen, um nicht nur das äußerſt Notwendige zu ſchaffen, ſondern den 
Unternehmungen auch eine möglichſt vollkommene Geſtaltung zu ver⸗ 
leihen. Auch dort, wo im Einzelfalle raſche Hilfe erforderlich war, ſuchte 
die Leitung des Jugendamtes zunächſt die private Wohltätigkeit mit 
gutem Erfolge heranzuziehen. Durch dieſe Methode erſparte die Stadt 
viele Ausgaben, trotzdem iſt die Kinder⸗ und Jugendwohlfahrtspflege zu 
einer Entfaltung gekommen, wie dies jetzt wenige Städte im gleichen 
Umfang nachweiſen können. Dem Jugendamt hingegen iſt die wünſchens⸗ 
werte Elaſtizität bewahrt geblieben, die behördlichen Organen ſo leicht 
verloren geht. | 

Eine andere äußerſt wertvolle Fügung war es, daß das Jugendamt 
ſofort als Dezernenten den Leiter der Schulverwaltung, der von jeher 
lebhaftes Intereſſe und Verſtändnis für alle ſoziale Arbeit gezeigt hatte, 
erhielt, ohne jedoch der letzteren unterſtellt zu werden. In dieſer Perſonal⸗ 
union war die Gewähr dafür gegeben, daß die erzieheriſchen Fragen neben 
den fürſorgeriſchen die rechte Würdigung fanden. Ferner ift der geſamten 
Tätigkeit mehr der Stempel prophylaktiſcher Fürſorge aufgedrückt worden 
als der die bereits entſtandenen Übel heilenden Armenpflege. 

Die Aufgaben, die dem Jugendamt geſtellt wurden, waren 
ſatzungsmäßig niedergelegt. Es wird darin betont, daß in die Obliegen⸗ 
heiten des Gemeindewaiſenrats nicht einzugreifen ſei, ſondern es ſolle 
vornehmlich „durch Ausnutzung der bisher in das Innere der Familie 


1) Schulſachenabteilung; Acta 27 ſpez. „Das Jugendamt“ 1917. 
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führenden Wege der Kampf gegen die körperliche und ſittliche Verwahr⸗ 
loſung und Gefährdung Jugendlicher erfolgreicher geführt werden.“ 
Ferner ſei „dafür zu ſorgen, daß die Fürſorge für die verarmten, gefähr⸗ 
deten und verwahrloſten Kinder das Gepräge der Zufallsarbeit verliert, 
planmäßig erfolgt und alle Bedürftigen erfaßt.“ Vornehmlich wollte man 
durch rechtzeitiges Eingreifen jedem Übel vorbeugen. Ein verſtändnis⸗ 
volles Zuſammenarbeiten mit allen an der Jugendfürſorge beteiligten 
Vereinen ſowie behördlichen Organen war ebenfalls geplant. 

In Ermangelung eines anderen zuſtändigen Organes übertrug des⸗ 
halb ſchon bald nach der Gründung der Landeshauptmann der Provinz 
Sachſen dem Jugendamt die überwachung der beurlaubten 
Fürſorgezöglinge, ſowie die Prüfung jener Geſuche von Eltern 
um vorzeitige Entlaſſung ihrer Kinder aus der Fürſorgeerziehung. Dieſe 
letzteren häuften ſich beſonders nach der Revolution. In 82 Fällen, wo 
die Verwahrloſung nur durch die Abweſenheit der im Felde weilenden 
Väter verurſacht war, konnte nach Rückkehr derſelben den Bitten der 
Eltern bedingungsweiſe ſtattgegeben werden, aber bei 61 waren die Ver⸗ 
Furs noch zu ungeordnet, was zur Ablehnung zwang. Der Abteilung 

ürſorgeerziehung, die noch dem Gemeindewaiſenrat unterſtand, kam nur 
die Erledigung des Verfahrens bei der Unterbringung der in Frage 
kommenden Kinder und Jugendlichen zu. Häufig unterſtützte ſie das 
Jugendamt durch Einholen von Gutachten. 

Nach verſchiedenen Bekanntmachungen kamen Mütter und Väter zu 

dem neuen Amt und erbaten ſich Rat und Hilfe in den verſchiedenſten 
Sorgen um ihre Kinder. Die Erfüllung der Wünſche gelang zuweilen 
durch Heranziehung der privaten Liebestätigkeit, ſpäter teilweiſe aus 
einem von der Stadtverwaltung bereitgeſtellten Kapital, in den meiſten 
Fällen aber durch Hinweis auf bereitſtehende öffentliche Hilfsquellen. 
In dem ernſten Streben, die Not ganz zu heilen und die Übel an der 
Wurzel zu faſſen, ſtieß die Leitung des Jugendamtes auf manche Lücken 
und Mängel, die den zuſtändigen Kinderfürſorgeeinrichtungen anhafteten. 
Zunächſt wurde dort möglichſte Vervollſtändigung angeregt, ſo z. B. die 
aͤrztliche Beratungsſtelle für Kleinkinder durch den Säuglingsverein. Die 
privaten Kindergärten veranlaßte man zu einheitlicher, den Zeitverhält⸗ 
niſſen entſprechender Umgeſtaltung ihrer Betriebe, beſonders inbezug 
auf die Zeit der Offnung, die Schlafgelegenheit der Kinder, die Leiſtung 
der Elternbeiträge und die Einſtellung von Hilfskräften und veranlaßte 
auch dort die ärztliche Überwachung der Kinder. Bei den ſtädtiſchen 
Horten wurde wenigſtens das Offnen an einem derſelben von morgens 
6 Uhr ab bewirkt. Die Verwaltung der drei Kinderleſeſtuben, des 
ſtädtiſchen Volkskindergartens in der Talſchule, der Schulkinderſpeiſung, 
der Unterbringung der Stadtkinder auf dem Lande ſowie die Regelung 
der geſamten Erholungsfürſorge fiel nun ganz dem Jugendamt zu, ebenſo 
wie die Beaufſichtigung der privaten aus ſtädtiſchen Mitteln ſubventio⸗ 
nierten Horte und Kindergärten. 

Noch vor dem Kriegsende am 1. 10. 1918 übernahm die Stadt auf 
Veranlaſſung des Jugendamtes die Spielſchule in der Filsſtraße in 
Erfurt⸗Nord und machte daraus einen neuzeitlichen Kindergarten. 

Die Urſachen, welche zur Gründung des dritten ſtädtiſchen 
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Volkskindergartens geführt haben, find eigenartiger Natur. 
Es war in dem der Stadt erſt vor kurzem eingemeindeten Neudaberſtedt, 
wo noch ländliche Verhältniſſe vorherrſchen. 

Während die Mütter ihre nötigen Gänge zur Stadt zu machen hatten 
oder die Feldarbeit verrichteten, gaben ſie die Kleinen den größeren Ge⸗ 
ſchwiſtern mit in die Schule. In Rückſicht auf die Kriegsverhältniſſe 
willigte der Rektor in dieſe Belaſtung der Schule ein, ſtrebte aber nach 
Errichtung eines Kindergartens, wozu das Jugendamt ihm endlich im 
Oktober 1918 verhalf. Derſelbe wurde dann gleich ſo eingerichtet, daß er 
den zurückgeſtellten Schulneulingen als Schulkindergarten diente. 

Im Oktober 1921 wurde mit dem zweiten ſtädtiſchen Volkskinder⸗ 
garten ein Tagesſäuglingsheim verbunden, ebenſo wie mit jenem in der 
Talſchule. Beide Heime werden von ausgebildeten Säuglingspflegerinnen 
geleitet und ſind jetzt ein dringendes Bedürfnis geworden. 

Manches Kind, beſonders das uneheliche Kind, das bisher ganz in 
Pflege kam, iſt ſeiner Mutter entfremdet worden, während dieſe frei von jeder 
Sorge ſich nur zu bald wieder auf ſchlüpfrige Wege begab. Nun aber wird 
das Kind hier nur ſo viele Stunden am Tage der Mutter abgenommen, 
als ſie arbeiten muß, um den nötigen Unterhalt für ſich und ihr Kind zu 
erwerben, während ſie dann ſelbſt am Abend und des Sonntags die Pflege 
übernimmt und in der Liebe und Sorge für das kleine Weſen ihren 
ſittlichen Halt findet. Dabei legt die Heimleiterin beſonders Gewicht 
darauf, daß die eigene Mutter die Tageswäſche ihres Säuglings am 
Abend reinigt, um ihr Intereſſe für den Geſundheitsſtand des Kindes 
und die davon abhängige Art der Ernährung wachzuhalten. Ein beſonders 
praktiſcher, den Regeln der Hygiene entſprechender Schrank dient zu 
getrennter Aufbewahrung der friſchen und gebrauchten Wäſche eines 
jeden Kindes. 

Eine weitere Bemühung gilt der Förderung des Stillens der Kleinen 
durch ihre eigenen Mütter. Soweit die Umſtände es erlauben, ſucht die 
Leiterin dies wenigſtens für dreimal täglich zu vermitteln. Dort, wo 
die Arbeitgeber Schwierigkeiten machen, tritt ſie ſelbſt mit denſelben in 
Verhandlungen, damit der Mutter die freie Zeit am Mittag ohne Lohn⸗ 
abzug gewährt wird, während ſie die Mutter durch Verabreichung von 
Kakao und anderer Stärkung zu locken ſucht, damit ſo dem Kind die beſte 
Lebensgquelle ſolange als irgend möglich dargereicht werde. 

In Verbindung mit der Sorge um die kleinen Säuglinge übt das 
Jugendamt mehr und mehr auch die Mütterfürſorge aus, beſonders nach⸗ 
dem der bereits erwähnte Verein ſeine Tätigkeit 1920 in Ermangelung 
von Betriebsmitteln einſtellen mußte. 

Unermüdlich ſtrebt man nach einer neuen Unterkunft für Mütter mit 
ihren Säuglingen nach der Entbindung. Leider iſt bis jetzt alles ver⸗ 
geblich. Für die dringendſten Notfälle wurden deshalb im ſtädtiſchen 
Siechenhaus „Wilhelm Auguſta⸗Stiftung“ ein paar Zimmer freigemacht. 
Das Jugendamt muß ſich daher darauf beſchränken, den Müttern mit 
Wäſche und Stärkungsmitteln für ihre Kleinen zu helfen, die ihm meiſt 
durch die private Wohltätigkeit zur Verfügung geſtellt werden. Ferner 
gelingt es häufig durch N von Pflegeſtellen eine 1 
zu finden. 

5* 
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Mit dem Friedensſchluß war ein Abbau der Kinderſpeiſungen möglich: 
im Einverſtändnis mit der Stadtverwaltung beſchloß das Jugendamt, 
dieſelben in beſchränktem Maße für ganz arme Kinder wegen der ſchwie⸗ 
rigen Ernährungsverhältniſſe fortzuſetzen. 200 bis 300 Kinder erhielten 
ſo "ihre Mittagsſuppe, die Stadt trug die Hauptkoſten, während die Kinder 
je nach den Verhältniſſen einen kleinen Beitrag leiſteten. Nur jene, 
deren beide Eltern verdienten und die wegen der außerhäuslichen Arbeit die 
Kinder zur Speiſung ſchickten, wurden zur vollen Deckung der Selbſt⸗ 
koſten herangezogen, wie dies auch noch heute üblich iſt. 

Eine äußerſt willkommene Unterſtützung fand das Jugendamt in 
ſeinen Beſtrebungen durch die großen amerikaniſchen Hilfsaktionen, die 
ihm die Verteilung zahlreicher Liebesgaben ermöglichte; beſonders aber 
war es die Quäkerſpeiſung, die im Mai 1920 für alle unterernährten 
Kinder unter 15 Jahren ſowie für ſchwangere und ſtillende Frauen in 
Erfurt einſetzte. Die Zahl der Geſpeiſten ſchwankte je nach dem Maß 
der Lieferungen zwiſchen 3000 und 5500 pro Tag. 

Um wirklich alle Bedürftigen zu erfaſſen, ordnete die amerikaniſche 
Hilfskommiſſion genaue ärztliche Unterſuchung der Kinder aller Schul⸗ 
ſyſteme Erfurts an. Nach beſtimmten Richtlinien wurden die Kinder in 
vier Ernährungsklaſſen geteilt, wovon jeweils die auf die dritte und vierte 
Klaſſe entfallenden zur Speiſung ausgewählt wurden. Die halbjährlichen 
Wägungen und Meſſungen ergaben, daß die Gewichtszunahme der ge- 
ſpeiſten Kinder in ſechs Wochen gewöhnlich 1 Kilogramm beträgt; auch 
ift bei den meiſten friſcheres Ausſehen, Rückgang von Krankheits⸗ 
erſcheinungen, ſowie Belebung des ganzen Körpers zu beobachten. 

Um die verabreichte Stärkung zu dem werden zu laſſen, was ſie 
eigentlich ſein ſoll, eine Zuſatzſpeiſung und nicht ein Erſatz für das häus⸗ 
liche Mittageſſen, hat man ſeit Frühjahr 1921 die Verteilung auf die 
Frühſtückspauſe um 10 Uhr in den Schulen verlegt, wohin das Eſſen von 
den drei bis fünf Zentralküchen gebracht wird. 

Die zur PDA erforderlichen Lebensmittel ſpendete die Quäker⸗ 
kommiſſion. Die Unkoſten für Transport, Zubereitung und Verwaltung 
wurden zum Teil aus kleinen Beiträgen der Kinder, zum Teil aus einem 
einmaligen ſtädtiſchen Zuſchuß von 23 190 Mark gedeckt. 

Die in den erſten Kriegsjahren bereits begonnene Erholungsfürſorge 
ſuchte das Jugendamt unter Mitwirkung der ſozialen Hilfsgruppe be⸗ 
ſonders fruchtbringend und umfaſſend auszubauen. Für die ſkrophulöſen 
Kinder wurden Soolbadekuren angeſtrebt. Es gelang der ſozialen Gruppe, 
1918 neben den übrigen Entſendungen der anderen Vereine noch 
44 Kinder in dem Soolbad Frankenhauſen unterzubringen. 

1919 glückte es bereits der Gruppe, in Frankenhauſen ein eigenes 
Heim einzurichten, in welches im erſten Jahre 224 Kinder in ſechs 
Gruppen geſchickt werden konnten. Die Koſten von je 100 Mark pro Kind 
trug zum größten Teil die Gruppe unter Mitwirgnig der Loge, die dafür 
nun ihre Ferienkolonie nach Stotternheim aufgab.? 

1920 gelang es, durch reiche Spenden Erfurter Bürger und mit Hilfe 


2) Wenn Tuberkuloſe⸗Fälle, ſo gibt die Tuberkuloſe⸗Fürſorge bis zu 75% zu 
den Kurkoſten, während die Eltern 25% zahlen. 
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amerikaniſcher Liebesgaben das Heim bedeutend zu erweitern und ihm 
eine geſchmackvolle Innenausſtattung zu verſchaffen, die durch ihre bunten 
Wandfriefe, hübſche Spielſachen ab ſtets friſchen Blumenſchmuck dazu 
beiträgt, daß die Kinder ſich ſchnell heimiſch fühlen. 

Die Stadt ſtellte das Kapital zum Ankauf eines zweiten Hauſes mit 
großem Obſt⸗ und Gemüſegarten zinslos zur Verfügung. 

Im Jahre 1920 konnten 379 Kinder, 1921 538 Kinder, 1922 880 
Kinder die Kur für vier bis ſechs Wochen genießen. Eine Durchſchnitts⸗ 
zunahme von 3—5 / Pfund an den einzelnen Kindern beweiſt, wie gut 
die Erfolge für das Allgemeinbefinden, abgeſehen von den anderen 
heilenden Wirkungen, waren. 

Alljährlich ſind jetzt ungefähr 71 Prozent gebeſſert, 14 Prozent 
geheilt, 14 Prozent anſcheinend unverändert wieder ins Elternhaus 
zurückgekehrt. 

Die Kurkoſten, welche trotz der guten Verpflegung verhältnismäßig 
gering find, tragen zum großen Teil die Eltern, wo dies nicht möglich 
iſt, treten die Krankenkaſſe, die Kriegsunterſtützungsſtelle, die Armen⸗ 
verwaltung oder Spenden von Privaten und Vereinen für die Einzelnen 
ein. Die Loge und der Eiſenbahnfrauenverein z. B. haben jedes Jahr 
eine größere Summe zur Verfügung geſtellt. 

Die Entſendung nach der Walderholungsſtätte wurde mehr 
und mehr ſyſtematiſch . ſodaß der Aufenthalt in der ozonreichen 
Waldluft von Jahr zu Jahr einer immer größeren Zahl von Kindern 
zugute kommt. Alle Meldungen laufen durch die Schulpflegerinnen 
am Jugendamt ein. Durch ärztliche Unterſuchung wird dann feſtgeſtellt, 
ob Soolbad oder Waldluft das Zweckmäßigere iſt. Es folgt eine Ver⸗ 
teilung auf die einzelnen Monate, ſodaß in jedem 120—200 und ſeit der 
Erweiterung von 1921 ſogar bis 300 in der Erholungsſtätte weilen 
konnten. Durch eine genügende Zahl von beſoldeten Kindergärtnerinnen 
wird für die nötige Aufficht geſorgt. 

Im Jahre 1918 trug die Frauen⸗ und Jugendgruppe die von den 
Eltern und anderen Organiſationen nicht gedeckten Unkoſten, während 
von 1919 ab die Stadt größere Summen hierfür bewilligte. 

Es wurden in die Walderholungsſtätte entſendet 1918 796 Kinder, 
1919 965, 1920 1025, 1921 837, 1922 972. 

Um einer möglichſt großen Zahl von Kindern während der Sommer⸗ 
ferien Erholung in der guten Waldluft zu vermitteln, bemühte ſich die 
ſoziale Hilfsgruppe, von der Steigerbrauerei die am Rande des Waldes 
gelegene ehemalige Gaſtwirtſchaft als Spiel⸗ und Tummelplatz zu be⸗ 
kommen. Anfänglich geſchah dies koſtenlos. Erſt in ſpäteren Jahren 
wurde eine Pacht von 2000 Mk. erhoben. So war es vom Sommer 
1918 ab möglich, im Juli täglich 130 und ſpäter 200 Knaben und 
Mädchen aller Altersſtufen häufig mitſamt den kleinen Geſchwiſtern in 
dieſe e zu führen. 

In Gruppen von je 30—40, die von einer Kindergärtnerin geführt 
wurden, zog die frohe Schar jeden Morgen nach dem ſchönen Waldplatz, 
der ſo leicht zu erreichen war. Es war eine Freude, dort das frohe un⸗ 


3) Die Stadt gab 250000 Mark zinslos. Es iſt jetzt Platz für 140 Kinder. 
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gezwungene Spiel zu beobachten, für das ſich bald die rechten Anführer 
gefunden hatten. Der erzieheriſche Einfluß, den die Kinder aufeinander 
ausübten, erleichterte die Arbeit der Auffichten. | 

Das Mittageſſen wurde anfänglich aus einer Schulſpeiſungsküche 
geliefert, doch zog man bald vor, es in der Küche der alten Gaſtwirtſchaft 
ſelbſt zu bereiten. Das ganze Jahr wurde dann ſchon geſammelt, damit 
die Kinder in den Ferien ſich recht kräftigen könnten. 

Schon im folgenden Jahre kam man auf den glücklichen Gedanken, 
den Steigergarten während der Schulmonate zu einer Kleinkinder⸗ 
Walderholung mit Tagesbetrieb auszuwerten. So wurden auch 
die vorſchulpflichtigen Kleinen der Volkskindergärten im Sommer für 
längere Zeit aus den engen Straßen hinaus in den Wald geführt. Die 
Aufgabe war nicht leicht zu löſen, doch die Liebe zu den Kleinen half 
alle Schwierigkeiten bald überwinden. Die Straßenbahn ſtellte die 
nötige Verbindung her, ohne daß beſondere Wagen zur Verfügung ſtanden. 
Mit großer Bereitwilligkeit halfen die Schaffner bei der Beförderung 
der jeweils 40 kleinen Geiſter, was allemal glatt ablief. Da im Steiger⸗ 
garten für Bereitung der Mahlzeiten geſorgt war, ſo blieben die Kleinen 
vom Morgen bis zum Abend draußen. Gerne trugen die Eltern zu 
den Koſten ihren Anteil bei, ſahen ſie doch, wie gut die friſche Luft 
ihren Kindern tat. Die Stadt leiſtete aber auch hierzu den erheblichen 
Zuſchuß von zwei Drittel der Geſamtkoſten, die immerhin beſcheiden waren 
im Verhältnis zu einem Erholungsbetrieb mit Nachtherberge, wie man 
dieſe ſonſt nur für die kleineren Kinder kennt. 

Neben guter Ernährung wurden auch Sonnen⸗ und Luftbäder zur 
Heilung und Stärkung der Kleinen angewandt. Allerdings find dieſelben 
nur mit größter Vorſicht in genauer Stufenfolge des Rollierſchen Ver⸗ 
fahrens gebraucht und die Wirkungen auf das einzelne Kind genau 
beobachtet worden, um ftatt einer Kräftigung nicht eine Übermattung 
zu verurſachen. | 

Auf dieſe Weile brachten die 6 Wochen im Steigergarten den Kindern 
eine weſentliche Förderung im Geſundheitszuſtand, und es iſt nur zu 
bedauern, daß mit Einſchränkung des Straßenbahnverkehrs für die 
nächſte Zeit die ſchöne Erholung vermindert werden muß. 

Neben den geſchilderten Erholungszweigen gelang es dem Jugendamt 
auch, alljährlich beſonders ſchwachen Kindern Seebadekuren (1921 für 68) 
zu vermitteln. Auch kam für einige Landaufenthalt und Entſendung 
nach der Schweiz in Frage. | | 

Gegen 1918 mit 774 Erholungsvermittlungen waren 1921 im ganzen 
1881 Kinder entſandt worden, während die Zahl im Sommer 1922 auf 
1894 ſtieg. | | | 

Ein edles Ziel, das ſich die Jugendamtleitung angeſichts mancher 
verwachſener Kinder von Anfang an ſtellte, war die Fürſorge für die 
Krüppelkinder. 

Hier ſchon am kleinſten Weſen den heilenden Eingriff zu vermitteln, 
hält die Wiſſenſchaft für das einzig Richtige, um ſchlimmeren Fehlern 
bei den Größeren vorzubeugen. Doch erſt in den letzten Jahren iſt die 
neun Behandlung zu einer eigentlich wirkungsvollen ausgeſtaltet 
worden. 
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In Erfurt bemühte fih Dr. Heydloff als Kreisarzt [hon 1910, den 
leichter Verkrüppelten beſondere Hilfe zu vermitteln. Er ſuchte zunächſt 
die Aufmerkſamkeit auf dieſelben zu lenken, indem er die Zuſammen⸗ 
ſtellung einer Statiſtik an allen Erfurter Volks⸗ und Bürgerſchulen ver⸗ 
anlaßte. Dieſe ergab, daß 174 von 9582 Volksſchulkindern, alſo 1,8 %, 
größere Körperfehler hatten, wovon 57 Kinder ſo geſchädigt waren, daß 
ihre künftige Arbeitsfähigkeit ſehr in Frage ſtand. | 

Im Mai 1911 faßte der Krüppelfürſorgeverein für die Provinz 
Sachſen den Entſchluß, ſo früh als möglich an der Heilung der Krüppel 
zu arbeiten. Deshalb bat er nach der einmaligen Reviſion in allen 
Schulklaſſen, ihm dann alljährlich die Kinder mit Verwachſungen unter 
den Schulneulingen zu melden. Die Schulverwaltung gab dazu die 
nötigen Anordnungen; 5—10 Fälle waren alljährlich zu verzeichnen. 
1913 ſchlug Dr. Heydloff vor, den Orthopäden Dr. Ehebald als Schul⸗ 
ſpezialarzt anzuſtellen, was leider nicht durchgeführt wurde. 


In einer der erſten Sitzungen des 1917 gewählten Jugendamts⸗ 
ausſchuſſes wurde zunächſt beſchloſſen, den am Schulbeſuch behinderten 
Krüppeln Unterricht zu verſchaffen, für ſie womöglich eine beſondere 
Klaſſe einzurichten. Da nur 5 Fälle ermittelt werden konnten, von denen 
4 hochgradig geiſtesſchwach waren, ſo gewann man wenigſtens für das 
eine Kind eine Wohltäterin, die den Unterricht übernahm. 

Im Streben, dem deutſchen Volk für die vielen Kriegsbeſchädigten 
dadurch einen Ausgleich zu ſchaffen, daß ein vollkommen geſunder Nach⸗ 
wuchs frei von jedem Körperfehler herangebildet werde, erließ die preu⸗ 
ßiſche Landesverſammlung am 6. Mai 1920 das Krüppelfürſorgegeſetz“ 
welches am 1. Oktober 1920 in Kraft trat. 

Hierin wird alles angeordnet, um ſo früh als möglich jeden, auch 
den kleinſten Fehler durch ärztlichen Eingriff zu beſeitigen und vor allem 
vorbeugend zu wirken. 

Unter Aufrechterhaltung des § 31 des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes 
vom 8. März 1871 und deſſen Abänderung vom 11. Juli 1891 wird 
der Landarmenverband nun verpflichtet, nicht nur für hilfsbedürftige 
Geiſteskranke, Idioten, Epileptiſche, Taubſtumme und Blinde wie bisher, 
ſondern nun auch für Krüppel, ſoweit ſie anſtaltsbedürftig ſind, zu ſorgen. 
Alle unter 18 Jahren ſollen möglichſt erwerbsfähig gemacht werden. Die 
Fürſorge und Pflege der Nichtanſtaltsbedürftigen wird den Stadt⸗ und 
Landkreiſen zugeſchrieben. 

Arzte, Hebammen und alle Lehrperſonen werden geſetzlich verpflichtet, 
nicht nur die bei der Geburt oder ſpäteren Behandlung aller Kinder und 
Jugendlichen bis zu 18 Jahren beobachteten Fehler, ſondern auch jedes 
Anzeichen drohender Verkrüppelung bei dem Jugendamt namhaft zu 


machen. 

Mit dieſem Geſetz war dem Jugendamt endlich die gewünſchte Unter⸗ 
lage gegeben, um ſeine bisherigen Arbeiten zu vervollſtändigen. In 
Erkenntnis der großen Bedeutung ſtellte die Stadtverwaltung auch gerne 
die nötigen Mittel bereit. Nach vieler Mühe gelang es, in der Luiſe⸗ 
Mückeſtiftung geeignete Räume zu mieten, um hier die in § 8 geforderte 


) Preußiſche Geſetzſammlung von 1920, S. 280 ff. 
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Krüppelfürſorgeſtelle einzurichten. Im Einverſtändnis mit dem Landes⸗ 
hauptmann wurde dieſelbe ſofort als Bezirksberatungsſtelle ausgebaut, 
da es ſo möglich war, nicht nur die Segnungen einem größeren Kreiſe 
zuzuwenden, ſondern auch die Koſtenfrage günſtiger zu löſen, indem durch 
ſtärkere Frequenz auch die Einnahmen gehoben werden. | 

Mit der Beratungsſtelle wurde ſofort ein kleines Ambulatorium für 
Kinder mit Operationszimmern und Stationen mit 5 Betten verbunden. 
Die wertvollſte Einrichtung iſt dabei der große orthopädiſche Turnſaal 
und die beiden Höhenſonnen für künſtliche Lichtbehandlung. ' 

Im Oktober 1921 konnte dieſes kleine Krüppelheim bereits in Betrieb 
geſetzt werden. Wie ſorgfältig die einzelnen Stellen in Erfurt die im 
Geſetz gewünſchte Meldepflicht erfüllten, und mit welchem Erfolg man 
alsbald in Erfurt arbeitete, zeigt die Statiſtik, nach der im erſten Jahr 
bereits 409 Fälle und im folgenden weitere 229 bearbeitet wurden. 

Die Koſten für die Behandlung und Pflege der Kinder werden von 
den Eltern oder den in Frage kommenden Kaſſen in ausreichender Weiſe 
getragen, ſodaß das mit großer Sparſamkeit von Schweſtern geleitete 
Heim ſich anſcheinend ſelbſt erhalten kann, ohne Zuſchuß der Stadt. 


2. Das Geſundheitsamt 


Die Arbeit im Jugendamt ſuchte man ſoviel als möglich nach der 
hygieniſchen Seite durch ſtärkere Heranziehung der Schulärzte zu ver- 
vollſtändigen. Dabei zeigte ſich das Bedürfnis nach einer Zentralſtelle. 
wo durch einen hauptamtlich tätigen Arzt alle das Geſundheitsweſen 
betreffenden Aufgaben mit Sachkenntnis behandelt und deren Löſung in 
einheitliche Form gekleidet wird. Die Notwendigkeit, gerade jetzt auf 
dieſen Gebieten mehr als je ſanierend zu wirken, war durch die Hunger⸗ 
jahre 1917/18 und deren Folgeerſcheinungen bedingt. 

Deutliche Ernährungsrückſchritte, verbunden mit verſchiedenen Krank⸗ 
heitserſcheinungen, zeigten ſich an allen Altersſtufen. Während bei Er⸗ 
wachſenen Oſteopathie und Hungeroedem neben die ſtarke Zunahme der 
Tuberkuloſe traten, find es bei den Kindern beſonders die Rhachitis und 
Skrofuloſe, die den Körper ſchwächen. Außer der Lungentuberkuloſe war 
es hier die Darmtuberkuloſe, die viele Opfer forderte. Die Statiſtik 

ibt ein deutliches Bild, wie verheerend beſonders die Tuberkuloſe in 

rt ſich verbreitet und verheerend gewirkt hat. Bedenkt man nun, wie 
die durch die große Zahl von Krankheitsträgern ausgeſtreuten Bazillen 
erſt nach Jahren an den Empfängern, die hauptſächlich in den Reihen 
der Kinder zu ſuchen find, zum Ausbruch kommen, ſo verſteht man das 
Wort, „die Wirkungen des Krieges werden ſich erſt nach Jahren zeigen“. 

Neben dieſen Erwägungen veranlaßten die erſchreckenden Zahlen der 
Statiſtik die Stadtverwaltung, ein Geſundheitsamt unter Leitung eines 
Stadtarztes zu gründen, damit von hier aus das Menſchenmögliche zur 
Eindämmung der Gefahren unternommen würde. | 

Noch vor Ende 1920 konnte dasſelbe ſeine Tätigkeit beginnen. Es 
wandte ſeine Aufmerkſamkeit zunächſt den Schulkindern zu und regelte 
hier vor allen Dingen die hygieniſche Beurteilung bei der 
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Berufsberatung, da gerade die Oſterentlaſſungen bevorſtanden. 
Hier gilt es beſonders, jene lungenſchwachen Kinder vor einer Wahl zu 
hüten, die den Grund zu frühem Siechtum bedeuten kann, abgeſehen von 
dem hohen Wert zur Hebung der Leiſtungsfähigkeit und Schaffensfreudig⸗ 
keit eines jeden Menſchen, wenn körperliche Eignung mit den geiſtigen 
Fähigkeiten und den inneren Neigungen bei der Wahl des Lebens⸗ 
berufes in den richtigen Einklang gebracht wird. | 

Nach Beratung mit dem Berufsamt, der Lehrerſchaft und dem Ge⸗ 
ſundheitsamt wurden die Feſtſtellungen des ſchulärztlichen Unterſuchungs⸗ 
befundes nach genauen Geſichtspunkten geordnet und beſondere Formulare 
entworfen. Nachdem dieſe ſorgfältig ausgefüllt ſind, werden ſie mit den 
Schulgeſundheitsbögen, die die Eintragungen aus der ganzen Schulzeit 
eines jeden Kindes enthalten, dem Berufsamt eingereicht. Für jene höheren 
Schulen, an denen zunächſt noch kein Schularzt tätig war, erfolgt die 
ärztliche Unterſuchung in Berufsberatungsfragen durch das Geſundheitsamt. 

Einige Vorträge des Stadtarztz in den Verſammlungen der Eltern- 
beiräte trugen auch das ihrige zur Förderung der Angelegenheit bei. 

In bezug auf die Tätigkeit der Schulärzte wurde zunächſt größere 
Einheitlichkeit in deren Beurteilung angeſtrebt. Auf Grund der 1918 
neu herausgegebenen Dienſtordnung für Schulärzte und Schulpflegerinnen 
wurden genauere Richtlinien für die Unterſuchungen zu den Quäker⸗ 
ſpeiſungen der in Ferienkolonien oder in Erholungsſtätten aufzuneh⸗ 
menden und der neu einzuſchulenden Kinder mit den Schulärzten 
vereinbart. | | 

Bei den Kleinen gilt es beſonders, fih darüber zu verftändigen, 
welche von denſelben zurückzuſtellen find, und für welche Schulkinder⸗ 
gärten oder eine beſondere Schulart in Frage kommen. 

Die Ergebniſſe der halbjährlichen Meſſungen und Wägungen an allen 
Schulen für die Auswahl zur Quäkerſpeiſung wurden zu einer wertvollen 
Überfiht über den geſamten Entwicklungsſtand der Erfurter Schulkinder 
geordnet. Daraus iſt erſichtlich, daß die Volksſchulkinder durchſchnittlich 
um zehn Zentimeter Länge und ungefähr drei bis vier Kilogramm an 
Gewicht den gleichaltrigen Kindern der höheren Schulen nachſtehen. Im 
Vergleich mit den Kammer' ſchen Normalzahlen ergibt ſich für die Geſamt⸗ 
heit der Erfurter Schulkinder eine Durchſchnittsunterbilanz von drei bis 
vier Kilogramm an Gewicht und zwei bis vier Zentimeter an Länge bei den 
10 309 Knaben und eine gleiche von ein bis zwei Kilogramm an Gewicht 
und drei Zentimeter an Länge bei den 9535 Mädchen. 

Dieſe Überſicht dient neben weiteren aus den Jahresberichten der 
Schulärzte geſammelten Statiſtiken als Wegweiſer für ſpezielle Maß⸗ 
nahmen der nächſten Zeit. . 

Für die Erholungsfürſorge wurden folgende Normen nach 
Dr. Oxenius aufgeſtellt: Der Zweck iſt erſtens Geſunderhaltung als vor⸗ 
beugende Maßnahme; zweitens Wiederherſtellung der angegriffenen 
Geſundheit. 

Die Beurteilung ift: A. eine ſoziale Frage. 

Hiernach find auszuſchalten a) Kinder, deren Eltern ſelbſt ſorgen 
können; b) Kinder, bei denen die häuslichen Verhältniſſe ſo unverbeſſerlich 
find, daß von einer vorübergehenden Unterbringung kein Erfolg zu 
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Ongeftrebt ift. Für dieſe wird vollftändige Entfernung aus ihrer Umgebung 
ang 

B. eine ärztliche Frage. 

Danach werden ausgeſchaltet a) Kinder, die keiner Erholung bedürfen. 
Sie mögen an den Unternehmungen für Sport, Spiel und Wanderungen 
teilnehmen. b) Kinder mit anſteckenden Krankheiten und ſolchen, an denen 
durch kurze Kur nichts zu beſſern it. Dieſe werden den entſprechenden 
Fürſorgeſtellen überwieſen. 

Die von den Schulärzten vorunterſuchten Kinder werden bei der end⸗ 
gültigen Auswahl für die beſonderen Arten der Erholung vom Geſund⸗ 
heitsamt noch einmal nach Zahl der verfügbaren Stellen geſichtet. | 


Von den einzelnen Erholungszweigen nahm das Geſundheitsamt die 
Erfurter Walderholungsſtätte unter ihre beſondere ärztliche Leitung. Hier 
veranlaßte es die ſyſtematiſche Einführung der Licht⸗ und Sonnenbäder 
nach Rollier in den Heilplan für die Kinder. Dazu ſtellte der Männer⸗ 
turnverein feine unmittelbar neben der Walderholungsſtätte gelegene 
Anlage für Brauſebad für mehrere Stunden des Tages zur Verfügung. 

Beſonders ſorgfältig wachte der Stadtarzt über die von den Kindern 
erzielten Erfolge, um dieſelben nach beſter Möglichkeit zu heben oder dort, 
wo 1 f Kur eine gegenteilige Wirkung hervorrief, die nötigen Anderungen 
zu treffen. 

Die Kurven und Tabellen 1 wie ſcharf jetzt die Erholungs⸗ und 
Ernährungsfürſorge überwacht wird. 

Auch die Schulzahnklinik wurde nun dem Stadtgeſundheits⸗ 
amt unterſtellt. Doch bereits ein Jahr früher begann man dort mit der 
ſyſtematiſchen zahnärztlichen Sanierungsarbeit aller Schulkinder. Während 
bis dahin die Kinder wahlfrei von der Wohlfahrt der koſtenloſen Be⸗ 
handlung in der Schulzahnklinik Gebrauch machen durften, wurde nun 
bei der Schulaufnahme ein für allemal die Genehmigung der Eltern zur 
Behandlung eingefordert. Sodann begann man 1920 mit dem erſten 
Jahrgang aller Schulen, die Kleinen zu unterſuchen und alle bleibenden 
Zähne vollſtändig zu ſanieren. 1921 wurde dieſer Jahrgang revidiert 
und der neue Jahrgang wiederum ſaniert. So ſetzten fih die Revifionen 
aller ſanierten Klaſſen in den folgenden Jahren fort, während jeweils die 
Schulneulinge einer gründlichen Behandlung unterzogen werden. 

Der im Geſundheitsamt aufgeſtellte Plan gibt ein klares Bild der 
Erfurter Schulzahnklinik und zeigt, wie jetzt ſchon vier Jahrgänge mit 
guten Gebiſſen ausgerüſtet ſind, während andere Städte eben erſt mit 
dieſer Methode beginnen. Bei der Oſterunterſuchung 1923 waren bei 
1750 Schulneulingen 33 Prozent mit noch gutem Gebiß feſtzuſtellen. 


Da in der Schulzahnklinik auch jene Kinder behandelt werden, für 
welche die Ortskrankenkaſſe zuſtändig iſt, ſo ſtrebte die Stadt danach, 
dieſe mit heranzuziehen zur Deckung der Klinikkoſten. Die Löſung iſt 
ſeit Januar 1923 dadurch herbeigeführt worden, daß die Schulzahnklinik 
in neue Räume der Ortskrankenkaſſe überſiedelte und dort vertraglich 
alle Kinder der Volksſchule auf Koſten der Ortskrankenkaſſe behandelt 
werden, wogegen die Stadt der Ortskrankenkaſſe einen Zuſchuß in 
Höhe des Gehaltes des Schulzahnarztes und der Aſſiſtentin gibt. Im 
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übrigen arbeitet die Schulzahnklinik wie bisher in gleicher Verbindung 
mit den Schulen und dem Geſundheitsamt. 

Ein ganz neuer Zweig der Kinder⸗ und Jugendfürſorge iſt in den 
letzten Jahrzehnten aus der Erkenntnis herausgewachſen, daß bei jenen, 
die Erziehungsſchwierigkeiten machen, fih aſſozial verhalten, pſycho⸗ 
pathiſche Momente die Urſache ſein können. Durch ſcharfe Beobach⸗ 
tungen ſah man, daß es ſich hier vielfach nicht um Geiſteskranke, rein 
ſchwachfinnige oder minderwertige Weſen handelte. Man erkannte viel⸗ 
mehr, daß Anomalien auf dem Gebiet des Affekt⸗ und Willenlebens vor⸗ 
liegen, und daß beſonders das Triebleben in übermäßiger Entfaltung ſich 
nicht dem Willen unterzuordnen vermag trotz ausreichender intellektueller 
Entwicklung. Man erkannte weiter, daß gerade unter den Verbrechern, 
Landſtreichern, Proſtituierten dieſe pſychopathiſchen Individuen ſtark 
vertreten waren. Es find beſonders Milieuſchäden der häuslichen Um- 
gebung, die neben Veranlagung jenes Übel vermehren. Je früher im 
Kindesalter der Defekt erkannt und die rechten Maßnahmen ergriffen 
werden, deſto leichter find die Schäden zu heilen und die jungen Menſchen 
vor ſpäterem Verderben zu bewahren. Da aber für den Laien die genaue 
Beurteilung ſehr ſchwer, ja meiſt unmöglich iſt, ſo richtete das Geſund⸗ 
heitsamt Erfurt gleich wie in anderen Städten eine Beratungsſtelle unter 
Leitung eines Spezialarztes für Nervenkranke ein. 

Alle einſchlägigen Fälle werden dieſer Pſychopathenfürſorgeſtelle zur 
Beurteilung überwieſen. Die Leiter der Schulen, die Schulärzte, ſowie 
alle in der Jugendwohlfahrt tätigen Glieder können ſich hier Rat holen. 
Selbſt das Berufsamt richtet ſeine Entſcheidungen in beſonderen Fällen 
nach dem Befund des Pſpychiaters. | 

Es hat ſich in der Praxis gezeigt, daß dies Zuſammenarbeiten von 
Pſychiatern, ſozialer Fürſorge und Pädagogen zu guten Reſultaten führte. 
Es wurden faſt 200 Fälle in den beiden Jahren 1921 und 1922 von den 
Volksſchulen, der Hilfsſchule, dem Jugendamt und anderen Stellen über⸗ 
wieſen, für die dann je nachdem Anſtalts⸗ oder Familienpflege, Kranken⸗ 
hausbehandlung, ärztliche Überwachung, Wechſel der Umgebung, zum Teil 
auch Fürſorgeerziehung angeordnet wurde. In zahlreichen Fällen konnte 
durch Beſtellung von Schutzaufſicht durch die Bezirkspflegerinnen die 
nötige Beſſerung herbeigeführt werden. 

Es wäre wünſchenswert, daß ſich viele freiwillige Helfer fänden, die 
mit beſonderer Sachkenntnis ein ſolches Kind dauernd überwachten, damit 
durch ſie, ſelbſt bei verſchiedenem Wechſel der Lebenslage, eine Einheit⸗ 
lichkeit in der Behandlung durch Weitervermittlung der geſammelten Er⸗ 
fahrungen ermöglicht würde. 

uf dem Gebiet der Krüppelfürſorge arbeiten Jugend- und 
Geſundheitsamt zuſammen. Über die Tätigkeit der Bezirksſtelle hinaus 
ſucht das Geſundheitsamt durch die Schulärzte zu bewirken, daß die vor⸗ 
beugende Arbeit ſchon bei den leiſeſten Anzeichen, z. B. von Rückgrats⸗ 
verkrümmungen, einſetze. Es wurde dann im Mai 1922 das Haltungs⸗ 
turnen für alle Kinder mit nur leichten Haltungsanomalien eingerichtet. 

6) Prof. Dr. Kramer, Die wechſelſeitige Zuſammenarbeit zwiſchen Pſychiater 


und Jugendwohlfahrtspflege in Ermittlung und Heilerziehung; Bericht der 2. Pſycho⸗ 
pathenfürſorgetagung 1921, Berlin 1921, Springer. 
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Dieſe durch vier Lehrerinnen und einen Lehrer mit beſonderer Vorbildung 
erteilten Turnſtunden für je 15 Kinder werden jahrelang für die Ein⸗ 
zelnen fortgeſetzt. Sie find koſtenfrei und treten für die Betroffenen an 
die Stelle des Normalturnens. Die Überweiſung erfolgt durch die Shul- 
ärzte. Schlimmere Fälle werden dem eigentlichen orthopädiſchen Turnen 
zugewieſen, welches im Sommer 1923 Har Vollendung der Einrichtung 
im Mückeſtift regelmäßig ſtattfindet. Dieſe Übungen müſſen aber auch durch 
die Eltern oder jene für das Kind eintretenden Fürſorgeſtellen vergütet 
werden, damit wenigſtens einigermaßen die Koſten für die Apparate 
gedeckt werden können. | | 

Dem Zieh- und Galtefinderwejen hat das Jugendamt ebenfalls eine 
erfolgreichere Ausgeſtaltung zu verleihen geſucht, indem neue Richtlinien 
aufgeſtellt wurden, die die Tätigkeit von Arzt und Pflegerinnen genau 
regeln. Genau geführte, eingehende Statiſtiken über Krankheiten und 
Todesurſachen dienen dazu, die Hauptſchäden zu erkennen, damit in den 
Beratungsſtellen die rechten Gegenmaßnahmen geübt werden. Hier ſei 
noch beſonders hingewieſen auf die geſundheitliche Über- 
wachung der Kleinen in den ſtädtiſchen Volkskinder⸗ 
gärten. Regelmäßig werden dieſelben durch einen Arzt unterjudt, 
auch ſteht er für fragliche Fälle der Leiterin jederzeit zur Verfügung. 
Dieſe unterrichtet die Eltern von dem, was der Arzt feſtſtellte, und forgt. 
daß ſeine Anordnungen durchgeführt werden. E 

Der Schulzahnarzt, deſſen tägliche Sprechſtunden auch für die Kleinen 

eingerichtet ſind, beſucht in regelmäßigen Zeitabſchnitten auch die Kinder⸗ 
gärten und ſucht die Kinder aus, bei denen ein Eingriff dringend nötig 
iſt. Es wird dann ſofort geholfen, ohne daß den Eltern daraus Koſten 
entſtehen. Das Einverſtändnis für alle vorkommenden zahnärztlichen 
Hilfen geben die Eltern ſchriftlich bei der Aufnahme ihrer Kleinen. 

Beſonders wertvoll iſt die Verbindung zwiſchen Kindergarten und 
Schule, die immer enger wird. Alle über das Kleinkind angeſtellten 
Beobachtungen werden in die Karteikarten eingetragen; dieſe Karten 
werden bei der Schul⸗Aufnahme dann dem betreffenden Schulſyſtem 
übergeben, ebenſo wie die Einwilligungsſcheine der Eltern für zahn⸗ 
ärztliche Behandlung. 


3. Das ſtädtiſche Gäuglingsheim 


Von Jahr zu Jahr machte ſich in Erfurt mehr und mehr das Bedürf⸗ 
nis geltend, ein Heim zu ſchaffen für jene Säuglinge, denen nur durch 
beſonders ſorgfältige Behandlung Leben und Geſundheit erhalten werden 
kann, ferner für die armen unehelichen Kleinen, denen nicht immer ſofort 
paſſende Pflegeſtellen zu vermitteln find, während oft raſche Hilfe nötig 
iſt. Das beſtehende Säuglingsheim im Mückeſtift erwies ſich als viel zu 
klein. Die weiblichen Stadtverordneten gaben ſich mit allem Eifer an 
die Durchführung der Arbeit unter Mitwirkung des Vereins für 
Säuglingspflege. | 

Der Kindergarten in der Yorkſtraße war neben dem großen ſtädtiſchen 
Volkskindergarten in der Talſchule nicht mehr ſo notwendig, deshalb löſte 
man denſelben auf, und mit wenig Veränderungen konnte das Gebäude 
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zu einem modernen Säuglingsheim umgewandelt werden, in dem ſeit der 
Vollendung am 1. Oktober 1920 die 46 Bettchen ſtets vollbelegt ſind. 


Wenn das Heim der Stadt auch hohe Koſten verurſacht hat, ſo iſt 
doch damit eine äußerſt wertvolle Einrichtung geſchaffen, die ihr in Er⸗ 
haltung eines tauglichen Nachwuchſes unerſetzliche Verluſte erſpart. Die 
ſonnige Lage, ſtrengſte Hygiene, ſowie ſorgfältige ärztliche Überwachung 
und eine geſchickte ſachkundige Leitung haben bis jetzt gute Erfolge ſelbſt 
an hoffnungslos aufgegebenen zarten Weſen erzielt. Dank des Siolier- 
raumes iſt bis jetzt im Heim ſelbſt noch keine Epidemie ausgebrochen, und 
eingeſchleppte Krankheiten konnten bald bekämpft werden. Obgleich die 
Pflegeſätze für die kleinen Säuglinge ſtetig erhöht werden müſſen, find 
doch immer 12—34 Selbſtzahler da, die gerne das Geld flüſſig machen, 
um ihren Kindern die gute Pflege zu ſichern. Für den Reſt kommen 
Kaſſen oder Fürſorgeamt auf. Trotz aller Erhöhungen iſt es aber doch 
nicht möglich, das Heim aus den Pflegegeldern zu erhalten, ſelbſt wenn 
dieſe den Krankenhausſätzen gleichgehalten würden. Bei der Pflege des 
Säuglings läßt ſich eben in keiner Weiſe ſparen, darum iſt die größere 
Hälfte der Betriebskoſten durch die Stadt zu tragen, während die Aus⸗ 
ganen pr Licht, Heizung und Erhaltung des Gebäudes ganz von ihr zu 
decken ſind. | 


4. Erweiterung des Jugendamtes auf geſetzlicher Grundlage und 
der neueſte Stand der Kinderwohlfahrtseinrichtungen Erfuris 


Ein volles Jahrhundert hat in ſtufenmäßiger Folge einen Zweig der 
Kinderwohlfahrtspflege nach dem andern entſtehen laſſen. Durch die 
Pionierarbeit einzelner ſozial geſinnter Menſchenfreunde angeregt, dann 
durch Vereine und größere Organiſationen betrieben, erſcheinen allmählich 
die Stadtverwaltungen auf dem Plan der Tätigkeit. Gleichzeitig werden 
einzelne Gebiete landesgeſetzlich geregelt, bis vor dem großen Kriege 
ſelbſt die Reichsregierung das geſamte Wirken durch ein einheitliches 
Geſetz zu regeln und zuſammenzuſchließen ſuchte und ſomit bekundete, 
wie ſie von der Notwendigkeit aller Fürſorgebeſtrebungen überzeugt iſt 
und dieſelben zu fördern ſtrebt. In dem gleichen Maße wie nach 
Friedensſchluß die Pläne für Geſtaltung eines R. J. W. G. feſte Form 
gewinnen, erwacht auch in den Städten der Drang nach Umgeſtaltung 
der vorhandenen Einrichtungen. . | 

In Erfurt war es beſonders die räumliche Trennung der bisher ge- 
bildeten amtlichen Zweige der Kinderwohlfahrtspflege, ſowie deren An⸗ 
gliederung an ganz verſchiedene Verwaltungsorgane, die den Wunſch nach 
Vereinheitlichung immer ſtärker werden ließen. War doch der Armen⸗ 
verwaltung angegliedert der Gemeindewaiſenrat und die 
Fürſorgeerziehung mit Dienſträumen Johannesſtraße 170. 

Selbſtändig arbeitete der Berufs vormund mit dem ihm ange- 
ſchloſſenen Zieh⸗ und Haltekinderweſen Friedrich⸗Wilhelm⸗Platz 27. Der 
Polizeiinſpektion unterſtand die Prüfung der Pflegeftellen 
durch die Polizeireviere. | Í 

Selbſtändig arbeitete das Jugendamt unter dem Dezernat der 
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Schulverwaltung, Rathausgaſſe 3. Mit dieſem in mehr oder 
weniger loſer Verbindung ſtanden die Privatvereine der Stadt. 
Die erſten Entwürfe, welche 1919/20 erſchienen, gaben die Unterlage 
zur Abfaſſung beſtimmter Pläne zur Erweiterung des Jugendamtes. 
Meiſtenteils wurde denſelben die Angliederung an ein zu bildendes allge⸗ 
meines Wohlfahrtsamt vorgeſchlagen, in dem die bisherige Armenver⸗ 
waltung die dominierende Stelle einnehmen ſollte. Hiergegen wurde 
ſtets der Wert vollſtändiger Selbſtändigkeit eines Jugendamtes geltend 
gemacht, welches alle er beſtehenden Gebiete nach Vervollſtändigung 
im Sinne des R. J. W. G. umfaſſe. 
Man ſah von einem endgültigen Beſchluß über dieſe Fragen in Erfurt 
ab, bis der Leiter des neuen Stadtgeſundheitsamtes Dr. Oſchmann, bis⸗ 
her Schularzt in Frankfurt a. M., im November 1920 ſeinen Dienſt an⸗ 
getreten hatte, um gleichzeitig das richtige Verhältnis aller, beſonders 
der Jugendwohlfahrtsorgane zum Geſundheitsamt feſtzulegen, die in 
Frankfurt gemachten Erfahrungen zu verwerten und Fehler zu vermeiden. 
Das Ergebnis langer Beratungen war die Koordination aller Wohl⸗ 
fahrtsorgane zu einem Wohlfahrtsamt. Die Dienſtſtellenvorſteher 
treten in einem Verwaltungsausſchuß des öfteren zuſammen, „um die 
Fragen praktiſcher und verwaltungstechniſcher Natur zu löſen, ſowie zum 
Zwecke der Vereinheitlichung und der Durchführung planmäßiger Sozial⸗ 
arbeit.“ Es ſtehen ſo nebeneinander: 
1. Das Fürſorgeamt (bisher Armenverwaltung) 
2. Das Pflegeamt (Gerichts⸗ und Sittenfürſorge) 
3. Das Jugendamt 
4. Das Stadtgeſundheitsamt 
5. Die amtliche Fürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten und Hinter⸗ 
bliebenen 
6. Die Privatfürſorge. 


Die Berufsberatung mit Lehrſtellenvermittlung, die nach § 4 des 
Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes zu den Aufgaben des Jugendamtes zu 
rechnen wäre, gliederte man, nachdem der Nationale Frauendienſt ſeine 
Arbeit beendet hatte, im Januar 1921 dem Arbeitsamt an. So ſteht auf 
Grund des § 67 des Arbeitsnachweisgeſetzes vom 22. Juli 1922” ein 
. in Ausſicht, wodurch die ſtädt. Kaſſen entlaſtet werden. 

Das noch nicht verabſchiedete Koſtengeſetz ſieht nach dem jetzigen Entwurf 
vor, daß Reich und Länder 7/, und die Errichtungsgemeinde Ye der 
Koſten des Arbeits⸗ und Berufsberatungsamtes tragen. Doch ſind be⸗ 
reits ſchon jetzt vereinzelte Summen für dieſe Zwecke an die Stadt⸗ 
gemeinden verteilt worden. 

Trotz dieſer rein äußerlichen Trennung ſteht das Berufsberatungsamt 
in enger Zuſammenarbeit mit dem Jugendamt, dem Geſundheitsamt und 
den Schulen. Was den Aufbau des Jugendamtes ſelbſt betrifft, ſo han⸗ 
delte es ſich nur um eine Umgruppierung und Zuſammenlegung der be⸗ 
reits . 1 die ſchon mit der Erfüllung faſt aller 
in den §§ 3 und 4 der R. J. W. G. geſtellten Aufgaben betraut geweſen 
ſind. Die Vorarbeiten kamen im April 1921 zum Abſchluß, auf Grund 


5) Reichsgeſetzblatt 1922 S. 657—671, 
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deren im Laufe des Sommers das Jugendamt in 4 Abteilungen gegliedert 
wurde, von denen jede ihre Geſchäfte vollkommen ſelbſtändig führt, wäh⸗ 
rend die Abteilungsleiter, ſo oft als es nötig iſt, unter dem Vorſitz ihres 
Dezernenten, des Stadtſchulrats, die verbindenden Momente beraten. Die 
einzelnen Geſchäfte verteilen ſich nach einem genauen Plan. 


Die wichtigſte und wertvollſte Neuerung war die Einführung der 
Bezirksfürſorge zur Vereinheitlichung der geſamten Jugend⸗ 
wohlfahrt. Sie ſtellt das Bindeglied zwiſchen den einzelnen Büros, den 
offenen Beratungsſtellen, den Schulen, den Erziehungsanſtalten und den 
Familien der zu verſorgenden Kinder her. 


Nach und nach traten die Schulpflegerinnen, ſowie die übrigen Spe⸗ 
zialfürſorgerinnen in den Dienſt der Bezirkspflege über. Entſprechend 
den hierfür gebildeten 16 Stadtbezirken wurde ihre Zahl durch Sozial⸗ 
beamtinnen ergänzt. 


Vorheriger Beſuch einer ſozialen Frauenſchule ſowie das Kranken⸗ 
ſchweſternexamen werden nach Magiſtratsbeſchluß bei der Anſtellung zur 
Bedingung gemacht, um dadurch einigermaßen die Gewähr zu haben, 
daß die Fürſorgerin nicht nur mit ſozialem Verſtändnis, ſondern auch mit 
dem rechten Blick für die wirtſchaftlichen und hygieniſchen Mängel in die 
Wohnungen ihrer Schützlinge trete, ſowie allen übrigen Anforderungen 
genüge. | 

Seit Oktober 1921 Haben fih die Bezirksfürſorgerinnen auf den 
verſchiedenſten Gebieten der Säuglings⸗, Kleinkinder⸗ und Schulkinder⸗ 
pflege betätigt, halfen bei der Tuberkuloſen⸗, Pſychopathen⸗ und Krüppel⸗ 
überwachung, vermittelten Vormünder und Pfleger, übernahmen Schutz⸗ 
auffidjten, prüften die Notwendigkeit der Erholung und Speiſung armer 
Kinder und haben nach 115 Jahren den Beweis erbracht, daß ſich dieſe 
Betätigung ſehr wohl nur durch eine Fürſorgerin in einem nicht allzu 
großen Bezirk ausüben laſſe. Jedenfalls iſt eine ſehr zweckmäßige Ver⸗ 
einheitlichung in der Fürſorge für die Familien geſchaffen, was bei der 
„ der Fälle im Innendienſt eine weſentliche Verbeſſerung 

edeutet. | 

Die Bedenken, die in den letzten Jahren in Wort und Schrift gegen 
die Bezirksfürſorge geltend gemacht wurden, ſind hier ſowie in anderen 
Städten, wo man den Verſuch gemacht hat, vollſtändig durch die Praxis 
widerlegt worden. Eine Lücke in den Kenntniſſen auf den einzelnen Spe⸗ 
zialgebieten z. B. der Tuberkuloſen⸗, Säuglings⸗ oder Krüppelfürjorge, 
hat fih nicht fühlbar gemacht, da die Fürſorgerin ja nur die Aufgabe hat, 
den einzelnen Fall der ärztlichen Beratungsſtelle zuzuführen. Durch das 
Zugegenſein bei den dortigen Unterſuchungen lernen ſie, was für ihre 
Tätigkeit notwendig iſt. 


Der einzige Mangel, der noch in der jetzigen Ausbildung liegt, beſteht 
darin, daß die pädagogiſche Schulung fehlt, die zu einer natürlichen Ver⸗ 
anlagung der Fürſorgerin hinzukommen muß, damit ſie mit rechtem Ge⸗ 
ſchick durch erzieheriſchen Einfluß der notleidenden Familie emporhelfe. 
Neben dem „techniſchen Rüſtzeug“ ift hier die Perſönlichkeit von größter 
Bedeutung für jeden Erfolg, denn „die ſoziale Arbeit iſt nicht Wiſſen⸗ 
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{daft und Technik, ſondern Kunſt“.s? Als am 9. Juli 1922 das Reichs- 
jugendwohlfahrtsgeſetz verabſchiedet wurde, war in Erfurt bereits der 
kunſtvolle Bau eines Jugendamtes vollendet. Ganz aus der Praxis her⸗ 
ausgewachſen entſprach dasſelbe vollſtändig den Beſtimmungen des Ge- 
ſetzes, denn auch dieſes iſt eine Schöpfung von Frauen und Männern. 
deren langjährige, praktiſche Erfahrungen hier Geſtaltung gefunden haben. 
Wie ſich die Durchführung in Erfurt in den letzten beiden Jahren glänzend 
bewährt hat, ſo iſt es anzunehmen, daß der Erfolg des Geſetzes ſich im 
ganzen Reich als ein günſtiger geſtalten wird. 

Der bisher beſtehende ſtädtiſche Jugendamtsausſchuß wurde im Som⸗ 
mer 1922 ebenfalls nach den im § 9 des Geſetzentwurfes aufgeſtellten 
Normen erweitert. Es war nun alles ſoweit gediehen, daß nach dem Be⸗ 
ſchluß des Magiſtrats vom 21. November 1922 und dem der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlung das Geſetz für Erfurt bereits zum 1. April 1923 
in Kraft trat, vorbehaltlich des im Artikel I des Einführungsgeſetzes an⸗ 
gekündigten beſonderen Regierungsbeſchluſſes. Danach ſoll einzelnen 
Ländern oder Jugendamts⸗Bezirken auch ſchon ein früherer Termin als 
der 1. April 1924 für Inkrafttreten des Geſetzes geſtattet werden. Durch 
die vorzeitigen Arbeiten, die das Inkrafttreten ſo früh ermöglichten, 
kann nun Erfurt ſchon ab 1. April 1923 an den im § 78 bereitgeſtellten 
Reichsbeihilfen für ſein Jugendamt teilnehmen, ſobald die Regierung 
ihren Beſchluß gefaßt hat. Dieſes würde dann eine Entlaſtung der 
ſtädtiſchen Finanzen bedeuten. Bis zum November 1923 iſt dies noch 
nicht erfolgt, ja es ſteht ſogar in Frage, ob das Geſetz überhaupt am 
1. April 1924 im ganzen Reich in Kraft treten kann wegen der neuen 
Koſten, die es erfordert, und für die jetzt ſchwerlich Mittel flüſſig gemacht 
werden können. 

Die neuen Forderungen des Geſetzes ſollen nun in ihrer praktiſchen 
Durchführung in Erfurt gezeigt und dadurch der Beweis geliefert werden, 
daß der augenblickliche Stand der Kinderwohlfahrtspflege dieſer Stadt 
ſich als eine lückenloſe, feſtgefügte Kette von Fürſorgemaßnahmen erweiſt, 
die das Kind ſchützend und fördernd vom erſten Lebenskeim bis zu ſeiner 
Großjährigkeit umgibt. Es ſind die erſten 3 Abteilungen des erweiterten 
Jugendamtes, die ſich im Verein mit der privaten Fürſorge in die geſamte 
Arbeit teilen. , : 

Tätigkeit der Abteilung I In der Abteilung I des 
Erfurter Jugendamtes wird ausgeübt, was § 32 und die §§ 32 
bis 48 anordnen. Reichsgeſetzlich wird hierin die Amtsvormundſchaft 
für jedes uneheliche Kind gefordert. Mit dieſer obligatoriſchen 
Einführung ſollte das wirkſamſte Mittel zum Schutz des Kindes 
in ſeiner erſten Lebenszeit Anwendung finden. Für Erfurt trat keine 
weitere Neuerung ein, als daß jetzt die beiden bisher als Amtsvormund 
tätigen Beamten in das Jugendamt eingegliedert wurden und nun aus⸗ 
nahmslos für jedes uneheliche Kind mit deſſen Geburt geſetzliche Vor⸗ 
münder wurden, während bisher zunächſt der Verzicht des vorhandenen 
Großvaters als geſetzlichen Vormundes abgewartet werden mußte. — Die 


8) Dr. Alice Salomon, Soz. Frauenbildung und foz. Berufsarbeit. Leipzig 1917, 
Teubner. 


Vorarbeit zur Durchführung u. Erfüllung d. Forderungen des R. J. W. G. in Erfurt 81 


vom Archiv deutſcher Berufsvormünder einberufene Sachverſtändigen⸗ 
kommiſſion vom Frühjahr 1921 iſt „jedoch der Anſicht, daß durch die 
Einführung der Amtsvormundſchaft die Entwicklung zu einer Belebung 
und Steigerung der Leiſtungsfähigkeit der Einzelvormundſchaft nicht 
unterbunden werden darf.“ Dies kam in der Sollvorſchrift des § 45 
des Entwurfes von 1921 zum Ausdruck, worin man die Beſtellung eines 
Einzelvormundes dem Jugendamt zur Pflicht machen wollte, ſobald es 
das Wohl des Mündels erfordert. Jetzt iſt aber die Beſtellung eines 
Einzelvormundes dem Belieben des Jugendamtes überlaſſen und ſteht 
nach § 40 des Geſetzes nur dem Jugendamt das Antragsrecht zu einer 
Anderung beim Vormundſchaftsgericht zu. Trotzdem wäre es wünſchens⸗ 
wert, daß in Erfurt eine organiſierte Einzelvormundſchaft ausgebaut 
werde, „deren Merkmale in der Freiwilligkeit der Vormundſchaftsführung, 
in dem Rückhalt an die Organiſation und in der Schulung durch dieſe 
beſtehe, damit ſie dem Jugendamt und Vormundſchaftsgericht geſchulte 
Kräfte ſtelle, die in allen geeigneten Fällen die Amtsvormundſchaft dem 
Jugendamt abnehmen können.““ So allein kann eine unnötige Er- 
weiterung des Beamtenperſonals vermieden und damit erhebliche Koſten 
geſpart werden. Andererſeits würde dann eine ſtärkere Berückſichtigung 
des einzelnen Mündels ermöglicht, was bei einem jährlichen Zugang von 
ungefähr 500 Mündeln, dem ein Abgang von nahezu 200 gegenüberfteht, 
immer ſchwerer zu erfüllen iſt. 

So viel als möglich ſtrebt wohl der Leiter der Abteilung 1 als Amts⸗ 
vormund danach, Adoptionen ſowie Ehelichkeitserklärungen zu veranlaſſen, 
doch konnte auf dieſe Weiſe 1921/22 nur ungefähr 84 Kindern die recht⸗ 
liche Zugehörigkeit zur Familie gegeben werden. 

Auch die Pflege und Beiſtandſchaft nach 88 38 u. 46 übernimmt der 
Amtsvormund, und nach § 42 hat man im Sommer 1921 auch die Tätig⸗ 
keit der Gemeindewaiſenräte der Abteilung 1 des Jugendamts übertragen. 
Damit fällt ihm die Pflicht zu, für alle ehelichen Voll⸗ und Halbwaiſen, 
ſowie für alle übrigen zu bevormundenden Kinder zu ſorgen. Für dieſe 
wird in den meiſten Fällen ein Einzelvormund beſtellt, den Abteilung 1 
dem Vormundſchaftsgericht vorſchlägt. Die Bezirkspflegerinnen üben die 
Falle un Überwachung jener Kinder ſowie die Prüfung der verſchiedenen 

älle nun an Stelle der bisher tätigen Armen⸗ und Waiſenpfleger aus. 
Bei der Rechtshilfe der Einzelvormünder übernimmt Abteilung 1 häufig 
einzelne Rechte eines Vormundes, wozu § 46 berechtigt. 

Tätigkeit der Abteilung II. Das umfaſſendſte und viel⸗ 
geſtaltigſte Arbeitsgebiet iſt der Abteilung IT des Erfurter Jugendamts 
zugefallen. In ihr geht das bereits 1917 gebildete halbamtliche Jugend⸗ 
amt auf. Sie übt zunächſt jene Aufgaben weiter, die den praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen entſprechend ſich ſeine Leitung nach und nach ſelbſt geſtellt hatte. 
Damit werden zugleich die fakultativen Aufgaben des § 4 erfüllt. Neu 


9) Denkſchrift zu dem Entwurf eines Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes von Dr. 
Polligkeit und Dr. Eiſerhardt, Frankfurt a. M. 1921, Verein für öffentliche und 
private Fürſorge. l 

10) So allgemein gewünſcht in der Begründung zum Entwurf eines R. J. W. G. 
vom 15. 3. 1921 S. 55; Entwürfe des Deutſchen Reichstags 1921 Nr. 14 Druckſ. 
Nr. 1666 1920/21 b. | 
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übernommen wurde von dieſer Abteilung das Zieh⸗ und Haltekinderweſen 
nach § 3 und § 19—31 und zum Teil nur die Pflichten, welche § 33 
und §§ 48—55 auferlegen. 

So blieb die Abteilung 2 zunächſt eine Beratungsſtelle in Angelegen⸗ 
heiten der Jugendpflege. 

Die Sorge für die Schwangeren und Wöchnerinnen wurde 
ihr weſentlich durch die neuen Reichsgeſetze über „Wochenhilfe und 
Wochenfürſorge“ erleichtert. Bereits am 26. September 1919 war das 
Geſetz in erſter Faſſung erſchienen. Damit wurde die Wochenhilfe, die 
man 1914 allen Kriegerfrauen gewährte, in erweiterter Form auf alle 
Krankenkaſſenverſicherten, auf die Familienangehörigen und auf die 
Minderbemittelten ausgedehnt. Es galt, die Notleidenden an die rechten 
Stellen zu verweiſen, wo ihnen ärztlicher Rat und Hilfe vor der Ent⸗ 
bindung, ſowie Hebammenhilfe, Wochengeld und zur Förderung der E 
lichen Säuglingsernährung aud) Stillgeld gewährt wird. Nach d 
Geſetz ift in Erfurt die Ortskrankenkaſſe die zuſtändige Stelle hierfür. 
In Erweiterung ihres Aufgabenkreiſes richtete dieſe am 1. Juli 1920 ſelbſt 
eine Beratungsſtelle für Schwangere, Wöchnerinnen 
und für Säuglingspflege ein. Alle Verſicherten und Minder⸗ 
bemittelten werden dort bis zur 16. Woche nach der Geburt beraten, und 
wo es möglich iſt, auch von den Säuglingsſchweſtern der Ortskrankenkaſſe 
beſucht. Von der 16. Woche treten ſie dann in die Fürſorge des Jugend⸗ 
amts ein, denn dieſes hat zur einheitlichen Durchführung die geſamte 
Tätigkeit des Säuglingsvereins ſeit Mai 1922 übernommen. 

Im Oktober 1921 war bereits das Zieh⸗ und Haltekinderweſen von 
der eee abgetrennt und als neues Gebiet im Sinne des 
§ 31 der Abteilung 2 zugeteilt worden. So iſt es nun möglich, die 
Fürſorge für alle Säuglinge und Kleinkinder einheitlich zuſammen⸗ 
zuſchließen. 

Es finden 3 mal wöchentlich Sprechſtunden für verſchiedene Bezirke 
ſtatt. Dem Kinderarzt helfen jeweils 5 der 16 Bezirksfürſorgerinnen, 
die dann durch Hausbeſuche die Anordnungen des Arztes überwachen. 
In gleicher Weiſe ſind die Sprechſtunden für tuberkulöſe, pſychopathiſche 
und Krüppelkinder durch das Geſundheitsamt und Abteilung II des 
Jugendamts gemeinſam organiſiert. 

Zur Mitarbeit bei dieſen hygieniſchen Fürſorgemaßnahmen tritt, wie 
bereits früher erörtert, die Erholungsfürſorge für alle bedürftigen Kinder, 
die Verwaltung der Schulſpeiſungen der drei ſtädtiſchen Kindergärten, 
der zwei Horte und der drei Leſeſtuben ſowie für das Säuglings⸗ und 
Krüppelheim hinzu. 

Mit dem Pfleg ih erweſen ift dem Jugendamt eine beſon⸗ 
ders verantwortungsvolle Arbeit zugefallen. Neben dem Werben und 
Vermitteln von Pflegeſtellen in Stadt und Land hat Abteilung 2 mit 
Hilfe ſeiner Bezirksfürſorgerinnen über alle in fremder Pflege befind⸗ 
lichen Kinder zu wachen. Von April 1923 find ihm deshalb nach § 19 
des R. J. W. G. alle in fremder Pflege befindlichen Kinder anzumelden. 
Ihm ſteht die Erlaubniserteilung an Pflegemütter zu, ſowie der Widerruf, 
ſobald das Wohl des Pfleglings nicht in der erforderlichen Weiſe wahr⸗ 
genommen wird. 
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Die Unterſtützung hilfsbedürftiger Minderjähri⸗ 
ger, die im § 3 zu den Obliegenheiten des Jugendamtes gerechnet wird, 
und im § 48/55 näher erläutert wird, ließ ſich nicht ohne weiteres dem 
Aufgabenkreis der Abteilung II eingliedern. Man beſchränkte ſich darauf, 
dies nur betreffs der elternloſen oder von ihren Eltern getrennt lebenden 
Kindern zu tun, während man gemäß § 11 die übrigen noch der Obſorge 
des Armen- und Fürſorgeamts überläßt, da es fic) in dieſen letzteren 
Fällen um Unterſtützung der ganzen Familie handelt, die nicht getrennt 
werden darf. 

Die vom Archiv deutſcher Berufsvormünder einberufene Sachver⸗ 
ſtändigen⸗Kommiſſion war daher auch dafür, „daß § 49 für alle Armen⸗ 
verbände verbindlich gemacht wird“) und die Jugendämter nur im 
Rahmen des § 50 als pflichtmäßiges Unterſtützungsorgan erklärt werden. 

Da aber nach dem im § 1 des R. J. W. G. niedergelegten Grund⸗ 
gedanken nicht die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ſondern die Erziehungs⸗ 
erforderniſſe für die Bemeſſung der Unterſtützung maßgebend ſein ſollen, 
ſo hat man den Abſchnitt 5 doch in der jetzigen Weiſe in das Geſetz auf⸗ 
genommen. Demzufolge ſtrebt man auch in Erfurt dahin, vom Jugendamt 
aus alle Maßnahmen „zur Erziehung und Erwerbsbefähigung“ unab⸗ 
hängig von der Armenverwaltung zu treffen, und ihr nur die Koſtenfrage 
für ihre Pfleglinge zu belaſſen; bei der Erholungsfürſorge wird es ebenſo 
gehandhabt, wofern die Koſten nicht ſchon aus einem beſonderen Fonds 
wie bei der Schulverwaltung gedeckt werden. | 

Ebenſo teilt ſich das Jugendamt in die Fürſorge der Kriegerkinder 
mit der amtlichen Stelle für Kriegsbeſchädigte. Dieſe trägt die Koſten, 
während das Jugendamt vielfach die Entſcheidung über die Art der Maß⸗ 
nahmen trifft, ſowie die Ausführung vermittelt. 

Zwiſchen den ſtädt. Horten und dem Jugendamt wurde nun auf 
Grund des § 45 eine engere Zuſammenarbeit herbeigeführt. Doch find 
die Horte nicht unmittelbar der Abteilung II unterſtellt, ſondern einem 
ſtädt. Hortinſpektor, der als Hilfsſchul⸗Lehrer, Leiter von ſtaatlichen 
Jugendpflegelehrgängen und ehrenamtlicher Wohlfahrtsrat ſowie durch 
eigene langjährige Tätigkeit in der Führung eines Hortes über die nötige 
Sachkenntnis verfügt, um die Arbeit wohl zu organiſieren. Seinem un⸗ 
ermüdlichen Bemühungen gelang es auch, ſeit 1920 für 7 ſtädt. Horte je 
einen Garten pachtweiſe zu erwerben, der den Kindern zahlloſe Freuden 
bietet. 

Die 11 Horte wurden 1922/23 von 463 Kindern beſucht gegen 507 
Kinder im Jahre 1921/22, was dem allgemeinen Rückgang an Beſchäf⸗ 
tigungsmöglichkeiten auf dem Arbeitsmarkte zuzuſchreiben iſt. 

Die privaten Kinderfürſorgeeinrichtungen in 
ihrer Verbindung mit Abteilung II des Jugend⸗ 
amtes. In der Überweiſung von Zöglingen ſteht Abteilung II 
in engſter Verbindung mit den noch beſtehenden privaten Erziehungs⸗ 
anſtalten und hat auch eine gewiſſe Überwachung über jene auszu⸗ 
üben, die aus ſtädtiſchen Mitteln unterſtützt werden. Dabei iſt 
ſchon manche fruchtbringende Anregung für Umgeſtaltung nach neuzeit⸗ 


11) Denkſchrift über das R. J. W. G. von Dr. Polligkeit 1921. 
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lichen Geſichtspunkten erteilt worden. So iſt z. B. das Martinsſtift, die 
Erziehungsanſtalt für gefährdete evangeliſche Knaben, 1921 reorganiſiert 
und unter die Leitung von Diakoniſſen geſtellt worden. Die anderen ge⸗ 
ſchloſſenen Anſtalten ſind ſtets mit dem Zeitgeiſt fortgeſchritten. Im 
übrigen beſtehen ſie noch in der früher geſchilderten Weiſe weiter. So 
dient der Beſſerung katholiſcher Knaben die Volk'ſche Erziehungsanſtalt, 
während im Marienſtift die erziehungsbedürftigen katholiſchen und im 
Auguſta⸗Viktoria⸗Stift die evangeliſchen Mädchen Aufnahme finden. Die 
beiden Waiſenhäuſer ſind ebenfalls noch in ihrer früheren Form erhalten. 

An privaten Kinderhorten beſteht heute noch der erſte in Erfurt ent⸗ 
ſtandene unter Leitung des Vereins „Erfurter Jugendhort“ weiter; ihm 
hat die Stadt ſeit 1921 einen Klaſſenraum in der Neuerbeſchule frei 
überlaſſen. 

Von den beiden unter katholiſcher Leitung ſtehenden Horten iſt der 
eine noch in der Bürgerſchule Schlöſſerſtraße 7 in frei von der Stadt zur - 
Verfügung geſtellten Räumen untergebracht, während für den zweiten ein 
wohnliches Heim in einer ehemaligen Steinbaracke des Gefangenenlagers 
am Johannesplatz 1920 geſchaffen wurde. Ihm iſt noch immer ein 
Kindergarten für die kleinen Geſchwiſter angeſchloſſen. 

Von den übrigen privaten Volkskindergärten beſtehen noch jene im 
Urſulinerkloſter, im Auguſta⸗Viktoria⸗Stift, im Mückeſtift und in der 
Pergamentergaſſe. Der Kindergarten des Spar- und Bauvereins in der 
Karlſtraße konnte im Februar 1923 geſchloſſen werden, da die beiden 
Seminarkindergärten in der nahe gelegenen Kinderpflegerinnenſchule und 
in Hortnerinnen⸗ und Kindergärtnerinnenſeminar genügend Erſatz boten. 

Im Tagsdurchſchnitt 1922/23 wurden in den Horten, Kindergärten 
und Tagesſäuglingsheimen Erfurts 1305 Kinder verſorgt, davon 72 in 
Tagesſäuglingsheimen, 381 in ſtädtiſchen und 276 in privaten Volkskin⸗ 
dergärten, 446 in ſtädtiſchen und 130 in privaten Kinderhorten. Die 1305 
Kinder entſtammen 1000 Familien. In denſelben ſorgt in 55 Fällen der 
Vater nicht für ſeine Kinder, in 75 Fällen leben die Eltern getrennt. Von 
den 1305 ſind 7 Kinder Vollwaiſe, 261 Halbwaiſe. Bei 229 iſt der Vater 
tot, bei 32 die Mutter. 114 Kinder ſind unehelichen Urſprungs. Von den 
in Betracht kommenden Familien ſind die Väter in 261 Fällen gelernte 
Arbeiter, in 166 ungelernte Arbeiter, in 101 Fällen Handwerker, in 103 
Angeſtellte, Beamte u. dergl. und in 36 ſelbſtändige Geſchäftsinhaber. Die 
Mütter der obigen Kinder ſind in 290 Fällen Fabrikarbeiterinnen, in 90 
Heimarbeiterinnen, in 119 Näherinnen, Wäſcherinnen, Plätterinnen, in 
148 Fällen ſtundenweiſe in häuslichen Dienſten und als Gartenarbeiterin⸗ 
nen tätig, in 21 Angeſtellte oder Beamtinnen und in 16 ſelbſtändige Ge⸗ 
ſchäftsinhaberinnen. In 90 Fällen ſind die Mütter ohne beſonderen Be⸗ 
ruf zu Hauſe. Urſache zur Aufnahme war dann in 57 Fällen Krankheit 
der Mutter, in 35 beſonders große Kinderzahl, in 30 beſonders enge 
Wohnverhältniſſe, in 2 Fällen ungeeignete Pflege und in 15 drohende Ver⸗ 
wahrloſung und zwar dies nur die beſonders gefährdeten. — Da die 
Pflegeſätze noch verhältnismäßig niedrig ſind, zahlen alle Kinder dieſe faſt 
pünktlich; es wird nur von 85 gemeldet, daß ſie ſäumig im Zahlen ſind. 
69 Kinder haben Freiſtellen; hierin iſt aber nicht eingerechnet, wieviel Kin⸗ 
der aus ſtädtiſchen Mitteln freies Mittageſſen oder dieſes doch zu ermäßig⸗ 
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tem Preiſe bekommen. Dieſe Zahl iſt ſehr ſchwankend, da die Kinder aller 
oa fret geſpeiſt werden, und infolgedeſſen ſtändiger Wechſel vor 
ich geht. | 

In den geſchloſſenen Anſtalten Erfurts weilen zuſammen 403 Kinder 
(211 Knaben und 192 Mädchen); davon find 50 Vollwaiſe, 135 Halbwaiſe, 
161 ſtädt. Pfleglinge, 135 werden auf Koſten der Eltern unterhalten, 109 
find von auswärts und 78 find Fürſorgezöglinge. 

Es war leider nicht möglich, eine genaue Feſtſtellung der außerhäuslich 
arbeitenden Mütter zu erhalten; doch ift aus der Zahl der verficherungs⸗ 
pflichtigen Mitglieder aller Krankenkaſſen in Erfurt erſichtlich, daß 
die arbeitende Bevölkerung und darunter beſonders die weiblichen Er⸗ 
werbstätigen in ſtarker Zunahme begriffen ſind. Es iſt allerdings zu 
berückſichtigen, daß dabei die weitaus größte Zahl von den Haustöchtern 
gebildet wird, die nun faſt ausnahmslos im Berufsleben ſtehen, gegenüber 
einem beſchränkteren Prozentſatz früherer Jahre, während die verheiratete 
Frau dank des beſſeren Verdienſtes des Mannes und durch die Demobil⸗ 
machungsverordnungen jetzt im allgemeinen weniger als früher der Arbeit 
nachgeht. Doch bei der wechſelnden Erwerbsloſigkeit verſchiebt ſich dies 
Bild fortwährend. Daneben bleibt aber ſtets ein größerer Prozentſatz 
von Witwen, Eheverlaſſenen und ledigen Müttern, die zu außerhäuslicher 
Erwerbsarbeit gezwungen find, um ſich und ihre Kinder zu ernähren. Für 
deren Kinder kommen die Horte und Kindergärten in erſter Linie in Frage, 
wenn nicht Verwandte ſie in der Erziehungsarbeit unterſtützen. 

Die privaten Anſtalten, welche durch den Opferſinn wohlhabend 
Bürger entſtanden ſind, haben zwar immer noch Freunde und Gönner, 
die ſich bemühen, für ihren Fortbeſtand Sorge zu tragen, doch iſt bei der 
ſteten Geldentwertung die Not überall gewachſen. Die geſchloſſenen An⸗ 
ſtalten bemühten ſich lange, ohne beſondere Zuſchüſſe auszukommen, indem 
ſie durch zeitige Einkäufe und entſprechende Erhöhung der Pflegeſätze 
einigermaßen ihren Etat im Gleichgewicht zu halten verſuchten. Der 
kataſtrophale Markſturz droht ſie aber nun dem Ruin zuzuführen. Die 
öffentlichen Hilfen kommen zu langſam und dann jeweils entwertet. Die 
Pflegegelder können nicht in gleichem Tempo mitſchreiten. 

Bei den halboffenen Heimen iſt die Lage ebenſo ſchwierig. Hier iſt 
der Beſuch freiwillig und von jenen, die durch Zahlung eines ange⸗ 
meſſenen Beitrages zur Deckung der Betriebskoſten und Gehälter ent⸗ 
ſprechend beitragen könnten, kommen verhältnismäßig wenige. Die 
Mehrzahl beſonders der Hortzöglinge iſt aus dürftigen Verhältniſſen. 
Die Horterziehung ſoll ſie vor Verwahrloſung hüten. Es find daher alle 
Mittel anzuwenden, um gerade jene Elemente zu regelmäßigem Beſuch 
des Heimes anzuhalten. Würde aber neben den Sätzen für die Speiſung 
noch ein hohes Erziehungsgeld erhoben, ſo blieben dieſe fern und würden 
dem Straßenbummel überantwortet, was in vielen Fällen die für Stadt 
und Staat weit koſtſpieligere Fürſorgeerziehung zur Folge haben würde. 
Um den Fortbeſtand dieſer notwendigen Heime zu ſichern, muß daher eine 
ſtarke Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln erfolgen. 

Bis jetzt war es in erſter Linie neben der Werbetätigkeit der Vereins⸗ 
vorſtände die von der Liebe zu ihren Schützlingen getragene Selbſtloſigkeit 
der Leiterinnen und deren Helferinnen, denen die Erhaltung der Anſtalten 
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zu verdanken iſt. Haben ſie doch in größter Ausdauer für eine kaum 
nennenswerte Entſchädigung jahrelang den anſtrengendſten Tagesdienſt 
ausgeübt und dabei in erfinderiſcher Sparſamkeit den Betrieb ſo geleitet, 
daß die Kinder doch dabei zu ihrem Recht kamen. Die größte Ausdauer 
von allen zeigt die Leiterin am Kinderhort Johannesplatz, Fräulein Dahl, 
ſie arbeitet ſchon ſeit neun Jahren für ein beſcheidenes Taſchengeld. Durch 
die auf Seite 172a behandelte Neuregelung der ſtädtiſchen Zuſchüſſe 
könnte nun endlich eine einigermaßen angemeſſene Vergütung aller 
Leiterinnen der privaten Anſtalten erfolgen. 


Da die Horterziehung durch vorbeugende Arbeit einen Teil der weit 
höheren Fürſorgeerziehungskoſten der Landesverwaltung erſpart, hat ſie 
wohl das größte Intereſſe an dem Fortbeſtand dieſer halboffenen Kinder⸗ 
anſtalten, und es wird ſich in abſehbarer Zeit ein Weg finden laſſen 
müſſen, damit die Landesregierung Mitträger der Koſten wird. 


Abteilung II des Jugendamtes: Die Abteilung III des 
Jugendamtes ift die Erziehungsabteilung, weshalb fie von 
einer pädagogiſch geſchulten Kraft geleitet wird. Sie hat die Tätigkeit 
der Abteilung „Fürſorgeerziehung“ des Gemeindewaiſenrats übernommen. 
Entſprechend der Umänderung, die das Fürſorgeerziehungsgeſetz von 1900 
im R. J. W. G. erfahren hat, ift das Arbeitsgebiet erweitert und umgeſtaltet 
worden. Die Richtlinien ſind in den 88 3 und 56— 76 gegeben. 


Verhütung und Beſeitigung der Verwahrloſung ſind die beiden Ziele. 
Durch wen und wie einzugreifen iſt, dafür iſt allein Art und Urſache zur 
Verwahrloſung ausſchlaggebend. 

Die Verwahrloſung kann körperlich, geiſtig oder ſeeliſch ſein, kann von 
außen bedingt ſein oder im Kind ſelbſt liegen. Bei körperlicher oder 
geiſtiger Verwahrloſung, die durch die Umgebung des Kindes verurjacht 
iſt, ergreift die Erziehungsabteilung die erforderlichen Maßnahmen, um 
das Kind in eine andere Umgebung zu bringen. Dagegen fällt der 
Abteilung II die Obſorge zu, wenn körperliche Verwahrloſung z. B. in 
Form eines Krüppelfalles entdeckt wird. Weigert ſich aber der Vater, 
die nötigen Schritte zu tun, damit das Übel ſeines Kindes behoben wird, 
ſo hat wiederum Abteilung III mit Hilfe des Gerichtes den Zwang auszu⸗ 
üben, damit dem Kind nach § 49 des R. J. W. G. Erwerbsbefähigung ge- 
geben werde. Kinder mit geiſtigen Mängeln ſind die imbezillen und 
debilen, für ſie ordnet die Schulverwaltung Überweiſung nach der Hilfs⸗ 
ſchule an. Anders liegen die Verhältniſſe bei den ſeeliſch verwahrloſten 
Kindern und Jugendlichen; für ſie iſt nur die Erziehungsabteilung zu⸗ 
ſtändig. Es ſind auch da zunächſt wider die durch ihre Umgebung ver⸗ 
dorbenen oder gefährdeten Weſen zu beachten, bei dieſen iſt zuweilen das 
ſchlechte Beiſpiel der Eltern oft ſogar deren ſyſtematiſche Anleitung zum 
Böſen ſchuld am Verderben der Kinder. Häufig ſind es fremde Verführer, 
deren Einfluß ſie ſich willenlos preisgeben. Als weiterer Faktor iſt die 
eigne fehlerhafte Veranlagung zu beachten, gegen die der Kampf ſich am 
ſchwerſten geſtaltet. Das Amt prüft die Urſachen genau und wählt die 
entſprechenden Beſſerungsmaßnahmen aus. Das nächſte iſt Beſtellung von 
Schutzaufſicht, häufig muß das Kind aber auch in eine andere Familie 
oder in eine Anſtalt gebracht werden. 
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Eine weitere Gruppe ſind die ſeeliſch kranken Kinder und hierunter 
beſonders die Pſychopathen. Nach ärztlicher Prüfung wird hier gu- 
weilen Anſtaltserziehung die einzige Löſung ſein. Die ſchlimmſten Fälle 
find aber jene, bei denen zu der pſychopathiſchen Veranlagung die 
gefährliche Umgebung hinzutritt. Hier tut ein ſchneller Eingriff 
beſonders not, wenn das Kind nicht zum Verbrecher werden ſoll. 

Ein wichtiger Fortſchritt liegt in der geſetzlichen Regelung der 
Schutzaufſicht. Es wird dadurch weit früher als durch die Fürſorge⸗ 
erziehung auf Kind und Umgebung ſo eingewirkt, daß auf dieſe Weiſe 
ſehr oft die nötige Beſſerung herbeigeführt wird, ohne daß der Offentlich⸗ 
keit große Koſten erwachſen und das Kind ſeinen Eltern genommen zu 
werden braucht. In Erfurt übt der Leiter der Abteilung III mit Hilfe der 
Bezirksfürſorgerinnen und einer Anzahl freiwilliger Helfer die Schutz⸗ 
aufſicht aus. Dieſe erſtreckt ſich augenblicklich über 500 Familien, in denen 
oft bis zu fünf Perſonen zu überwachen ſind, die ſich zum Teil an ver⸗ 
ſchiedenen Orten aufhalten. 

Auf dem Gebiet der Fürſorgeerziehung werden jetzt nicht 
nur die in Betracht kommenden Fälle geprüft und mit dem Vormund⸗ 
ſchaftgericht bearbeitet, ſondern die Abteilung 3 überwacht auch die in 
Urlaub befindlichen Zöglinge und übt die Schutzaufſicht über jene aus, die 
aus der Fürſorgeerziehung verſuchsweiſe vorzeitig entlaſſen werden. Die 
Koſtenfrage iſt wie bisher zu regeln, doch ſieht § 75 vor, daß aus dem 
pfändbaren Vermögen des Minderjährigen oder derer, die zu ſeinem 
Unterhalt verpflichtet ſind, die Pflegegelder gedeckt werden. Während 
bisher die Kinder, für welche die beantragte Fürſorgeerziehung vom Vor⸗ 
mundſchaftsgericht abgelehnt worden iſt, nur der zufälligen Beobachtung 
der Antragſteller überlaſſen waren, werden dieſe nun alle unter Schutz⸗ 
aufſicht genommen, was meiſtens zu guten Ergebniſſen führt; andernfalls 
tritt ein neues Unterſuchungsverfahren ein. | 


5. Zum Finanzierungsproblem im allgemeinen 


So manches Problem hat ſich bei der Betrachtung der verſchiedenſten 
Zweige der Kinderwohlfahrtspflege vor uns aufgetan, das im Rahmen 
dieſer Arbeit nicht erörtert werden konnte. Die Frage der Finanzierung 
ſollte in erſter Linie berückſichtigt werden. 

Um derſelben näher treten zu können, iſt daher zunächſt die Not⸗ 
wendigkeit und Nützlichkeit der heutigen Fürſorgemaßnahmen dargelegt 
worden. Während die Schilderung der Zuſtände früherer Jahrhunderte 
lehrt, wohin man ohne Fürſorge kam, zeigt das Bild der Jetztzeit, daß 
keine Einrichtung zu entbehren iſt, die dem körperlichen und geiſtigen 
Schutz und der Förderung der Erfurter Kinder dient. 

Alle Fürſorgemaßnahmen ſchaffen nicht nur hohe ideelle, ſondern auch 
bedeutende volkswirtſchaftliche Werte, die dazu berechtigen, 
die Kinderfürſorge⸗Einrichtungen als werbende Anſtalten der Stadt 
zu bezeichnen. Es bleibt nur noch die Frage zu löſen: Wer ſoll in 
Zukunft Koſtenträger aller Wohlfahrt ſein? | 

Gegenüber dem ablehnenden Verhalten der behördlichen Organe in 
früherer Zeit macht ſich von vielen Seiten das Beſtreben nach vollſtändiger 
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Kommunaliſierung geltend, um dadurch mehr Einheitlichkeit in die ganze 
Arbeit zu bringen und wirklich Umfaſſendes leiſten zu können. 

So viele Vorteile in dieſer Art der Bearbeitung aller Wohlfahrtsein⸗ 
richtungen liegen mögen, ſo iſt doch vor einer Schematiſierung zu warnen. 
Gerade im edlen Wettſtreit der freien Kräfte verſchiedenſter Richtungen 
werden die ſchönſten Ideen geboren und die einzelnen Unternehmungen 
am meiſten gefördert. 


Auch vom finanziellen Standpunkt aus wäre es unklug, wenn man 
gerade jetzt die ehrenamtliche Tätigkeit ausſchalten wollte, die der Stadt 
und dem Staat große Summen erſpart hat und noch zu erſparen vermag. 
Wäre es aus dieſem Grunde klüger, wieder wie in früheren Jahrzehnten 
und Jahrhunderten der freien Liebestätigkeit die Sorge für den Nächſten 
allein zu überlaſſen? Dies iſt aus zweifachem Grunde nicht möglich: die 
umfangreiche Fürſorgearbeit, die die heutigen Zeitverhältniſſe erfordern, 
kann von Vereinen allein nicht bewältigt werden; ferner ift durch die 

Umſchichtung der Geſellſchaftsklaſſen die Gebefähigkeit der alten Träger 
der Wohlfahrt erlahmt, während ſich die neuen Reichen noch nicht auf 
ihre ſozialen Aufgaben eingeſtellt haben. 

Es können daher nur durch ein Zuſammenwirken von Behörden und 
Vereinen die Aufgaben der Kinderwohlfahrtspflege in befriedigender 
Weiſe gelöſt werden. Pflicht der Behörden ift es, jene Organiſationen, 
die die Pionierarbeit geleiſtet und der Offentlichkeit Wege gewieſen haben, 
durch erhebliche Zuſchüſſe zur Weiterarbeit zu befähigen, denn jede von 
privater Seite unterhaltene Anſtalt erſpart der Stadt namhafte Summen, 
ſelbſt dann, wenn die Beſtrebungen der Spitzenverbände erfüllt werden 
und die Städte Räume, Licht, Heizung und Gehälter bereit ſtellen. 


Dr. Polligkeit berichtet im Nachrichtendienſt des Deutſchen Vereins 
für öffentliche und private Fürſorge über die Sanierungsverſuche Berlins 
und Frankfurts a. M. für Hebung der wirtſchaftlichen Lage ihrer privaten 
Kinderanſtalten.) Es find Entwürfe, deren Nachahmung ſchon in vielen 
Städten erfolgt iſt. Das wichtigſte iſt, den privaten Anſtalten Kräfte zu 
erhalten, die der verantwortungsvollen Arbeit gewachſen find. Dieſem 
Zweck dient ein der Teuerung entſprechendes Gehalt für die Angeſtellten. 
das durch die öffentlichen Körperſchaften bereit zu ſtellen iſt. 


Die Stadt Blankenburg hat ſeit kurzem für den Kindergarten der 
Fröbelſtiftung als Zuſchuß den jeweiligen vollen Gehalt einer techniſchen 
Lehrerin bewilligt. Hiervon erhält die Leiterin 80 Prozent, während 
20 Prozent für eine Hilfskraft bereit gehalten werden. 

Erfurt iſt mit den Haushaltsberatungen 1923 nun auch dem Berliner 
Muſter gefolgt und hat als Zuſchuß für alle privaten Kindergärten und 
Horte den Gehalt für deren Leiterinnen und Angeſtellte übernommen mit 
Wirkung vom 1. April 1923. Dieſelben werden je nach ihre Ausbildung 
in die entſprechenden Gehaltsgruppen eingereiht, doch werden von deren 
Beträgen nur 60 Prozent gezahlt. Danach kommen die voll ausgebildeten 


1) Heft 33 vom Januar 1923, Frankfurt a. M., Stiftsgaſſe 30. 
2) Reichsgeſetzblatt von 1923 Nr. 59, S. 494. 
8) Soziale Praxis 1923, I. Nr. 44, S. 960. 
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Hortnerinnen nach Gehaltsgruppe 5 und die r nach 
Gruppe 3 und nach zehnjährigem Dienſt nach Gruppe 4. 


Die neuen Steuergeſetze, welche den Städten die wertvollſten Ein⸗ 
nahmen entzogen haben, die nun direkt in die Reichskaſſen fließen, be⸗ 
dingen aber auch hier einen Laſtenäusgleich. Die Städte können die 
Pflichten den Vereinen und Anſtalten gegenüber nicht mehr ſo erfüllen, 
wie es nötig wäre. Das Finanzausgleichsgeſetz vom 23. Juni 
19232 will deshalb auf dieſem Gebiete Hilfe ſchaffen und hat fic) im § 61 
bereit erklärt, die Anſtalten und Einrichtungen, die Aufgaben der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrtspflege erfüllen, mit Reichsmitteln zu unterſtützen, die 
Zukunft muß zeigen, wie die Auswirkung dieſes Geſetzes erfolgt, nachdem 
wertbeſtändige Zahlungsmittel wieder geſchaffen find. 


Die große Finanznot vom Reich, von Ländern und Gemeinden laſſen 
die Befürchtung wach werden, daß das R. J. W. G. noch nicht zum 
1. April 1924 in Kraft tritt.?” Die Deutſche Zentrale für freie 
Jugendwohlfahrt dringt jedoch ſehr darauf, daß es trotz aller 
Finanznöte geſchehe und ſchlägt in einer Eingabe vom 22. Oktober 1923 
der Regierung vor, für eine beſtimmte Übergangszeit nur die Paragraphen 
einzuſchränken, die beſonders hohe Koſten auferlegen, jo § 3 und Ab⸗ 
ſchnitt V 88 49—55. Die hierin geforderte Fürſorge für hilfsbedürftige 
Minderjährige ſei dann im Rahmen der allgemeinen Fürſorge zu leiſten. 

Ferner feien einzuſchränken die Pofitionen 5, 6, 7 und 8 des § 3, 
worin Mitwirkung bei der Jugendgerichtshilfe, der Beaufſichtigung 
arbeitender Jugendlicher, der polizeilichen Jugendhilfe und der Fürſorge 
für Kriegerkinder gefordert wird. 


Weiterhin ſolle die rein organiſierende Arbeit der Landesjugendämter 
nach § 13, Poſition 1, 2, 3, 7 noch unterbleiben und die Funktionen der 
Landesjugendämter ſeien einſtweilen durch die Landesregierungen oder in 
Preußen durch die provinziellen Selbſtverwaltungskörper zu übernehmen. 


„Die Jugendämter ſollen beſonders angewieſen werden, von der in 
den 88 6, 11, 29, 47 und 60 gegebenen Möglichkeit der weitgehenden 
Heranziehung der bewährten privaten Wohlfahrtsorganiſationen zu ihrer 
finanziellen Entlaſtung umfaſſenden Gebrauch zu machen“. 


Mehr als in früheren Jahren ſind die Eltern ſelbſt zur Tragung der 
Koſten für die Pflege ihrer Kinder heranzuziehen, denn in jeder Weiſe 
wird durch die tarifierten Löhne, durch Erwerbsloſen⸗ und ſonſtige Unter⸗ 
ſtützung danach geſtrebt, jedem das Exiſtenzminimum zu ſichern, das in 
keinem Vergleich mit den früheren Lebensbedingungen ſteht. Bei den 
wechſelnden Lohnſätzen richten ſich die Tagespflegeſätze nach dem Arbeits⸗ 
ſtundenlohn von Vater oder Mutter. Auch bietet die Bemeſſungstabelle 
für Elternbeiträge, aufgeſtellt für die Einrichtungen des Vereins „Jugend⸗ 
heim e. V.“ Charlottenburg? einen guten Anhalt zu gerechter Verteilung 
der Laſten entſprechend den Verhältniſſen des Einzelnen. Zur Gewinnung 
der richtigen Unterlagen kann die Mitteilung an die Eltern dienen: 
auch fich. falſche Angaben ziehen den Ausſchluß aus der Fürſorge 


4) Monatsſchrift für Schulkinderpflege 1922, Heft 4/5, S. 65. 
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Den geſchloſſenen Anſtalten gab der Lehrgang, veranſtaltet im April 
1923 am Provinzial⸗Wohlfahrtsamt in Magdeburg, wertvolle Anregung, 
wie ſie ſichſelbſthelfen könnten, um ihre Einnahmen mit den Aus⸗ 
gaben in Einklang zu bringen. Staatszuſchüſſe, ſie mögen noch ſo hoch 
ſein, können hier nicht nachhaltige Hilfe bringen. Es iſt eine Herauf⸗ 
ſetzung der Pflegeſätze notwendig in der Weiſe, daß alle Unkoſten in die⸗ 
ſelben eingerechnet werden. Das Wichtigſte iſt daher eine genaue Buch⸗ 
ührung, die für jeden Einzelbetrieb ein geſondertes Konto erfordert. So 

nd z. B. dort, wo landwirtſchaftlicher Betrieb, eigene Bäckerei uſw. mit 
einer Anſtalt verbunden ſind, die Lieferungen an die Küche hier als Ein⸗ 
nahmen und dort gleichzeitig als Ausgaben zu verbuchen. Nur ſo laſſen 
ſich die Unkoſten und damit die richtigen Pflegeſätze feſtſtellen. Auch iſt 
es auf dieſe Weiſe möglich, bald zu ermitteln, welcher Nebenbetrieb 
rationell iſt oder als unwirtſchaftlich aufgegeben werden muß. Die ge⸗ 
werblichen Nebenbetriebe haben ſich bei den unerſchwinglichen Material- 
koſten und Löhnen für die führenden Handwerksmeiſter als unrentabel 
erwieſen und müſſen eingeſtellt werden. 

Eine wertvolle Hilfe für halboffene und geſchloſſene Anſtalten ſind 
jene wackeren Burſchen und Mädchen, die nun in dankbarer Aner⸗ 
kennung deſſen, was ihnen in der Kinderzeit geboten wurde, ihren ehe⸗ 
maligen Erziehern in den Feierſtunden hilfreiche Hand bieten. Die weitere 
Fühlungnahme mit den alten Zöglingen nach der Schulentlaſſung iſt ſomit 
für das Heim ſelbſt recht nützlich, weit mehr aber dient fie den Jugend- 
lichen, die in den gefährlichſten Jahren ſo einen Halt finden, ohne den, 
wie zahlreiche Beiſpiele ergeben, bei den meiſten alles verloren iſt, was 
bis zum 14. Jahre mit ſo vieler Mühe erarbeitet wurde, denn das Gleich⸗ 
nis vom Sämann bewahrheitet fih gerade bei der Jugend am deutlichſten. 
Viele Körner fallen auf ſteinigen Boden oder werden beim Aufgehen 
durch Unkraut erſtickt, nur wenige fallen auf guten Boden und bringen 
reiche Früchte. Sind dieſe auch nur in der Minderheit, ſo bleiben ſie 
doch der Anſporn zu rührigem Schaffen, um bei den anderen das 
erſtickende Unkraut ſo weit als möglich zu vermindern. 


Druck von W. W. (Ed.) Klambt, G. m. b. H. & Co., Neurode in Schleſien. 
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Die Verantwortung für die einzelnen Beiträge dieſer Zeitſchrift tragen die Verfaſſer 

ſelber. — Alle Zuſchriften, die die Schriftleitung betreffen, ſind zu richten an Dr. Hermann 

Mudermann, Bonn a. Rh., Hofgartenſtraße 9. — Da in jedem Heft wie im vorliegenden 

ein Grundgedanke durchgefuhrt werden ſoll, wird dringend gebeten, keine Handſchriften 
einzuſenden, die nicht eigens verlangt wurden. 


Jugendrecht, Jugendſchutz und Jugendwohlfahrt 
in der deutſchen Geſetzgebung. 
Von Geh. Reg. Rat Profeffor Dr. Martin Faßbender, Berlin. 


Die Pflicht des Staates zum Erlaß einer den Jugendbelangen dienlichen 
Geſetzgebung ergibt ſich unmittelbar aus dem Zweck des Staates. Den 
letzteren wird man auch heute noch in Übereinſtimmung mit der Lehre des 
Ariſtoteles im Gemeinwohl finden müſſen. Das iſt auch die Anſicht des 
Aquinaten, daß als das die Staatsgewalt und das Staatsleben beherr⸗ 
ſchende Prinzip das Gemeinwohl angeſehen werden muß, von dem allein 
die Staatsgewalt verpflichtende Kraft, Richtung und Umfang erhält. Daß 
das Gemeinwohl aber Jugendſchutz erfordert, kann wohl niemand ernſt⸗ 
haft in Zweifel ziehen. Zu demſelben Schluß kommen wir, wenn wir die 
andere Lehre des Stagiriten ins Auge faſſen, der zufolge die Aufgabe des 
Staates in „der Ausrüſtung aller Bürger mit den zum glücklichen und 
tugendhaften Leben erforderlichen Mitteln beſteht,“ was nichts anderes 
bedeuten kann, als daß der Staat dort einzutreten hat, wo die Einzel⸗ 
tätigkeit zur Begründung des öffentlichen Wohles nicht ausreicht.“ 


Geſetzgeberiſche Maßnahmen für das Wohl der Jugend werden jedoch 
ihr Ziel verfehlen, wenn nicht alle Kreiſe der Bevölkerung zu ver⸗ 
ſtändiger Mitarbeit und Mitwirkung herangezogen werden. Sehr richtig 
ſtellt Anton Heinen in ſeinem ſchönen Buche „Jugendpflege als organi⸗ 
ſches Glied der Volkspflege“ an die Spitze die Forderung: „Erſt wenn 
die Jugendpflege im eigentlichen Sinne Volksſache wird, dürfen wir uns 
durchgreifende Erfolge von ihr verſprechen.“ Das gilt auch von dem Ge⸗ 
ſamtgebiete des Jugendſchutzes. Es bedarf als Vorausſetzung für rechte 
Mitwirkung des Volkes indeſſen einer ſcharfen Herausarbeitung der Ein⸗ 
zelideen, die im Begriff des Jugendſchutzes enthalten ſind. Man muß 
ferner unterſcheiden zwiſchen dem Erfaſſen des allgemeinen Ge⸗ 
dankens einer ſozialethiſchen Forderung und dem Ein hämmern 
aller aus dem allgemeinen Gedanken ableitbaren Forderun⸗ 
gen in das Volksbewußtſein und der Weckung und Schärfung 
der Gewiſſen im Sinne dieſer Einzelforderungen. So genügt es nie⸗ 
mals, geſetzliche Beſtimmungen zu treffen, wenn ein voller Erfolg und die 
Erreichung der durch letztere erſtrebten Ziele nur durch perſönliche Mit⸗ 
arbeit geeigneter Kräfte gewährleiſtet wird. Das gilt ganz beſonders von 
jeder Jugendſchutz⸗ und Jugendwohlfahrtsgeſetzgebung, für deren Wirk⸗ 
ſamkeit die Schärfung des Volksgewiſſens in der Richtung 
der Aufweiſung einer Pflicht zur Mitarbeit auf Grund klarer Erkenntniſſe 


— RE 


6 Tiſchleder, „Uriprung und Träger der Staatsgewalt“ nach den Lehren des 
h. Thomas und ſeiner Schule. (Volksvereinsverlag in M.⸗Gladbach.) — Cathrein 
Moralphiloſophie. (Herder in Freiburg.) 


2 Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 


Selen ee tut, unabweisbare und dringende Notwen⸗ 
igkeit iſt. | 8 

In der Erkenntnis deſſen, was wir der Jugend ſchuldig ſind, hat zwei⸗ 
fellos das Chriſtentum einen ſegensreichen Wandel gebracht.). Wie man 
den armen Bürgern in Griechenland nur im Intereſſe des Staates, deſſen 
Glieder fie find, Unterſtützung gewährt und ihr Elend als ſol ches keinen 
Grund zur Hilfeleiſtung abgibt, ſo billigt man im heidniſchen Altertum 
auch die Tötung krüppelhafter Kinder, weil ſie für den Staat keinen Nutzen 
gewähren. Dadurch ſetzt ſich bei dem unbemittelten Teil der Bevölkerung 
allmählich die Anſchauung feſt, daß ſie am beſten auf das Aufziehen von 
Kindern verzichten, um ſie nicht dem größten Übel der Menſchheit, nämlich 
hilfloſer Armut, auszuliefern, da bei der allgemeinen Einſtellung der 
Menſchen zum Armen, der als | o I d er niemals Hilfe erwarten darf, ein 
früher Tod nur das größte Glück bedeuten kann. Der Nationalökonom 
Roſcher ſagt in ſeinem „Syſtem der Armenpflege und Armenpolitik“, daß 
im Altertum für Findlinge hier und da geſorgt worden ſei, aber mit großer 
Härte. Die beim Delphiſchen Tempel Aufgenommenen ſeien zu Tempel⸗ 
ſklaven beſtimmt geweſen und in Böotien, wo die ſonſt beinahe überall 
geſtattete Kindesausſetzung verboten, ſeien arme Kinder dem Staate über⸗ 
geben und von dieſem ausgeboten worden: der Mindeſtfordernde behielt 
ſie als Sklaven. Roſcher fährt dann fort: „In Rom wurden die bei der 
columna lactaria Ausgeſetzten auf Staatskoſten erzogen, ſehr viele aber 
ſpäter als Sklaven verkauft, zur Proſtitution genötigt, zum Betteln ver⸗ 
ſtümmelt.“ Eine entſetzliche Schilderung, die allerdings nicht dem heid⸗ 
niſchen Altertum von Rom und Griechenland entſtammt, gibt Roſcher 
vom Kinderelend in Peking, wo von ſtaatswegen jeden Morgen ein 
Ochſenkarren vor Sonnenaufgang durch die Stadt gefahren wurde, um 
die Findlinge aufzunehmen. Durch Schläge an eine Metallplatte wurden 
die Eltern erinnert, daß der Wagen komme und es wurden gleichermaßen 
tote und lebende Kinder in roheſter Weiſe durch- und übereinander ge- 
worfen, daß nur wenige am Leben blieben. Selbſt ein in der Erkenntnis 
des „Seienden“ ſo wunderbaren Scharfſinnn bekundender Philoſoph, wie 
Ariſtoteles verſagt in der Erfaſſung des Ethiſchen als des „Sein ſollenden“ 
gegenüber den Armen und den Kindern völlig. Gewiß finden wir bei 
Cicero den Ausſpruch: „Nichts iſt ſo beliebt als Güte, keine Tugend 
bewundernswerter als Barmherzigkeit; durch nichts kommen die Menſchen 
den Göttern ſo nahe, als daß ſie für andere ſorgen“, ja bei den Philo⸗ 
ſophen der ſpätern Zeit, beſonders bei den Stoikern, treten Wendungen 
über Menſchenliebe hervor, die man als von hohem Edelmut getragen 
bezeichnen kann; aber die wiſſenſchaftliche Unterſuchung iſt noch nicht 
abgeſchloſſen, ob das Verdienſt an dieſen höhern Anſchauungen nicht dem 
Chriſtentum zukommt. Man wird der Wahrheit ziemlich nahe kommen, 
wenn man mit Lieſe (Geſchichte der Caritas) im Anſchluß an Paul Jauet's 
Ausführungen (Histoire de la science politique dans ses rapports 
avec la morale) den Einfluß des Chriſtentums folgendermaßen beſtimmt: 
„Wenn man auch ſagen kann, daß die alte Philoſophie zu Grundſätzen 

2) Vergl. Schreiber „Mutter und Kind in der Kultur der Kirche“ in dem 


Sammelwerk Faßbender's „Des deutſchen Volkes Wille zum Leben“ und die 
erweiterte Sonderausgabe dieſer Abhandlung (Verlag von Herder in Freiburg). 
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kam, die nicht weit von chriſtlichen abſtehen, ſo wäre es doch falſch zu 
behaupten, daß das Chriſtentum nichts Neues gebracht habe, daß der ſitt⸗ 
liche Fortſchritt ſich auch ohne ſein Dazwiſchentreten vollzogen haben 
würde. Die Bedeutung einer Lehre bemißt ſich nicht allein nach der 
Ausdrucksweiſe — es kommt auf den Geiſt und die Tat an. Lies einen 
Brief Seneca's, eine Abhandlung Epiktet's oder eine Seite aus Mark 
Aurel's Schriften: gewiß, hochſtehende und vornehme ſittliche Lehren. 
Aber lies dann die Bergpredigt: nichts kommt ihr gleich. Und nur Chriſti 
Lehre drang wirklich durch und bezwang die Herzen, während die Lehren 
der Philoſophen Sonderſpeiſen der Gebildeten blieben.“ 

In der Tat vergeſſen auch die heutigen Kreiſe außerhalb des Chriſten⸗ 
tums zu leicht, daß ſie alle, mögen ſie wollen oder nicht wollen, eine Luft 
atmen, die von chriſtlichen Ideen ganz erfüllt iſt, daß ſie ſich dieſen Ein⸗ 
flüſſen trotz allen Sträubens nicht zu entziehen vermögen und daß ſo ihre 
beſten Gedanken vielfach nur chriſtliches Erbgut darſtellen. Mit dem 
Kindesſchutz iſt es ähnlich beſtellt, wie mit der Völkerverſöhnung. Beide 
beruhen auf dem Gedanken der chriſtlichen Nächſtenliebe. Aber es iſt ein 
trauriger Beweis für den Stumpffinn und die Selbſtſucht eines großen 
Teiles der Menſchheit, daß die herrlichen Lehren des Chriſtentums noch 
keinen durchgreifendern Erfolg erzielt haben. Es wirkt wahrhaft erſchüt⸗ 
ternd, wenn man lieſt, was der ausgezeichnete Kenner Englands und 
engliſcher Zuſtände Profeſſor Dr. Dibelius über das Kinderelend noch 
aus der Zeit um das Jahr 1830 ſchreibt: „Herdenweiſe und oft zerlumpt 
und verhungert werden die Armſten, um die keine Eltern und Vormünder 
ſich kümmern, dem Fabrikanten zugetrieben. Bei den Maſſen kommt es 
auf Qualität nicht immer an: nach einem Vertrage zwiſchen einem In⸗ 
duſtriellen von Lancaſhire und einer Londoner Gemeinde durfte auf je 
zwanzig geſunde Kinder auch ein Idiot geliefert werden. Und welch' ein 
Los erwartet die Armſten! Gewiß mochte hier und da ein menſchen⸗ 
freundlicher Mann ihnen den Vater zu erſetzen ſuchen. Aber die meiſten 
unter ihnen waren doch wehrlos den Grauſamkeiten der Aufſeher preis⸗ 
gegeben. Robert Blincoe, einer dieſer Elenden, erzählt von kaum auszu⸗ 
denkenden viehiſchen Brutalitäten gegen dieſe armen Kinder: wie ihnen 
zur Strafe die Zähne angefeilt wurden, wie ſie, beide Hände und ein Bein 
auf dem Rücken zuſammengebunden, durch den Saal humpeln mußten, 
wie er und ſeine Leidensgenoſſen mit den Schweinen um deren Futter zu 
kämpfen pflegten, wie bei dem plötzlichen Tode eines Jungen ſeine Ge⸗ 
noſſen ſich ſofort gierig um das Mittageſſen prügeln, das jener auf Erden 
zurückgelaſſen hat. Die Arbeitszeit iſt überall, auch in den angeblich 
guten Fabriken, unerhört lang. Kinder von 6—7 Jahren müſſen 12, ja 
16 Stunden arbeiten. Auch 15 und 16 Stunden ſind eine keineswegs 
feltene Zeitnorm. Wir kennen Fälle, wo ein zehnjähriger Knabe von 
fünf Uhr morgens bis elf Uhr abends, alſo 18 Stunden beſchäftigt war. 
Gewiß iſt die Arbeit nicht ſchwer. Ein Statiſtiker hat berechnet, daß das 
Kind während drei Viertel jeder einzelnen Minute nichts zu tun hat. Aber 
es muß dauernd zwiſchen den Spinnrahmen hin und her gehen und der 
Weg, der auf dieſe Weiſe in Hitze, Lärm und ſchlechter Atmoſphäre täglich 
zurückzulegen iſt, wird 1832 in Mancheſter auf 32, in Bolton⸗lemoors auf 
40 Kilometer berechnet, wozu noch vielleicht 10 Kilometer für den Hin⸗ 
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und Herweg zwiſchen Haus und Fabrik kommen. Mögen dies auch 
extreme Fälle fein, daß der Wuffeher einen ſchweren Kampf gegen die allge⸗ 
meine Müdigkeit der Kinder führt, daß ſie über der Arbeit einſchlafen 
und auch durch Schläge und kalte Sturzbäder nicht dauernd wachzuhalten 
ſind, wird überall bezeugt. Am Abend fallen ſie totmüde ins Bett, viel 
zu erſchöpft, um noch etwas eſſen zu können. Zur Hauptmahlzeit wird 
in der Fabrik, wenn es gut geht, eine Pauſe von 40 Minuten bewilligt. 
Aber das Eſſen muß in den Arbeitsſälen in einer Temperatur von 17—20 
Grad R. eingenommen werden. Alle Speiſen ſind gewöhnlich auch von einer 
dicken Staubſchicht bedeckt. Oft genug müſſen während der Mittagpauſe 
noch die Maſchinen gereinigt werden und des Sonntags ſcheint es Regel 
geweſen zu fein, daß ein Teil der Kinder zu dieſem Zweck von 6—12 Uhr 
Vormittags arbeiten mußte. Furchtbar ſind die Wirkungen dieſer Fabrik⸗ 
jflaveret auf die Geſundheit der Kinder. Lungenkrankheiten, Skrofeln, 
Verkrümmungen der Beine und des Rückgrades herrſchen überall. Solche 
erſchütternde Berichte ſind die Regel. Die überaus lange Arbeitszeit iſt 
aber noch nicht einmal das Schlimmſte. Überall wird geklagt über die 
grauenhafte Gemeinheit der Unterhaltung in der Fabrik und die Unſitt⸗ 
lichkeiten, die in der Nacht auf dem Heimwege vorkommen. Uneheliche 
Mütter von 16 und 17 Jahren ſind etwas ganz Gewöhnliches. Selten 
oder nie wird den Kindern die Wohltat eines geregelten Schulunter⸗ 
richtes zu teil. Gehen ſie zur Sonntagsſchule, ſo ſchlafen ſie ein und der 
verſtändnisvolle Lehrer getraut ſich nicht, ſie zu wecken. Von der Kirche 
iſt der jugendliche Arbeiter ausgeſchloſſen, denn in ſeinen ſchlechten Klei⸗ 
dern traut er ſich nicht hinein und was der Pfarrer ſagt, verſteht ſein 
ungeſchulter Verſtand nicht. Zu kindlichem Spiel hat er nie im Leben 
Zeit gehabt. Das Arbeitermädchen hat nie nähen oder kochen gelernt. 
Wer etwas auf fih hält, heiratet keine „Fabrikpuppe“ und nimmt fie auch 
nicht als Dienſtmädchen, denn ſie kann ja nichts. Wenn ſie kleine Kinder 
beruhigen ſoll, gibt ſie ihnen Alkohol oder ein Opiumpräparat. Alle dieſe 
Menſchen ſind der Fabrik verfallen mit Leib und Seele, haben nichts ge⸗ 
lernt und ſind zu nichts zu gebrauchen, als zu den paar Handgriffen, die 
man ihnen mechaniſch eingedrillt hat und für die es nur eine Verwendung 
in der Fabrik gibt. Es iſt eine Sklaverei, genau wie die der Neger in 
Weſtindien — nur mit dem Unterſchiede, daß dem ſchwarzen Sklaven 
wenigſtens ein Exiſtenzminimum im Alter geſichert iſt, während der weiße 
Hörige auch dies verliert.“ 

In dieſer Schilderung der Mißſtände im engliſchen Fabrikleben finden 
ſich bereits die Kernpunkte angedeutet, auf welche jede Jugendgeſetzgebung 
vornehmlich ihr Augenmerk richten muß. Auch für Deutſchland wurde 
in einer Schrift der Hamburger Medizinalbehörde vom Jahre 1897 darauf 
hingewieſen, daß die Kinderarbeit in vielen Fällen ſich deshalb ſo beſon⸗ 
ders gefährlich erweiſe, weil ſie ſich „gehetzt“ vollziehe z. B. mit raſchem 
Treppenlaufen beim Austragen von Zeitungen und Semmeln, oft mit 
nüchternem Magen und während der für den Schlaf dringend erforder⸗ 
lichen Zeit, ſo daß die Kinder abgeſpannt und müde in die Schule kom⸗ 
men. Auch würden ſehr häufig einzelne Körperorgane beſonders ange⸗ 
ſtrengt, wodurch eine harmoniſche Körperentwicklung hintangehalten werde. 
Gleichmäßig ſchädlich erweiſe ſich, wenn die Kinder in ſchlecht gelüfteten 
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Räumen oder im Freien bei naßkalter Witterung ihre Arbeiten ver⸗ 
richten müßten, ohne ſpäter warme Wohnung und trockene Kleider zum 
Wechſeln finden zu können. Natürlich kommt in der Hamburger Denk⸗ 
ſchrift auch die moraliſche Gefahr ſo mancher Kinderarbeit klar zum Aus⸗ 
druck. — Iſt es uns Heutigen aber wirklich Ernſt mit der Erſtrebung 
wahrer Jugendwohlfahrt, dann müſſen wir vor allem uns auch darüber 
klar werden, daß es ſich nicht handeln kann um den Schutz in einer ganz 
beſtimmten Spanne Zeit und um Hilfe und Fürſorge für einige Jahre, 
ſondern wir müſſen bedenken, daß das Leben, das geiſtige und ſittliche, 
wie auch das körperliche organiſches Wachstum darſtellt. „In ſeinem 15. 
Lebensjahre hat das Menſchenkind ſchon eine Reihe von Entwicklungs⸗ 
ſtufen durchlaufen, die wir als Tatſache hinnehmen müſſen und nicht un⸗ 
geſchehen machen können. Es haben ſchon andere Faktoren ſich geltend 
gemacht, die einen tief einſchneidenden Einfluß auf die Entwicklung des 
jungen Menſchen in günſtigem oder ungünſtigem Sinne ausgeübt haben. 
Dieſe Einflüſſe haben geſtaltend auf Seele, Denkart, Triebleben und Wol⸗ 
len eingewirkt. Wir müſſen dann die heranwachſenden Menſchenkinder 
ſo nehmen, wie ſie ſind, können ſie nicht von heute auf morgen anders 
orientieren, nicht ihr Wachstum mit Gewalt in die entgegengeſetzte Bahn 
zwingen. Was im erſten Lebensalter verfehlt worden iſt, was an ver⸗ 
kehrten Neigungen und Triebkräften geweckt und großgewachſen, geht 
möglicherweiſe das ganze Leben aus dem Menſchen nicht mehr heraus 
und was umgekehrt an guten Anlagen gepflegt, bildet für die ſpätere 
Pflege die beſte und zuverläſſigſte Vorausſetzung.“ (Heinen). Zwei⸗ 
fellos bildet die ganze Jugendzeit, von der Geburt bis zum Abſchluß der 
Reife, ein zuſammenhängendes, organiſch ſich entwickelndes Ganze. Wollen 
wir alſo von Jugendſchutz⸗ und Jugendwohlfahrt⸗Geſetzgebung ſprechen, 
dann werden wir nur ein Urteil über den Charakter ſolcher Geſetzgebung 
abgeben können, wenn wir wiſſen, ob dieſelbe alle Abſchnitte der Jugend- 
zeit berückſichtigt und nach welchen Richtungen der jugendlichen Ent⸗ 
wicklung ſie beſtimmend einzuwirken beabſichtigt oder geeignet iſt. Dieſe 
Würdigung kann aber nur erfolgen, nachdem wir uns die Begriffe 
„Wohlfahrt“ und „Jugendwohlfahrtpflege“ klar gemacht haben. W o h lz 
fahrt iſt aber ein dem angeborenen Glücksſtreben des Menſchen in der 
Richtung ſeeliſcher Zufriedenheit und leiblichen Wohlbehagens Rechnung 
tragender Zuſtand. Jugendwohlfahrtpflege iſt die Geſamt⸗ 
heit der die Sicherung günſtiger Entwicklung der Jugend in leiblich⸗ 
geſundheitlicher, ſeeliſch⸗intellektueller, religiös⸗ 
ſittlicher und wirtſchaftlich-geſellſchaftlicher Be 
ziehung gewährleiſtenden Maßnahmen und Einrichtungen. Die Maß⸗ 
nahmen müſſen die Abwendung von Gefahren einerſeits und die unmittel⸗ 
bare Beſſerung der Verhältniſſe andererſeits in das Auge faſſen, teils hei⸗ 
lend, teils vorbeugend wirken und ſich ebenſo auf Unterweiſung und Be⸗ 
lehrung des Verſtandes, wie auch Erziehung und Gewöhnung des Willens 
erſtrecken, Anleitung zur Benutzung ſchon beſtehender Einrichtungen 
geben ſowie die Schaffung neuer planmäßig geordneter und dauernder 
Veranſtaltungen in Angriff nehmen. 


* * 
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Suchen wir nun einen Überblick über die rechtlichen Beſtimmungen zu 
gewinnen, die gegenwärtig in Deutſchland für Jugendrecht Geltung 
haben, jowie Jugendwohlfahrt und Jugendſchutz zu De- 
gründen beſtimmt find, jo müſſen wir ausgehen von den Rechtsgrundſätzen, 
die ſich mit den Lebensverhältniſſen der einzelnen. Menſchen befaſſend das 
„bürgerliche Recht“ ausmachen und von jenen Beſtimmungen, die ſich mit 
den Rechten und Pflichten des Staates und der einzelnen Bürger im Ver⸗ 
hältnis zum Staate befaſſend das „öffentliche Recht“ darſtellen. Das alte 
germaniſche Recht gab ähnlich, wie das römiſche, wenn auch in etwas abge⸗ 
ſchwächter Form, dem Vater unbeſchränkte Gewalt über die Kinder, indem 
ihm die Ausſetzung, Tötung und in Notlage auch der Verkauf derſelben ge⸗ 
ſtattet war. Im Falle des Todes trat an die Stelle des Vaters als Vor⸗ 
mund ein von der Verwandtſchaft beſtimmtes Mitglied der letzteren, wäh- 
rend die Kinder der Sklaven als reine Sache behandelt wurden, mit denen 
der Beſitzer der Sklaven, wie mit dieſen ſelbſt, machen konnte, was er 
wollte. Erſt unter dem Einfluß des Chriſtentums trat eine Beſchränkung 
auf Erziehungs⸗ und Züchtigungsrecht ein. Nach dem heutigen, auf dem 


bürgerlichen Geſetzbuch vom 18. Auguſt 1896 


gründenden, für Deutſchland geltenden Recht kommen für Rechts⸗, Vertrags⸗ 
und Geſchäftsfähigkeit folgende Beſtimmungen in betracht: die Rechts ⸗ 
fähigkeit des Menſchen, d. h. die Fähigkeit, Rechte und Pflichten zu 
haben, beginnt mit der Vollendung der Geburt. (§ 1 BGB). Aber auch 
vor der Geburt ift der werdende Menſch nicht rechtlos.“) Das keimende 
Leben wird durch das Verbot der künſtlichen Abtreibung und die An⸗ 
drohung darauf geſetzter ſchwerer Strafen (Zuchthaus oder Todesſtrafe) 
vor der Vernichtung bewahrt und die Leibesfrucht erhält zur Wahrung 
ihrer künftigen Rechte, ſoweit dieſe einer Fürſorge bedürfen, vor allem 
zur Geltendmachung der Unterhaltungsanſprüche gegen den unehelichen 
Vater, einen Pfleger (§ 1912 BGB und §§ 218 u. 219 StGB). Die volf- 
ſtändige Rechtsſtellung des Erwachſenen erlangt der Jugendliche erſt mit 
der Mündigkeit oder Volljährigkeit, die mit der Vollendung des einund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahres eintritt (§ 2 BGB). Ausnahmsweiſe kann 
durch einen Beſchluß des Vormundſchaftsgerichtes die Volljährigkeits⸗ 
erklärung und die Zubilligung der rechtlichen Stellung eines Volljährigen 
nach Vollendung des 18. Lebensjahres zum Beſten des Minderjährigen 
mit deſſen Einwilligung erfolgen (§ 3—5 BGB). Willenserklärungen 


*) Uber die Frage des keimenden Lebens handeln: Ahlfeld „Nasciturus“ 
(Leipzig 1906), van Calker „Frauenheilkunde und Strafrecht“ (Straßburg 1908), 
Plazcek „Künſtliche Fehlgeburt“ (Leipzig 1918), Krohne „Frage der Zuläſſigkeit 
der Unterbrechung der Schwangerſchaft“ in Veröffentlichungen aus dem Gebiete 
der Medizinalverwaltung Bd. V Heft 8 (Schoetz⸗Berlin), Puppe „Psychologie und 
Prophylaxe des Kindesmordes“ in Deutſchen mediziniſchen Wochenſchrift 1917, 
Winter „Einſchränkung des künſtlichen Abortes“ im Zentralblatt für Gynäkologie 
Jahrg. 1917, Grotjahn⸗Radbruch „Abtreibung der Leibesfrucht“ (Berlin 1921), 
Frank „Schutzengel oder Würgengel?“ (Köln 1921), Muckermann „Um das Leben 
der Ungebornen (Berlin 1920), Stockums „Das Lebensrecht der Ungebornen 
(Bochum 1921), Hoppe „Sexueller Bolſchewismus“ (Berlin⸗Lichterfelde 1921), 
Preußiſcher Landtag Druckſache 8261 Wahlperiode 1 Tagung 1921/24. Dieſe Zeit⸗ 
ſchrift Bd. I Heft 2/3. 
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von Kindern unter ſieben Jahren haben keine rechtliche Bedeutung und 
beſteht alfo für den Menſchen bis zum ſiebenten Lebensjahre Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit (§§ 104, 105 BGB), wie er auch für einen angerichteten 
Schaden nicht verantwortlich gemacht werden kann, vielmehr Eltern und 
Erzieher, die es an der erforderlichen Aufſicht haben mangeln laſſen, für 
einen durch Kinder angerichteten Schaden aufkommen müſſen (§ 828 BGB). 
Für die Zeit zwiſchen dem ſiebenten Lebensjahre und der erlangten Voll⸗ 
jährigkeit ſpricht das Geſetz eine Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit aus, 
inſofern Jugendliche nur Erklärungen rechtsverbindlich abgeben und 
Rechtsgeſchäfte abſchließen können, inſofern und ſoweit ſie dadurch ledig⸗ 
lich Vorteile erlangen; darüber hinausgehend ſind ihre Willenserklärungen 
nur wirkſam, wenn der geſetzliche Vertreter ſeine Zuſtimmung gegeben 
(88 106—110 BGB). Jugendliche, die mit Ermächtigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichtes ſelbſtändig ein Geſchäft betreiben oder ſich mit Zu⸗ 
ſtimmung des Vaters oder Vormundes in einem Dienit- oder Arbeits- 
verhältnis befinden, können alle mit dieſen Betrieben in wirtſchaftlicher 
Verbindung ſtehenden Rechtsgeſchäfte wirkſam vornehmen (§ 112, 
113 BGB). Für die Frau tritt das Recht zur Verheiratung ein mit dem 
16. Lebensjahre; allerdings unter Bindung an die Einwilligung des ge⸗ 
ſchrigre Vertreters (§ 1303 BGB), für den Mann erſt mit der Voll⸗ 
jährigkeit. | 

Den Eltern obliegt bis zur Volljährigkeit der Kinder die Sorge für 
Perſon, Vermögen und rechtliche Vertretung der Kinder (§§ 1626, 1627, 
1630 BGB). Die elterliche Gewalt über die Kinder erliſcht mit der Voll⸗ 
jährigkeit der letzteren, auch wenn das Kind im Hausſtand der Eltern 
verbleibt, und bei der Heirat einer minderjährigen Tochter bleibt dem 
Vater nur die Vertretung in perſönlichen Angelegenheiten und in der 
Vermögensverwaltung (§ 1633 BGB). Das Kind, das Namen und 
Wohnſitz mit dem Vater teilt, iſt zu angemeſſenen Dienſtleiſtungen im 
elterlichen Hausweſen verpflichtet, ſo lange es hier ſeinen Unterhalt findet 
(88 11, 1616, 1617 BGB). Am Vermögen der Kinder mit Ausſchluß 
der zum perſönlichen Gebrauch der Kinder beſtimmten Sachen ſteht dem 
Vater bis zur Volljährigkeit, bei einer Tochter bis zur Verheiratung die 
Nutznießung zu (§ 1649, 1650, 1651 BGB) und die Einkünfte aus dem 
von den Eltern verwalteten Kindervermögen dürfen zur Beſtreitung der 
Haushaltungskoſten Verwendung finden (§ 1618, 1619 BGB). Das 
Perſonenſorgerecht umfaßt das Recht und die Pflicht der Eltern zur Er⸗ 
ziehung, Beaufſichtigung und Beſtimmung des Aufenthaltes. Gegen 
Mißbrauch des Perſonenſorgerechtes durch a legen der Erziehung, 
Überſchreitung des Züchtigungsrechtes, Mißhandlung, Überanftrengung, 
Ausbeutung, wenn überhaupt das geiſtige oder leibliche Wohl der Kinder 
durch den Vater gefährdet wird, hat das Vormundſchaftsgericht die zur 
Abwendung der Gefahren erforderlichen Maßnahmen zu treffen 
(§ 1666 BGB). Bei der Verheiratung hat eine Tochter rechtlichen 
Anſpruch auf eine nach den Vermögensverhältniſſen der Eltern zu be⸗ 
meſſende Ausſteuer als Beitrag zur Einrichtung des Haushaltes 
(§ 1620 BGB). Was einem Kinde weiter mit Rückſicht auf ſeine Ver⸗ 
heiratung oder auf Erlangung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung, zur 
Begründung oder Erhaltung der Wirtſchaft oder der Lebensſtellung von 
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Vater oder Mutter zugewendet wird (Ausſtattung) gilt, auch wenn 
eine Verpflichtung nicht beſteht, nur inſoweit als Schenkung, als die 
Ausſtattung das den Umſtänden, insbeſondere den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des Vaters oder der Mutter entſprechende Maß überſteigt 
(§ 1624 BGB). Für die Kinder gibt es gegenüber den Eltern ein Erb⸗ 
recht, zwiſchen Eltern und Kindern beſteht eine Verpflichtung zu gegen⸗ 
ſeitiger Unterſtützung als Unterhaltspflicht. Das Erbrecht findet in dem 
fünften Buche des BGB eine umfängliche Darſtellung. Von der Unter⸗ 
haltspflicht handeln die 88 1601—1615. Von der Vormundſchaßft, 
dem Vormundſchaftsgericht, dem Gemeindewaiſenrat 
und der Pflegſchaft handeln die 88 1773—1857 und 1882—1895 
und 1909—1921. Die rechtliche Stellung des unehelichen 
Kindes wird durch die § 1705—1718, die Legitimation 
unehelicher Kinder durch die 88 1719—1740 und die Annahme an 
Kindesſtatt in den 88 1741—1772 geregelt. Bei unehelichen Kindern 
hat die Sorge für die Perſon des Kindes die Mutter, die Vertretung der 
Vormund; der Vater iſt, ohne irgend welche Rechte zu beſitzen, lediglich 
unterhaltspflichtig. Der Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes 
erſtreckt ſich bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres und ſoll in einer 
nach der Lebensſtellung der Mutter zu bemeſſenden Geldrente zum Aus⸗ 
druck kommen — eine Norm, die ganz verwerflich, indem die Lebens⸗ 
ſtellung des unehelichen Vaters maßgebend ſein müßte. Zur Beſeitigung 
der äußeren Zeichen unehelicher Geburt gibt es zwei Wege, einmal auf 
Grund des § 1719 BGB, demgemäß ein uneheliches Kind dadurch, daß 
ſich der Vater mit der Mutter verheiratet, mit der Eheſchließung die 
rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes erhält oder gemäß § 1723 BGB, 
demgemäß ein uneheliches Kind auf Antrag ſeines Vaters durch eine 
Verfügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden kann. Dabei muß 
aber noch der § 1706 BGB in Betracht gezogen werden: Das uneheliche 
Kind erhält nach der Rechtsregel den Familiennamen der Mutter. Führt 
die Mutter infolge ihrer Verheiratung einen anderen Namen, ſo erhält 
das Kind den Familiennamen, den die Mutter vor der Verheiratung 
geführt hat. Der Ehemann der Mutter kann durch Erklärung gegenüber 
der zuſtändigen Behörde dem Kinde mit Einwilligung des letzteren und 
der Mutter ſeinen Namen erteilen. Die Erklärung des Ehemannes ſowie 
die Einwilligungserklärung des Kindes und der Mutter ſind in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben. In ſolchem Falle entſteht aber kein recht⸗ 
liches Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Stiefvater, deſſen Namen 
das Kind trägt, und dem Kinde. In den §§ 1741, 1757, 1758 bietet das 
BOB indeſſen auch die Möglichkeit zur Begründung eines Familien⸗ 
verhältniſſes zwiſchen blutsfremden Perſonen, indem dort geſagt wird, 
daß jemand, der keine ehelichen Abkömmlinge hat, durch Vertrag mit 
einem andern dieſen an Kindesſtatt annehmen kann und daß durch dieſe 
Annahme an Kindesſtatt das Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes des Annehmenden erlangt, ſowie auch deſſen Familiennamen 
führen darf. 

Neben dem Bürgerlichen Geſetzbuch kommen gleichermaßen für die 
Begründung der rechtlichen Stellung der Jugendlichen, insbeſondere für 
die ſtaatsbürgerlichen Rechte der Jugend und die Durchführung des 
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Jugendſchutzes, ſowie die Pflege der Jugendwohlfahrt einige wichtige 
Beſtimungen der 


Reichs verfaſſung vom 11. Auguſt 1919 


in Betracht. Grundſätzlich wird hier die Bevölkerungspolitik, die Mutter⸗ 
ſchafts⸗, Säuglings⸗, Kinder⸗ und Jugendfürſorge im Art. 7 Ziffer 7 
allgemein, und die Wohlfahrtpflege, ſoweit ein Bedürfnis für den Erlaß 
einheitlicher Vorſchriften vorhanden iſt, im Art. 9 in die Zuſtändigkeit 
der Reichsgeſetzgebung einbezogen. Sehr bedeutungsvoll erſcheinen die 
folgenden Beſtimmungen der Reichsverfaſſung: Art. 119 mit dem Hin⸗ 
weis, daß „die Reinerhaltung, Geſundung und ſoziale Förderung der 
Familie Aufgabe des Staates und der Gemeinden iſt und kinderreiche 
Familien Anſpruch auf ausgleichende Fürſorge, die Mutterſchaft Anſpruch 
auf Schutz und Fürſorge des Staates hat.“ Art. 120 ſagt: „Die Er⸗ 
ziehung des Nachwuchſes zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen 
Tüchtigkeit iſt oberſte Pflicht und natürliches Recht der Eltern, über deren 
Betätigung die ſtaatliche Gemeinſchaft wacht.“ Weiter der Art. 121: „Den 
unehelichen Kindern ſind durch die Geſetzgebung die gleichen Bedingungen 
für ihre leibliche, ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwicklung zu ſchaffen, 
wie den ehelichen Kindern.“ Art. 122: „Die Jugend iſt gegen Ausbeu⸗ 
tung ſowie gegen ſittliche, geiſtige und körperliche Verwahrloſung zu 
ſchützen. Staat und Gemeinde haben die erforderlichen Einrichtungen 
zu treffen. Fürſorgemaßregeln im Wege des Zwanges können nur auf 
Grund eines Geſetzes angeordnet werden.“ In den Artikeln 143, 145, 
148 wird geſagt: „Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche An⸗ 
ſtalten zu ſorgen. Bei ihrer Einrichtung wirken Reich, Länder und 
Gemeinden zuſammen. Es beſteht allgemeine Schulpflicht. Ihrer Er⸗ 
füllung dient grundſätzlich die Volksſchule mit mindeſtens acht Schul⸗ 
jahren und die anſchließende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre. In allen Schulen iſt ſittliche Bildung, ſtaatsbürgerliche 
Geſinnung, perſönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte des deutſchen 
Volkstums und der Völkerverſöhnung zu erſtreben.“ Endlich ſind von 
großer Bedeutung noch die Beſtimmungen in den Artikeln 135, 136 und 
149, welche beſagen, daß „alle Bewohner des Deutſchen Reiches volle 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit genießen, daß die ungeſtörte Religions⸗ 
übung durch die Verfaſſung gewährleiſtet wird und unter ſtaatlichem 
Schutze ſteht, ſowie daß die bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte und 
Pflichten durch die Ausübung der Religionsübung weder bedingt noch 
beſchränkt werden, daß der Religionsunterricht ordentliches Lehrfach der 
Schulen iſt mit Ausnahme der bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen und 
in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der betreffenden Religionsge⸗ 
meinſchaft unbeſchadet des Aufſichtsrechtes des Staates erteilt wird.“ 
Verfaſſungsgemäß kann man ſagen, daß Träger der allgemeinen Er⸗ 
ziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit nach 
Artikel 120 der Reichsverfaſſung in erſter Linie die Familie ſein ſoll, 
während der Schule nach Artikel 143 der Reichsverfaſſung die Aufgabe 
der geiſtigen und körperlichen Ausbildung zugewieſen iſt. Was das 
Bildungsweſen angeht, ſo iſt durch die Beſtimmungen der Reichsverfaſ⸗ 
ſung eine Anderung gegenüber der frühern Zeit eingetreten, indem an die 
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Stelle des Unterrichtszwanges der Schulzwang getreten iſt, indem für die 
Eltern früher nur die Verpflichtung beſtand, für angemeſſenen Unterricht 
der Kinder Sorge zu tragen, was auch durch Privatunterricht außerhalb 
einer öffentlichen Schule geſchehen konnte, während jetzt nur ausnahms⸗ 
weiſe in beſondern Fällen wegen geſundheitlicher Rückſichten an die Stelle 
des Beſuches der öffentlichen Schule Privatunterricht treten darf. Weiter 
iſt bedeutungsvoll, daß die Reichsverfaſſung grundſätzlich die Fortbil⸗ 
dungsſchule in Zuſammenhang mit der Volksſchule bringt und als die an 
die Volksſchule ſich anſchließende, von allen Jugendlichen bis zum 18. Le⸗ 
bensjahre pflichtmäßig zu beſuchende Unterrichtsanſtalt bezeichnet. Die 
Reichsgewerbeordnung (vom 21. Juni 1869 mit Novellen vom 
17. Juli 1878 und 1. Juni 1891) beſtimmt in den 88 120 und 142, daß 
jugendlichen Arbeitern unter 18 Jahren von den Unternehmern die erfor⸗ 
derliche Freizeit zu gewähren iſt, um eine ſtaatlich oder von der Gemeinde 
anerkannte Fortbildungsſchule beſuchen zu können. In Preußen iſt durch das 
Berufsſchulgeſetz vom 30. Juni 1923 angeordnet, daß die Stadt⸗ 
und Landkreiſe durch Satzung alle Jugendliche, die nicht volksſchulpflichtig 
ſind, bis zum 18. Lebensjahre zum Beſuch der Berufsſchule verpflichten 
können. Statt deſſen können die Jugendlichen auch eine öffentliche Fach⸗ 
ſchule, eine Innungsſchule oder Fachvereinsſchule oder eine öffentlich an⸗ 
erkannte Privatſchule beſuchen. Schulordnungen für die Berufsſchule 
ſind durch die Satzung des Kreiſes oder der Gemeinden zu erlaſſen. Für 
landwirtſchaftliche jugendliche Arbeiter ſoll die Unterrichtszeit in der Re⸗ 
gel in die Wintermonate gelegt werden. Die Arbeitgeber haben die Ju⸗ 
gendlichen ſpäteſtens eine Woche nach ihrem Eintritt in den Dienſt zur 
Berufsſchule anzumelden und ihnen die erforderliche Freizeit für den 
Schulbeſuch zu gewähren. Wenn Jugendliche keine Arbeit haben, ſo iſt 
der Vater oder Vormund verpflichtet, ſie zur Berufsſchule anzumelden 
und zum pünktlichen und regelmäßigen Beſuch derſelben anzuhalten. Daß 
dem Lehrer, der mit der Erziehung in einer Schule betraut iſt, als Aus⸗ 
fluß aus dem Erziehungsrecht auch ein gewiſſes Züchtigungsrecht zuſtehen 
muß, kann wohl nicht bezweifelt werden. Aber die Züchtigung darf keine 
geſundheitliche und ſittliche Gefährdung des Jugendlichen einſchließen und 
muß nach Art und Methode als zweckmäßig zu erachten ſein. 


Was die rechtlichen Grundlagen des | 
Volksſchulweſens 
angeht, ſo iſt folgendes zu beachten: | 


Nach Artikel 26 und 112 der preußifchen Verfaſſung vom 81. Januar 1850 
Re ein beſonderes Geſetz das ganze Unterrichtsweſen Preußens regeln. Trobe 
em die Verſuche zum Erlaß dieſes Geſetzes bereits 30 Jahre vor dieſe Zeit 
zurückreichen, iſt es bis heute nicht zuſtande gekommen. Die preuß. Verfaſſung 
von 1850 ift inzwiſchen aufgehoben. Die Neuregelung enthält keine Beſtimmungen 
über das Schulweſen. Solche find vielmehr in der Reichsverfaſſung vom 
11. Auguſt 1919 enthalten, wie wir ſie ſoeben kennen gelernt haben. 
Als Grundlage des preußiſchen Volksſchulweſens gilt noch immer das All. 
we Landrecht für die preußiſchen Staaten Teil II, Titel 12, Der weite 
ahmen, der in dieſen Beſtimmungen gezogen iſt, wurde ſehr ſpät durch Einzel⸗ 
gefebe ausgefüllt. Als erſtes ift das Geſetz betreffend Beaufſichtigung des Unters 
richts⸗ und Erziehungsweſens vom 11. März 1872 anzuſehen. Es entzog gemäß 
der damaligen Kulturkampfſtimmung die Schulaufſicht den Kirchengemeinſchaften 
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und übertrug ſie ſtaatlichen Beamten. (Durch das Geſetz vom 18. Juli 
1919 wurde dieſes Geſetz ergänzt, es wurde die Ortsſchulaufſicht vollſtändig 
befeitigt.) In der Folgezeit beſchäftigte ſich die Geſetzgebung aus⸗ 
ſchließlich mit der Regelung der äußeren Schulverhältniſſe. Am 26. Mai 1887 
wurde im Anſchluß an das Zuſtändigkeitsgeſez vom 1. Auguft 1883 
das Verfahren bei Anforderungen für Volksſchulen feſtgeſtellt. Die Unterhaltung 
der Volksſchule blieb in dem durch die preußiſche Verfaſſung gezogenen Rahmen 
Sache der Gemeinden und Schulſozietäten. Das Geſetz vom 14. Juni 1888 ſuchte 
durch Staatshilfe eine Erleichterung der Volksſchullaſten herbeizuführen. In 
gleicher Richtung wirkten die beiden Lehrerbeſoldungsgeſetze vom 3. März 1897 
und 26. Mai 1909. Sie ſollten zugleich den Lehrern ein angemeſſenes Einkommen 
fidern. Beide Geſetze find überholt durch das Geſetz betreffend das Dienſtein⸗ 
kommen der Lehrer an den preußiſchen Volksſchulen vom 20. Dezember 1920. 
Dieſes hat inzwiſchen zahlreiche Abänderungen erfahren, ſodaß auch die letzte Ver⸗ 
öffentlichung des Wortlauts vom Stande des 1. April 1923 nicht mehr zutrifft. 
Die einſchneidenſten, aber nicht letzten Anderungen erfolgten durch die Notver⸗ 
ordnung vom 11. November 1923. Zur Zeit erfordert eine Überſicht über die 
Beſtimmungen des Geſetzes ein ſehr erhebliches Maß von Mühe. Eng zuſam⸗ 
men mit dem Dienſteinkommen der Lehrer hängt die Verſorgung der Lehrer im 
Ruheſtand und der Hinterbliebenen von Lehrern. Grundlegend dafür ſind noch 
heute das Geſetz betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen vom 6. Juli 1885 mit der Abänderung vom 10. Juni 
1907 und das Geſetz betreffend die Fürſorge für Witwen und Waiſen der Lehrer 
an öffentlichen Volksſchulen vom 4. Dezember 1899 mit der Anderung vom 
10. Juni 1907. Beide Geſetze ſind durch das neue Lehrerdienſteinkommensgeſetz 
und durch die Abbauverordnung vom 8. Februar 1924 in einzelnen Beſtimmun⸗ 
gen außer Kraft geſetzt und geändert worden. | 


Eine zweite Frage wurde durch das Geſetz betreffend die Unterhaltung der 
Volksſchulen vom 28. Juli 1906 geregelt. Einzelne dieſer Beſtimmungen ſind 
durch das Geſetz über die Schuldeputation vom 7. Oktober 1920 abgeändert, ebenſo 
die Vorſchriften über die Berufung der Lehrer durch das neue Volksſchullehrer⸗ 
dienſteinkommensgeſetz. Weitere Abänderungen, die durch dieſes Geſetz erfolgten, 
ſind nicht von weſentlicher oder allgemeiner Bedeutung (Beſeitigung von örtlichen 
Staatszuſchüſſen, Schulbaulaſten). l 


Die Beſtimmungen über den Privatunterricht haben niemals eine geſetzliche 
Regelung erfahren. Sie gehen zurück auf die Kabinettsordre vom 10. Juni 1834, 
auf die Miniſterial⸗Inſtruktion und auf das Reſkript der Miniſter des Innern 
und der geiſtlichen Angelegenheiten vom 12. April 1842. Die Reichsregierung 
bereitet neben anderen Geſetzen zur Zeit auch ein Reichsgeſetz über das Privat- 
ſchulweſen vor. Ob es in apftian ur Zeit erlaſſen werden wird, iſt zweifelhaft. Die 
Beſtimmungen über Schulpflicht und Schulzucht gehen zurück auf die Kabinetts⸗ 
ordre vom 14. Mai 1825. Die Regelung im einzelnen wird durch zahlreiche pro⸗ 
vinzielle Vorſchriften und Anordnungen gegeben, die für einzelne Landesteile 
gelten. Das Grundſchulgeſetz des Reiches vom 28. April 1920 hat in bezug auf 
die verpflichtenden Beſtimmungen preußiſcher Vorſchriften Zweifel entſtehen laf- 
fen. Um fie zu befeitigen, wurde das Geſetz betreffend Beſtrafung von Schul- 
verſäumniſſen vom 14. Juni 1924 erlaſſen. 

Was die Organiſation der Schulbehörden und die Abgrenzung ihrer Kompe⸗ 
tenzen betrifft, ſo ſind hierfür die allgemeinen Landesgeſetze maßgebend, die nur 
in wenigen Punkten durch Vorſchriften in den oben angeführten Geſetzen beein⸗ 
flußt werden. | g 


Die inneren Verhältniſſe der Volksſchule haben bisher ausſchließlich eine Ree 
elung auf dem Verordnungswege gefunden. An die Stelle der Allgemeinen 

ſtimmungen über Einrichtung, bone und Ziel der preußiſchen Volksſchule 
vom 15. Oktober 1872 ſind die miniſteriellen Richtlinien für den Lehrplan der 
Grundſchule vom 16. März 1921 und für die vier oberen Jahrgänge der Volks- 
ſchule vom 15. Oktober 1922 getreten. Hierher gehört auch der Miniſterialerlaß 
bom 16. September 1922, der an Stelle früherer Beſtimmungen feſtſetzt, daß 
eine Volksſchulklaſſe dann als überfüllt zu gelten habe, wenn auf die Lehrer⸗ 
ſtelle mehr als 60 Schüler entfallen. 
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Nach den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung war ein reger Einfluß der 
Reichsgeſetzgebung auf das Volksſchulweſen zu erwarten. Als einziges Schulgeſetz 
wurde bisher aber nur das Reichsgeſetz betreffend die Grundſchule vom 28. April 
1920 erlaſſen. Nicht zuſtande gekommen iſt bisher trotz ſehr großer Bemühungen 
das Reichsgeſetz betreffend Ausführung des Artikels 146 der Reichsverfaſſung 
(Reichsſchulgeſetz), das die konfeſſionelle Beſchulung der Kinder regeln ſoll. Sein 
Erlaß wird noch gegenwärtig lebhaft betrieben, weil es einem dringenden Bedürf⸗ 
nis entgegenkommt. Außer den bereits erwähnten Reichsgeſetzen über das Privat⸗ 
ſchulweſen ſind noch Geſetze über die Berufsſchulpflicht und das Lehrerbildungs⸗ 
weſen in Vorbereitung begriffen. An baldigen Erlaß iſt kaum zu denken. Die 
Hauptſchwierigkeiten bildet die Koſtenfrage. Für Beſtimmungen, die das Reich 
auf dieſem Gebiete erläßt, muß es die ee Folgen tragen. So wird das 
Schulweſen auch in Zukunft im weſentlichen Sache der Länder bleiben, und die 
eben genannten Gegenſtände werden durch Landesrecht geregelt werden müſſen. 


* * 
* 


Zu den wichtigſten Geſetzesbeſtimmungen, die dem geiſtigen und ſitt⸗ 
lichen Wohl der Jugend ſich dienlich zu erweiſen beſtimmt ſind, gehört 
unzweifelhaft das | 


Reichsgeſetz über die religiöſe Kindererziehung 
vom 4. Juli 1921 (RGB. S. 939 ff), 


das man als eine politiſche Großtat bezeichnen kann. 

Bei den Ausſchußverhandlungen im Reichstage wurde dargelegt, daß die auf 
dem Gebiete der religiöſen Kindererziehung beſtehenden Zuſtände allgemach 
unhaltbar geworden ſeien. 

Es ſei doch nur die Tatſache zu erwähnen, daß es über dreißig ver⸗ 
ſchiedene Rechte über die Frage der religiöſen Kindererziehung im Deutſchen 
Reiche gäbe, — in Preußen allein etwa ſieben, in der Stadt Frankfurt a. M. 
allein mindeſtens fünf! Wenn das ſchon früher von ſchwerwiegenden Folgen ge⸗ 
weſen ſei und Abhilfe dringend gefordert habe, ſo ſeien die Zuſtände von Jahr 
zu Jahr ſchlimmer geworden angeſichts der mehr und mehr geſteigerten Bewe⸗ 
gung der Bevölkerung. Bei Veränderung des Wohnſitzes erhebe ſich immer wie⸗ 
der die Frage: „Welches Recht von den vielen kommt für den vorliegenden 
Fall zur Anwendung?“ Wenn das ſchon bei andern Rechtsverhältniſſen eine der 
beſtrittenſten und ſchwierigſten Fragen der Rechtsfindung überhaupt ſei, dann 
erſt recht bei der vorliegenden Frage: Iſt das Recht des Wohnſitzes der Eheleute 
maßgebend? oder das Recht der Heimat der Eheleute? oder das des Geburtsortes 
des Kindes? oder das Recht des erſten Wohnſitzes der Eheleute nach der Ehe⸗ 
ſchließung? 

Es hätten nur zwei Länder: Sachſen und Braunſchweig poſitive Beſtimmun⸗ 
gen über das Recht, das auf den einzelnen Fall anzuwenden, erlaſſen. Die an. 
deren Länder überließen die Entſcheidung der Judikatur, die ſelbſtredend infolge⸗ 
deſſen eine wechſelnde und unſichere ſei. Für Preußen habe die Praxis des für 
die Frage höchſten Gerichtshofes, des Kammergerichts, das Perſonal⸗ oder Natio⸗ 
nalitätsprinzip regelmäßig angewendet. Es ſei alſo z. B. für die Rechte einer 
unehelichen Mutter das Recht des Ortes anzuwenden, der als ihre Heimat ans 
zuſehen ſei. Damit würden die Schwierigkeiten im einzelnen Falle offenbar 
ungemein vermehrt. Um zu entſcheiden, ob die uneheliche Mutter die Konfeſſion 
ihres Kindes ändern dürfe, ohne ſelbſt die Konfeſſion zu wechſeln, müſſe ga es 
ftellt werden, in welchem Bundesſtaat fie die Staatsangehörigkeit beſäße. Analog 
ſeien dieſe Beſtimmungen auch auf die verſchiedenen Rechtsgebiete desſelben Bun⸗ 
desſtaates anzuwenden. Liege die Heimat der Mutter z. B. im Gebiet des preuß. 
Allg. Landrechts, ſo ſei die geſtellte Frage zu verneinen; liege ihre Heimat im 
Gebiete des früheren franzöſiſchen Rechts, alſo etwa in der Rheinprovinz, ſo ſei 
die Frage zu bejahen. Zu erwähnen ſei noch, daß dieſe Rechtsverſchiedenheit 
Folgen haben könne, die von einem Rechtsunkundigen gar nicht als möglich vor⸗ 
ausgeſehen werden können. Bayern z. B. ließe Verträge der Eltern über das Be⸗ 
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kenntnis der Kinder zu; Preußen erkläre ſolche Verträge für ungültig; Sachſen 
ließe den Abſchluß von Verträgen nur für gewiſſe Friſten zu, ſo daß, wenn dieſe 
Friſten verſtrichen ſeien, anderwärts geſchloſſene Verträge ohne Wirkung ſeien. 
Trotz eingegangener Verabredung würden die Eltern alſo gezwungen, die Kinder 
in einem anderen Bekenntnis zu erziehen, als ſie ſelbſt wollten und gewollt 
hätten. Es wäre bei dieſer Sachlage nicht zu verwundern, daß man verſucht 
habe, die Frage bei Erlaß des Bürgerlichen Geſetzbuches zu entſcheiden. In dem 
Entwurf (88 1508 und 1658) fei beſtimmt geweſen, daß die Landesgeſetze maß⸗ 
gebend ſein ſollten. Die Begründung habe die reichsgeſetzliche Ordnung abge⸗ 
lehnt hauptſächlich mit Rückſicht darauf, daß die Frage durch das Kirchenſtaats⸗ 
recht der einzelnen Bundesſtaaten geregelt ſei. Die Kommiſſion zur Vorbera⸗ 
tung des Entwurfs des BGB habe fih mit verſchiedenen Vorſchlägen zur Re⸗ 
gelung der Frage beſchäftigt, weil ſie einig darin geweſen ſei, daß aus den in 
den Motiven angeführten Gründen ein Einwand gegen die Regelung im BGB. 
nicht entnommen werden könne. Aber dieſe Verſuche hätten zu einen Cre 
gebnis geführt; zuletzt habe man ganz von einer Ordnung der Dinge abgeſehen, 
um nicht das Zuſtandekommen des ganzen Geſetzwerkes zu gefährden. Der 
einige Jahre ſpäter durch den ſog. Toleranzantrag gemachte Verſuch, die religiöſe 
Kindererziehung reichsgeſetzlich zu regeln, habe zwar zu Beſchlüſſen des Reichs⸗ 
tags geführt, er ſei aber am Widerſtand des Bundesrats geſcheitert. 

So ſeien denn die Landesgeſetze in ihrer Mannigfaltigkeit allein maßgebend 
geblieben; ihre Anwendung habe in einzelnen Staaten zu immer allgemeiner 
empfundenen Mißſtänden geführt. Ganz beſonders gelte dies vom größten Teile 
Preußens, in dem die fo oft in der Tagespreſſe genannte Deklaration vom 21. Noe 
vember 1803 noch immer in Geltung ſei. Sie erſtrecke ihre Kraft auf das ganze 
Gebiet des Allgemeinen preußiſchen Landrechts, ferner auf Weſtfalen und die 
Rheinprovinz. Das hier geltende Recht ließe fich in folgende Sätze zufammen« 
faſſen: 1. Der Vater hat das unumſchränkte Recht, die Konfeſſion des Kindes zu 
beſtimmen. 2. Bei Miſchehen ſind die Kinder in der Konfeſſion des Vaters zu 
erziehen. Hiervon gäbe es nur zwei Ausnahmen: einmal ſoll, ſolange die Eltern 
einig ſind, das Kind in einer anderen Konfeſſion zu erziehen, es hierbei 
ſein Bewenden haben; dann ferner ſolle ein Kind, das bei Lebzeiten des Vaters 
länger wie ein Jahr, vom Tode des Vaters an zurückgerechnet, in einer anderen 
Konfeſſion als der des Vaters erzogen worden iſt, auch nach dem Tode des Va⸗ 
ters in dieſer Konfeſſion weiter erzogen werden. — In allen anderen Fällen 
müßten die Kinder nach dem Tode des Vaters in deſſen Konfeſſion erzogen 
werden: auf Taufe, Verabredung der Eltern, Verſprechungen und Zuſicherungen 
des Vaters, mögen ſie auch vor Notar oder Gericht beurkundet ſein, würde kein 
Gewicht gelegt. Alles das wäre ohne Bedeutung; das Geſetz ordne die Er⸗ 
ziehung der Kinder in der Konfeſſion des Vaters an. 


Wie das Geſetz gewirkt habe, erhelle aus den zahlreichen, durch alle Inſtanzen 
verfolgten Beſchwerden namentlich der Mütter, die trotz der Zuſicherungen ihrer 
verſtorbenen Männer gegebenenfalls durch Maßnahmen des Vormundſchaftsge⸗ 
richts gezwungen worden ſeien, die Kinder in einer anderen Konfeſſion zu 
erziehen, als ſie ſelbſt für richtig hielten. Dieſe Gewiſſensbedrückung betreffe 
beide Konfeſſionen, ſowohl die katholiſche wie die evangeliſche, wie die Verhand⸗ 
lungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ergäben. Die Deklaration von 1803 
wolle, wie fie ſelbſt ſagt, verhindern, daß „der Religionsunterſchied in den Fas 
milien verewigt und dadurch Spaltungen erzeugt werden, die nicht ſelten die 
Einigkeit unter den Familienmitgliedern zum großen Nachteile derſelben untere 
graben.“ Ihre Beſtimmungen hätten aber recht oft tatſächlich dieſes unerwünſchte 
Ergebnis herbeigeführt: Wenn z. B. der evangeliſche Vater bei ſeinem Tode 
fein. Kinder hinterlaſſen habe, von denen drei ſchon länger als ein Jahr vor 
einem Tode die katholiſche Schule beſucht hatten, dann dürfen dieſe auch weiter 
in der katholiſchen Religion erzogen werden; die beiden anderen Kinder, die beim 
Tode des Vaters noch nicht ſccon früher waren, müſſen evangeliſch erzogen wer⸗ 
den. Seien dieſe Zuſtände ſchon früher ſehr häufig Gegenſtand heftiger und be⸗ 
rechtigter Klagen der in ihrem Gewiſſen bedrängten Mütter geweſen, ſo wären 
die Verhältniſſe ganz unerträglich geworden, als der Krieg ausbrach und nun die 
Väter in unverhältnismäßig mehr Fällen zu einer Zeit ſtarben, als die Kinder 
noch nicht ſchulpflichtig waren. Jetzt hätten fic) wie nie zuvor die Fälle gehäuft, 


. 
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in denen Mütter trotz aller Zuſicherungen ihrer Männer — oft noch in den Brie⸗ 
fen aus dem Schützengraben! — gezwungen worden ſeien, die Kinder in einer 
anderen Konfeſſion zu erziehen als der ihrigen. Alljährlich ſeien nun im Preu⸗ 
ßiſchen Abgeordnetenhauſe, ſowohl in der Unterrichtskommiſſion wie bei der Be⸗ 
ratung des Kultusetats, die Tag über die unerträglichen Folgen der Deklara⸗ 
tion von 1803 vorgebracht und Anderung der Geſetzgebung verlangt worden. 

Wenn Mütter ſich geweigert hätten, der Beſtimmung des Geſetzes zu gehor⸗ 
chen, dann ſeien ſie ſchließlich ihres Erziehungsrechtes entſetzt und es ſei ein Pfleger 
ernannt worden, der dann die Erziehung der Kinder gegen den Willen der 
Mutter zu betreiben gehabt habe! Mit welchem Ergebnis in vielen Fällen, könne 
man ſich vorſtellen; a hi fei eine ſtarke Gewiſſensbedrückung der Mutter 
die Folge geweſen. — Es ſeien Fälle vorgekommen, daß Mütter in beſtem Glau⸗ 
ben, recht zu handeln, ihre Kinder mehrere Jahre lang nach dem Tode des 

Vaters auf eine Schule ihrer, der Mutter, Konfeſſion geſchickt hätten, dann 
aber, nachdem die abweichende Konfeſſion des Vaters bekanntgeworden ſei, vom 
Vormundſchaftsrichter genötigt worden ſeien, ihre Kinder von dieſer Schule weg⸗ 
zunehmen und in eine Schule der anderen Konfeſſion zu ſchicken. Welche Ver⸗ 
wirrung hätte das in den Seelen der Kinder hervorgerufen! 

Erleichtert hätten dieſe Mütter aufgeatmet, als die Verordnung des preußi⸗ 
ſchen Kultusminiſters vom 1. April 1919 und in der Folge auch der Art. 149 der 
neuen Reichsverfaſſung die Befreiung von ſchulpflichtigen Kindern vom Reli⸗ 
gionsunterricht vorgeſehen hätten. Nun glaubten ſie, könnten ſie die Befreiung 
ihrer Kinder vom Religionsunterricht der anderen Konfeſſion bewirken, wenn ſie 
wohl auch noch verpflichtet blieben, die Kinder in die Schule der anderen Kon⸗ 
feſſion zu ſchicken. Jedenfalls ſei aber dieſe Hoffnung irrig: ſowohl die genannte 
Verordnung wie der Art. 149 Abſ. 2 der Verfaſſung gäben aus juriſtiſch durch⸗ 
aus zutreffenden Gründen nicht „dem Erziehungsberechtigten“ das Recht der Be⸗ 
freiung vom Religionsunterricht, ſondern nur demjenigen, „der über die religiöfe 
Erziehung des Kindes zu beſtimmen habe.“ Das ſei aber nach dem Rechte der 
Deklaration von 1803 nicht die Mutter; denn fie habe nicht das Recht, die Kon⸗ 
feſſion des Kindes zu beſtimmen; die Konfeſſion des Kindes würde vielmehr wn- 

ter dem Rechte der Deklaration nach dem Tode des Vaters durch das Geſetz 
beſtimmt. Es habe dieſe wohl zweifellos zutreffende Auslegung der genannten 
Beſtimmung u. a. zur Folge, daß im Geltungsbereiche der Deklaration von 1803 
auch eine diſſidentiſche Mutter nicht das Recht habe, ihre Kinder vom Religions⸗ 
unterricht zu befreien. Die volle Wirkung des Art. 149 Abſ. 2 fei alfo in dieſer 
Beziehung für einen großen Teil Preußens ausgeſchloſſen. 

Daß der beſtehende Zuſtand geändert werden müſſe, darüber ſcheine alle 
Welt einig zu ſein. Es ſei nur noch die Frage zu prüfen, ob auf dem Wege der 
Landesgeſetzgebung oder auf dem eines Reichsgeſetzes. Die Landesgeſetzgebung 
würde zweifellos bedacht ſein, die Rechtsverſchiedenheit im Innern eines Landes 
zu beſeitigen. Damit fei aber nur ein Teil der Mißſtände beſeitigt: Die Rechts- 
verſchiedenheit der Länder unter ſich bleibe dennoch beſtehen, und auch dies ſcheine 
angeſichts der Entwicklung der Dinge in Deutſchland auf die Dauer unhaltbar. 
Man könne auch gegen die reichsgeſetzliche Regelung nicht einwenden, daß 
das Recht der Länder auf dem Gebiete kultureller Fragen im allgemeinen maß⸗ 
gebend ſei. Hier handele es ſich nicht in erſter Linie um eine Frage auf dem 
Schulgebiete, ſondern um eine ſolche des Elternrechts und des elterlichen Er⸗ 
ziehungsrechts. Es ſei lediglich eine folgerichtige und ſinngemäße Ausgeſtaltung 
der Vorſchriften des BGB., auch die Frage der religiöſen Kindererziehung reichs⸗ 
geſetzlich zu regeln. Frage man ſich nun, welche Prinzipien einer ſolchen Rege⸗ 
lung zugrunde zu legen ſeien, ſo ſei eines voranzuſtellen: der Geiſt, in dem das 
Problem früher behandelt wurde, müſſe grundſätzlich verlaſſen werden, der Geiſt 
nämlich des Mißtrauens der Konfeſſionen untereinander. Man dürfe nicht mehr 
— gewiſſermaßen — Berechnungen darüber anſtellen, mit Hilfe welchen Prin⸗ 
zips die eigene Konfeſſion ziffermäßig das beſte Reſultat erziele. Die Konfeſ⸗ 
ſionen hätten gegenwärtig vielmehr gemeinſame religiöſe Intereſſen zu vertre⸗ 
ten. Nach der Buntſcheckigkeit der bisherigen Prinzipen in der deutſchen Geſetz⸗ 
gebung ergebe ſich das folgende Bild: Alle Einzelheiten ſeien auf zwei Grund⸗ 
prinzipien zurückzuführen: das Prinzip der freien Beſtimmung oder das Prin⸗ 
zip der geſetzlichen Zuweiſung. 
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Erſteres habe feine dreifache Ausprägung in dem Grundſatze der Vertrags- 
freiheit, einer davon unterſchiedenen freien Einigung und des einſeitigen Ver⸗ 
fügungsrechtes, ſei es des Vaters, ſei es der Mutter, erhalten. 

Das zweite Grundprinzip finde ſich doppelt ausgeprägt, entweder in der ge⸗ 
ſetzlichen Nachfolge aller Kinder in die Religion des Vaters, oder in der konfeſſio⸗ 
nellen Teilung der Kinder nach dem Geſchlechte der Eltern. 

Von dieſen Prinzipien hätten heute grundſätzlich auszuſcheiden: 

1. Die einſeitige Verfügungsgewalt. Sie ſchließe das Recht des anderen 
Eheteiles aus und verletze damit grundſätzlich das Weſen der Ehe. 

2. Die konfeſſionelle Teilung der Kinder nach dem Geſchlecht der Eltern. Sie 

affe das unnatürliche Verhältnis, daß dadurch unter den Geſchwiſtern ſelbſt 
Religionsverſchiedenheit eintrete und damit der Bekenntnisgegenſatz unter den 
Familien gewiſſermaßen verewigt werde. Aus dieſem Grunde habe Friedrich 
Wilhelm III. das im Sinne dieſer Regelung lautende Landrecht in der Deklara⸗ 
tion vom 21. November 1803 geändert. 

3. Die geſetzliche Nachfolge in die Konfeſſion des Vaters. An ſich liege darin 
eine gute Vernunft, weil der Vater auch im übrigen den Perſonenſtand des Kin. 
des beſtimme. Indeſſen träfe die Vorausſetzung, daß der Vater überhaupt einer 
Konfeſſion angehöre, längſt nicht mehr in dem früher vorhandenen Maße zu. 
Die Zahl der Diſſidenten ſei ungemein gewachſen. Ausſcheiden müſſe ferner auch 

4. als alleiniges Prinzip die unverbindliche freie Einigung. Denn gerade ſie 
ei erfahrungsgemäß die Quelle vieler Streitigkeiten, und habe namentlich für 

ie Zeit nach dem Tode eines Elternteiles zu erheblichen Rechtsunſicherheiten ge⸗ 
führt. Das Prinzip könne höchſtens Wert behalten, wenn es in eventuelle Ver⸗ 
se mit einem Prinzip der geſetzlichen Zuweiſung gebracht werde. Bleibe 
zule 

5. die Vertragsfreiheit mit der Folge rechtlicher Bindung beider Ehegatten 
auch auf die Zeit nach Auflöſung der Ehe. Im evangeliſchen Kirchenausſchuß 
hätten ſich einige Vertreter ſehr warm dafür erklärt. Aber in ſeiner Mehrheit 
habe er ſich doch dagegen ausgeſprochen. Aus aller geſchichtlichen Erfahrung und 
aus inneren Gründen müſſe jedoch das Prinzip auf das beſtimmteſte abgelehnt 
werden, noch Ungeborene zum Gegenſtand eines ſolchen Vertrages und damit dad 


Bekenntnis und den Glauben zum Gegenſtand eines Rechtsgeſchäftes zu machen. 


Gerade bei dem Syſtem der Vertragsfreiheit hätten ſich häufig die ſtärkſten Be⸗ 
einfluſſungen der religiöſen Gewiſſensfreiheit geltend gemacht. Die durch Ver⸗ 
träge eingetretene Bindung auf die Zeit nach dem Tode ſei namentlich für die 
Mutter meiſt unerträglich, weil ſich die Verhältniſſe in vielem geändert hätten. 
Immerhin könne für konfeſſionsgleiche Ehen das Prinzip noch ertragen werden. 
Unerträglich aber fei es für gemiſchte Chen. Bei dem einen der beiden Kontra⸗ 
henten liege unter allen Umſtänden durch Vertragsbindung eine Pflichtverletzung 
vor. Der katholiſche Teil begehe ſogar, wenn er die Erziehung zur evangeliſchen 
Konfeſſion nachlaſſe, ein ſchweres Kirchenverbrechen; und auch der evangeliſche 
Teil, der die Erziehung ſämtlicher Kinder in der katholiſchen Kirche einräume, 
mache ſich dadurch des Anſpruches auf kirchliche Trauung verluſtig. Aus dieſen 
e Gründen müſſe das Prinzip als Grundlage der gefebliden Regelung 
ausſcheiden. 

Die Frage, auf welchen Grundſätzen das geplante Reichsgeſetz über die reli⸗ 
giöſe Kindererziehung aufzubauen, gable ſich in zwei weitere Fragen: Grund⸗ 
ſatz der freien Beſtimmung oder der geſetzlichen Zuweiſung? 

Wenn der erſtere Grundſatz maßgebend ſein ſoll, müſſe man weiter fragen: 
welches der drei Unterprinzipien ſoll dann Geltung haben, 

a) Grundſatz der Vertragsfreiheit, 

b) Grundſatz der unverbindlichen freien Einigung oder 

c) e des einſeitigen Verfügungsrechts, ſei es des Vaters oder der 

utter? 


Der Ausſchuß war ſich nach näherer Ausſprache darüber einig, daß das 


Prinzip der geſetzlichen Zuweiſung abzulehnen ſei, weil es dem 


Grundſatze der „Freiheit“ widerſpreche. Das Prinzip der freien 
Beſtimmung wurde als Grundlage für das geplante 
Geſetz angenommen. 
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Innerhalb dieſes Prinzips waren die Meinungen darüber geteilt, ob 
der Vertragsſtandpunkt anzunehmen ſei (alſo unter Zulaſſung von bin⸗ 
denden Verträgen über religiöſe Kindererziehung) oder der Grundſatz der 
unverbindlichen freien Einigung mit jederzeitiger Widerruflichkeit. Die 
Mehrheit des Ausſchuſſes lehnte den Vertragsſtandpunkt ab, unter der 
Begründung, daß die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes des Kin⸗ 
des durch Vertrag als Gewiſſenszwang wirke. Von der Gegenſeite wurde 
darauf hingewieſen, daß ein ſtarkes Bedürfnis für ſolche Verträge beſtände. 
Viele gemiſchte Ehen kämen nur auf die Weiſe zuſtande, daß die Ehe⸗ 
ſchließenden vorher rechtliche Gewißheit darüber erlangten, in welchem Be⸗ 
kenntnis die künftig aus gemeinſamer Ehe hervorgehenden Kinder erzo⸗ 
gen würden. Ein Abgeordneter wies auch darauf hin, daß es not⸗ 
wendig ſei, auf das bisherige Recht in Süddeutſchland Rückſicht zu neh⸗ 
men, wo im allgemeinen — im Gegenſatz zu Norddeutſchland — das 
Prinzip der Vertragsfreiheit, alſo der religiöſen Erziehungsverträge mit 
rechtlicher Bindung beider Elternteile, anerkannt ſei. Auch bemerkte er, 
entſprechend einer Eingabe eines interkonfeſſionellen Verbandes badiſcher 
Frauen, daß für Aufrechterhaltung des Vertragsprinzips ſpreche die Not⸗ 
wendigkeit, wie ſie ſich aus Artikel 109 der Reichsverfaſſung ergäbe, das 
gleiche Recht der Mutter in dem Geſetze zur Geltung zu bringen. Dieſes 
gleiche Recht der Mutter ſeit nur zu verwirklichen für den Fall der Zu⸗ 
laſſung von bindenden Verträgen zwiſchen beiden Ehegatten. Auch der 
Vertreter des bayeriſchen Juſtizminiſteriumz ſetzte ſich 
für das Vertragsprinzip ein. Der Ausſchuß entſchied ſich in ſeiner 
Mehrheit für den Grund ſatzder unverbindlichen freien 
Einigung, weil ihm, wie ausgeführt wurde, nur bei Geltung dieſes 
Grundſatzes die Gewiſſensfreiheit gewährleiſtet erſchien, und weil in die- 
ſem Grundſatz („Einigung der Eltern“) zugleich mitenthalten iſt der 
Grundſatz der Gleichberechtigung von Vater und Mutter. Darüber, daß 
der Grundſatz des einſeitigen Verfügungsrechts, ſei es des Vaters oder der 
Mutter, dem geplanten Geſetze nicht zugrunde zu legen fei, herrſchte Über- 
einſtimmung. 

Der Berichterſtatter konnte am Schluß der Beratungen vor der Ab⸗ 
ſtimmung in der Vollſitzung des Reichstages ſagen: „Mögen nicht alle 
Wünſche in Erfüllung gegangen ſein, die ſich an dieſen Geſetzentwurf ge⸗ 
knüpft haben, ſo ſtellte ſich doch der Rechtsausſchuß in ſeiner übergroßen 
Majorität auf den Standpunkt, daß die Regelung der Rechtsmaterie von 
Reichs wegen durch den vorliegenden Geſetzentwurf einen immenſen Fort⸗ 
ſchritt gegenüber den bisherigen Rechtszuſtänden bedeute, insbeſondere 
mit Rückſicht auf die Vereinheitlichung des Rechtes der religiöſen Kinder⸗ 
erziehung von Reichs wegen und das Aufhören der Rechtsunſicherheit, wie 
ſie auf dieſem Gebiete infolge der bisherigen Zerſplitterung des Rechtes 
und der teilweiſen Antiquiertheit ſeiner Beſtimmung eingetreten iſt; einen 
immenſen Fortſchritt aber auch im Hinblick auf den Geiſt der Toleranz, 
der aus dieſem Geſetz ſpricht, der von jeder Einſeitigkeit, irgendeiner Kon⸗ 
feſſion oder Weltanſchauung gegenüber frei ift, gegenüber dem Geiſte der 
Intoleranz, der doch manchen Rechtsbeſtimmungen des partikularen Rech⸗ 
tes noch anhaftete, die uns aus früheren Jahrhunderten bis auf den heu⸗ 
tigen Tag überkommen ſind.“ 
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Und ſo wurde das Geſetz am 4. Juli 1921 in folgender Faſſung 
angenommen: 

§ 1. Über die religiöſe Erziehung eines Kindes beſtimmt die freie Einigung 
der Eltern, ſoweit ihnen das Recht und die Pflicht zuſteht, für die Perſon des 
Kindes zu ſorgen. Die Einigung iſt jederzeit widerruflich und wird durch den 
Tod eines Ehegatten gelöſt. 

§ 2. Beſteht eine ſolche Einigung nicht oder nicht mehr, fo gelten auch für die 
religiöſe Erziehung die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. | 

Es kann jedoch während beſtehender Ehe von keinem Elternteil ohne die Bus 
ſtimmung des anderen beſtimmt werden, daß das Kind in einem anderen als 
dem zur Zeit der Eheſchließung gemeinſamen Bekenntnis oder in einem anderen 
Bekenntnis als bisher erzogen, oder daß ein Kind vom Religionsunterricht ab⸗ 
gemeldet werden ſoll. 

Wird die Zuſtimmung nicht erteilt, ſo kann die Vermittlung oder Entſchei⸗ 
dung des Vormundſchaftsgerichts beantragt werden. Für die Entſcheidung ſind, 
auch ſoweit ein Mißbrauch im Sinne des § 1666 des BGB. nicht vorliegt, die 
Zwecke der Erziehung maßgebend. Vor der Entſcheidung ſind die Ehegatten ſowie 
erforderlichenfalls Verwandte, Verſchwägerte und die Lehrer des Kindes zu hö⸗ 
ren, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Koſten ge⸗ 
ſchehen kann. Der § 1847 Abſ. 2 des BGB. findet entſprechende Anwendung. 
Das Kind iſt zu hören, wenn es das zehnte Jahr vollendet hat. 


$ 8. Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, für die 
erſon des Kindes zu ſorgen, neben einem dem Kinde beſtellten Vormund oder 
fleger zu, ſo geht bei einer Meinungsverſchiedenheit über die Beſtimmung des 
religiöſen Bekenntniſſes, in dem das Kind erzogen werden ſoll, die Meinung des 
Vaters oder der Mutter vor, es ſei denn, daß dem Vater oder der Mutter das 
Recht der religiöſen Erziehung auf Grund des § 1666 des BGB. entzogen iſt. 

Steht die Sorge für die Perſon eines Kindes einem Vormund oder Pfleger 
allein zu, ſo hat dieſer auch über die religiöſe Erziehung des Kindes zu beſtim⸗ 
men. Er bedarf dazu der Genehmigung des Vormundſchafts erichts. Vor der 
Genehmigung ſind die Eltern ſowie erforderlichenfalls Verwandte, Verſchwägerte 
und die Lehrer des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder 
unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Der § 1847 Abſ. 2 des BGB. findet 
entſprechende Anwendung. Auch iſt das Kind zu hören, wenn es das zehnte Le⸗ 
bensjahr vollendet hat. Weder der Vormund noch der Pfleger können eine ſchon 
erfolgte Beſtimmung über die religiöſe Erziehung ändern. l 

§ 4. Verträge über die religiöſe Erziehung eines Kindes find ohne bürger- 
liche Wirkung. 

$ 5. Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahres fteht dem Kinde die 
Entſcheidung darüber zu, zu welchem religiöſen Bekenntnis es ſich halten will. 
Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, ſo kann es nicht gegen ſeinen 
Willen in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen werden. 

§ 6. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Erziehung der Kinder 
in einer nicht bekenntnismäßigen Weltanſchauung entſprechende Anwendung. 

§ 7. Für Streitigkeiten aus dieſem Geſetz ift das Vormundſchaftsgericht zu⸗ 
ſtändig. Ein Einſchreiten von Amts wegen findet dabei nicht ſtatt, es ſei denn, 
daß die Vorausſetzungen des § 1666 des BGB. vorliegen. 

§ 8. Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen der Landesgeſetze 
ſowie Artikel 134 des Einführungsgeſetzes zum BGB. werden aufgehoben. 

§ 9. Verträge über apt sel Erziehung bleiben in Kraft, foweit fie vor Vere 
kündung dieſes Geſetzes abgeſchloſſen find. Auf Antrag der Eltern oder des 
überlebenden Elternteils wird ein beſtehender Vertrag durch Beſchluß des Vor- 
mundſchaftsgerichts aufgehoben. | | 

§ 10. Wenn beide Eltern vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verſtorben 
ſind und über die religiöſe Erziehung in einem beſtimmten Bekenntnis nachweis⸗ 
bar einig waren, ſo kann der Vormund beſtimmen, daß ſein Mündel in dieſem 
Bekenntnis erzogen wird. Er bedarf zu dieſer Beſtimmung der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. | 
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§ 11. Das Geſetz tritt am 1. Januar 1922 in Kraft. Der Reichspräſident iſt 
jedoch ermächtigt, das Geſetz für ein Land im Einvernehmen mit der Landes- 
regierung zu einem früheren Zeitpunkt in Kraft zu ſetzen. 


* * 
* 


Was das körperliche und geſundheitliche Wohl der 
Jugend angeht, ſo handelt es ſich weſentlich um Abwendung der der Ju⸗ 
gend aus einer zu frühzeitigen und bezüglich Ausdehnung und Schwere 
der Arbeit zu ſtarken Heranziehung zu gewerblicher Betätigung erwach⸗ 
ſenden Gefahren. Es wurden bereits oben abſchreckende Beiſpiele aus 
der engliſchen Geſchichte angeführt. Und ſo finden wir denn auch zuerſt 
in England, wo arme Geſchöpfe ſelbſt vom vierten Lebensjahre ab an 
Webſtühlen und mechaniſchen Spindeln bis zum letzten Reſt von Lebens⸗ 
kraft verbraucht wurden, Schutzmaßnahmen gegen Ausbeutung getroffen. 
In Deutſchland enthält die grundlegenden Beſtimmungen die 


Reichsgewerbeordnung, 


die urſprünglich als „Gewerbeordnung für den Norddeutſchen Bund“ 
vom 21. Juni 1869 geſchaffen, nach dem Jahre 1870 auf die andern 
Bundesſtaaten als Reichsgewerbeordnung ausgedehnt wurde. Es erſchienen 
dazu eine Reihe von Novellen: vom 8. April 1875, 17. Juli 1878, 
18. Juli 1881, 1. Juli 1883, 8. Dezember 1884, 23. April 1886, 6. 
Juli 1887, 1. Juni 1891, 6. Auguſt 1896, 26. Juli 1897, 30. Juni 1900, 
unter denen die für den Jugendſchutz wichtigſten die Novellen vom 17. 
Juli 1878 und vom 1. Juni 1891. Nach der Reichsgewerbeordnung 
dürfen gemäß § 42b Kinder unter 14 Jahren auf öffentlichen Wegen, 
Straßen, Plätzen oder an öffentlichen Orten oder ohne vorgängige Be⸗ 
ſtellung von Haus zu Haus Gegenſtände nicht feilbieten. Minderjährigen 
Perſonen kann nach § 60b in dem Wandergewerbeſchein die Beſchränkung 
auferlegt werden, daß ſie das Gewerbe nicht nach Sonnenuntergang und 
minderjährigen Perſonen weiblichen Geſchlechtes kann außerdem die Be⸗ 
ſchränkung auferlegt werden, daß ſie dasſelbe nur auf öffentlichen Wegen 
Straßen und Plätzen, nicht aber von Haus zu Haus betreiben dürfen. 
Das Mitführen von Kindern unter 14 Jahren iſt nach § 62 Abſ. 3—5 
zu gewerblichen Zwecken verboten und die Erlaubnis zur Mitführung 
von Kindern, welche ſchulpflichtig ſind, iſt zu verſagen, die bereits erteilte 
Erlaubnis iſt zurückzunehmen, wenn nicht für einen ausreichenden Unter⸗ 
richt geforgt ift. Minderjährige Perſonen dürfen gemäß § 107, ſoweit 
reichsgeſetzlich nichts anderes zugelaſſen iſt, als Arbeiter nur beſchäftigt 
werden, wenn ſie mit einem Arbeitsbuch verſehen ſind und bei der An⸗ 
nahme ſolcher Arbeiter hat der Arbeitgeber das Arbeitsbuch einzufordern 
und nach rechtmäßiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes das Buch wieder 
auszuhändigen. Genauere Beſtimmungen über das Arbeitsbuch finden 
ſich noch in den 88 108—112, die auch für die Jugendlichen von Wich⸗ 
tigkeit. Nicht weniger die Beſtimmungen in den §§ 113 und 114, welche 
von der Ausſtellung der Zeugniſſe handeln. Die Gewerbeunternehmer 
find ferner nach § 120 verpflichtet, ihren Arbeitern unter 18 Jahren, 
welche eine von der Gemeindebehörde oder vom Staate als Fortbildungs⸗ 
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ſchule anerkannte Unterrichtsanſtalt beſuchen, hierzu die erforderlichen⸗ 
falls von der zuſtändigen Behörde feſtzuſetzende Zeit zu gewähren. Am 
Sonntag darf der Unterricht nur ſtattfinden, wenn die Unterrichtsſtunden 
ſo gelegt ſind, daß die Schüler nicht gehindert werden, den Hauptgottes⸗ 
dienſt oder einen mit Genehmigung der kirchlichen Behörde für ſie einge⸗ 
richteten beſondern Gottesdienſt ihrer Konfeſſion zu beſuchen. Die Be⸗ 
fugnis zum Halten oder zur Anleitung von Lehrlingen ſteht nach § 126 
und 126a Perſonen, welche ſich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befinden, nicht zu und kann ſolchen Perſonen ganz oder auf Zeit 
entzogen werden, welche ſich wiederholt grober Pflichtverletzungen gegen 
die ihnen anvertrauten Lehrlinge ſchuldig gemacht haben oder gegen welche 
Tatſachen vorliegen, die ſie in ſittlicher Beziehung zum Halten oder zur 
Anleitung von Lehrlingen ungeeignet erſcheinen laſſen. Die Befugnis zur 
Anleitung von Lehrlingen kann ferner ſolchen Perſonen entzogen werden, 
welche wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen zur ſachgemäßen Anlei⸗ 
tung eines Lehrlings nicht geeignet ſind. Von den Eigenſchaften eines 
geſetzmäßigen Lehrvertrages und was derſelbe enthalten muß, handelt ſo⸗ 
dann § 126b, wie weiter die 88 127 und 127a die Pflichten des Lehr⸗ 
herrn und des Lehrlings im wechſelſeitigen Verhältnis genauer beſtim⸗ 
men. Es beſagt ſodann § 135, daß Kinder unter dreizehn Jahren nicht 
beſchäftigt und Kinder über dreizehn Jahren nur beſchäftigt werden dür⸗ 
fen, wenn ſie nicht mehr zum Beſuch der Volksſchule verpflichtet ſind, daß die 
Beſchäftigung von Kindern unter 14 Jahren die Dauer von ſechs Stun⸗ 
den täglich nicht überſchreiten darf, ſowie daß junge Leute zwiſchen 14 
und 16 Jahren nicht länger als zehn Stunden beſchäftigt werden dürfen. 
Nach § 136 und § 137 dürfen die Arbeitsſtunden der jugenlichen Arbeiter 
nicht vor ſechs Uhr Morgens beginnen und nicht über acht Uhr abends 
dauern, zwiſchen den Arbeitsſtunden müſſen an jedem Arbeitstage regel⸗ 
mäßige Pauſen gewährt werden und Arbeiterinnen dürfen nicht in der 
Nachtzeit von acht Uhr abends bis ſechs Uhr morgens und am Sonnabend 
ſowie am Vorabend der Feſttage nicht nach fünf Uhr nachmittags be⸗ 
ſchäftigt werden. Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen darf die Dauer 
von zehn Stunden täglich nicht überſchreiten und zwiſchen den Arbeits⸗ 
ſtunden muß den Arbeiterinnen eine mindeſtens einſtündige Mittags⸗ 
pauſe gewährt werden. In den 88 136, 137 und 137a finden fih auber- 
dem noch eine Reihe Beſtimmungen über die zu gewährende Erholungs⸗ 
zeit und die für religiöſen Unterricht notwendige Freizeit, ſowie über die 
der Ortspolizeibehörde bezüglich der Beſchäftigung von jugendlichen Arbei⸗ 
tern und Arbeiterinnen zu erſtattenden Anzeigen. Für den Bundesrat 
wird im § 139 a die Ermächtigung ausgeſprochen, daß er in geeignet er- 
ſcheinenden Fällen für gewiſſe Gewerbezweige, die mit beſondern Gefah⸗ 
ren für Geſundheit und Sittlichkeit verbunden ſind, Ausnahmen bezüglich 
der Zulaſſung von Arbeiterinnen oder bezüglich der zu gewährenden Er⸗ 
holungszeit und nach anderer Richtung beſchließen kann. Die Arbeits⸗ 
zeitverordnung vom 23. November 1918 und vom 17. Dezember 1918 
hat mit der allgemeinen Einführung des Achtſtundentages die nach der 
Reichsgewerbeordnung zuläſſigen Ausnahmen bezüglich einer längern Be⸗ 
ſchäftigung Jugendlicher allgemein auf acht Stunden herabgeſetzt. 
9% 
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Von großer Bedeutung für die Stellung der Jugendlichen im Er⸗ 
werbsleben iſt das Reichsgeſetz betreffend 


Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben 
vom 30. März 1903 (RGB. S. 113), 


welches wir nachſtehend im Wortlaut folgen laſſen. 


I. Einleitende Beſtimmungen. 

§ 1. Auf die Beſchäftigung von Kindern in Betrieben, welche als gewerbliche 
im Sinne der Gewerbeordnung anzuſehen ſind, finden neben den beſtehenden 
reichsrechtlichen Vorſchriften die folgenden Beſtimmungen Anwendung, und zwar 
auf die Beſchäftigung fremder Kinder die §§ 4 bis 11, auf die Beſchäftigung eige⸗ 
ner Kinder die §§ 12 bis 17. 

§ 2. Kinder im Sinne dieſes Geſetzes: Als Kinder im Sinne dieſes Geſetzes 
gelten Knaben und Mädchen unter dreizehn Jahren ſowie ſolche Knaben und 
Mädchen über dreizehn Jahren, welche noch zum Beſuche der Volksſchule ver⸗ 
pflichtet ſind. | 
" $ 3. Eigne, fremde Kinder: Im Sinne dieſes Geſetzes gelten als eigene 

nder: 


1. Kinder, die mit demjenigen, welcher ſie beſchäftigt, oder mit deſſen Ehe⸗ 
gatten bis zum dritten Grade verwandt ſind, 
2. Kinder, die von demjenigen, welcher ſie beſchäftigt, oder deſſen Ehegatten 
an Kindesſtatt angenommen oder bevormundet ſind, 

3. Kinder, die demjenigen, welcher ſie zugleich mit Kindern der unter 1 oder 2 
bezeichneten Art beſchäftigt, zur geſetzlichen Zwangserziehung (Fürſorge⸗ 
erziehung) überwieſen ſind, 

ſofern die Kinder zu dem Hausſtande desjenigen gehören, welcher ſie beſchäftigt. 

Kinder, welche hiernach nicht als eigene Kinder anzuſehen ſind, gelten als 
fremde Kinder. 

Die Vorſchriften über die Beſchäftigung eigener Kinder gelten auch für die 
Beſchäftigung von Kindern, welche in der Wohnung oder Werkſtätte einer Perſon, 
zu der fie in einem der im Abſ. 1 bezeichneten Verhältniſſe ſtehen und zu deren 
Hausſtande ſie gehören, für Dritte beſchäftigt werden. 

II. Beſchäftigung fremder Kinder. 

§ 4. Verbotene Beſchäftigungsarten: Bei Bauten aller Art, im Betriebe der⸗ 
jenigen Ziegeleien und über Tage betriebenen Brüche und Gruben, auf welche 
die Beſtimmungen der §§ 134 bis 139b der Gewerbeordnung keine Anwendung 
finden, und der in dem anliegenden Verzeichnis aufgeführten Werkſtätten, ſowie 
beim Steinklopfen, im Schornſteinfegergewerbe, in dem mit dem Speditionsge⸗ 
ſchäft verbundenen Fuhrwerksbetriebe, beim Miſchen und Mahlen von Farben, 
beim Arbeiten in Kellereien dürfen Kinder nicht beſchäftigt werden. 

Der Bundesrat iſt ermächtigt, weitere ungeeignete Beſchäftigungen zu unter⸗ 
ſagen und das Verzeichnis abzuändern. Die beſchloſſenen Abänderungen ſind 
durch das Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage ſofort oder, 
wenn derſelbe nicht verſammelt iſt, bei ſeinem nächſten Zuſammentritte zur Kennt⸗ 
nisnahme vorzulegen. . 

. Beichäftigung im Betriebe von Werkſtätten, im Handelsgewerbe und in 
Verkehrsgewerben: Im Betriebe von Werkſtätten (§ 18), in denen die Beſchäf⸗ 
tigung von Kindern nicht nach § 4 verboten ijt, im Handelsgewerbe (§ 105b Abſ. 
2, 3 der Gewerbeordnung) und in Verkehrsgewerben (§ 105i Abſ. 1 a. a. O.) dür- 
fen Kinder unter zwölf Jahren nicht beſchäftigt werden. ; 

Die Beſchäftigung von Kindern über 12 Jahre darf nicht in der Beit gwi- 
ſchen acht Uhr abends und acht Uhr morgens und nicht vor dem Vormittagsunter⸗ 
richte ſtattfinden. Sie darf nicht länger als drei Stunden und während der von 
der zuſtändigen Behörde beſtimmten Schulferien nicht länger als vier Stunden 
täglich dauern. Um Mittag iſt den Kindern eine mindeſtens zweiſtündige Pauſe 
zu gewähren. Am Nachmittag darf die Beſchäftigung erſt eine Stunde nach be⸗ 
endetem Unterricht beginnen. 

§ 6. Beſchäftigung bei öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und anderen 
öffentlichen Schauſtellungen: Bei öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und 
anderen öffentlichen Schauſtellungen dürfen Kinder nicht beſchäftigt werden. 
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Bei ſolchen Vorſtellungen und Schauſtellungen, bei denen ein höheres Inter⸗ 
eſſe der Kunſt oder Wiſſenſchaft obwaltet, kann die untere Verwaltungsbehörde 
nach Anhörung der Schulaufſichtsbehörde Ausnahmen zulaſſen. 

7. Beſchäftigung im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften: Im 
Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften dürfen Kinder unter zwölf Jah⸗ 
ren überhaupt nicht und Mädchen (§ 2) nicht bei der Bedienung der Gäſte be⸗ 
ſchäftigt werden. Im Übrigen finden auf die Beſchäftigung von Kindern über 
zwölf Jahre die Beſtimmungen des § 5 Abſ. 2 Anwendung. 

Beſchäftigung beim Austragen von Waren und bei ſonſtigen Botengän⸗ 
gen: Auf die Beſchäftigung von Kindern beim Austragen von Waren und bei 
ſonſtigen Botengängen in den in §§ 4 bis 7 bezeichneten und in anderen gewerb⸗ 
lichen Betrieben finden die Beſtimmungen des § 5 entſprechende Anwendung. 

Für die erſten zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes kann die 
untere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Schulaufſichtsbehörde für ihren 
Bezirk oder Teile desſelben allgemein oder für einzelne Gewerbszweige geſtatten, 
daß die Beſchäftigung von Kindern über zwölf Jahre bereits von ſechseinhalb 
Uhr morgens an und vor dem Vormittagsunterrichte ſtattfindet; jedoch darf ſie 
vor dem Vormittagsunterrichte nicht länger als eine Stunde dauern. 

§ 9. Sonntagsruhe: An Sonn⸗ und Feſttagen (§ 105a Abſ. 2 der Gewerbeord⸗ 
mmg) 5 Kinder, vorbehaltlich der Beſtimmungen in Abſ. 2, 3, nicht beſchäf⸗ 

gt werden. 

Für die öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und ſonſtigen öffentlichen 
N bewendet es auch an Sonn⸗ und Feſttagen bei den Beſtimmun⸗ 
gen des . 

Für das Austragen von Waren ſowie für fouftige Botengänge bewendet es 
bei den Beſtimmungen des § 8. Jedoch darf an Gonn- und Feſttagen die Bes 
ſchäftigung die Dauer von zwei Stunden nicht überſchreiten und ſich nicht über 
ein Uhr nachmittags erſtrecken; auch darf ſie nicht in der letzten halben Stunde 
vor Beginn des Hauptgottesdienſtes und nicht während desſelben ſtattfinden. 

§ 10. Anzeige: Sollen Kinder beſchäftigt werden, fo hat der Arbeitgeber vor 
dem Beginne der Beſchäftigung der Ortspolizeibehörde eine ſchriftliche Anzeige 
zu machen. In der Anzeige ſind die Betriebsſtätte des Arbeitgebers ſowie die 
Art des Betriebes anzugeben. 

Die Beſtimmung des Abſ. 1 findet keine Anwendung auf eine bloß gelegent⸗ 
liche Beſchäftigung mit einzelnen Dienſtleiſtungen. 

§ 11. Arbeitskarte: Die Beſchäftigung eines Kindes ijt nicht geſtattet, wenn 
dem Arbeitgeber nicht zuvor für dasſelbe eine Arbeitskarte eingehändigt iſt. Dieſe 
Beſtimmung findet keine Anwendung auf eine bloß gelegentliche Beſchäftigung 
mit einzelnen Dienſtleiſtungen. | 

Die Arbeitskarten werden auf Antrag oder mit Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters durch die Ortspolizeibehörde desjenigen Ortes, an welchem das Kind 
zuletzt ſeinen dauernden Aufenthaltsort gehabt hat, koſten⸗ und ſtempelfrei aus⸗ 
geſtellt; iſt die Erklärung des geſetzlichen Vertreters nicht zu beſchaffen, ſo kann 
die Gemeindebehörde die Zuſtimmung ergänzen. Die Karten haben den Namen, 
Tag und Jahr der Geburt des Kindes ſowie den Namen, Stand und letzten 
Wohnort des geſetzlichen Vertreters zu enthalten. . 

Der Arbeitgeber hat die Arbeitskarte zu verwahren, auf amtliches Verlangen 
vorzulegen und nach rechtmäßiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes dem geſetzlichen 
Vertreter wieder auszuhändigen. Iſt die Wohnung des geſetzlichen Vertreters 
nicht zu ermitteln, jo erfolgt die Aushändigung der Arbeitskarte an die im Abſ. 2 
bezeichnete Ortspolizeibehörde. 

Die Beſtimmungen des § 4 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 29. September 
1901 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 353) über die Zuſtändigkeit der Gewerbegerichte für 
Streitigkeiten hinſichtlich der Arbeitsbücher finden entſprechende Anwendung. 


III. Beſchäftigung eigener Kinder. 


§ 12. Verbotene Beſchäftigungsarten: In Betrieben, in denen gemäß den 
Beſtimmungen des § 4 fremde Kinder nicht beſchäftigt werden dürfen, ſowie in 
Werkſtätten, in welchen durch elementare Kraft (Dampf, Wind, Waſſer, Gas, 
Luft, Elektrizität uſw.) bewegte Triebwerke nicht bloß vorübergehend zur Ver⸗ 
wendung kommen, iſt auch die Beſchäftigung eigener Kinder unterſagt. 
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5 18. Beſchäftigung im Betriebe von Werkſtätten, im Handelsgewerbe und 
in Verkehrsgewerben: Im Betriebe von Werkſtätten, in denen die Beſchäftigung 
von Kindern nicht nach § 12 verboten iſt, im Handelsgewerbe und in Verkehrs⸗ 
gewerben dürfen eigene Kinder unter zehn Jahren überhaupt nicht, eigene Kin⸗ 
der über zehn Jahren nicht in der Zeit zwiſchen acht Uhr abends und acht Uhr 
morgens und nicht vor dem Vormittagsunterricht beſchäftigt werden. Um Mittag 
iſt den Kindern eine mindeſtens zweiſtündige Pauſe zu gewähren. Am Nachmit⸗ 
tage darf die Beſchäftigung erſt eine Stunde nach beendetem Unterricht beginnen. 

Eigene Kinder unter zwölf Jahren dürfen in der Wohnung oder Werkſtätte 
einer Perſon, zu der fie in einem der im § 8 Abſ. 1 bezeichneten Verhältniſſe 
ſtehen, 95 Dritte nicht beſchäftigt werden. 

An Sonn⸗ und Feſttagen dürfen auch eigene Kinder im Betriebe von Werk⸗ 
ſtätten und im Handelsgewerbe ſowie im Verkehrsgewerbe nicht beſchäftigt werden. 

§ 14. Beſondere Befugniſſe des Bundesrats: Der Bundesrat ijt ermächtigt, 
ER die erſten zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes für einzelne Ara 
en der im § 12 bezeichneten Werkſtätten, in denen durch elementare Kraft be⸗ 
wegte Triebwerke nicht bloß vorübergehend zur Verwendung kommen, und der im 
§ 13 Abſ. 1 bezeichneten Werkſtätten Ausnahmen von den daſelbſt vorgeſehenen 
Beſtimmungen zuzulaſſen. 

Nach Ablauf dieſer Zeit kann der Bundesrat für einzelne Arten der im § 12 
bezeichneten Werkſtätten mit Motorbetrieb die Beſchäftigung eigener Kinder nach 
Maßgabe der Beſtimmungen im § 13 Abſ. 1 unter der Bedingung geſtatten, daß 
die Kinder nicht an den durch die Triebkraft bewegten Maſchinen beſchäftigt wer⸗ 
den dürfen. Auch kann der Bundesrat für einzelne Arten der im 985 Abſ. 1 
bezeichneten Werkſtätten Ausnahmen von dem Verbote der Beſchäftigung von 
Kindern unter zehn Jahren zulaſſen, ſofern die Kinder mit beſonders leichten 
und ihrem Alter angemeſſenen Arbeiten beſchäftigt werden; die Beſchäftigung 
darf nicht in der Zeit zwiſchen 8 Uhr abends und 8 Uhr morgens ſtattfinden; um 
Mittag iſt den Kindern eine mindeſtens zweiſtündige Pauſe zu gewähren, am 
Nachmittage darf die Beſchäftigung erſt eine Stunde nach beendetem Unterrichte 
beginnen. Die Ausnahmebeſtimmungen können allgemein oder für einzelne Bee 
zirke erlaſſen werden. 

15. Beſchäftigung bei öffentlichen theatraliſchen Vorſtellungen und anderen 
öffentlichen Schauſtellungen: Auf die Beſchäftigung eigener Kinder bei öffent⸗ 
lichen theatraliſchen Vorſtellungen und anderen öffentlichen Schauſtellungen fin⸗ 
den die Beſtimmungen des 8 6 nn 

§ 16. Beſchäftigung im Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften: Im 
Betriebe von Gaſt⸗ und von Schankwirtſchaften dürfen Kinder unter zwölf Jah⸗ 
ren überhaupt nicht, und Mädchen (§ 2) nicht bei der Bedienung der Gäſte be⸗ 
ſchäftigt werden. Die untere Verwaltungsbehörde iſt befugt, nach Anhörung der 
Schulaufſichtsbehörde in Orten, welche nach der jeweilig letzten Volkszählung 
weniger als zwanzigtauſend Einwohner haben, für Betriebe, in welchen in der 
Regel ausſchließlich zur Familie des Arbeitgebers gehörige Perſonen beſchäftigt 
werden, Ausnahmen zuzulaſſen. Im übrigen finden auf die Beſchäftigung von 
eigenen Kindern die Beſtimmungen des § 13 Abſ. 1 Anwendung. 

§ 17. Beſchäftigung beim Austragen von Waren und bei ſonſtigen Botengän⸗ 
gen: Auf die Beſchäftigung beim Austragen von Zeitungen, Milch und Back⸗ 
waren finden die Beſtimmungen im § 8, § 9 Abſ. 3 dann Anwendung, wenn die 
Kinder für Dritte beſchäftigt werden. 

Im übrigen iſt die Beſchäftigung von eigenen Kindern beim Austragen von 
Waren und bei ſonſtigen Botengängen geſtattet. Durch Polizeiverordnungen der 
sun Erlaſſe folder berechtigten Behörden kann die Beſchäftigung beſchränkt 
werden. | 

IV. Gemeinfame Beſtimmungen. 


§ 18. Werkſtätten im Sinne dieſes Gefebes: Als Werkſtätten gelten neben 
den Werkſtätten im Sinne des § 105b Abſ. 1 der Gewerbeordnung auch Räume, 
die zum Schlafen, Wohnen oder Kochen dienen, wenn darin gewerbliche Arbeit 
verrichtet wird, ſowie im Freien gelegene gewerbliche Arbeitsſtellen. 

§ 19. Abweichungen von der geſetzlichen Zeit: Beträgt der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen der geſetzlichen Zeit und der Ortszeit mehr als eine Viertelſtunde, ſo kann 
die höhere Verwaltungsbehörde bezüglich der in dieſem Geſetze vorgeſehenen Be⸗ 
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ftimmungen über Anfang und Ende der zuläſſigen täglichen Arbeitszeit für 
ihren Bezirk oder einzelne Teile desſelben Abweichungen von der Vorſchrift über 
die geſetzliche Zeit in Deutſchland (Geſetz vom 12. März 1893, Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 93) zulaſſen. Die Abweichungen dürfen nicht mehr als eine halbe Stunde 
betragen. Die geſetzlichen Beſtimmungen über die zuläſſige Dauer der Beſchäf⸗ 
tigung bleiben unberührt. 

§ 20. Beſondere polizeiliche Befugniſſe: Die zuſtändigen Polizeibehörden 
können im Wege der Verfügung eine nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu- 
läſſige Beſchäftigung, ſofern dabei erhebliche Mißſtände zutage getreten ſind, auf 
n oder nach Anhörung der Schulaufſichtsbehörde für einzelne Kinder ein⸗ 
ſchränken oder unterſagen, ſowie, wenn für das Kind eine Arbeitskarte erteilt iſt 
(§ 11), dieſe entziehen und die Erteilung einer neuen Arbeitskarte verweigern. 

Die zuſtändigen Polizeibehörden ſind ferner befugt, zur Beſeitigung erheb⸗ 
licher, die Sittlichkeit gefährdender Mißſtände im Wege der Verfügung für ein⸗ 
zelne Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften die Beſchäftigung von Kindern weiter einzu⸗ 
ſchränken oder zu unterſagen. i 

§ 21. Aufſicht: Inſoweit nicht durch Bundesratsbeſchluß oder durch die Qan- 
desregierungen die Aufſicht anderweitig geregelt iſt, finden die Beſtimmungen 
des § 189b der Gewerbeordnung Anwendung. 

In Privatwohnungen, in denen ausſchließlich eigene Kinder beſchäftigt wer⸗ 
den, dürfen Reviſionen während der Nachtzeit nur ſtattfinden, wenn Tatſachen 
vorliegen, welche den Verdacht der Nachtbeſchäftigung dieſer Kinder begründen. 

§ 22. Zuſtändige Behörden: Welche Behörden in jedem Bundesſtaat unter 
der Bezeichnung: höhere Verwaltungsbehörde, untere Verwaltungsbehörde, Schul⸗ 
aufſichtsbehörde, Gemeindebehörde, d red as Ortspolizeibehörde zu vere 
ſtehen find, wird von der Zentralbehörde des Bundesſtaats bekannt gemacht. 


V. Strafbeſtimmungen. 


§ 28. Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark wird beſtraft, wer den §§ 4 
bis 8 zuwiderhandelt. 


Im Falle gewohnheitsmäßiger Zuwiderhandlung kann auf Gefängnisſtrafe 
bis zu ſechs Monaten erkannt werden. 
Der § 75 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes findet Anwendung. 
8 24. Mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark wird beftraft: 
1. wer dem § 9 zuwider Kindern an Sonn- und Feſttagen Beſchäftigung gibt; 


2. wer den auf Grund des § 20 hinſichtlich der Beſchäftigung fremder Kinder 
endgültig ergangenen Verfügungen zuwiderhandelt. | 


Im Falle gewohnheitsmäßiger Zuwiderhandlung kann auf Haft erkannt 
werden. 

§ 25. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark wird beſtraft: 

1. wer den 88 12 bis 16, § 17 Abſ. 1 zuwiderhandelt; . 

2. wer den auf Grund des § 20 hinſichtlich der Beſchäftigung eigener Kinder 


endgültig ergangenen Verfügungen oder den auf Grund des § 17 Abſ. 2 
erlaſſenen Vorſchriften zuwiderhandelt. 


Im Falle gewohnheitsmäßiger Zuwiderhandlung kann auf Haft erkannt 
werden. 

§ 26. Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark werden Arbeitgeber beſtraft, welche 
es unterlaſſen, den durch § 10 für fie begründeten Verpflichtungen nachzukommen. 
§ 27. Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark wird beſtraft: = 

1. wer entgegen der Beſtimmung des § 11 Abf. 1 ein Kind in Beſchäftigung 
nimmt oder behält; | 
2. wer der Beſtimmung des § 11 Abſ. 3 in Anſehung der Arbeitskarten zu⸗ 
widerhandelt. = l 
§ 28. Die Strafverfolgung der im § 24 bezeichneten Vergehen verjährt binə 
nen drei Monaten. l 
§ 29. Die Beſtimmungen des § 151 der Gewerbeordnung finden Anwendung. 
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VI. Schluß beſtimmungen. 


§ 80. Die vorſtehenden Beſtimmungen ſtehen weitergehenden landesrechtlichen 
Beſchränkungen der Beſchäftigung von Kindern in gewerblichen Betrieben nicht 
entgegen. 

31. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1904 in Kraft. 
rkundlich uſw. 

Gegeben uſw. 


Anlage. 
Gruppe | 
abe Bezeichnung der Werkſtätten. 
ſtatiſtik 


IV. Werkſtätten zur Anfertigung von Schieferwaren, „ 
und Griffeln, mit Ausnahme von Werkſtätten, in denen ledig⸗ 
lich das Färben, Bemalen und Bekleben ſowie die Verpackung 
von Griffeln und das Färben, Liniieren und Einrahmen von 
Schiefertafeln erfolgt. 3 

Werkſtätten der Steinmetzen, Steinhauer. 

Werkſtätten der Steinbohrer, ⸗ſchleifer oder -polierer. 

Kalkbrennereien, Gypsbrennereien. 

Werkſtätten der Töpfer. 

Werkſtätten der Glasbläſer, ⸗ätzer,⸗ſchleifer oder -mattierer, mit 
Ausnahme der Werkſtätten der Glasbläſer, in denen ausſchließ⸗ 
lich vor der Lampe geblaſen wird. 

Spiegelbelegereien. 

V Werkſtätten, in denen Gegenſtände auf galvaniſchem Wege durch 

Vergolden, Verſilbern, Vernickeln und dergleichen mit Metall⸗ 
überzügen verſehen werden oder in denen Gegenſtände auf 
galvanoplaſtiſchem Wege hergeſtellt werden. 

Werkſtätten, in denen Blei⸗ und Zinnſpielwaren bemalt werden. 

Blei⸗, Zink⸗, Zinn⸗, Rot⸗ und Gelbgießereien und ſonſtige Me- 
tallgießereien. | 

Werkſtätten der Gürtler und Bronzeure. 

Werkſtätten, in denen Blei, Kupfer, Zink oder Legierungen die⸗ 
ſer Metalle bearbeitet oder verarbeitet werden. 

Metallſchleifereien und =polierereien. 

Feilenhauereien. 

VI Harniſchmachereien, Bleianknüpfereien. 

Werkſtätten, in denen Queckſilber verwandt wird. 

VII Werkſtätten zur Herſtellung von Exploſivſtoffen, Feuerwerkskör⸗ 
pern, Zündhölzern und ſonſtigen Zündwaren. 

Abdeckereien. 

IX Werkſtätten, in denen Geſpinnſte, Gewebe und dergleichen mit⸗ 
tels chemiſcher Agentien gebleicht werden. 

Färbereien. 

Lumpenſortierereien. 

XI Felleinſalzereien, Gerbereien. 

Werkſtätten zur Verfertigung von Gummi⸗, Guttapercha⸗ und 
Kautſchukwaren. 

Werkſtätten zur Verfertigung von Polſterwaren. 

Roßhaarſpinnereien. 

XII Werkſtätten der Perlmutterverarbeitung. 

Haar⸗ und Borſtenzurichtereien. Bürſten⸗ und Pinſelmachereien, 
ſofern mit ausländiſchem tieriſchen Material gearbeitet wird. 

XIII Fleiſchereien. 

XIV Haſenhaarſchneidereien. 

Bettfedernreinigungsanſtalten. 

Chemiſche Waſchanſtalten. 

XV Werkſtätten der Maler und Anſtreicher. 
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Hinzuweiſen iſt auch noch auf das 


Hausarbeitsgeſetz vom 20. Dezember 1911 
(RGB. S. 976 ff), 


wo im 8 6 es heißt: „Auf Geſundheit und Sittlichkeit der männlichen 
Hausarbeiter unter 18 Jahren und der Hausarbeiterinnen find diejenigen 
beſonderen Rückſichten zu nehmen, welche durch Alter und Geſchlecht dieſer 
Arbeiter geboten ſind. Zur Durchführung dieſer Beſtimmung kann über 
die Vorſchriften im § 5 Abſ. 1, § 13 Abſ. 1, 2 des Gef. betr. Kinderarbeit 
in gewerblichen Betrieben vom 30. März 1903 hinaus die Beſchäftigung 
von eigenen oder fremden Kindern im Sinne jenes Geſetzes von der Voll⸗ 
endung eines höheren Lebensalters abhängig gemacht oder ganz verboten 
werden. Für andere Hausarbeiter unter 16 Jahren kann Beginn und 
Ende der zuläſſigen täglichen Arbeitszeit ſowie Dauer und Lage der Pau⸗ 
ſen vorgeſchrieben werden. Ferner kann die Beſchäftigung an Sonn⸗ und 
Feſttagen, ſowie während der von dem ordentlichen Seelſorger für den 
Katechumenen⸗, Konfirmanden⸗, Beicht⸗ und Kommunionunterricht be⸗ 
ſtimmten Stunden verboten werden. 


* * 
% 


Bezüglich Kleinkinderfürſorge kommt in Betracht aus den 
„Veröffentlichungen des Reichsgeſundheitsamtes“ Jahrg. 44 Nr. 30 vom 
28.. Juli 1920: 5 


Rundſchreiben des Reichsminiſters des Innern, betr. Grundſätze für die 
Einrichtung und den Betrieb von Krippen, Kinderbewahranſtalten und 
Krippen. 

Vom 10. Juni 1920. 


In Verfolg einer an die Reichsregierung ergangenen Anregung der Deutſchen 
Geſellſchaft für Kinderheilkunde ſind im Reichsgeſundheitsamt unter Mitwirkung 
einer Reihe beſonders erfahrener Sachverſtändiger die in der Anlage beigefügten 
„Grundſätze für die Einrichtung und den Betrieb von Krippen, Kinderbewahr⸗ 
anſtalten und Kindergärten“ ausgearbeitet worden. Sie ſollen dazu dienen, den 
Geſundheitsſchutz der in dieſen Anſtalten untergebrachten Kinder genügend ſicher⸗ 
zuſtellen und der Gefahr der Weiterverbreitung übertragbarer Krankheiten, die 
mit ſolchen Einrichtungen ſtets in gewiſſem Umfange verbunden iſt, nach Mög⸗ 
lichkeit vorzubeugen. Zu letzterem Zwecke namentlich ſind in einem beſonderen 
Abſchnitt nicht nur allgemeine Richtlinien zur Verhütung der Einſchleppung und 
Ausbreitung von übertragbaren Krankheiten in Kinderkrippen uſw., ſondern auch 
nähere Verhaltungsmaßnahmen für die hauptſächlich in Betracht kommenden 
Krankheiten gegeben. 

Wenngleich reichsgeſetzliche Unterlagen für eine durchgreifende Regelung der 
geſundheitlichen Verhaltniſſe in den Kinderkrippen erſt durch das in Vorbereitung 
befindliche Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz geſchaffen werden ſollen, dürfte eine 
weſentliche Beſſerung des gegenwärtigen Zuſtandes immerhin ſchon dadurch ſich 
erreichen laſſen, daß ſeitens der Landesregierungen im Verwaltungswege auf die 
Beobachtung der von den Sachverſtändigen empfohlenen Grundſätze bei der Ein⸗ 
richtung und beim Betrieb von Kinderkrippen uſw. hingewirkt wird; namentlich 
auch wird es von Nutzen ſein, wenn dieſe Grundſätze den Behörden, denen die 
Fürſorge für das Krippenweſen anvertraut iſt, als Richtſchnur für ihr Wirken 
und ihre überwachende Tätigkeit auf dem in Rede ſtehenden Gebiete an die Hand 
gegeben werden. Freilich werden für die bereits beſtehenden Anſtalten die 
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„Grundſätze“ nicht überall in allen Einzelheiten ſofort bindend ſein können, viel⸗ 
mehr hier und dort bei beſonderen örtlichen Verhältniſſen Abweichungen in dem 
einen oder anderen Punkte ſich nicht vermeiden laſſen, gegebenenfalls auch die 
Durchführung auf eine gewiſſe Spanne Zeit verteilt werden müſſen. Wohl aber 
wird bei der Gründung neuer Krippen die volle Beachtung der Grundſätze im 
aen Intereſſe der dieſen Anſtalten überantworteten Kinder angus 
treben ſein. | 

' Für die weitere Ausgeſtaltung des Krippenweſens wird es vor allem darauf 
ankommen, daß in den einzelnen Gemeinden dem zutage tretenden Bedürfnis 
nach Krippen in ausreichender Weiſe entſprochen wird. In dieſer Hinſicht be⸗ 
fürworten die gehörten Sachverſtändigen eindringlich, daß dort, wo trotz vorhan⸗ 
denen Bedürfniſſes entweder überhaupt noch keine Krippen beſtehen, oder die von 
privater Seite oder durch Wohltätigkeitsvereine eingerichteten Krippen ſich als 
unzureichend oder ungeeignet erweiſen ,die Gemeinden — nötigenfalls unter An⸗ 
wendung eines gewiſſen Zwanges — angehalten werden möchten, ihrerſeits die 
nötigen Fürſorgeeinrichtungen zu Aufl 

In die Grundſätze haben keine Aufnahme gefunden Richtlinien für Tag⸗ und 
Nachtkrippen, in denen die Kinder nicht nur am Tage, ſondern auch während der 
Nacht verbleiben. Solche Anſtalten, welche bis zum Beginn des Krieges eine 
Seltenheit waren, ſind ſeitdem namentlich in Induſtrieorten ins Leben eon 
worden. Da derartige Tag⸗ und Nachtheime vom geſundheitlichen Standpunkte 
Säuglingheimen und Säuglingskrankenhäuſern ziemlich gleichzuachten ſind, wer⸗ 
den an ſie die gleichen ſtrengeren Anforderungen zu ſtellen ſein, wie ſie ſchon jetzt 
pfl Unterkunftsſtätten, die auch für kranke Kinder dienen, erhoben zu werden 
pflegen. | 

Im Falle des dortigen Einverſtändniſſes darf ich hiernach hinſichtlich der 
Durchführung der „Grundſätze“ das Weitere ergebenſt anheimſtellen. 

oH ſämtliche Landesregierungen (für Preußen: Minifterium für Volkswohl⸗ 


ahrt). 
Grundſätze für die Einrichtung und den Betrieb von Krip⸗ 
pen, Kinderbewahranſtalten und Kindergärten. 

Vorbemerkung: Infolge der vielfachen außerhäuslichen Erwerbstätig⸗ 
keit der Frauen ſind im Laufe der Zeit zahlreiche Anſtalten errichtet worden, in 
denen Kinder während des Tages oder Tag und Nacht untergebracht werden fons 
nen. Die Gefahren für die in ſolchen Anſtalten untergebrachten Kinder auf ge⸗ 
ſundheitlichem Gebiete ſind nicht unerheblich: ihnen vorzubeugen und ſie zu be⸗ 
kämpfen, iſt eine dringliche Pflicht der ſozialen allgemeinen Geſundheitsfürſorge. 

Geſundheitliche Nachteile drohen den dort befindlichen Kindern durch die Ein⸗ 
ſchleppung übertragbarer Krankheiten, durch die ungünſtige Einwirkung des ſtän⸗ 
digen Aufenthalts in geſchloſſenen, oft ungeſunden Räumen auf die körperliche 
Entwicklung, den Säuglingen ganz beſonders aber durch eine vielfach unzweck⸗ 
mäßige oder falſche künſtliche Ernährung. | 

Bu borbeugendem Schutz und zur Abwehr bereits eingetretener Gefahr emp⸗ 
fiehlt es ſich, Mindeſtforderungen feſtzuſetzen, die an ſolche Unterkunftsſtätten 
und deren Betrieb geſtellt und ſtrengſtens durchgeführt werden ſollten. 

I. Allgemeines. 


Es ſollte Aufgabe der Gemeinden ſein, nach Maßgabe des Bedürfniſſes für 
die Schaffung von Krippen, Kinderbewahranſtalten und Kindergärten zu ſorgen 
und derartige Einrichtungen, ſoweit ſie von ihnen nicht ſelbſt unterhalten wer⸗ 
den, durch Geldzuſchüſſe und auf jede andere geeignete Weiſe zu fördern. Erfor⸗ 
derlichenfalls ſollten die Gemeinden nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit im 
Aufſichtswege dazu angehalten werden. 

b und inwieweit ein Bedürfnis vorhanden ift, entſcheidet die untere Vere 
waltungsbehörde nach Anhörung des beamteten Arztes. , 

Wer eine Krippe, eine Kinderbewahranſtalt oder einen Kindergarten errichten 
oder betreiben will, bedarf dazu der behördlichen Genehmigung. Die Erteilung 
erfolgt durch die untere Verwaltungsbehörde, der zu dieſem Behufe die Pläne 
und ſonſtigen Unterlagen einzureichen ſind, aus welchen die Lage und die Räume, 
ſowie die Art des beabſichtigten Betriebes der Anſtalt ſich erſehen laſſen. Die 
Genehmigung darf erſt erfolgen nach Anerkennung des 5 BL nach Ein⸗ 
holung eines Gutachtens des beamteten Arztes und nachdem der Nachweis er⸗ 
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bracht iſt, daß die Anſtalt nach ihrer Lage, Bauart, ſowie nach Zahl und Be⸗ 
ſchaffenheit ihrer Räume den zu ſtellenden geſundheitlichen Anforderungen ent⸗ 
ſpricht und der ordnungsmäßige Betrieb der Anſtalt geſichert iſt. 

Fabrikkrippen. Dort, wo zahlreiche Frauen durch Fabrikarbeit genötigt 
ſind, ihre Kinder tagsüber in fremde Fürſorge zu geben, iſt von der unteren 
Verwaltungsbehörde darauf hinzuwirken, daß von den Fabrikleitungen Krippen, 
Stillſtuben, Kinderbewahranſtalten und Kindergärten errichtet oder Geldzuſchüſſe 
an ſchon beſtehende derartige Einrichtungen geleiſtet werden, damit die Fabrik⸗ 
arbeiterinnen davon Gebrauch machen können. _ 

Im allgemeinen find die Krippen gang beſonders dafür geeignet, die Zwie⸗ 
milchernährung, wo ſie notwendig wird, durchzuführen. Darum ſoll grundſätz⸗ 
lich angeſtrebt werden, ſoweit nur immer möglich, ſämtliche aufgenommenen jün⸗ 
geren Säuglinge wenigſtens teilweiſe noch natürlicher Ernährung teilhaftig wer⸗ 
den zu laſſen. 

Beſeitigung von Mißſtänden. Schließung. In Anſtalten, die 
den nachbezeichneten geſundheitlichen Anforderungen nicht entſprechen, ſind die 
vorhandenen Mißſtände zu beſeitigen, andernfalls ſind die Anſtalten zu ſchließen. 
Vorher iſt jedoch den Anſtalten eine angemeſſene Friſt zur Herbeiführung befrie⸗ 
digender Zuſtände zu gewähren. 


II. Räume und Betriebseinrichtungen. 


Es müſſen in jeder Krippe und Kinderbewahranſtalt, deren Belegzahl im all- 
gemeinen 50 Kinder nicht überſteigen ſoll, vorhanden ſein: 

1. ein Aufnahmeraum, . l 

Hilfspflegerinnen, welche die erforderliche Ausbildung noch nicht beſitzen, find 
vom Krippenarzt in den Grundzügen der Säuglingspflege zu unterrichten. 

2. eine luftige Kleiderablage, die von dem Aufenthaltsraume der Kinder ge⸗ 
trennt iſt, jedoch mit dem Aufnahmeraum vereinigt ſein kann, 

3. ein geſchützter Raum zum Unterſtellen der Kinderwagen, 

4. Tage⸗ oder Aufenthaltsräume, ewe 

> mindeſtens ein Abſonderungsraum für kranke und krankheitsverdächtige 
er, 

6. ein beſonderer Baderaum oder, ſofern dieſer nicht beſchafft werden kann, 
mindeſtens eine Badegelegenheit für Säuglinge und Kleinkinder im Alter bis zu 
2 Jahren ſowie Waſchgelegenheit für die übrigen Kinder, 

7. eine Milchküche, die mit dem Baderaum nicht vereinigt ſein darf, zur Be⸗ 
reitung der Säuglingsnahrung, , 

8. ein geſonderter Abort für die Kinder. , 

a a erwünſcht ift ferner ein Schlafraum für den Mittagsſchlaf der 

nder. . 

Bei der Einteilung der Räume ift Vorſorge zu treffen, daß für Säuglinge 
und ſolche Kinder, die ſchon laufen können, getrennte Räume vorhanden ſind. 

Die zum Aufenthalt der Kinder beſtimmten Räume müſſen gut belichtet und 
gut lüftbar ſein; ihre Einrichtung darf ſich nicht weſentlich von derjenigen einer 
Anſtalt, die zum dauernden Aufenthalt von Kindern beſtimmt iſt, unterſcheiden. 

Luftraum. In Anſtalten, die für Kinder im Alter bis zu 2 Jahren be⸗ 
ftimmt find, muß jedem Kinde im Tageraum ein Luftraum von mindeſtens 
10 chm, in dem für den Mittagsſchlaf beſtimmten Schlafraum ein ſolcher von 
mindeſtens 6 cbm zur Verfügung ſtehen. Für Kinder vom vollendeten 2. Lebens⸗ 
jahr bis zum 6. Lebensjahr genügt ein Luftraum von je 5 bis 6 chm im Tage⸗ 
und im Schlafraum. In Anſtalten, in denen kein beſonderer Schlafraum für die 
Kinder vorhanden iſt, ſollen für Kinder bis zu 2 Jahren mindeſtens 12 cbm, für 
Kinder vom vollendeten 2. Lebensjahr bis zum 6. Lebensjahr mindeſtens 7. bis 
8 cbm Luftraum vorhanden fein. 

Eine Belegung mit mehr Kindern, als es nach dieſen Anforderungen hin⸗ 
ſichtlich des Luftraumes angängig iſt, muß vermieden werden. l 

Es ift dafür zu ſorgen, daß bei günſtigem Wetter die Kinder auch im Freien 
verweilen können, und daß bei veränderlicher Witterung eine gedeckte Veranda 
oder eine ſonſtige geſchützte Aufenthaltsſtätte zur Verfügung ſteht. Er 

Für jedes Kind im Alter unter 2 Jahren muß ein eigenes Bett zur Verfü⸗ 
gung ſtehen; für die übrigen Kinder, namentlich für diejenigen bis zum vollen⸗ 


28 Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 


deten 4. Lebensjahr, genügt es, wenn eine andere geeignete Schlafgelegenheit zur 
Benutzung am Tage vorhanden iſt. 

Für alle Kinder muß Wäſche und Kleidung, deren Reinigung in der Krippe 
ſelbſt oder auswärts erfolgen kann, in genügender Menge verfügbar ſein. 


III. Betrieb. 


Anſtalten, in denen Kinder im Alter unter 2 Jahren verpflegt werden, müſſen 
unter der Leitung und fortlaufenden Aufſicht eines Arztes — und zwar wenn 
irgend möglich eines Kinderarztes — ſtehen. Auch bei ſolchen Anſtalten, die nur 
ältere Kinder aufnehmen, iſt eine ärztliche Aufſicht erwünſcht. ö 

Der Betrieb der Anſtalten iſt durch eine Hausordnung zu regeln. 

Dem Anſtaltsarzt muß eine Einwirkung auf die Verwaltung und den Betrieb 
der Anſtalt geſichert ſein. Bei Anſtalten für Kinder unter 2 Jahren hat er 
der Anſtalt moglichſt täglich einen Beſuch abzuſtatten. Der Anſtaltsarzt ſoll eine 
angemeſſene Vergütung für ſeine Tätigkeit in der Anſtalt erhalten. 

Aufnahme. Kein Kind darf in die Anſtalt endgültig aufgenommen wer⸗ 
den, das nicht vorher durch den Anſtaltsarzt unterſucht worden iſt. Dieſer iſt 
befugt, ein Kind aus geſundheitlichen Gründen zurückzuweiſen. 

übernachten der Kinder. In den Krippen dürfen ausnahmsweiſe 
bei beſonderem Anlaſſe einzelne Kinder, ſoweit ihre Verſorgung ohne Überan⸗ 
ſtrengung des Pflegeperſonals erfolgen kann, über Nacht zurückbehalten werden. 
In beſonderen Notfällen darf dies auch für wenige Nächte geſchehen, jo 3 B. zum 
Schutz gegen Anſteckungsgefahr bei ſolchen Kindern, in deren Wohnung zu Hauſe 
eine übertragbare Krankheit herrſcht. 

Tageskrippen dürfen, außer bei vollſtändiger räumlicher Trennung, nicht zu⸗ 
gleich oder nebenher mit Tag- und Nachtkrippen oder ähnlichen Heimen einge» 
richtet oder betrieben werden. 

Krippen, die eine größere Anzahl Kinder für längere Zeit oder dauernd über 
Nacht beherbergen, find Einrichtungen der geſchloſſenen Fürſorge und darum Hine 
ſichtlich der an ſie zu ſtellenden Anforderungen den Kinderheimen gleichzuſtellen. 

Mindeſtalter der Kinder. Um Kinder nicht zu früh von der Mutter 
zu trennen, ſind die Mütter von der Krippe darauf hingewieſen, daß die Kinder 
nicht früher als 6 Wochen nach der Geburt der Anſtalt zugeführt werden ſollen, 
es 5 denn, daß die Einleitung der Zwiemilchernährung nur hierdurch möglich 
wird. N 

Zurückweiſung kranker und krankheits verdächtiger Rin» 
der. Die Anſtalten ſollen im allgemeinen nur für die Verpflegung geſunder 
Kinder dienen. Erweiſt fih ein Kind bei der vor der endgültigen Aufnahme ſtatt⸗ 
findenden ärztlichen Unterſuchung als krankheits⸗ oder anſteckungsverdächtig, ſo 
iſt es zurückzuweiſen. Erkrankt ein Kind nach ſeiner Zulaſſung zur Krippe wäh⸗ 
rend des Aufenthalts in der Anſtalt oder zu Hauſe und handelt es ſich nicht um 
eine ernſtere übertragbare Krankheit, ſo entſcheidet der Anſtaltsarzt, ok das Kind 
in der Krippe verbleiben, bezw. ob es weiter zum Beſuche der Krippe zugelaſſen 
werden darf. 

Ernährung der Kinder. Beſondere Aufmerkſamkeit iſt der Ernäh⸗ 
rung der Kinder, vor allem der Säuglinge, zuzuwenden. Die Nährweiſe wird 
durch den Arzt vorgeſchrieben. 

Ernährung der Säuglinge. Bei Säuglingen ſind die Mütter zum 
Weiterſtillen anzuhalten und unter Umſtänden durch Verabreichung von Mittag⸗ 
eſſen, Stillprämien und dergl. dazu zu bewegen. Es iſt darauf hinzuwirken, daß 
in Fabriken, die viele Frauen beſchäftigen, durch Einrichtung von Stillkrippen 
oder Stillſtuben den Müttern Gelegenheit gegeben wird, ihre Kinder möglichſt 
lange ſelbſt zu nähren. Bei künſtlicher Ernährung iſt die Art und Menge der 
Nahrung vom Arzt anzuordnen. Die Bereitung der Flaſchennahrung hat ge⸗ 
ſundheitlich einwandfrei zu erfolgen. Nach Möglichkeit ſoll die zu Hauſe zu 
verabreichende Nahrung für die künſtlich ernährten, vornehmlich für die noch nicht 
% Jahr alten Säuglinge in fertiger Miſchung den Müttern mitgegeben werden. 

Ernährung der Kleinkinder. Die Kleinkinder ſollen eine ausrei⸗ 
chende, abwechslungsreiche Koſt erhalten, die weder in einer einſeitigen Über- 
fütterung mit Milch beſtehen, noch durch allzu häufige Verabreichung von dünnen 
Suppen, Kaffee uſw. gehaltlos und ohne Nährwert ſein darf. 
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Perſonalbogen. über jedes Kind iſt ein einheitlicher, nach Art der 
Krankengeſchichten zuſammenzuſtellender Perſonalbogen zu führen, der nicht nur 
genaue Angaben über die Perſonalverhältniſſe enthält, ſondern auch die Art der 
Entwicklung des Kindes ſowie ſeiner etwaigen Erkrankungen uſw. erſehen läßt, 
ſo daß er auch zu ſtatiſtiſchen Zwecken Verwendung finden kann. 


IV. Ausbildung und Tätigkeit des Anſtaltsperſonals. 
Pflegeperſonen. 


In jeder Anſtalt fol mindeſtens eine in einer ſtaatlich anerkannten Pflege⸗ 
ſchule ausgebildete und in der Säuglings- und Kleinkinderpflege erfahrene Pfle⸗ 
gerin vorhanden ſein. Sie iſt dem Arzte in allen geſundheitlichen und ärztlichen 
Angelegenheiten untergeordnet und für den ordnungsmäßigen Pflegebetrieb ver⸗ 
antwortlich. Ihr ſind die übrigen Pflegeperſonen zu unterſtellen. 

Iſt das gegenſeitige Dienſtverhältnis der Pflegeperſonen, die bei der Hinaus⸗ 
gabe dieſer Grundſätze in einer Krippe vorhanden ſind, anders geordnet, ſo 
braucht, falls der bisherige Zuſtand ſich bewährt hat, eine Anderung im Sinne 
der vorſtehenden Grundſätze einſtweilen nicht einzutreten. 

Einer Pflegeperſon ſollen in der Regel nicht mehr als 6 Säuglinge oder 
nicht mehr als 10 ältere Kinder zugeteilt werden. 

Verbot der Krankenpflege außerhalb der Krippen. Pflege⸗ 
perſonen, die in Krippen tätig ſind, dürfen nicht zugleich der Krankenpflege außer⸗ 
halb der Krippe ſich widmen; ſie ſollen auch den Verkehr mit Perſonen, die der 
Krankenpflege außerhalb der Krippe obliegen, vermeiden. 

Hilfspflegerinnen, welche die erforderliche Ausbildung noch nicht beſitzen, ſind 
vom Krippenarzt in den Grundzügen der Säuglingspflege zu unterrichten. 

Es ijt darauf hinzuwirken, daß die in Krippen und ähnlichen Anſtalten täti- 

en Pflegerinnen (Schweſtern) regelmäßig an geeigneten Wiederholungs⸗ und 
Fortbildungskurſen teilnehmen. 


V. Maßnahmen bei dem Auftreten einer übertragbaren 
Krankheit. Aufklärung der Mütter. 


Es iſt notwendig, die Mütter über die Gefahr der Übertragung und Verſchlep⸗ 
pung von Krankheiten aufzuklären. ; 

Entfernung anjtedend erkrankter Kinder. Kinder, die bon 
übertragbaren Krankheiten befallen werden, find in der Regel aus der Anſtalt gu 
entfernen und ärztlicher Behandlung zuzuführen. 

Kinder, die an einer übertragbaren Krankheit gelitten haben, dürfen erſt dann 
wieder aufgenommen werden, wenn nach Anſicht des Anſtaltsarztes die Möglich⸗ 
keit einer Anſteckung mit Sicherheit auszuſchließen iſt. 

Schließung. Unbeſchadet der nachſtehend für einzelne Krankheiten gege⸗ 
benen Richtlinien gilt im allgemeinen folgendes: 

Über die Schließung der Krippe ſoll nach eigenem Ermeſſen und auf eigene 
Verantwortung der Anſtaltsarzt entſcheiden. In zweifelhaften oder ſtrittigen 
Fällen ſteht die Entſcheidung dem beamteten Arzte zu. Die erfolgte Schließung 
einer Krippe iſt ſofort der Aufſichtsbehörde zu melden, damit dieſe die übrigen 
am ee befindlichen Krippen und ähnlichen Anſtalten alsbald davon benachrich⸗ 
tigen kann. 

Ein Fortbetrieb der Anſtalt bei einer dort auftretenden übertragbaren Krank⸗ 
heit kann im allgemeinen nur inſoweit in Betracht kommen, als es ſich um Kin⸗ 
der handelt, welche die betreffende Krankheit bereits überſtanden haben (vergl. 
im einzelnen die anſchließend fat die wichtigſten Krankheiten in dieſer Hinſicht 
eee beſonderen Grundſätze). f 

e käm p N ungs maßnahmen. Für die gegen übertragbare Krankhei⸗ 
ten zu ergreifenden Abwehrmaßregeln in den Krippen, Kinderbewahranſtalten 
und Kindergärten ſind die geltenden landesrechtlichen Vorſchriften maßgebend. 
Dabei iſt in Anbetracht der eigenartigen Verhältniſſe der bezeichneten Anſtalten 
bei den nachbenannten Krankheiten beſonders auf folgendes zu achten. l 

Maſern. Das erkrankte Kind ift ſofort aus der Krippe zu entfernen. Die 
Krippe iſt auf zwei Tage zu ſchließen; die Räume der Krippe ſind zu desinfizie⸗ 
ren. Am 3. Tage kann die Wiederaufnahme der bereits früher durchgemaſerten 
Kinder erfolgen. Die nicht durchgemaſerten und nicht erkrankten Kinder können 
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nach 14 Tagen wieder aufgenommen werden, die erkrankten nach 4 Wochen, ſo⸗ 
fern ſie nicht mehr huſten. 

charlach. Das erkrankte Kind iſt möglichſt ſofort einem Krankenhauſe zu 
überweiſen; der zuſtändigen Polizeibehörde iſt Mitteilung zu machen. Der Krip⸗ 
penraum, in dem ſich das Kind aufgehalten hat, iſt einſchließlich des Bettes und 
der Gebrauchsgegenſtände des Kindes zu desinfizieren. Eine Schließung der 
Krippe iſt zunächst nicht notwendig; jedoch müſſen die übrigen Kinder, die ſich 
in der nächſten Nähe des erkrankten Kindes aufgehalten haben, genau beobachtet 
werden, ob ſich bei ihnen Scharlacherſcheinungen zeigen. Folgen weitere Krank⸗ 
heitsfälle, ſo iſt, jedenfalls dann, wenn der zehnte Teil der Kinder erkrankt iſt, 
die Krippe nach Meldung bei der zuſtändigen Polizeibehörde zu ſchließen und zu des⸗ 
infizieren. Nach 2 Tagen können die Kinder, die bereits früher Scharlach über⸗ 
tanden haben. wieder aufgenommen werden, nach Ablauf einer Woche auch die 
übrigen nicht erkrankten Kinder. Diejenigen Kinder, welche an Scharlach er⸗ 
krankt ſind, dürfen erſt nach 8 Wochen wieder in die Krippe kommen. 

Diphtherie. Das erkrankte Kind iſt dem Krankenhauſe zu überweiſen; 
der zuſtändigen Polizeibehörde iſt von dem Erkrankungsfall Mitteilung zu ma⸗ 
chen. Die Krippe iſt zu ſchließen; die Räume der Krippe ſind zu desinfizieren. 
Die nicht erkrankten Kinder, einſchließlich derjenigen, die ſchon früher an Diph⸗ 
therie erkrankt waren, dürfen erſt wieder aufgenommen werden, wenn die drei⸗ 
malige Unterſuchung eines Naſen⸗ und Mandelabſtrichs zu einem negativen Er⸗ 
gebnis geführt hat. Die drei Abſtriche ſind in etwa zweitägigen Zwiſchenräumen 
vorzunehmen. Auch das Krippenperſonal iſt durch wiederholte Abſtriche auf Diph⸗ 
theriebazillen zu unterſuchen. Erkrankte Perſonen werden dem Krankenhauſe 
überwieſen. Bazillenträger ſind von der Arbeit auf die Dauer ihrer Anſteckungs⸗ 
fähigkeit auszuſchließen. Die erkrankten Kinder und Pflegeperſonen ſowie Ba⸗ 
zillenträger ſind erſt nach dreimaligem negativen Ergebnis der Unterſuchung des 
Mandelabſtrichs zum Krippenbeſuche wieder zuzulaſſen, auch wenn mehrere Wo⸗ 
chen und Monate darüber vergehen. 

Keuchhuſten. Das erkrankte Kind iſt ſofort aus der Krippe zu entfernen; 
auf Keuchhuſten verdächtige Kinder ſind abzuſondern. Die Krippe iſt zu ſchlie⸗ 
ßen; die Räume der Krippe ſind zu desinfizieren. Nach zwei Tagen werden die⸗ 
jenigen Kinder, die bereits früher Keuchhuſten gehabt haben, wieder aufgenom⸗ 
men, nach 14 Tagen die nichterkrankten Kinder, ſofern durch eine ärztliche Un- 
terſuchung feſtgeſtellt ift, daß fie nicht huſten. Die erkrankten Kinder dürfen erft 
dann wieder aufgenommen werden, wenn ſie nicht mehr huſten. 

Windpocken. Das erkrankte Kind wird vom Beſuche der Krippe ausge⸗ 
ſchloſſen; die Krippe braucht nicht geſchloſſen zu werden. Sollten noch mehrere 
Windpockenfälle nachfolgen, ſo iſt zu empfehlen, auch die erkrankten Kinder zum 
Beſuche der Krippe zuzulaſſen, um ſo eine ſchnellere Durchſeuchung der Kinder 
mit den an und für ſich harmloſen Windpocken herbeizuführen. Abweichende 
Maßnahmen ſind der Entſcheidung des Arztes vorbehalten. 

iegenpeter (Mumps). Das erkrankte Kind iſt vom Beſuche der Krippe 
auszuſchließen. Die Krippe braucht nicht geſchloſſen zu werden. Folgen weitere 
Fälle, ſo entſcheidet der Arzt über die zu ergreifenden Maßnahmen. 

Röteln. Das erkrankte Kind wird vom Beſuche der Krippe ausgeſchloſſen 
oder geſondert bis zum Verſchwinden der Krankheitserſcheinungen verpflegt. 

Grippe. Bei leichtem Verlauf iſt eine rechtzeitige Abweiſung oder Ent⸗ 
fernung der erkrankten Kinder kaum durchführbar und auch nicht nötig. Es ge⸗ 
nügt, die nur leicht Erkrankten geſondert bis zum Verſchwinden der Krankheits- 
erſcheinungen zu pflegen. Bei ernſterem Auftreten der Krankheit ſind die Er⸗ 
krankten bis zu ihrer Geneſung vom Beſuche der Anſtalt fern zu halten. 

Die Räume der Krippe ſollen fleißig gelüftet und gründlich gereinigt werden. 

Ruhr und Typhus. Das erkrankte Kind iſt ſchleunigſt abzuſondern und 
vom weiteren Beſuche der Krippe auszuſchließen. Es iſt wo möglich in eine 
Krankenanſtalt zu verbringen; der zuſtändigen Polizeibehörde iſt von dem Er⸗ 
krankungsfall Mitteilung zu machen. Eine gewiſſenhafte Desinfektion der Ent⸗ 
leerungen, der Wäſche, der Kleider und des Aborts ſowie der Räume in der 
Krippe, die von dem kranken Kinde benutzt und mit Stuhlgang verunreinigt wor⸗ 
den ſind, hat ſtattzufinden. Die erkrankt geweſenen Kinder ſind in die Krippe 
erſt wieder aufzunehmen, nachdem eine zweimalige bakteriologiſche Unterſuchung 
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der Darmentleerungen ein negatives Ergebnis gehabt hat. Die Schließung der 
Krippe iſt in der Regel nicht notwendig. Alle Kinder, die die Krippe weiter be⸗ 
ſuchen, ſind auf etwaige Erkrankung genau zu beobachten. 

Genickſtarre und Kinderlähmung. Die Erkrankten ſind ſchleunigſt 
abzuſondern und in eine Krankenanſtalt überzuführen; der Erkrankungsfall iſt 
der zuſtändigen Polizeibehörde anzuzeigen. Der Krippenraum, in dem ſich das 
Kind a hat, einſchließlich des Bettes und der Gebrauchsgegenſtände des 
Kindes ſind zu desinfizieren. 

Gonorrhöe. Es iſt Vorſorge zu treffen, daß das erkrankte Kind in ärzt⸗ 
liche Behandlung genommen wird. Die Wäſche und Gebrauchsgegenſtände des 
Kindes ſind zu desinfizieren. Das erkrankte Kind iſt erſt nach ſeiner Geneſung 
wieder aufzunehmen und auf ſeinen Geſundheitszuſtand genau zu überwachen. 
1 etwaige Erkrankungen des Pflege- und Warteperſonals ift aufmerkſam 
zu achten. 


* * 
* 


Grundlegende Erlaſſe betreffend Förderung der 
Jugendpflege in Preußen ſind folgende: 


a) Allgemeiner Erlaß vom 18. Januar 1911. 
(U III B 6088) 


Die in den letzten Jahrzehnten erfolgte Veränderung der Erwerbsverhältniſſe 
mit ihren nachteiligen Einflüſſen auf das Leben in Familie und Geſellſchaft hat 
einen großen Teil unſerer heranwachſenden Jugend in eine Lage gebracht, die 
ihr leibliches und noch mehr ihr ſittliches Gedeihen aufs ſchwerſte gefährdet. 
Immer ernſter wird daher die allgemeine Durchführung von Maßnahmen gefor- 
dert, welche dem heranwachſenden Geſchlecht ein fröhliches Heranreifen zu kör⸗ 
perlicher und ſittlicher Kraft ermöglichen. Dieſe Forderung wird beſonders drin⸗ 
gend gerade auch von ſolchen erhoben, welche ſelbſt ſeit geraumer Zeit ſich um 
die Pflege der Jugend verdient gemacht und eigene Erfahrungen auf dieſem Ge⸗ 
biete geſammelt haben. 

Auch die Staatsregierung betrachtet die Jugendpflege wegen ihrer hohen Be⸗ 
deutung für die Zukunft unſeres Volkes als eine der wichtigſten Aufgaben der 
Gegenwart und hat deren Förderung dem mir unterſtellten Miniſterium über⸗ 
tragen. 

Um über den Geiſt, in dem ich die Sache behandelt zu ſehen und ihr zu die⸗ 
nen wünſche, von vornherein keinen Zweifel aufkommen zu laſſen, bemerke ich, 
daß die Jugendpflege die Anwendung irgendeiner bürokratiſchen Schablone nicht 
verträgt. Tunlichſt freie Entfaltung aller geeigneten Krafte innerhalb des durch 
das Ziel gegebenen Rahmens und unter Fühlungnahme mit den dasſelbe Ziel 
Erſtrebenden iſt unentbehrlich. Wenn irgendwo, ſo hängt hier der Erfolg der 
Arbeit von der ſelbſtloſen Hingebung der Perſonen ab, die ſie treiben, ſowohl bei 
dem unmittelbaren Dienſte an der Jugend ſelbſt, wie bei den beſonders wichti⸗ 
gen Bemühungen, der Jugendſache Freunde zu werben. N 

Die Stadtverwaltungen und Schuldeputationen finden hier ein weites Feld 
ausſichtsvoller Tätigkeit, und ich ſtelle gern a daß der Anbau desſelben bereits 
vielerorts — teilweiſe in muſtergültiger Weiſe — in Angriff genommen wor⸗ 
den iſt. Auf dem Lande und für kleinere Städte erſcheint es als der ſicherſte Weg 
zu befriedigenden Ergebniſſen, wenn die Kreisverwaltungen die Sache zum Gegen⸗ 
ſtande ihrer beſonderen Fürſorge machen, wie es bereits mehrfach in vorbildlicher 
Weiſe erfolgt iſt. 
.Das Werk der Jugendpflege bedarf aber vor anderen des Wohlwollens und 

der opferwilligen Mithilfe aller Vaterlandsfreunde in allen Ständen und Berufs⸗ 

klaſſen. Es iſt daher dringend erwünſcht, daß die warmherzige Liebe und opfer⸗ 
willige Vegeiſterung, die ihr von Einzelperſonen und freien Vereinigungen, wie 
den zahlreichen kirchlichen Vereinen, den großen Turn⸗, Spiel⸗ und Sportver⸗ 
einigungen, Vereinen für Volkswohlfahrt u. a. bisher ſchon zugewandt worden 
ift, ihr nicht bloß erhalten bleibe, 1 an Umfang und e zunehme. 

Das Staatsminiſterium legt Wert darauf, daß alle ſtaatlichen Behörden, ſo⸗ 
weit ſie dazu geeignete Räumlichkeiten, Mittel und Kräfte beſitzen, dieſe nach 
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aller Möglichkeit für die Förderung der Sache dienſtbar machen. Nicht minder 
rechne ich auf die wertvolle Hilfe der Geiſtlichen aller Bekenntniſſe. 

Schließlich darf ich mich der Mitwirkung der mir nachgeordneten Behörden, 
Beamten und Lehrer bei der erzieheriſchen yugenbpflege auch außerhalb der 
Schulzeit verſichert halten. Ich weiß, daß ich die Beteiligten damit vor eine 
Aufgabe ſtelle, deren Schwierigkeit ſchon deshalb nicht gering iſt, weil ihre Löſung 
nicht ſchulmäßig erfolgen darf und die Möglichleit eines Zwanges fehlt. Ich 
weiß aber auch, wie bisher ſchon ſehr viele Lehrer und Lehrerinnen 
bei den Beſtrebungen für allgemeine Jugendwohlfahrt in vorderſter Reihe ge⸗ 
ſtanden haben, wie ferner die Regierungen bereits mit Erfolg cal diefem Gee 
biete tätig find und beſonders in den letzten Jahren teilweiſe umfaſſende Vorbe⸗ 
reitungen für eine Ausdehnung ihrer Fürſorge getroffen haben. Ich vertraue 
daher, daß die Schulverwaltung mit allen ihren Organen ſowie die Lehrerſchaft 
an Volks-, Mittel- und höheren Schulen dieſem Werke ihre Mitarbeit mit der- 
jenigen Hingebung und Einmütigkeit zuwenden werden, ohne welche gerade hier 
ein dauernder Erfolg nicht zu erreichen iſt. 

Damit dieſe mannigfaltigen Kräfte ſich nicht gegenſeitig hemmen, ſondern 

lanmäßig auf das gemeinſame Ziel hinarbeiten, iſt, wo es nicht bereits geſchehen 

iſt, tunlichſt bald innerhalb jedes Regierungsbezirks auf die Bildung geeigneter 
Organiſationen hinzuwirken. Dieſe werden ſich bei der Verſchiedenheit der Ver⸗ 
hältniſſe in den einzelnen Bezirken nicht übereinſtimmend geſtalten laſſen. Was z. B. 
für Oppeln mit ſeiner dichtgedrängten, vorwiegend in der Induſtrie beſchäftigten 
und mit fremdſprachigen Beſtandteilen durchſetzten Bevölkerung geeignet iſt, kann 
nicht ohne weiteres auf jeden anderen Bezirk übertragen werden, zumal da es 
von beſonderer Wichtigkeit iſt, auch die bereits vorhandenen organiſatoriſchen 
Anſätze zu berückſichtigen und zu pflegen. 

Die Grundlage und die erſte Vorbedingung für den gedeihlichen Fortgang des 
Werkes bildet die ſorgſame Tätigkeit der örtlichen Organe mit ihrer unmittel⸗ 
baren Arbeit von Perſon zu Perſon. Es empfiehlt fih, fie in „Stadt⸗ bzw. Orts⸗ 
ausſchüſſen für Jugendpflege“ zuſammenzufaſſen. Ich bemerke dabei, daß der 
Ausdruck Jugendfürſorge beſſer zu vermeiden iſt, da unter dieſer im Volke viel⸗ 
fach irrtümlich nur Zwangserziehung verſtanden wird. Den örtlichen Organiſa⸗ 
ionen und — inſoweit es angezeigt erſcheint — auch den Schulvorſtänden und 
Schuldeputationen liegt die erſte Sorge für die erforderlichen Mittel, Plätze und 
Räumlichkeiten ſowie deren Ausſtattung ob. Vor allem haben ſie die Männer 
und Frauen ausfindig zu machen und zu gewinnen, welche fähig und bereit ſind, 
der eigentlichen Hauptarbeit, dem perſönlichen Dienſt an der Jugend, ſich zu 
widmen. Die richtige Wahl ift hier für den Erfolg entſcheidend. Bei dem Vor- 
handenſein von mehreren der Jugendpflege dienenden Vereinigungen an einem 
Orte haben ſie dieſe tunlichſt zuſammenzufaſſen, Reibungen vorzubeugen, ihr 
Zuſammenwirken bei Vorträgen, feſtlichen Veranſtaltungen u. dergl. zu erſtreben. 

Um die Leiſtungsfähigkeit der in ländlichen Orten und nicht kreisfreien 
Städten einzurichtenden Organiſationen zu erhöhen, können „Kreisausſchüſſe für 
Jugendpflege“ geſchaffen werden, welcher einflußreiche oder beſonders erfahrene 
und tatkräftige Privatleute, Gewerbetreibende, Landwirte, Geiſtliche, Lehrer, 
Turnlehrer, Kreisärzte, Richter, Offiziere uſw. als Mitglieder angehören, und 
in denen es beſonders Sache der Landräte und Kreisſchulinſpektoren ſein wird, 
die Sammlung der geeigneten Kräfte, die Aufbringung der erforderlichen Mittel 
und die Bereitſtellung der nötigen Einrichtungen zu fördern. 

Wenn auf dieſe Weiſe in Kleinarbeit der örtlichen Inſtanzen in Anknüpfung 
an vorhandene Organiſationen das Intereſſe weiterer Kreiſe wachgerufen iſt, 
wie dies ſchon vielfach geſchehen iſt, ſo empfiehlt es ſich, für den Bezirk eine ein⸗ 
heitliche Stelle zu ſchaffen, welche als „Bezirksausſchuß für Jugendpflege“ unter 
Vermeidung jedes Anſcheins bürokratiſcher Regelung die geſamten Beſtrebungen 
für Jugendpflege innerhalb eines Bezirks zuſammenfaßt. Sie vereinigt in ſich 
unter der Leitung des Regierungspräſidenten die in den einzelnen Zweigen der 
Jugendpflege hervorragend erfahrenen oder für ihre Verbreitung beſonders ein⸗ 
flußreichen Perſönlichkeiten. Außer den Gewerbe-, Medizinal⸗, Shuls und Gee 
werbeſchulräten ſowie andern geeigneten Beamten wird es ſich empfehlen, nach 
Möglichkeit Vertreter aller Berufsklaſſen und Stände, inſonderheit auch der aus⸗ 
ſchließlich oder teilweiſe der Jugendpflege dienenden Vereine heranzuziehen. Es 
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wird ohne Bedenken bis zu einer Zahl von etwa 20 Mitgliedern gegangen wer⸗ 
den können. ; 


Zu den wichtigſten Aufgaben des Bezirkspflegeausſchuſſes wird es gehören, die 
erforderlichen Mittel beſchaffen zu helfen, in allen Kreiſen und Ständen der Be⸗ 
völkerung Verſtändnis und werktätige Teilnahme zu wecken für die Jugendpflege 
als eine nationale Aufgabe erſten Ranges und als unabweisbare Pflicht vor⸗ 
nehmlich auch der oberen Schichten der Geſellſchaft, die örtlichen Organiſationen 
durch beſonders erfahrene Perſonen, Turns und Spielpfleger (nicht Inſpektoren !), 
Büchereikundige u. a., mit Rat und Tat zu unterſtützen, die hier und da bei der 
Einzelarbeit gewonnenen Erfahrungen auch für andere Stellen nutzbar zu 
machen, zur perſönlichen Arbeit an der Jugend geeignete und bereite Männer 
pare ic nötigenfalls durch Kurſe uſw. für ihre Aufgabe noch beſonders aus⸗ 
zubilden. 


Innerhalb der Stadt- (Orts⸗) und Bezirksausſchüſſe können beſondere 
Arbeitsausſchüſſe für beſtimmte Aufgaben gebildet werden. 

Es beſteht, wie ich zuſammenfaſſend bemerke, nicht die Abſicht, ſtaatliche Ein⸗ 
richtungen mit Beſuchszwang für die ſchulentlaſſene Jugend zu ſchaffen. Es 
handelt ſich vielmehr darum, die beſtehenden Veranſtaltungen Dritter und Ver⸗ 
einigungen aller Art, welche ſich bisher ſchon mit Erfolg der Pflege der ſchul⸗ 
entlaſſenen Jugend annehmen, tunlichſt zu fördern, nach Bedarf die Bildung 
neuer Einrichtungen anzuregen, alle an der Jugendpflege Beteiligten, nament- 
lich auch die auf dieſem Gebiete tätigen Vereinigungen — bei voller Wahrung 
ihrer Selbſtändigkeit — unter fic) und mit den ſtaatlichen, den Kreis⸗ und Ges 
meindeorganen zu einheitlichem, planvollem Wirken zuſammenzuſchließen und 
ibnen innerhalb der fic) daraus ergebenden größeren ortlichen, Kreis⸗ und Des 
zirksorganiſationen durch Rat und Tat, auch durch Zuwendung ſtaatlicher Mittel 
als Beihilfen eine an Umfang und Kraft geſteigerte Wirkſamkeit zu ermöglichen. 


über Ziel, Umfang und Mittel der Jugendpflege iſt das Erforderliche in den 
anliegenden „Grundſätzen und Ratſchlägen“ (unten unter b) enthalten, welche in 
einer hier abgehaltenen Zuſammenkunft in der Jugendpflege erfahrener Männer 
beraten worden ſind. An dieſer Stelle will ich noch wiederholt auf die Not⸗ 
wendigkeit hinweiſen, daß die bereits vorhandenen geſunden Anſätze der Jugend⸗ 
pflege erhalten und ſorgſam weiter entwickelt werden. Als Neuſchöpfungen, wo 
ſolche nötig werden, ſind neben anderen bewährten Formen auch Jugendvereine 
(vergl. Nr. 17 der Anlage) in Anlehnung an Schulen ins Auge zu faſſen, wie ſie 
Ran verſchiedenen Orten bereits mit gutem Erfolge erprobt find. 


Da es darauf ankommt, eine Zerſplitterung der Staatsmittel zu vermeiden, 
ift das Nebeneinanderbeſtehen mehrerer, gleichen Zwecken dienenden Einrichtun- 
gen für einen und denſelben örtlichen Bezirk, ſoweit ſie nicht nach den Verhält⸗ 
niſſen des Ortes notwendig ſind, nicht zu fördern; jedenfalls iſt die Gewährung 
ſtaatlicher Beihilfen auf die unbedingt notwendigen Fälle zu befchränfen. Überall 
rit darauf Bedacht zu nehmen, auch die von anderen Verwaltungen . 

inrichtungen für die allgemeine Jugendpflege nach Möglichkeit nutzbar zu ma⸗ 
chen. In Betracht kommen dabei namentlich die ſtaatlichen Betriebs⸗ (Bergs, 
Eiſenbahn⸗) Verwaltungen ſowie Einrichtungen, welche in Verbindung mit den 
Fortbildungsſchulen bereits vorhanden ſind. Anderſeits haben die für die allge⸗ 
meine Jugendpflege getroffenen Veranſtaltungen auch den Zwecken der anderen 
Verwaltungen zu dienen. 


Um hier überall den wünſchenswerten Zuſammenhang herzuſtellen, werden 
die Herren Regierungspräſidenten nicht nur mit den bezeichneten Verwaltungen 
güblung zu nehmen und dauernd gu Halten, fondern neben der Abteilung für 

irchen⸗ und Schulwesen, welche Abſchrift dieſes Erlaſſes erhalten hat, nament⸗ 
lich auch die Gewerbeſchul⸗ und Gewerbeaufſichtsbeamten an den zu treffenden 
Maßnahmen zu beteiligen haben. 

Die Staatsregierung hat für den vorliegenden Zweck einen beſonderen Fonds 
zu Beihilfen für Veranſtaltungen Dritter zwecks Förderung der Bilege der ſchul⸗ 
entlaſſenen Jugend ſowie zur Ausbildung und Anleitung von für die Jugend⸗ 
pflege geeigneten Perſonen bei Kap. 212 Tit. 49 in den Etat meines Miniſte⸗ 


R 


34 Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 


riums“) eingeſtellt. Vorbehaltlich ſeiner Bewilligung durch den Landtag wird dar⸗ 
aus ein Betrag für den dortigen Bezirk überwieſen werden. 

Handelt es ſich um die Gewährung ſtaatlicher Mittel für die Einrichtung be⸗ 
ſonderer Näh⸗ oder Haushaltungskurſe, fo find die Anträge an die Herren Mi» 
a Handel und Gewerbe oder für Landwirtſchaft, Domänen und Forjten 
zu richten. 

Euer pp. erſuche ich ergebenſt, hiernach das Erforderliche gefälligſt bald in 
die Wege zu leiten und mir über das Geſchehene demnächſt zu berichten. Das 
Probinzialſchulkollegium der dortigen Provinz ijt wegen Anweiſung der ihm une 
terſtellten Anſtalten und Lehrperſonen zu möglichſt weitgehender Unterſtützung 
der Jugendpflege mit Nachricht verſehen worden. ` 

Der Miniſter 
der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten. 
von Trott zu Solz. 


b) Grundſätze und Ratſchläge für Jugendpflege. 
Anlage zum Erlaß vom 18. Januar 1911.) 


1. Aufgabe der Jugendpflege iſt die Mitarbeit an der Heranbildung einer 
frohen, körperlich leiſtungsfähigen, ſittlich tüchtigen, von Gemeinſinn und Got- 
tesfurcht, Heimat⸗ und Vaterlandsliebe erfüllten Jugend. Sie will die Erziehungs⸗ 
tätigkeit der Eltern, der Schule und Kirche, der Dienſt⸗ und Lehrherren unter- 
ſtützen, ergänzen und weiterführen. . 

2. Zur Mitwirkung bei der Jugendpflege find alle berufen, welche ein Herz 
für die Jugend haben und deren Erziehung im vaterländiſchen Geiſte zu fördern 
bereit und in der Lage ſind. 

3. Die erforderlichen Mittel werden von Freunden und Gönnern der Ju⸗ 
gend, von den Gemeinden, Kreiſen uſw. und ergänzungsweiſe vom Staate ge⸗ 
währt. Im Hinblick auf die große Bedeutung der Sache für die Zukunft unſeres 
Volkes iſt zu erwarten, daß die Zahl hochherziger Stiftungen für dieſen Zweck 
mehr und mehr wächſt. 

Die Arbeit an der Sugendpflege ift in der Regel ehrenamtlich. 

4. Die Pflege der ſchulentlaſſenen Jugend umfaßt das Alter vom 14. bis 
etwa zum 20. Lebensjahre. Dabei werden die jüngeren drei Jahrgänge von den drei 
älteren, wo es notwendig und möglich iſt, getrennt; doch iſt dann die Mitarbeit 
von geeigneten Mitgliedern der älteren Abteilung in der jüngeren anzuſtreben. 

5. Die Beſonderheit der Pflege für die ſchulentlaſſene Jugend wird einerſeits 
durch das zu erreichende Ziel, anderſeits durch ſorgſame Berückſichtigung der Ei⸗ 
genart, der Bedürfniſſe und der jeweiligen beſonderen Verhältniſſe der heran- 
wachſenden Jugend beſtimmt. Von weſentlichem Einfluß auf die Wahl der Mittel 
iſt lich rae daß Zwang. für die Teilnahme an den Veranſtaltungen nicht 
möglich iſt. 

6. Junge Leute, die Tag für Tag in anſtrengender Arbeit ſtehen, haben für ihre 
Freizeit das naturgemäße Verlangen nach Unterhaltung und Freude. Der der her⸗ 
anwachſenden Jugend ohnehin eigentümliche Freiheitsdrang läßt den Wunſch 
nach Selbſtbeſtimmung in der Freizeit beſonders ſtark hervortreten. Vielfach zeigt 
ſich als Rückwirkung des Zwanges, den ihnen die Berufsarbeit tagsüber auf⸗ 
erlegt hat, am Feierabend die Neigung, ſich in ungebundener Weiſe zu ergehen. 
Die Art der Arbeit, bei der viele oft nur ein ganz kurzes Stück des Weges vom 
Rohmoterial zum fertigen Erzeugnis überſchauen, erſchwert häufig das athe 
men der rechten Freudigkeit an der Arbeit. Dadurch trägt fie neben anderen 
Umſtänden, inſonderheit der häufig vorhandenen Abgeſchloſſenheit von der freien 
Gottesnatur, nicht ſelten dazu bei, daß das Gemüt der jungen Leute verarmt. 
Es kommt hinzu, daß die Entfremdung weiter Kreiſe von der Kirche vielen Jue 
gendlichen auch die im Gottesdienſte dargebotene Quelle zur Erhebung des Ge⸗ 
müts und zur ſittlichen Stärkung verſchließt. 

Zur Befriedigung des bei der großen Mehrzahl vorhandenen Hungers nach 
geiſtiger Anregung fehlt es oft an geſunder Nahrung, zur Pflege beſonderer Nei⸗ 
| *) Vom Rechnungsjahr 1920 ab Kap. 131 Tit. 1 (Miniſterium für Volfs- 

wohlfahrt). | 
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gungen und Anlagen meiſt an Ort und Gelegenheit. Wahllos greift der gar 
nicht oder ſchlecht beratene Jugendliche nach jedem Leſeſtoffe und erleidet an 
Geiſt und Herz durch ſchlechte Lektüre oft ſchweren Schaden. 

Die Entwicklung anderer wird nachteilig beeinflußt durch den Mangel eines 
auch nur einigermaßen freundlichen Heims, die Gefahren des Straßenlebens, 
durch Langeweile, durch Verführung des Alkohols, durch Entbehrung zweckmäßi⸗ 
ger Leibesübungen in freier Luft uſw. 

7. Demnach kommen alle Mittel der Jugendpflege in Frage und haben ſich als 
ſolche zumeiſt {Hon gut bewährt: 

Bereitſtellung von Räumen zur Errichtung von Jugendheimen, zur Samm⸗ 
lung der Jugend in der arbeitsfreien Zeit und Darbietung von Schreib⸗, Leſe⸗, 
Spiel⸗ und anderen Erholungsgelegenheiten. 

Gründung von Jugendbüchereien. Einrichtung von Muſik⸗, Geſangs⸗, Leſe⸗ 
und Vortragsabenden, von Aufführungen mit verteilten Rollen, überhaupt Ge⸗ 
währung von Gelegenheiten zu edlerer Geſelligkeit und Unterhaltung. 

Ausnutzung der volkstümlichen Bildungsgelegenheiten eines Ortes, wie Mu⸗ 
ſeen und dergl., unter ſachverſtändiger Führung, Beſuch von Denkmälern, ge⸗ 
ſchichtlich, erdkundlich, naturkundlich, landſchaftlich uſw. ſehenswerten Örtlichkeiten. 

Bereitſtellung von Werkſtätten für Handfertigkeitsunterricht und dergl. 

Bereitſtellung von Spielplätzen und bedeckten Räumen für Leibesübungen. 
Bei etwa erforderlicher Neuanlage ſolcher einfach zu haltenden Räume iſt darauf 
Bedacht zu nehmen, ſie ſo einzurichten, daß ſie mangels ſonſt geeigneter Unter⸗ 
kunft zugleich als Jugendheime, als Räume zu Vorträgen, Volksunterhaltungs⸗ 
abenden, Aufführungen u. dergl. benutzt werden können. l 

Schaffung möglichſt unentgeltlicher Gelegenheiten zum Baden, Schwimmen, 

Schlittſchuhlaufen. 
Verbreitung geſunder Leibesübungen aller Art je nach Jahreszeit, Ort und 
genen Neben Turnen, volkstümlichen Übungen, Bewegungsſpielen und 
Wanderungen iſt gegebenenfalls Schwimmen, Eislauf, Rodeln, an 
u. a. zu empfehlen. Beſondere Pflege ijt den einer Landſchaft etwa eigentümlichen 
Spielen und Leibesübungen zu widmen, wie überhaupt jede Gelegenheit zur 
Pflege der Heimatliebe zu verwerten iſt. 

8. Die Aufzählung der vorſtehend genannten Mittel und als wünſchenswert 
bezeichneten Einrichtungen ſoll nicht bedeuten, daß dies alles erſt beſchafft oder 
bereitgeſtellt werden müſſe, ehe mit der Pflege der ſchulentlaſſenen Jugend be⸗ 
gonnen werden könne. Wo Leiter oder Leiterinnnen mit einigem Geſchick und 
mit Liebe zur Sache und zur Jugend vorhanden ſind und von einem tatkräftigen 
und umſichtigen Ortsausſchuß unterſtützt werden, wird in der Regel ſofort mit 
irgendeinem Zweige der Jugendpflege begonnen werden können. Es erhöht für 
die beteiligte Jugend den Reiz der Sache und iſt von großem erziehlichen Werte, 
wenn ſie ſelbſt nach Möglichkeit zu dem Ausbau der Einrichtungen beitragen und 
an ihrer Verwaltung ſelbſtändig mitwirken kann. 

9. Die Ausführung der Jugendpflege darf nicht in einer Weiſe erfolgen, daß 
ſie lediglich oder doch in der Hauptſache auf bloße Vergnügung der Jugend hin⸗ 
auskommt. Zwar iſt auch damit ſchon viel gewonnen, wenn die Jugend an edle⸗ 
ren Freuden Geſchmack gewinnt. Zugleich aber iſt überall mit Sorgfalt, wenn 
auch ohne nach außen irgendwelches Aufheben davon zu machen, die Pflege ſo 
zu geſtalten, daß der Jugend bei aller Rückſicht auf ihr berechtigtes Verlangen 
nach Freude ein dauernder Gewinn für Leib und Seele zuteil wird. 

10. Wie dies beiſpielsweiſe beim Betrieb von Leibesübungen zu geſchehen hat 
darüber werden in der Anleitung für das Knabenturnen zahlreiche Winke gege⸗ 
ben, die auch für die ſchulentlaſſene Jugend Beachtung verdienen. Bezüglich der 
Wanderungen heißt es z. B.: 2 

„Dieſe follen vor allem zum bewußten Sehen erziehen, einen friſchen, fröhli⸗ 
chen Sinn wecken, Freude an der Natur, an der Heimat und an der Kamerad⸗ 
ſchaft gewähren und Ausdauer verleihen. 

aneben iſt z. B. auf der Raſt zum Fernſehen, zum Schätzen von Entfernun⸗ 
gen und der auf die Wanderung verwendeten Zeit, zum Zurechtfinden im Ge- 
lände und zur Beurteilung des letzteren anzuleiten. ö , 

Gelegentlicher friſcher Geſang von Turn⸗, Wander- und Vaterlandsliedern 

erhöht die Freude und Ausdauer der Teilnehmer.“ 
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An derſelben Stelle ſind zugleich größere Bewegungsſpiele angegeben und 
beſchrieben, die auf Wanderungen in Betracht kommen können. — Wichtig iſt es, 
wie im Schulleben, ſo beſonders auch hier, daß die Ausführung von Wander⸗ 
fahrten einfach und billig geſchieht. — 

Im übrigen empfiehlt es ſich dringend, die Fortbildungskurſe fortzuſetzen, 
durch welche bisher ſchon Tauſende von Perſonen, darunter auch nicht dem Leh⸗ 
rerſtande angehörige, mit dem Ziele ausgebildet worden ſind, daß ſie geſunde 
Leibesübungen anregend und in einer die Geſundheit, Kraft und Gewandtheit 
entwickelnden Weiſe zu leiten und ſie zugleich zu einer wirkſamen Schule des 
Willens und Charakters ſowie vaterländiſcher Geſinnung zu machen verſtehen. 

11. Vor eine ſchwierige, aber auch dankbare pädagogiſche Aufgabe werden 
Lehrer, Arzte, Geiſtliche, Richter und Anwälte, Landwirte, Gewerbetreibende, 
Ingenieure, Offiziere ſowie überhaupt alle diejenigen geſtellt, welche an der Ju⸗ 
gendpflege durch Halten von Vorträgen, durch Leitung von freien Ausſprachen 
und dergl. mitarbeiten wollen. 

Es kommt darauf an, die Stoffe ſo auszuwählen, daß ſie den Bedürfniſſen 
der Jugend entſprechen, ſie anziehen und zugleich geiſtig und ſittlich fördern. 

In Frage kommen bürgerkundliche Stoffe, es ſolche aus der Religion, der 
"Nature, der Erd- und Menſchenkunde, der Geſchichte uſw. Namentlich find auch 
ſolche vorzuführen, welche geeignet ſind, der Jugend den Sinn ihrer eigenen Ar⸗ 
beit und die Bedeutung und Notwendigkeit der mannigfachen Berufe für das 
große Ganze zu erſchlie ßen. 

Anziehend bei richtiger Behandlung und von großer erziehlicher Wirkung ſind 
Darſtellungen des Heldentums auf den verſchiedenen Gebieten, des ſchlichten 
Heldentums einer in ihrem Berufe ſich aufopfernden Krankenpflegerin nicht min⸗ 
der als des Heldentums des einzelnen Soldaten oder des Generals, die ihre 
Treue mit ihrem Blute beſiegeln. i 

Aus der Kulturgeſchichte find ſolche Einzelbilder von beſonderem Werte, aus 
denen ungeſucht der Segen in die Augen ſpringt, der von der Arbeit Einzelner 
für die Geſamtheit ausgegangen iſt. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Zubereitung der Stoffe dem geiſtigen 
Stande der Hörer tunlichſt anzupaſſen iſt. Nicht immer wird es möglich ſein, 
über einen Gegenſtand gleichzeitig vor jüngeren und älteren, vor männlichen 
und weiblichen Hörern zu reden. Letzteres gilt namentlich für die Beſprechung 
mancher Fragen aus der Geſundheitslehre. 

12. Zu einer aufbauenden Einwirkung auf die ſchulentlaſſene Jugend bedarf 
es neben der zielbewußten Gewöhnung und Übung vor allem auch der Erweckung 
eines ſelbſttätigen Intereſſes der Jugend für die Zwecke der zu ihren Gunſten 
getroffenen Veranſtaltungen, bedarf es mannigfacher Gelegenheit zu eigener, 
tunlichſt ſelbſtändiger Betätigung innerhalb und zum Beſten der Jugendver⸗ 

einigung. 

- 18, Demgemäß empfiehlt es fih, der Jugend möglichſt weitgehenden Anteil 
an der Leitung der Vereine zu geben und ihr allerlei Amter im Vereinsleben zu 
übertragen. 

14. Zum Selbſtanfertigen von Spielgeräten und anderen Gebrauchsgegenſtän⸗ 
den für die Zwecke der Vereinigung iſt anzuleiten und durch Anerkennung des 
Geleiſteten weitere Anregung zu geben. - 

15. Das Intereſſe an der Vereinigung wird erhöht, wenn ihre Mitglieder 
einen wenn auch noch ſo geringen Beitrag zu zahlen haben. ö 

16. Nach den örtlichen Verhältniſſen richtet es ſich, ob und wieweit die Veran⸗ 
ſtaltungen zur Jugendpflege an ſchon beſtehende Vereine anzugliedern, oder ob 
neue Vereinigungen zu ſchaffen ſind. Jedenfalls iſt eine Zerſplitterung der 
Kräfte und Mittel zu vermeiden. | J 

17. Wo die Einrichtung neuer Jugendvereinigungen erforderlich erſcheint, 
kommen neben anderen bewährten Formen auch Vereine in Frage, welche ſich in 
Anlehnung an Fortbildungsſchulen oder Volks⸗ und Mittelſchulen bilden. Ge⸗ 
eignete Lehrer, welche ſich an der Arbeit beteiligen und ſich des beſonderen Ver⸗ 
trauens der Jugend erfreuen, ſind, wenn irgend möglich, an der betreffenden 
Schule zu beſchäftigen. An Volks⸗ und Mittelſchulen empfiehlt es ſich, dieſen 
Lehrern wenigſtens einige Stunden auf der Oberſtufe der Schule zu übertragen. 
weil dadurch der freiwillige Anſchluß der abgehenden Schüler und Schülerinnen 
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lieh 8 (Klub) der betreffenden Schule ſich am leichteſten und ſicherſten 
vollzieht. 

Die erforderlichen Räume werden gegebenen Falles im Schulgebäude für die 
anftalt Alm zur Verfügung geſtellt, namentlich auch Spielplatz, Turnhalle, Bade⸗ 
anſtalt uſw. 

Die Leitung erfolgt nach den su 12 bis 15 aufgezählten Grundſätzen. Inner⸗ 
halb des Vereins (Klubs) wird die Bildung kleinerer Gruppen zur Pflege be⸗ 
9 e 3. B. zur Pflege der Muſik, der Kurzſchrift, der Lektüre uſw. 
gern geſtattet. 

Zur Unterhaltung dienen u. a. Tiſchſpiele; auch Gelegenheit zum Schreiben 
iſt zu geben. Eine gute Jugendbücherei verſorgt die Mitglieder mit Leſeſtoff. 

18. Es wird anzuſtreben ſein, namentlich für Sonnabend abend ſowie Sonn⸗ 
tag nachmittag und abend die jungen Leute zu geeigneten Veranſtaltungen her⸗ 
anzuziehen. i 

19. Um das Intereſſe der Eltern, Lehrherren und weiterer Kreiſe für die 
Jugendpflege wach zu halten, empfiehlt ſich die Abhaltung von Familienabenden, 
an denen ſich die Jugend durch Darbietungen beteiligt, Veranſtaltung von Turn⸗ 
und Spielvorführungen und dergl. mehr. 

20. Die vorſtehende Aufzählung macht keinen Anſpruch auf Vollſtändigkeit. 
Welche Formen im einzelnen anzuwenden ſein werden, hängt von den jedesmal 
gegebenen beſonderen Umſtänden und von den vorhandenen Mitteln ab. Die 
Erfahrung wird ergeben, welche Formen beſonders erfolgreich und welche weni⸗ 
ger wirkſam ſind. Aber überall wird es ſich beſtätigen, daß das Geheimnis des 
Erfolges in den an der Löſung der Aufgabe arbeitenden Perſönlichkeiten liegt, 
in ihrer umſichtigen und opferwilligen Tätigkeit, in ihrer Geduld und Treue, in 
ihrer Liebe zur Jugend und zum Vaterlande. | 

c) Allgemeiner Erlaß vom 20. April 1913. 
(U III B 7155.) 


Vom Etatsjahr 1913 ab ſind für die Pflege der ſchulentlaſſenen Jugend ver⸗ 
ſtärkte Mittel in den Staatshaushaltsetat eingeſtellt. Maßgebend hierfür war 
die Erkenntnis, daß auch die Pflege der weiblichen ſchulentlaſſenen Jugend einer 
weiteren Ausdehnung und Vertiefung dringend bedarf. Wer ein körperlich und 
ſittlich ſtarkes, gottesfürchtiges und vaterlandstreues Geſchlecht heranbilden will, 
muß auch dafür ſorgen helfen, daß die weibliche Jugend an Leib und Seele ge⸗ 
ſund, innerlich gefeſtigt und mit dem Wiſſen und Können ausgerüſtet wird, das 
5 ihren zukünftigen Beruf als Gehilfinnen des Mannes, als Erzieherinnen 

er Kinder, als Pflegerinnen des Familienglückes, als Trägerinnen und Hüterin⸗ 
nen guter Sitte unentbehrlich iſt. 

Die Pflege der ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend bildet einen Teil der allge⸗ 
mein unter Jugendpflege (im Sinne des Erlaſſes vom 18. Januar 1911 — 
U III B 6088 —) verſtandenen Einrichtungen. Die Mittel zur Pflege der weib⸗ 
lichen Jugend find zum Teil diefelben, die in den „Grundſätzen und Ratſchlägen“ 
empfohlen ſind. Freilich ſind manche für das eine Geſchlecht geeigneter, wirkſa⸗ 
mer und nötiger als für das andere, oder werden der beſonderen Eigenart des 
weiblichen Geſchlechts unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe angepaßt 
werden müſſen. Weſentlich verſchieden ſind nur diejenigen Mittel, die teils zur 
Bewahrung vor ee eet dienen, denen das weibliche Geſchlecht als ſolches be⸗ 
ſonders ausgeſetzt iſt, teils eine beſſere Würdigung des Berufes einer Hausfrau 
und Mutter herbeiführen und die für dieſen erforderlichen Eigenſchaften und 
Fertigkeiten ausbilden und ſteigern helfen ſollen. 

Für die meiſten jungen Mädchen, beſonders aber für diejenigen, die wenig 
körperliche Bewegung haben, iſt eine ihrer Eigenart angepaßte Körperpflege durch 
Belehrung und angemeſſene Übung erforderlich. Hierfür kommen je nach Be⸗ 
dürfnis und Gelegenheit Turnen, Bewegungsſpiele in friſcher Luft, Baden, 
Schwimmen, Wandern, auch Garten⸗ und Blumenpflege in Frage. 1 

Noch mehr als bei der männlichen Jugend iſt bei der weiblichen die Einrich⸗ 
tung von geeigneten Räumen verſchiedener Art Vorausſetzung für das Gedeihen 
der Jugendpflege. Die Schaffung derartiger Räume: Mädchenheime, Ledigen⸗ 
heime für erwerbstätige Mädchen, Abendheime, Erholungshäuſer oder ähnliche 
— je nach dem örtlichen Bedürfniſſe — wird. zur Erſparung unvermeidlicher 
Koſten, ſoweit erzieheriſche Bedenken nicht entgegenſtehen, tunlichſt im Anſchluß 
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an die für die männliche Jugend beſtimmten Einrichtungen erfolgen können. 
Beſonders erwünſcht iſt die Beſchaffung ſolcher Räume in größeren Städten mit 
induſtriellen oder größeren kaufmänniſchen Betrieben. Hier kommt noch die 
Errichtung beſonderer Schlafſtellenheime für die weibliche Jugend in Frage. 

Die Aufenthaltsräume ſollen einfach, aber freundlich und anheimelnd ſein 
und mannigfache Gelegenheit bieten zur Sammlung, Erbauung, religiöſen und 
ſittlichen Einwirkung, Belehrung, wirtſchaftlichen Förderung, Pflege des Geſan⸗ 
ges, zu guter Lektüre, zu Elternabenden mit muſikaliſchen, deklamatoriſchen und 
dergl. Vorführungen uſw. 


Bei der vielſarh ang von Abendheimen wird darauf Rückſicht zu nehmen ſein, 
daß es ſich vielfach auch um Mädchen handelt, die in ihrer Dienſt⸗ oder Schlaf⸗ 
ſtelle keine Gelegenheit haben, ihre Kleidung und Ausſtattung in Ordnung zu 
halten. Es ift alfo die Möglichkeit zu bieten, Näh⸗, Strick⸗, Flick⸗, Bügel⸗ und 
Handarbeiten aller Art tunlichſt unter ſachverſtändiger Leitung vorzunehmen, 
auch die Beſchaffung von Nähmaſchinen ift erwünſcht. Durch Betätigung bei 
tiſch geübt. uſw. der Räume werden fie zugleich in der Pflege des Heims pral- 
tiſch geübt. 


Unter den Vorträgen werden diejenigen wirtſchaftlichen Inhaltes den einzel⸗ 
nen Berufsklaſſen angepaßt. Wichtig find Vorträge und Übungen in Kranken- 
und Kinderpflege, Abhaltung von Samariterkurſen und dergl. 


Als Gemeinſchaftsformen haben ſich auch für die ſchulentlaſſenen Mädchen 
Jugendvereinigungen in Geſtalt von Jungfrauenvereinen, Mädchenklubs, Arbei- 
terinnenklubs und ähnlichen bereits bewährt. 

Um die Einheitlichkeit des Werkes nicht zu gefährden, iſt darauf hinzuwirken, 
daß alle auf vaterländiſchem Boden ſtehenden Vereinigungen zur Pflege der 
ſchulentlaſſenen weiblichen Jugend ſich zu gegenſeitiger Förderung den nach 
Maßgabe des Erlaſſes vom 18. Januar 1911 geſchaffenen Jugendpflegeausſchüſ⸗ 
ſen angliedern. Da, wo Ortsausſchüſſe für Jugendpflege nicht vorhanden ſind, 
wird der Anſchluß einſtweilen an den zuſtändigen Kreis⸗ und Bezirksausſchuß 
zu erfolgen haben. Um das bisher ſchon in ſo erfreulichem Maße hervorge⸗ 
tretene warme Intereſſe und die opferwillige Teilnahme der Frauenwelt 5 die 
bedeutſame Aufgabe zu erhalten und zu mehren, ſind geeignete Frauen als Mit⸗ 
glieder in die Orts⸗, Kreis⸗ und Bezirksausſchüſſe und in die von dieſen gebilde⸗ 
ten Arbeitsausſchüſſe für Jugendpflege aufzunehmen, wie dies vielfach bereits 
geſchehen iſt. . 

Die bei der Pflege der männlichen Jugend bewährte Einrichtung von neben⸗ 
amtlichen Kreis⸗ und Bezirksjugendpflegern wird zweckmäßig auch auf die Pflege 
der weiblichen Jugend übertragen. In der Jugendarbeit erfahrene, auch im 
übrigen geeignete Frauen, die es verſtehen, auch andere für dieſe Tätigkeit anzu⸗ 
regen und darin durch Rat und Tat zu fördern, können für einen Bezirk oder 
beſtimmte Teile eines ſolchen nebenamtlich damit beauftragt werden, als Be⸗ 
zirks⸗ oder Kreisjugendpflegerinnen namentlich auch durch perſönliche Einwir⸗ 
kung an Ort und Stelle die Pflege der weiblichen Jugend auszubreiten und je 
nach dem örtlichen Bedürfnis zu fördern. Zur Deckung der Unkoſten würde 
ihnen — wie bereits jetzt den Bezirks⸗ oder Kreisjugendpflegern — auf einen bei 
mir zu ſtellenden Antrag von hier aus eine nach der Größe ihres Bezirkes zu 
bemeſſende Begütung gewährt werden können. Dabei weiſe ich auch hier darauf 
hin, daß ſtaatliche Beihilfen auch für die Pflege der weiblichen Jugend lediglich 
„ der von Dritten aufzubringenden Koſtenbeiträge gegeben werden 
ürfen. 


Die in den letzten Jahren abgehaltenen Kurſe zur Ausbildung und Fortbil⸗ 
dung von Jugendpflegern haben ſich als ein wirkſames Mittel erwieſen, um die 
pir die Jugendpflege benötigten Hilfskräfte heranzubilden. Es wird darauf Be- 

acht zu nehmen ſein, durch ſolche Kurſe nunmehr auch dem wachſenden Bedürf⸗ 
nis an Jugendpflegerinnen entgegenzukommen. 


Der Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten. 
von Trott zu Solz. 


— — — — — — — aon — 
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d) Grundſätze über die Verwendung der Mittel des ſtaatlichen Jugendpflegefonds 
vom 22. April 1913. 


(U III B 7052.) 


1. Von einer — mehr oder minder ſchematiſchen — Unterverteilung der über⸗ 
wieſenen Mittel an die Landräte, Kreisausſchüſſe uſw. iſt abzuſehen. 

Die Bewilligung von Beihilfen erfolgt vielmehr durch die Regierungspräſiden⸗ 
ten, und zwar in der Regel nach Anhörung der zuſtändigen Jugendpflegeausſchüſſe. 

2. Für die Entſcheidung darüber, ob und wieweit Privatvereinigungen uſw. 
bei ihren Jugendpflegebeſtrebungen zu unterſtützen ſind, kommt weder die Reli⸗ 
gion (Konfeſſion) noch die politiſche Stellung ihrer Mitglieder in Betracht. Selbſt⸗ 
verſtändliche Vorausſetzung iſt aber, daß dieſe Vereinigungen auf ſtaatserhalten⸗ 
dem Boden ſtehen und ſich den nach Maßgabe des Runderlaſſes vom 18. Januar 
1911 — U III B 6088 — gebildeten oder noch zu bildenden Organiſationen, na- 
mentlich den örtlichen, anfügen ſowie an der Förderung des Zweckes derſelben 
wirklich mitarbeiten. 

3. Unter Beachtung von Nr. 3 der „Grundſätze und Ratſchläge für Jugend⸗ 
pflege“ iſt auch weiterhin daran feſtzuhalten, daß der Staat nur unterſtützend 
und ergänzend mit ſeinen Beihilfen eintreten kann. Es wird erwartet, daß die 
als eigentliche Träger der Jugendpflege in Frage kommenden Dritten nach Maß⸗ 
gabe ihrer Leiſtungsfähigkeit dazu beiſteuern. 

4. Bei jeder Bewilligung iſt im Auge zu behalten, daß mit Hilfe der ſtaatlichen 
Mittel die Gebefreudigkeit von Privaten, Vereinen, Gemeinden uſw. verſtärkt 
und eine tunlichſt weitgehende Ausdehnung und Vertiefung der Jugedpflegebe⸗ 
ſtrebungen erreicht wird. Nur wo ſolche Steigerung der Leiſtungen nach Um- 
hilfe und Tiefe zu erwarten ift, rechtfertigt fih die Gewährung von Staatsbei⸗ 

ilfen. 5 

Dieſe ſollen beiſpielsweiſe keineswegs dazu dienen, einem Verein lediglich die 
bequeme oder koſtenloſe Ergänzung feiner Ausſtattung zu ermöglichen, oder übers 
haupt die Laſten von ihren bisherigen Trägern auf den Staat zu übernehmen. 

5. Mit Nachdruck iſt da einzuſetzen, wo die Jugend beſonders gefährdet und 
die Hilfe am nötigſten iſt. Zu erwägen iſt auch, ob nicht hier und da, wo die 
erforderlichen Vorbedingungen vorhanden ſind, die Schaffung vorbildlicher, für 
andere Orte mit ähnlichen Verhältniſſen nachahmungswerter Muſtereinrichtungen 
gefördert werden kann. 

6. Um die Gemeinden, Kreiſe, Vereine uſw. zu eigener Tätigkeit auf dem i 
Frage kommenden Gebiete anzuregen, ſind nach den gemachten Erfahrungen 
nicht immer größere Beträge nötig. Oftmals wird hierfür eine Summe von 20 
bis 100 Mark genügen. | 

7. Es ift unzuläſſig, für Zwecke, die mit der Jugendpflege gar nicht oder nur 
ganz loſe zuſammenhängen, eine ſtaatliche Zuwendung zu machen. 

Handelt es ſich um Schaffung von Einrichtungen, die nicht nur der Jugend⸗ 
pflege, ſondern auch anderen Zwecken dienen ſollen, ſo iſt dies bei Bemeſſung 
der aus Kap. 121 Tit. 49“) zu bewilligenden Beihilfe zu berückſichtigen. Die Uns 
terſtützung aus dieſem Fonds kann nur die Aufbringung desjenigen Koſtenanteils 
erleichern helfen, der bei Abwägung der verſchiedenen Benutzungszwecke der be⸗ 
treffenden Anlage auf die Jugendpflege entfällt. 

8. Zur Verhütung einer Zerſplitterung der Staatsmittel ſind die entſprechen⸗ 
den Beſtimmungen des Runderlaſſes vom 18. Januar 1911 (vgl. daſelbſt Abſ. 16 
und 17) und Nr. 16 der „Grundſätze und Ratſchläge“ ſorgfältig zu beachten. 

Mit dieſen Vorſchriften ſind z. B. Staatsunterſtützungen zur Beſchaffung von 
Einzelbüchereien für Jugendvereine gleicher Richtung an einem und demſelben 
Orte ebenſowenig vereinbar, wie ſolche zur Beſchaffung beſonderer Spielplätze 
oder beſonderer Spiel⸗ und Turngeräte uſw. für Jugendvereine, denen die Mit⸗ 
benutzung ſchon vorhandener Plätze und Geräte möglich iſt. Die Zerſplitterung 
im Büchereiweſen wird geeignetenfalls durch Errichtung einer Jugendbücherei im 
Anſchluß an die Volksbücherei des Ortes, auch durch Verwertung von Wander⸗ 
büchereien vorgebeugt werden können. 


*) Vom Rechnungsjahr 1920 ab Kap. 181 Tit. 1 (Miniſterium für Volkswohl⸗ 
fahrt). 
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9. Bei Unterſtützung von Vereinigungen iſt zu beachten, daß Beihilfen nur 
an Vereine des betreffenden Regierungsbezirks zu gewähren ſind. Handelt es 
ſich um Einrichtungen, die ſich über mehrere Bezirke erſtrecken, insbeſondere um 
3 von Verbänden gleichartiger Vereine, ſo iſt an den Miniſter zu 
berichten. 

10. Für die Veranſtaltung größerer Wanderfahrten und Feſtlichkeiten iſt von 
der Bewilligung ſtaatlicher Mittel in der Regel abzuſehen. 

11. Aus den Anteilen der Regierungspräſidenten an dem Jugendpflegefonds 
ſind Beihilfen weder zu Vergütungen für nebenamtliche noch zu Gehältern für 
hauptamtlich angeſtellte Jugendpfleger und ⸗pflegerinnen zu gewähren (vergl. 
Nr. 3 Abſ. 2 der „Grundſätze und Ratſchläge“). Sollte eine derartige Zuwendung 
aus beſonderen Gründen für unumgänglich erachtet werden, ſo iſt unter einge⸗ 
hender Darlegung der Verhältniſſe an den Miniſter zu berichten. 

12. Perſonen, die zu einem an der Landesturnanſtalt im Intereſſe der Jugend⸗ 
pflege ſtattfindenden Lehrgang einberufen werden, erhalten dazu aus Zentral⸗ 
pe eine Beihilfe. Es iſt daher unzuläſſig,, ihnen noch eine weitere ſtaatliche 

hren. aus dem den Regierungspräſidenten überwieſenen Fondsanteil zu ge⸗ 
währen. 

13. Damit nicht die Staatsmittel für beſtimmte Einzelzwecke ein für allemal 
rc werden, empfiehlt es ſich, in der Regel nur einmalige Beihilfen gu 
gewähren. 

Beihilfen für Bauten im Intereſſe der Jugendpflege werden vielfach nicht ſo⸗ 


fort flüſſig zu machen, ſondern zunächſt nur in Ausſicht zu ſtellen und erſt bei 


wirklicher Inangriffnahme des Baues zu zahlen ſein. 

14, Vor Bewilligung von Beihilfen zu Einrichtungen im Intereſſe der Jue 
gendpflege iſt ihre dauernde ſowie möglichſt umfaſſende und vielſeitige Benutzung 
für dieſen Zweck in geeignet erſcheinender Weiſe ſicherzuſtellen. . 

Es empfiehlt ſich, die Staatsbeihilfe in ſolchen Fallen ſoweit möglich, nicht 
. ſondern Körperſchaften mit öffentlich⸗ rechtlichem Charakter zu 
gewähren. 


e) Allgemeiner Erlaß vom 17. Dezember 1918. 
| (U III B 7166.) 


So furchtbar die Lage ift, in die unſer Volk durch den unglücklichen Ausgang 
des Krieges geraten iſt, ſo zwecklos und eines großen Volkes unwürdig wäre es, 
verzweifelnd ſich müßiger Trauer hinzugeben. Es gilt vielmehr, ungebeugten 
Mutes alsbald die Arbeit wieder aufzunehmen, um für eine glücklichere Zukunft 
Deutſchlands den Grund zu legen. Hierbei mitzuwirken, iſt auch die Jugend⸗ 
pflege berufen, da eine ſtarke, an Leib und Seele geſunde, gal un Ju- 

end die erſte Vorausſetzung für einen neuen Aufſtieg bildet. Die Jugendpflege 

hat eine ihrer vornehmſten Aufgaben in der Gegenwart darin zu erblicken, daß 
ſie nach Möglichkeit zur Wiederherſtellung der inneren Einheit unſeres Volkes 
beizutragen und zu dieſem Zwecke einen einmütigen brüderlichen Geiſt unter der 
heranwachſenden Jugend zu fördern ſucht. Es iſt daher dringend geboten, alle 
Jugendvereinigungen — auch die freireligiöſen und ſozialdemokratiſchen — denen 
es um ernſtgemeinte erzieheriſche Beeinfluſſung ihrer Mitglieder auf körper⸗ 
lichem, geiſtigem und ſittlichem Gebiete zu tun iſt, einerlei ob ſie von Erwachſe⸗ 
nen gegründet ſind und geleitet werden oder aus der Jugend ſelbſt hervorgegan⸗ 
gen ſind, in der beſtehenden Organiſation der Jugendpflege zu ſammeln, die ſie 
— bei voller Wahrung ihrer Selbändigkeit — unter ſich und mit den ſtaatlichen, 
den Kreis⸗ und Gemeindeorganen zu einheitlichem, planvollem Wirken zuſam⸗ 
menſchließen und ihnen innerhalb der ſich daraus ergebenden größeren örtlichen, 
Kreis⸗ und Bezirksorganiſationen durch Rat und Tat, auch durch Zuwendung 
ſtaatlicher Mittel als Beihilfen eine an Umfang und Kraft geſteigerte Wirkſam⸗ 
keit ermöglichen will. 

Durch die Zugehörigkeit zu dieſer Organiſation wird die Eigenart der einzel⸗ 
nen Jugendvereinigungen nicht angetaſtet. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die 
verſchiedenen Richtungen, die ſich in den Orts⸗, Kreis⸗ und Bezirksausſchüſſen zu⸗ 
ſammenfinden, in dieſen neben gleichen Pflichten auch gleiche Rechte haben. 
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Die bezeichneten Jugedpflegeausſchüſſe und die Jugendpfleger aller Richtun⸗ 
gen, namentlich auf die Kreis⸗ und Bezirksjugendpfleger, werden h ein beſon⸗ 
deres Verdienſt um unſer Vaterland dadurch erwerben, daß ſie durch perſönliche 
Aufklärung das zwiſchen den einzelnen Richtungen etwa noch vorhandene Miß⸗ 
trauen beſeitigen, Gegenſätze ausgleichen und ein vertrauensvolles Zuſammen⸗ 
wirken im Intereſſe der Jugend herbeiführen. 5 

Das Beſtreben der Jugendvereinigungen, die durch den Krieg erlittenen 
Schädigungen des Vereinslebens zu beheben, iſt überall nach Möglichkeit auch 
durch Gewährung von Beihilfen wirkſam zu unterſtützen. 

Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Haeniſch. 


f) Allgemeiner Erlaß vom 22. November 1919. 
(III c 100) 


Seit dem 1. November dieſes Jahres find die Angelegenheiten, betreffend 
Pflege der ſchulentlaſſenen Jugend, vom Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung auf das mir unterſtellte Miniſterium für Volkswohlfahrt 
übergegangen. 

Ich begrüße herzlichſt die Tauſende ideal geſinnter deutſcher Männer und 
Frauen in Stadt und Land aus allen Ständen und Berufen ſowie die mannig- 
fachen Vereinigungen, Verbände und Körperſchaften, die bisher ſchon in opfer⸗ 
willigſter Weiſe dieſem Zweige der Jugendwohlfahrt Zeit, Kraft und Mittel ge⸗ 
widmet haben. 

Ich bitte Sie alle, gerade in der gegenwärtigen ſchweren Not unſeres Vater» 
landes ſich der Jugendſache auch weiterhin in bewährter Treue und Hingabe an⸗ 
zunehmen, ihr neue zahlreiche Freunde und Mittel zu gewinnen und durch ge⸗ 
fteigerte Liebe und Arbeit für das körperliche, geiſtige und ſittliche Gedeihen der 
chulentlaſſenen männlichen und weiblichen Jugend unſer Volk bald einem neuen 

ühling entgegenführen zu helfen. 

„Jede ernſtgemeinte Jugendpflege werde ich ohne Anſehung der Religion (Kon⸗ 
eſſion) und der politiſchen Stellung der Beteiligten gern auf alle mir mögliche 

eiſe, auch durch Beihilfen aus dem auf mein Miniſterium übertragenen Jue 
gendpflegefonds, zu fördern bemüht ſein. 

Dabei glaube ich im Sinne aller Richtungen und Parteien zu handeln, wenn 
ich dafür eintrete, daß Parteipolitik von der Jugendpflege fern gehalten wird. 
Wohl aber kann und fol die Jugendpflege dazu beitragen, daß die deutſche Ju⸗ 
gend, einerlei, ob ihre Wiege in der Hütte oder im Schloß ſtand, dem Vaterland 
in G hält. tiefen Unglück erſt recht Liebe und Treue bewahrt und deutſches Weſen 
hoch hält. In ihren Reihen muß brüderlicher Geiſt walten, der unbeſchadet all- 
gemeiner Menſchenliebe zunächſt in jedem deutſchen Volksgenoſſen den Freund 
und Bruder zu achten und zu lieben lehrt. Die Jugend ſoll willig und tüchtig 
werden, ihre Pflichten gegenüber dem Volksganzen gewiſſenhaft und in opfer⸗ 
mütigem Gemeinſinn zu erfüllen. l 

Für den richtigen Gebrauch der weitgehenden politiſchen Freiheit, die ſich das 
deutſche Volk in der Verfaſſung vom 11. e 1919 gewährt hat, iſt Voraus⸗ 
ſetzung der Beſitz oder doch das ernſte Streben nach rechtverſtandener ſittlicher 
Freiheit, das Ringen nach Befreiung des inneren Menſchen von der Herrſchaft 
niederer Triebe, nach Stärkung des Willens zum Guten, Wahren und Schönen. 
In dieſem ſchwerſten aller Kämpfe, den die heranwachſende Jugend innerlich 
durchzukämpfen hat, ihr in verſtändnisvoller Weiſe und mit pädagogiſchem Takt 
beizuſtehen, ihrem beſſeren Selbſt trotz aller Lockungen der Umwelt zum Siege 
au verhelfen, gehört zu den ſchwierigſten, aber auch dringendſten Aufgaben der 

egenwart. 

Dieſe Aufgabe liegt in erſter Linie der Familie ob. Schule und Kirche helfen 
ihr, und auch die Jugendpflege iſt berufen, mit allen geeigneten Mitteln dabei 
ergänzend und weiterführend mitzuwirken. Die auf dieſem Gebiet ohnehin vor⸗ 
handenen großen Schwierigkeiten ſind neuerdings noch erheblich gewachſen. Ich 
erinnere nur an die mehr und mehr anſchwellende Flut des Schmutzes in Wort 
und Bild, die bekannten Mißſtände im Kinoweſen uſw. Dazu kommt, daß auch 
in weiten Kreiſen der Erwachſenen eine bedauerliche Verwirrung der ſittlichen 
Begriffe zutage getreten iſt. Demgemäß iſt das für ein Hineinwachſen der Ju⸗ 
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gend in edle Zucht und Sitte ſo wichtige gute Beiſpiel der Alteren nicht überall 
in dem wünſchenswerten Umfange vorhanden oder wirkſam. 

Die Aufgabe muß aber gelöſt werden, wenn für einen neuen Aufbau deutſcher 
Zukunft die unentbehrlichen ſittlichen Grundlagen geſchaffen werden ſollen. 

Unter den bewährten Mitteln der Jugendpflege, bezüglich deren ich auf die 
grundlegenden, zeitgemäß anzuwendenden Erlaſſe des Preußiſchen Kultusminiſte⸗ 
riums vom 18. Januar 1911, 30. April 1913 und 17. Dezember 1918 — U III 
B 6088, 7155 und 7165 — verweiſe, nehmen auch Leibesübungen, ſofern ſie ſach⸗ 
kundig und im rechten Geiſte geleitet werden, einen hervorragenden Platz ein. 
Ihre Förderung werde ich mir auch deshalb beſonders angelegen ſein laſſen, weir 
ſie vorzüglich geeignet erſcheinen, die durch den Krieg und ſeine Folgen bedingten 
ſchweren Schädigungen unſerer Volkskraft beſſern und heilen zu helfen. 

Vorzügliche Berückſichtigung in der Jugendpflege erfordert die beſondere Not 
unſerer weiblichen Jugend. Namentlich wird ihrem Verlangen nach hauswirt⸗ 
ſchaftlicher und hausmütterlicher Ertüchtigung, nach beſonderer Stählung für 
den Berufskampf nach Kräften entgegenzukommen ſein. Alles, was nach dieſer 
Richtung für die weibliche Jugend geſchieht, kommt dem Vaterlande zugute, das 
in ſeiner gegenwärtigen Verarmung eines fleiſtigen, ſparſamen, im edelſten 
Sinne des Wortes dienenden Frauengeſchlechts dringender bedarf als je zuvor. 

Bei allen Maßnahmen auf dem Gebiete der Jugendpflege lege ich auf ein 
vertrauenvolles Zuſammenarbeiten der beteiligten Vereinigungen und Verbände 
untereinander ſowie mit allen in Frage kommenden Behörden und inſonderheit 
auch mit dem mir unterſtehenden Miniſterium hervorragenden Wert. Ich be⸗ 
halte mir vor, die beſtehende en der Orts⸗, Kreis⸗ und Bezirksaus⸗ 
ſchüſſe für Jugendpflege mit dem Ziele zu ergänzen, daß eine leichte, unmittel⸗ 
bare Fühlungnahme meines Miniſteriums mit führenden Vertretern der Ju- 
gendpflege ermöglicht wird. | 

Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Stegerwald. 


* *. 


æ 


In einer Zuſammenſtellung der geſetzlichen Maßnahmen zum Wohle 
der Jugend müſſen auch 


Mutterſchutzbeſtimmungen 
eine Stelle finden. Als ſolche ſeien erwähnt: 
1. Verordnung über Wochenfürſorge. Vom 18. Auguſt 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozial⸗ 
verſicherung vom 9. Juni 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 504) wird mit Zuſtimmung 
des Reichsrats und der Ausſchüſſe des Reichstags für ſoziale Angelegenheiten und 

für den Haushalt folgendes verordnet: 


Artikel I ' 


Die Leiſtungen der Wochenfürſorge werden allgemein entſprechend den bid. 
herigen Leiſtungen in ein Verhältnis zu den Lebenshaltungskoſten gebracht und 
betragen künftig je ein Vielfaches der vom Statiſtiſchen Reichsamt regelmäßi 
veröffentlichten Reichsrichtzahl (Reichsindexzahl) der Lebenshaltungskoſten in Mark. 


Artikel II 

Die 88 2, 3, 4, 6, 7, 8 des Geſetzes über Wochenfürſorge vom 9. Juni 1922 
(Reichsgeſetzbl. I ©. 502) erhalten folgende Faſſung: , 2 

82. Sofern nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht 
benötigt wird, gilt eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres 
Ehemanns ſteuerpflichtiges Geſamteinkommen oder, ſofern ſie allein ſteht, ihr 
eigenes ſteuerpflichtiges Einkommen im Steuerjahre 1921 den Jahresbetrag von 
15 000 Mark oder im Jahre vor der Entbindung den Betrag des Vierzigfachen der 
Reichsrichtzahl in Mark nicht überſtiegen hat. Dieſer Betrag erhöht ſich für jedes 
ſchon vorhandene Kind unter 15 Jahren um 1500 Mark, falls der Betrag von 
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15 000 Mark zugrunde gelegt worden iſt, und um das Zehnfache der Reichsricht⸗ 
gabt, lag der Betrag des Vierzigfachen der Reichsrichtzahl zugrunde gelegt 
worden iſt. ; 

§ 3. Als Wochenfürſorge wird gewährt 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden erforderlich wird, 

2. ein einmaliger Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei 
Schwangerſchaftsbeſchwerden in Höhe des Sechsfachen der Reichsrichtzahl; 
findet eine Entbindung nicht ſtatt, ſo iſt als Beitrag zu den Koſten bei 
FVV das Einundeinhalbfache der Reichsrichtzahl zu 
zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe von einem Zehntel der Reichsrichtzahl täglich für 
10 Wochen, von denen mindeſtens ſechs in die Zeit nach der Niederkunft 
fallen müſſen. Das Wochengeld für die erſten vier Wochen iſt ail 
mit dem Tage der Entbindung fällig; die Wochen nach der Niederkunft 
müſſen zuſammenhängen, 

4. ſolange die Wöchnerin das Kind ſtillt, ein Stillgeld in Höhe von drei Zwan⸗ 
zigſteln der Reichsrichtzahl täglich bis zum Ablauf der zwölften Woche nach 
der Niederkunft. 

Stirbt die Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der Unter⸗ 
ſtützungsberechtigung, ſo werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen⸗ und 
Stillgeld bis zum Ende der Bezugszeit an denjenigen bezahlt, der für den Unter⸗ 
Hali des Kindes forgt. 

Für den geſamten Verſicherungsfall iſt die am Ende der Woche der Nieder⸗ 
kunft veröffentlichte Reichsrichtzahl maßgebend. Dabei iſt dieſe Reichsrichtzahl 
auf volle Tauſend abzurunden. 

4. Wo nach Landesgeſetz eine öffentlich⸗ rechtliche Körperſchaft den Hebam⸗ 
men die Gebühren ausgezahlt oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewähr⸗ 
leiſtet, kann zugleich angeordnet werden, daß ein Teil des einmaligen Beitrags 
nach § 3 Abſ. 1 Nr. 2 bis zur Höhe von 360 vom Hundert der Reichsrichtzahl an 
die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen iſt. Dieſe Gebühr muß der 
Wöchnerin auf die Gebühr angerechnet werden, die ſie ſelbſt für die Hebammen⸗ 
hilfe zu zahlen hat. : 

§ 6. Gewährt eine Krankenkaſſe ihren Mitgliedern nach § 195 c der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
pa Hebammenhilfe und freie Arznei, fo gilt diefe Beſtimmung auch für die 

öchnerinnen, denen die Krankenkaſſe Wochenfürſorge leiltet;. in dieſem Falle 
ermäßigt fih die bare Beihilfe an die Wöchnerin nach § 3 Abſ. 1 Nr. 2 auf einen 
Betrag von 240 vom Hundert der Reichsrichtzahl; findet keine Entbindung ſtatt, 
ſo iſt kein Beitrag zu zahlen. 

§ 7. Weigern ſich die Arzte der Krankenkaſſe, die Behandlung bei der Ent⸗ 
bindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden zu den für die Mitglieder oder 
Familienangehörigen der Kaſſe geltenden Bedingungen zu übernehmen oder ſich 
im Streitfall dem Spruche eines unter Mitwirkung von Unparteiiſchen zu gleichen 
Teilen mit Vertretern der Arzte und der Krankenkaſſen beſetzten Schiedsamts 
oder Schiedsgerichts zu unterwerfen, ſo ermächtigt das Oberverſicherungsamt die 
Krankenkaſſe auf Antrag, für die Wöchnerin ſtatt dieſer Sachleiſtung einen baren 
Betrag bis zum Einundeinhalbfachen der im § 3 Abſ. 1 Nr. 2 genannten Beträge 
zu gewähren. Der Reichsarbeitsminiſter kann dieſe Beträge im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen allgemein anderweit feſtſetzen. 

§ 8. Die Leiſtungen der Kaffe werden ihr durch das Reich erſtattet. Dabei 
gilt als Wert der Gadleijtung nach § 6 ein Betrag von 360 vom Hundert der 

eichsrichtzahl. Die Koſten der Sachleiſtung nach § 3 Abſ. 1 Nr. 1 find der Kaſſe 

in der ihr nachweislich entſtandenen Höhe zu erſetzen. Der Reichsarbeitsminiſter 

kann darüber nähere Beſtimmungen erlaſſen, auch im Einvernehmen mit dem 

Reichsminiſter der Finanzen einen Pauſchbetrag für dieſe Erſatzleiſtung feſtſetzen. 
Artikel III 


Dieſe Vorſchriften treten mit Wirkung vom 20. Auguſt 1923 ab in Kraft. 

Wöchnerinnen, die erſt nach den vorſtehenden Vorſchriften als minderbemittelt 
zu gelten haben, aber vor dem 20. Auguſt 1923 entbunden worden ſind, erhalten 
von dieſem Tage ab das Wochen⸗ und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit. Für 
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Entbindungsfälle, die vor dem 20. Auguſt 1923 eingetreten ſind, iſt das Wochen⸗ 
und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit nach der am 20. Auguſt 1923 ver- 
öffentlichten Reichsrichtzahl zu berechnen. | 
Berlin, den 18. Auguft 1923. _ 
i Der Reichsarbeitsminiſter 
Dr. Brauns. 
x l * 
* 


2. Verordnung über Wochenhilfe. Vom 18. Auguft 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozial⸗ 
verſicherung vom 9. Juni 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 504) wird mit Zuſtimmung des 
Reichsrats und der Ausſchüſſe des Reichstags für ſoziale Angelegenheiten und 
für den Haushalt folgendes verordnet: | 

§ 1. Im § 195 a der Reichsverſicherungsordnung treten an Stelle des Abſ. 1 
folgende Abſätze: 

„Die Leiſtungen der Wochenhilfe werden allgemein entſprechend den bisherigen 
Leiſtungen in ein Verhältnis zu den Lebenshaltungskoſten gebracht und betragen 
künftig je ein Vielfaches der vom Statiſtiſchen Reichsamt regelmäßig veröffent⸗ 
lichten Reichsrichtzahl (Reichsindexzahl) der Lebenshaltungskoſten in Mark. 

Weibliche Verſicherte, die in den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft 
mindeſtens zehn Monate hindurch, im letzten Jahre vor der Niederkunft aber 
mindeſtens ſechs Monate hindurch auf Grund der Reichsverſicherung oder bei 
einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen Krankheit verſichert geweſen ſind, 
erhalten als Wochenhilfe 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden erforderlich wird, 

2. einen einmaligen Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei 

Schwangerſchaftsbeſchwerden in Höhe des Sechsfachen der Reichsrichtzahl; 
findet eine Entbindung nicht ſtatt, ſo iſt als Beitrag zu den Koſten bei 
V das Einundeinhalbfache der Reichsrichtzahl 
zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens ein Zehntel 
der Reichsrichtzahl täglich, s bier Wochen vor und feds zuſammenhängende 
Wochen unmittelbar nach der Niederkunft. Das Wochengeld für die erſten 
vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung fällig, 

4. 12 ſie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben 
Krankengeldes, jedoch mindeſtens drei Zwanzigſtel der Reichsrichtzahl täg⸗ 
lich, bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. Der Vor- 
ſtand kann einen Höchſtbetrag für das tägliche Stillgeld feſtſetzen. 

Für den geſamten Verſicherungsfall iſt die am Ende der Woche der Nieder- 
kunft veröffentlichte Reichsrichtzahl maßgebend. Dabei iſt dieſe Reichsrichtzahl 
auf volle Tauſend abzurunden. Der Vorſtand kann mit Zuſtimmung des Ober⸗ 
verſicherungsamts ſpäter fällige Leiſtungen an Wochengeld und Stillgeld nach 
den inzwiſchen abgeänderten Reichsrichtzahlen berechnen.“ 

§ 2. Der § 195 c der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Der Vorſtand der Krankenkaſſe kann, ſoweit keine Anordnung nach § 195 d 

getroffen iſt, allgemein beſchließen, bei der Entbindung und bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden freie Hebammenhilfe und freie Arznei zu gewähren; in 

dieſem Falle ermäßigt fih die bare Beihilfe an die Wöchnerin nach § 195 a 

Abſ. 1 Nr. 2 auf 240 vom Hundert der Reichsrichtzahl; findet keine Entbin⸗ 

dung ſtatt, ſo iſt keine Beihilfe zu zahlen. | 

Bei Erfabforderungen der Kaffe und gegen die Kaſſe gilt als Wert der Sad- 
leiſtung nach Abſ. 1 der Betrag von 360 vom Hundert der Reichsrichtzahl.“ 
§ 3. Der § 195 d der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Wo nach Landesgeſetz eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft den Hebammen 

die Gebühren auszahlt oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, 
kann zugleich angeordnet werden, daß die Krankenkaſſe einen Teil des ein⸗ 
maligen Beitrags nach § 195a Abſ. 1 Nr. 2 bis zur Höhe von 360 vom Qun- 
dert der Reichsrichtzahl an die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen 
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hat. Dieſer Betrag muß der Wöchnerin a die Gebühr angerechnet werden, 
die ſie ſelbſt für die Hebammenhilfe zu zahlen hat.“ 
y 4. Der § 197 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende 
aſſung: . 
„Dabei gelten als Wert der Sachleiſtung nach § 195a Abſ. 1 Nr. 1 die nach 
195 a Abſ. 1 Nr. 2 errechneten Beträge; der Reichsarbeitsminiſter kann mit 
uſtimmung des Reichsrats im Falle eines Bedürfniſſes dieſe Beträge allge- 
mein anderweit feſtſetzen.“ 
5. Der § 205 a Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende 


Faſſung: 

„Ale Wochenhilfe werden die im § 195 a bezeichneten Leiſtungen gewährt; 
dabei beträgt das Wochengeld ein Zehntel und das Stillgeld drei Zwanzigſtel 
der Reichsrichtzahl täglich.“ 

8 6. Der § 370 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende 

aſſung: 

„Vird bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden ärztliche 
Behandlung erforderlich (§ 195 a Abſ. 1 Nr. 1), fo kann die Krankenkaſſe in 
den vorſtehend bezeichneten Fällen der Wöchnerin ſtatt der Sachleiſtung eine 
bare Veihilfe bis zur Höhe des Einundeinhalbfachen der im § 195 a Abſ. 1 
Nr. 2 bezeichneten Beträge gewähren.“ | 

7. Dieſe Vorſchriften treten mit Wirkung vom 20. Auguſt 1923 ab in Kraft. 

ür Entbindungsfälle, die vor dem 20. Auguſt 1923 eingetreten ſind, iſt das 

Wochen⸗ und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit nach der am 20. Auguſt 1923 

veröffentlichten Reichsrichtzahl zu berechnen. f 
Berlin, den 18. Auguſt 1923. | 


Der Reichsarbeitsminiſter 
Dr. Brauns. 


% * 
+ 


3. Preußiſches Geſetz über das Hebammenweſen vom 14. Juni 1922 
5 (Pr. G. S. S. 179). 
i Recht auf Hebammenhilfe. | 

§ 1. Jeder Frau in Preußen ſteht nach Maßgabe dieſes Geſetzes Hebammen 
hilfe zu. Dieſe erſtreckt ſich auf die Beratung und Hilfe in der Schwangerſchaft, 
Hilfe bei Störungen in der Schwangerſchaft, Hilfe bei der Geburt, Verſorgung 
der Wöchnerinnen im Wochenbett und der Neugeborenen ſowie auf Beratung 
über die Pflege und das Stillen der Kinder. 

Ausübung der Geburtshilfe. | 
- § 2 Hebammen im Sinne dieſes Geſetzes find Frauen, die ein Prüfungs- 
zeugnis gemäß § 30 Abſ. 8 der Reichsgewerbeordnung beſitzen. 

§ 8. Frauen, die weder eine ärztliche Approbation noch das in § 2 angeführte 
Prüfungszeugnis beſitzen, iſt die Ausübung der Geburtshilfe auch dann unter⸗ 
ſagt, wenn ſie nicht gewerbsmäßig betrieben wird. S 

Notfälle find von diefem Verbot ausgenommen. Ein Notfall liegt bor, wenn 
es nicht möglich iſt, rechtzeitig eine Hebamme oder einen Arzt zuzuziehen. 

§ 4. Hebammen iſt die Ausübung der Geburtshilfe nur geſtattet, wenn ſie 
ihr Prüfungszeugnis von einer zuſtändigen preußiſchen Behörde erhalten haben 
oder auf Grund einer außerhalb Preußens erfolgten gleichwertigen Ausbildung 
vom Miniſter für Volkswohlfahrt zur Ausübung der Geburtshilfe in Preußen 
zugelaſſen find und wenn ihnen eine Niederlaſſungsgenehmigung erteilt ift. 

D F ſteht die Annahme als Bezirkshebamme 

21) gleich. | 
6 Unberührt bleiben die durch Staatsverträge oder anderweit geregelten Ver⸗ 
hältniſſe in den Grenzgebieten. , : Ar. 

6. Die Niederlaſſungsgenehmigung wird für einen örtlichen Bezirk 
erteilt (Niederlaſſungsgebiet). . 3 

Das Niederlaſſungsgebiet iſt nach Maßgabe der Bevölkerungsdichtigkeit und 

der Entfernungsverhältniſſe in der Weiſe abzugrenzen, daß den Bewohnerinnen 
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des Gebiets eine ausreichende Verſorgung mit Hebammenhilfe (§ 1) geſichert iſt. 

In der Genehmigungsurkunde iſt das Niederlaſſungsgebiet zu bezeichnen. 

§ 6. Die Hebamme muß in dem Niederlaſſungsgebiet wohnen. In der Ge- 
nehmigungsurkunde kann ihr das Wohnen in einem begrenzten Teile des Nieder⸗ 
laſſungsgebiets aufgegeben werden. 

Bei der Ausübung ihres Berufs ift die Hebamme nicht auf das Nieder- 
laſſungsgebiet beſchränkt. 

§ 7. Die Niederlaſſungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn das Bedürfnis 
nach Hebammenhilfe (§ 1) in dem betreffenden Bezirk bereits ausreichend gedeckt 
iſt; ſie kann a berjagt werden, wenn eine derjenigen Tatſachen vorliegt, die 
zur Zurücknahme der Genehmigung berechtigten (§ 9). 

88. Die Niederlaſſungsgenehmigung verliert ihre Gültigkeit: 

a) wenn die Hebamme ſich nicht binnen 3 Monaten vom Tage der Genehmi⸗ 
gung ab in dem Niederlaſſungsgebiet niederläßt. Die Friſt kann von der 
Genehmigungsbehörde (§ 10) verlängert werden, wenn der Hebamme 
innerhalb der Friſt keine angemeſſene Wohnung im Niederlaſſungsgebiet 
nachgewieſen wird oder wenn ſich die Hebamme aus anderen Gründen 
ohne ihr Verſchulden nicht innerhalb der Friſt in dieſem Gebiet nieder⸗ 
laſſen kann. Iſt der Hebamme das Wohnen in einem begrenzten Teil 
des Niederlaſſungsgebiets aufgegeben, ſo gelten die vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen entſprechend für dieſen Teil des Niederlaſſungsgebiets; 

b) wenn die Hebamme den Wohnſitz innerhalb des Niederlaſſungsgebiets 
freiwillig aufgibt; 

c) wenn der Hebamme das Prüfungszeugnis gemäß § 53 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung entzogen wird, oder wenn die nach § 4 Abſ. 1 erteilte Genehmigung 
des Miniſters ff Volkswohlfahrt zurückgenommen wird. 

§ 9. Die Niederlaſſungsgenehmigung kann zurückgenommen werden: 

a) wenn die Hebamme eine vorgeſchriebene Nachprüfung zweimal hinter⸗ 
einander nicht beſteht, 

b) wenn ſie einen angeordneten Fortbildungslehrgang ohne genügenden 
Grund verſäumt, 

c) wenn fie Bücher oder Überſichten, die nach näherer Anordnung des Mi- 
niſters für Volkswohlfahrt zur regelmäßigen Kontrolle ihrer Berufstätig⸗ 
keit oder als Nachweiſe für Zahlungsanſprüche an den Kreis dienen, trotz 
zweimaliger Verwarnung unrichtig oder unvollſtändig führt, 
wenn ſie wegen grober Verletzung der Dienſtanweiſung, wegen Nachläſſig⸗ 
keit im Beruf, oder wegen ungleichmäßiger Berückſichtigung oder Be⸗ 
handlung der Hilfeſuchenden innerhalb der letzten 5 Jahre dreimal durch die 
Kreishebammenſtelle (§ 29) verwarnt worden iſt, 
wenn ſie innerhalb des Niederlaſſungsgebiets eigenmächtig den ihr ange⸗ 
wieſenen Wohnſitz wechſelt, | 

f) wenn fie ohne Erlaubnis der in der Genehmigungsurkunde zu beſtim⸗ 
menden Stelle länger als 2 Monate innerhalb eines Kalenderjahres oder 
länger als 3 Wochen hintereinander von dem Niederlaſſungsgebiete ab⸗ 
weſend iſt, 

g) wenn ſie länger als ein Jahr ihren Beruf nicht ausübt, 

h) wenn ſie infolge eines körperlichen Gebrechens oder infolge Schwäche 
ihrer geiſtigen oder körperlichen Kräfte zur Erfüllung ihrer Berufspflichten 
dauernd unfähig iſt, 

i) wenn ſie das 65. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 10. Zuſtändig für die Erteilung und die Zurücknahme der Genehmigung 
iſt in Landkreiſen der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Magiſtrat (Bürger⸗ 


d 


— 


— 


e 


meiſter). Vor der Erteilung und der Zurücknahme der Genehmigung iſt die 


Kreishebammenſtelle zu hören. . 

Der Hebamme fteht gegen die Verfagung oder Zurüdnahme der Genehmigung 
innerhalb 2 Wochen feit der Zuſtellung die Klage bei dem Bezirksausſchuß zu, 
der nach Anhörung der Provinzialhebammenſtelle (§ 34) entſcheidet. 

Pflichten der Hebammen. 

§ 11. Die Hebamme iſt verpflichtet, alle in ihre Berufsgeſchäfte fallenden 

Aufgaben nach Maßgabe der Dringlichkeit und unter Befolgung der hierzu vom 
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Miniſter für Volkswohlfahrt erlaſſenen Vorſchriften gewiſſenhaft auszuführen. 
Sie hat insbeſondere folgende Berufspflichten zu erfüllen: 

a) Beratung von Schwangeren und Ausübung der Geburtshilfe, 

b) Verſorgung der Wöchnerinnen und neugeborenen Kinder, 

c) Förderung der natürlichen Ernährung der Säuglinge, 

d) petites bei der Säuglingsfürſorge nach Maßgabe des örtlichen Bee 

ürfniſſes. 

§ 12. Die Hebamme hat ſich nach Maßgabe der hierzu ergehenden Vorſchrif⸗ 
ten des Miniſters für Volkswohlfahrt Nachprüfungen zu unterziehen und an 
Fortbildungslehrgängen teilzunehmen. 

§ 13. Zu einer Erwerbstätigkeit außer der im § 11 angeführten bedarf die 
Hebamme der Genehmigung. Beſtehen gegen dieſe Erwerbstätigkeit Bedenken, 
ſo muß die Genehmigung verſagt und eine erteilte Genehmigung zurückgenom⸗ 
men werden. 

Zuſtändig für die Erteilung oder Zurücknahme der Genehmigung iſt in Land⸗ 
kreiſen der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Magiſtrat (Bürgermeiſter). Er 
entſcheidet nach Anhören der Kreishebammenſtelle. 

Gegen die Verſagung oder Zurücknahme der Genehmigung ſteht der Hebamme 
innerhalb 2 Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu, der nach An⸗ 
hörung der Provinzialhebammenſtelle endgültig entſcheidet. 
$ 14, Die Berufstätigkeit der Hebamme unterliegt der Aufſicht des Kreis- 
arztes. N 

` Gebühren der Hebammen. 


§ 15. Die Bezahlung der nach § 11a bis c geleifteten Dienſte einer Hebamme 
erfolgt auf Grund einer Gebührenordnung, die von dem Regierungspräſidenten 
— im Ortspolizeibezirk Berlin von dem Polizeipräſidenten in Berlin — zu 
erlaſſen iſt. 

Es werden drei Teuerungsklaſſen gebildet. Die Gebührenſätze ſind für dieſe 
Klaſſen verſchieden hoch zu bemeſſen und die Kreiſe oder Ortſchaften nach Maß⸗ 
gabe ihrer Teuerungsverhältniſſe in die Klaſſen einzugruppieren. Für jede 
Klaſſe ſind in der Gebührenordnung unter Berückſichtigung der Leiſtungsfähigkeit 
der Gebührenpflichtigen Mindeſt⸗ und Höchſtgebühren feſtzuſetzen. Ferner hat 
die Gebührenordnung die Erſtattung der Ausgaben für Desinfektionsmittel, die 
von der Hebamme bei ihrer Hilfeleiſtung verwendet worden ſind, zu regeln ſowie 
über den Anſpruch der Hebammen auf Erſatz der Auslagen für die Benutzung 
von Verkehrsmitteln oder auf die Zahlung eines angemeſſenen Wegegeldes Be⸗ 
wohlfahrt zu treffen. Die näheren Vorſchriften erläßt der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt. | 

Bei der Anwendung der Gebührenordnung hat die Hebamme die Gebühren⸗ 
„ Teuerungsklaſſe in Rechnung zu ſtellen, zu der ihr Wohnort 
gehört. l 
Die Provinzialhebammenſtelle, die Kreisausſchüſſe und die Gemeindevorſtände 
der Stadtkreiſe ſind vor dem Erlaß der Gebührenordnung zu hören. , 

16. Ergeben ſich Streitigkeiten über die Höhe einer Gebühr, die von einer 
Hebamme gefordert wird, oder wird die Gebühr an eine Hebamme innerhalb 
einer angemeſſenen Friſt nicht entrichtet, ſo ſetzt der Landrat, in Stadtkreiſen der 
Bürgermeiſter, nach Anhörung der Kreishebammenſtelle und des Zahlungspflich⸗ 
tigen die Gebühr nach Maßgabe der Gebührenordnung feſt. Gegen dieſe Feſt⸗ 
ſetzung iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zuläſſig, 
der nach Anhörung der Provinzialhebammenſtelle endgültig entſcheidet. f 

Die rechtskräftig feſtgeſetzte Gebühr unterliegt der Beitreibung im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren durch den Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen durch den 
Magiſtrat (Bürgermeiſter). Hierbei gilt, unbeſchadet des Rechtes der Hebamme 
auf die Gebühren, der Kreis als derjenige, auf deſſen Rechnung die Zwangs⸗ 
9 im Sinne der Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren 
erfolgt. 

Beſondere Beſtimmungen für Hebammen, die eine Niederlaſſungs⸗ 
genehmigung erhalten haben. 

§ 17. Die Hebamme hat an den Kreis, in deſſen Gebiet fie wohnt, Anſpruch auf 
einen Zuſchuß, wenn in einem Jahre ihr Einkommen aus der im § 11a bis c 
angegebenen Berufstätigkeit ohne ihr Verſchulden nicht einen Mindeſtbetrag 


. 
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erreicht. Als Zuſchuß iſt der Betrag zu zahlen, um den das Einkommen hinter 
dem Mindeſtbetrage zurückbleibt. ; 

Der Mindeſtbetrag beſtimmt fic) nach der Teuerungsklaſſe, gu der der Wohn- 
ort der Hebamme gehört. Er beträgt für Orte in der erſten Teuerungsklaſſe 
12 000 Mk., in der zweiten Teuerungsklaſſe 9000 Mk., in der dritten Teuerungs⸗ 
klaſſe 6000 Mk. 

Für die Zeit, in der die unmittelbaren Staatsbeamten Ausgleichszuſchläge er⸗ 
halten, werden die Mindeſtbeträge durch Zuſchläge erhöht. Dieſe bemeſſen ſich 
jeweils nach dem Hundertſatz, zu dem die Ausgleichszuſchläge der unmittelbaren 
Staatsbeamten gezahlt werden. 

Hat eine Hebamme neben ihrer Berufstätigkeit noch eine andere Erwerbs⸗ 
tätigkeit (§ 13), fo können die Einnahmen hieraus auf das Mindeſteinkommen 
angerechnet werden. 

Der Kreis kann die Zahlung des Zuſchuſſes ganz oder teilweiſe verweigern, 
wenn die Hebamme in dem betreffenden Jahre aus der im § 11 a bis c anges 
gebenen Berufstätigkeit durch eigenes Verſchulden, insbeſondere durch Nach⸗ 
läſſigkeit im Beruf, kein Einkommen bis zur Höhe des Mindeſtbetrages erzielt 
hat oder wenn die Vorausſetzungen des § 9c vorliegen. 

Vor der Prüfung, ob und inwieweit danach der Kreis im Einzelfalle zur 
Zahlung eines Zuſchuſſes verpflichtet iſt, und vor der Feſtſetzung des Umfanges, 
95 dem eine Anrechnung nach Abſ. 4 erfolgen ſoll, iſt die Kreishebammenſtelle zu 

ören. ' 

§ 18. Verſichert fih eine Hebamme gegen Alter, dauernde Berufsunfähigkeit 
oder Invalidität, fo hat ihr der Kreis (§ 17 Abf. 1) die Hälfte der Beiträge Er 
eine Verſicherung bis zur Höhe des Ruhegeldes der Bezirkshebamme nach § 26 f 
zu erſtatten. l 

§ 19. Für die Teilnahme an einer Nachprüfung und an einem Fortbilbungs- 
lehrgang ijt der Hebamme von dem Kreiſe (§ 17 Abi. 1) eine Reiſekoſtenent⸗ 
ſchädigung und ein angemeſſenes Tagegeld zu gewähren. 

§ 20. Wird die Hebamme von dem örtlichen Träger der Säuglingsfürſorge zu 
einer nach § lid zu leiſtenden Berufstätigkeit herangezogen, fo hat fie von die⸗ 
ſem eine beſondere Vergütung zu beanſpruchen, die freier Vereinbarung unterliegt. 

Bezirkshebammen. 

$ 21. Bezirkshebammen find Hebammen, die von einem Stadt» oder einem Lands 
freije für räumlich abgegrenzte Bezirke (Hebammenbezirke) auf Grund ſtatu⸗ 
tariſcher Regelung durch Dienſtvertrag angenommen werden. 

Eine Annahme von Bezirkshebammen findet nur ſtatt, wenn das Bedürfnis 
eines Bezirks nach einwandfreier Hebammenhilfe nicht durch Hebammen gedeckt 
werden kann, die die Niederlaſſungsgenehmigung erhalten (§ 4 Abſ. 1 und § 32 
Abſ. a). Die 5 ſind in dieſem Falle verpflichtet, die zur Deckung des Be⸗ 
dürfniſſes nötige Zahl Bezirkshebammen anzunehmen. Auf die Abgrenzung 
eines Hebammenbezirks findet § 5 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. Für jeden 
Hebammenbezirk ſind mehrere, mindeſtens zwei Bezirkshebammen anzunehmen. 
Iſt die Bevölkerungsdichtigkeit eines Hebammenbezirks gering und können die 
Bewohnerinnen des Bezirks durch eine Hebamme ausreichend mit Hebammen⸗ 
hilfe verſorgt werden, ſo braucht ausnahmsweiſe nur eine Bezirkshebamme für 
den Bezirk angenommen zu werden. 

Im Bedarfsfalle müſſen die Kreiſe geeignete Frauen in einer Hebammen⸗ 
lehranſtalt auf ihre Koſten ausbilden laſſen. 

Die Bezirkshebamme muß in ihrem Bezirk wohnen. Der Kreis hat 
ſich in dem Dienſtvertrage das Recht vorzubehalten, der Bezirkshebamme das 
Wohnen in einem begrenzten Teile des Bezirks aufzugeben. 

§ 23. Die Bezirkshebamme darf außerhalb ihres Bezirks ihre Berufstätigkeit 
nur ausüben, ſoweit ihr dies im Dienſtvertrage ausdrücklich geſtattet oder auf⸗ 
gegeben iſt, oder wenn keine zuſtändige Bezirkshebamme rechtzeitig hinzugezogen 
werden kann. Sie iſt dann verpflichtet, außerhalb ihres Bezirks Hilfe gu leiſten, 
ſofern ſie nicht durch dringendere Berufsgeſchäfte im eigenen Bezirk zurück⸗ 
gehalten wird. 

$ 24. Die Bezirkshebamme ift zunächſt probeweiſe auf 2 Jahre anzunehmen. 

ſt ſie bereits mindeſtens 1 Jahr in ihrem Beruf tätig geweſen, ſo kann die 
Probezeit auf 1 Jahr beſchränkt werden. 
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§ 25. In dem Dienſtvertrage ift zu beſtimmen, daß das Vertragsverhältnis 
der Bezirkshebammen in den dem § 8b und c entſprechenden Fällen erliſcht. 

Im übrigen hat ſich der Kreis in dem Dienſtvertrage ein Kündigungsrecht 
vorzubehalten. Bei endgültiger Annahme der Bezirkshebamme darf das Kün⸗ 
digungsrecht jedoch nur auf die Fälle des § 9a bis e und g bis i, auf das Bor- 
liegen eines wichtigen Grundes im Sinne des § 626 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
und ferner auf den Fall beſchränkt werden, daß eine Bezirkshebamme länger als 
3 Tage hintereinander ohne Erlaubnis der im Vertrage zu beſtimmenden Stelle 
von ihrem Bezirk abweſend iſt. . 

Über die Kündigung beſchließt das Kollegium des Kreisausſchuſſes bezw. der 
Magiſtrat (Bürgermeiſter) nach Anhören des Kreisarztes und der Kreis- 
hebammenſtelle. 

§ 26. In dem Annahmevertrage ift der Bezirkshebamme zuzuſichern: 

a) die Gewährleiſtung eines Jahreseinkommens aus der im § 11 a bis c 
angegebenen Berufstätigkeit. Das gewährleiſtete Jahreseinkommen muß 
ohne Einrechnung der nach Abſ. b zu zahlenden Vergütung mindeſtens 
8 000 Mk. betragen. 

Für die Zeit, in der die unmittelbaren Staatsbeamten Ausgleichs⸗ 
zuſchläge erhalten, werden die Mindeſtbeträge durch Zuſchläge erhöht. 
Dieſe bemeſſen ſich jeweils nach dem Hundertſatz, zu dem die Ausgleichs- 
zuſchläge der unmittelbaren Staatsbeamten gezahlt werden. 

Der Kreis kann ſich in dem Dienſtvertrage das Recht vorbehalten, eine 
ihm danach obliegende Zahlung ganz oder teilweiſe zu verweigern, wenn 
die Vorausſetzungen des § 9c vorliegen. 

Abſ. 4 und 6 des § 17 finden entſprechende Anwendung; 

b) eine Vergütung für jede Entbindung, bei der ſie Hilfe geleiſtet hat, und 
zwar in Höhe von 30 Mk.; 

c) ene e Entſchädigung für eine gemäß § 11 d geleiſtete Berufs⸗ 
tätigkeit. 

Entfallen in einem Hebammenbezirk auf eine Bezirkshebamme durch⸗ 
ſchnittlich jährlich nicht mehr als 20 Entbindungen, ſo muß die Bezirks⸗ 
hebamme auf Verlangen des Kreiſes ohne beſondere Entſchädigung auf 
dem Gebiete der Säuglingsfürſorge mitarbeiten; 

d) die unentgeltliche Lieferung der zur Berufstätigkeit der Hebamme er⸗ 
forderlichen Geräte, Bücher und Druckſachen ſowie derjenigen Desinfek⸗ 
tionsmittel, die für die von der Hebamme ſelbſt oder an Minderbemittel⸗ 
ten vorzunehmende Desinfektion erforderlich ſind; 
eine Reiſekoſtenentſchädigung und ein angemeſſenes Tagegeld für die 
Teilnahme an einer Nachprüfung oder einem Fortbildungslehrgang; 

f) ein Ruhegehalt für den Fall der dauernden Berufsunfähigkeit (§ 9 h) oder 

der Vollendung des 65. Lebensjahres. 

Auch der probeweiſe angenommenen Bezirkshebamme iſt ein Anſpruch 
auf Ruhegeld für den Fall zu gewähren, daß ſie infolge einer Krankheit, 
Verletzung oder ſonſtigen Beſchädigung, die ſie ſich bei Ausübung ihres 
Berufs oder aus deſſen Veranlaſſung ohne eigenes Verſchulden zugezogen 
hat, dauernd berufsunfähig geworden iſt. 

Das Ruhegeld iſt nach dem Jahreseinkommen zu bemeſſen, das der 
Bezirkshebamme nach dem erſten und vierten Abſatz des Abſatzes a ge- 
währleiſtet war. Im übrigen richtet ſich die Höhe des Ruhegeldes nach 
den für die Kommunalbeamten geltenden Vorſchriften. 

Iſt eine Bezirkshebamme gegen Alter, dauernde Berufsunfähigkeit oder 
Invalidität. verſichert, ſo kann der Kreis auf das Ruhegeld eine von der 
Bezirkshebamme auf Grund der Verſicherung bezogene Rente in demſelben 
Verhältnis zur Anrechnung bringen, in dem er die Verſicherungsbeiträge 
gezahlt hat. Poe 

In dem Dienſtvertrage ift die Zahlung des Ruhegeldes davon abhängig 
zu machen, daß die Bezirkshebamme unter Verzicht auf die im § 11 a 
und b angegebene Tätigkeit ihr Prüfungszeugnis dem Kreiſe aushändigt. 

§ 27. In dem Dienſtvertrage iſt auszubedingen, daß die Bezirkshebamme den 
Anſpruch auf Ruhegeld verliert: 

a) wenn der Dienſtvertrag erliſcht (§ 25 Abſ. 1), 


— 


e 
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b) wenn der Dienſtvertrag vom Kreiſe gekündigt wird (§ 25 Abſ. 2) und die 
Kündigung nicht aus einem der im B h und i angegebenen Gründe erpa, 
c) wenn fie wegen eines vor ihrer Verſetzung in den Ruheſtand in Aus- 
übung oder anläßlich der Ausübung ihres Berufs begangenen Verbrechens 
oder ſolchen Vergehens, wegen deſſen auf Verluſt der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte erkannt werden kann, rechtskräftig verurteilt worden iſt. Der An⸗ 
ſpruch auf Ruhegeld erliſcht in dieſem Falle mit der Rechtskraft des Urteils, 

d) wenn ſie, abgeſehen von Notfällen (§ 8 Abſ. 2), nach Verſetzung in den 

Ruheſtand gegen Entgelt oder gewohnheitsmäßig eine der im § 11 a und b 
angegebenen Tätigkeiten ausübt, 

e) wenn ſie das Ruhegeld wegen dauernder Berufsunfähigkeit bezieht, und 

die Berufsfähigkeit nachträglich wiedererlangt. 

§ 28. Unterläßt es ein Kreis, den Vorſchriften der §§ 21 und 24 bis 27 binnen 
der ihm von der Aufſichtsbehörde geſetzten Friſt nachzukommen, ſo faßt auf 
Antrag des Regierungspräſidenten der Bezirksausſchuß die zur Erfüllung der 
Pflichten des Kreiſes erforderlichen Beſchlüſſe. Gegen den Veſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes ift die Beſchwerde an den Provinzialrat, für Berlin an den Minifter 
für Volkswohlfahrt, gegeben. 

Im übrigen bleiben die 5 die zwangsweiſe Etatiſierung geſetzlicher Leiſtungen 
geltenden allgemeinen Vorſchriften unberührt. 

Hebammenſtellen. 


§ 29. Für jeden Stadt⸗ und Landkreis iſt mindeſtens eine Kreishebammen⸗ 
ſtelle einzurichten. 

Die Koſten der Kreishebammenſtelle trägt der Kreis. 

§ 80. Der Kreishebammenſtelle müſſen außer Hebammen und Müttern ein 
Vertreter des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen des Gemeindevorſtandes, der zu⸗ 
ſtändige Kreisarzt und zwei Vertreter der Träger der öffentlichen Kranken⸗ 
berfiderung angehören. Die Berufung weiterer Mitglieder iſt zuläſſig. Die 
Hebammen und die Mütter müſſen in der Kreishebammenſtelle in gleicher Anzahl 
vertreten ſein. 

Die Mitgliedſchaft in der Kreishebammenſtelle iſt ein Ehrenamt. Nur die 
Erſtattung von Reiſekoſten und die Gewährung von Tagegeldern ift zuläffig. 

§ 81. Die Wahlen der Hebammen und der Mütter für die Kreishebammen⸗ 
ſtelle erfolgen auf Grund des Verhältniswahlverfahrens, und zwar für die Heb⸗ 
ammen durch ſchriftliche Abſtimmung aller im Bezirk der Hebammenſtelle wohnen⸗ 
den Hebammen, für die Mütter durch den Kreistag und in Stadtkreiſen durch die 
Stadtverordnetenverſammlung, in Berlin durch die Bezirksverſammlungen. Die 
Vertreter der Träger der öffentlichen Krankenverſicherung werden, wenn keine 
Einigung unter den beteiligten Kaſſen zuſtande kommt, nach den Vorſchriften ge⸗ 
wählt, die für die Wahl der Beiſitzer beim Verſicherungsamt gelten (§§ 42, 48 und 
45 der Reichsverſicherungsordnung), mit der Abänderung, daß auch Frauen 
wählbar ſind. Die übrigen nach § 30 etwa noch in die Kreishebammenſtelle auf⸗ 

unehmenden Perſonen werden durch den Kreistag, in Stadtkreiſen durch die 
tadtverordnetenverſammlung, in Berlin durch die Bezirksverſammlungen berufen. 
Für jedes gewählte Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu wählen. 
Die Mitglieder und Stellvertreter werden jeweils auf 4 Jahre gewählt. 
Im übrigen wird die Zuſammenſetzung der Kreishebammenſtelle durch Kreis- 
ſatzung, in Stadtkreiſen durch Ortsſatzung geregelt. Die Geſchäftsordnung für 
die Kreishebammenſtelle erläßt der Kreisausſchuß, in Stadtkreiſen der Magiſtrat 
(Bürgermeiſter). Die näheren Beſtimmungen für die Verhältniswahl erläßt der 
Miniſter für Volkswohlfahrt. 
§ 82. Die Kreishebammenſtelle muß gehört werden: 3 
a) vor der Abgrenzung und Abänderung von Niederlaſſungsgebieten und Geb- 
ammenbezirken, insbeſondere bei der Feſtſtellung des Bedürfniſſes nach 
einwandfreier Verſorgung mit Hebammenhilfe (§ 21), 

b) vor der Son oder Zurücknahme einer Niederlaſſungsgenehmigung 
(§§ 7 und 9), 

c) ta der Erteilung oder Zurücknahme der Genehmigung zu einer anderen 
Erwerbstätigkeit (8 18), 

d) bor der probeweiſen oder endgültigen Annahme einer Bezirkshebamme, 

e) vor dem Ausſpruch einer Kündigung in den Fällen des § 25 Abſ. 2, 
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f) vor der Feſtſetzung einer Gebühr nach § 16 und § 17 Abſ. 6, 

g) vor der Einleitung eines Strafverfahrens nach § 41, 

h) vor der Erhebung einer Klage auf Zurücknahme des Hebammenprüfungs⸗ 

zeugniſſes 6 53 der Reichsgewerbeordnung) oder vor der Zurücknahme einer 
nach § 4 Abſ. 1 erteilten Genehmigung des Miniſters für Volkswohlfahrt, 

i) vor allen übrigen wichtigen, das Hebammenweſen des Kreiſes betreffenden 

Angelegenheiten. 

§ 88. Die Kreishebammenſtelle kann im Falle des § Od die Verwarnung einer 
Hebamme beſchließen. Der Hebamme ſteht das Recht zu, innerhalb 2 Wochen von 
der Zuſtellung ab gegen die Erteilung einer Verwarnung die Entſcheidung der 
Provinzialhebammenſtelle anzurufen. Wenn die Provinzialhebammenſtelle den 
Einſpruch der Hebamme gegen die Verwarnung für unbegründet erklärt, kann ſie 
der Hebamme ganz oder teilweiſe die durch die Anrufung der Provinzialheb⸗ 
ammenſtelle entſtandenen Koſten auferlegen. 

§ 84. Für jede Provinz, mit Ausnahme der Proving Heſſen⸗Naſſau, iſt eine 
Probinzialhebammenſtelle zu bilden. In der Provinz Heſſen⸗Naſſau treten an die 
Stelle der Provinzialhebammenſtelle die nach § 88 einzurichtenden Hebammen⸗ 
ſtellen der Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden. 

Die Koften der Provinzialhebammenſtelle trägt der Provinzialverband. 

§ 85. Der Provinzialhebammenſtelle müſſen ein Vertreter des Provinzial- 
ausſchuſſes, ein Regierungs⸗ und Medizinalrat, ein Direktor einer Hebammen⸗ 
lehranſtalt, oder wenn in dem Gebiet der Provinzialhebammenſtelle keine ſolche 
iſt, ein Frauenarzt oder eine Frauenärztin ſowie 8 Hebammen, 8 Mütter und 
2 Vertreter der Träger der öffentlichen Krankenverſicherung angehören. 

Die Mitgliedſchaft in der Provinzialhebammenſtelle iſt ein Ehrenamt. Nur 
die Erſtattung von Reiſekoſten und Tagegeldern iſt zuläſſig. 

§ 86. Hebammen werden in die Provinzialhebammenſtelle durch eine ſchriftliche 
Abſtimmung aller den Kreishebammenſtellen der Provinz angehörenden Geb- 
ammen gewählt. Die Vertreter der Träger der öffentlichen Krankenverſicherung 
werden, wenn keine Einigung unter den Kaſſenverbänden zuſtande kommt, durch 
den Ausſchuß der zuſtändigen Verſicherungsanſtalt, die übrigen Mitglieder dur 
den Provinzialausſchuß gewählt. 

Für jedes gewählte Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu wählen. 
Die Mitglieder und Stellvertreter werden jeweils auf 4 Jahre gewählt. 


Die Vorſchrift des Aan über die Wahl auf Grund des Verhältniswahlverfahren? 
indet entſprechende Anwendung. Im übrigen wird die Zuſammenſetzung der 
rovinzialhebammenſtelle durch den Provinzialausſchuß geregelt. 

Dieſer erläßt auch die Geſchäftsordnung für die Provinzialhebammenſtelle. 
§ 87. Die Provinzialhebammenſtelle ift zu hören: 
a) vor der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes in den Fällen der §§ 10, 18 und 16, 

b) vor dem Erlaß einer Gebührenordnung (§ 15), c) vor der Entſcheidung über 

eine Ausnahme bei der Zulaſſung zur Ausbildung an einer Hebammenlehranſtalt 

und zur Hebammenprüfung, d) vor der Entſcheidung, die auf eine Beſchwerde 
über die Hebammenlehranſtalt von der Aufſichtsbehörde in erſter Inſtanz ergeht, 

e) in allen übrigen, das Hebammenweſen der Provinz betreffenden Fragen. 

Die Provinzialhebammenſtelle entſcheidet endgültig über Einſprüche gegen 
Verwarnungen (§ 33). Gie ift verpflichtet, fih auf Erſuchen einer Verwaltungs⸗ 
behörde oder eines Gerichtes gutachtlich in Hebammenangelegenheiten zu äußern. 

§ 88. Die Stadt Berlin, die Bezirksverbände Caſſel und Wiesbaden ſowie der 
Landeskommunalverband der Hohenzollernſchen Lande gelten als Provinz im 
Sinne der §§ 34 flg. ne 

Landesteile, die nach den vorſtehenden Beſtimmungen keiner Provingialheb- 
ammenſtelle angehören würden, find durch Verordnung des Miniſters für Volks- 
wohlfahrt und des Miniſters des Innern einer ſolchen Stelle anzugliedern. 


Staatshilfe. 


§ 39. Zur Gewährung von Beihilfen zur Aufbringung der durch dieſes Geſetz 
entftehenden Koſten für das Bezirkshebammenweſen wird durch den Staatshaus⸗ 
haltsplan ein jährlicher Betrag in Höhe von 25 Millionen Mark bereitgeſtellt. 
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Die näheren Beſtimmungen über die Verteilung dieſes Betrages erläßt der 


Miniſter für Volkswohlfahrt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 
Die Grundſätze für die Verteilung ſind dem Landtage mitzuteilen. 


Übergangs-, Straf⸗ und Schlußbeſtimmungen. 

§ 40. Hebammen, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein Prüfungs⸗ 
zeugnis erworben haben, und Frauen, die ſich zu dieſem Zeitpunkt in der Heb⸗ 
ammenausbildung befinden, find bei der Exteilung einer Niederlaſſungsge⸗ 
Ne und der Annahme als Bezirkshebamme in erſter Linie zu berück⸗ 
ichtigen. 
. Dies gilt nicht in folgenden Fällen: a) wenn die Hebamme das 65. Lebensjahr 
überſchritten hat, b) wenn ſie infolge eines körperlichen Gebrechens oder infolge 
Schwäche ihrer geiſtigen oder körperlichen Kräfte zur Erfüllung ihrer Berufs- 
pflichten dauernd unfähig ift, c) wenn fie die letzte Nachprüfung zweimal hinter- 
einander nicht beſtanden hat, d) wenn ſie in dem letzten Jahre vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes bei weniger als 10 Geburten Hilfe geleiſtet hat und nicht 
beſondere Gründe für dieſe geringe Berufstätigkeit dargetan hat, e) wenn ſie ſich 
wiederholt einer groben Verletzung der Dienſtvorſchrift, einer Nachläſſigkeit im 
Beruf oder einer ungleichmäßigen Berückſichtigung oder Behandlung der Hilfe⸗ 
ſuchenden ſchuldig gemacht hat. 

Die Annahme als Bezirkshebamme kann ferner abgelehnt werden, wenn ſonſt 
ein wichtiger Grund im Sinne des § 626 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegt. 

Bevor die Niederlaſſnungsgenehmigung oder die Annahme als Bezirkshebamme 
aus den im Abſ. 2 b bis e und im Abſ. 3 angegebenen Gründen abgelehnt wird, 
iſt die Kreishebammenſtelle zu hören. 

Im übrigen bedürfen Hebammen, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das 
Prüfungszeugnis erworben haben, einer Niederlaſſungsgenehmigung oder einer 
Annahme als Bezirkshebamme erſt nach Ablauf von 5 Jahren ſeit dieſem Zeit⸗ 
punkt. Vorher bedürfen ſie einer ſolchen Genehmigung oder Annahme nur, wenn 
ſie nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ihren Wohnort wechſeln oder länger 
als ein Jahr hintereinander ihren Beruf nicht ausüben. Bis zum Erwerb der 
Niederlaſſungsgenehmigung oder bis zur Annahme als Bezirkshebamme finden auf 
fie die §§ 2, 4, 11, 12, 15, 19, 20, 82, 83, 87 und 41 entſprechende Anwendung. 

Die Vorſchrift des § 13 gilt für Hebammen, die beim Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes neben ihrer Berufstätigkeit eine andere Erwerbstätigkeit ausüben, mit der 
Maßgabe, daß die Genehmigung zu der anderen Erwerbstätigkeit binnen einer 
5 eat Miniſter für Volkswohlfahrt feſtzuſetzenden Friſt nachträglich einzu⸗ 
olen iſt. 

§ 41. Eine in den §§ 3, 4 und im vorletzten Abſatz des § 40 verbotene Aus⸗ 
übung der Geburtshilfe wird mit Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. oder mit Haft be⸗ 
ae N nicht nach den beſtehenden Beſtimmungen eine höhere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt. 

§ 42. Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten nicht für Hebammen, die an Ent- 
bindungsanſtalten oder Krankenhäuſern angeſtellt ſind und ihren Beruf ausſchließ⸗ 
lich in deren Dienſt ausüben. Der Miniſter für Volkswohlfahrt kann jedoch für 
die Ausübung der Berufstätigkeit dieſer Hebammen beſondere Vorſchriften erlaſſen. 

§ 43. Der Miniſter für Volkswohlfahrt erläßt die zur Ausführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes erforderlichen Beſtimmungen. . S 

Insbeſondere erläßt er, unbeſchadet der Rechte der Kommunalverbände, die 
Zulaſſung zu den Hebammenlehranſtalten durch Satzung oder Verordnung zu 
regeln, die Vorſchriften über die Vorausſetzungen der Zulaſſung und die Ausbil⸗ 
dung der Hebammenſchülerinnen, über die Zuſammenſetzung des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes, die Prüfung, Erteilung und Wiederverleihung des Prüfungszeug⸗ 
niſſes, über die Berufspflichten, die Nachprüfungen und Fortbildungslehrgänge 
ſowie über die vom Kreisarzt auszuübende Aufſicht. , 

§ 44. Alle bisherigen das Hebammenweſen betreffenden geſetzlichen und polis 
zeilichen Vorſchriften, insbeſondere das Geſetz, betreffend die Gebühren der Heb⸗ 
ammen, vom 10. Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 103) treten außer Kraft mit Aus⸗ 
nahme des Geſetzes, betreffend die Ausführung der §§ 5 und 6 des Geſetzes vom 
30. April 1873 wegen der Dotation der Provinzial⸗ und Kreisverbände, vom 
8. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 497). 
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§ 45. Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. Der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt wird jedoch ermächtigt, einen früheren Zeitpunkt 155 das Inkrafttreten 
des Geſetzes zu beſtimmen. Der Geltungsbereich des Geſetzes erſtreckt ſich nicht 
auf die Inſel Helgoland. | 

Für die Hohenzollernſchen Lande wird das Inkrafttreten des Geſetzes durch 
den Miniſter für Volkswohlfahrt angeordnet. Dieſe Anordnung muß erfolgen, 
wenn in den Hohenzollernſchen Landen nicht bis zum 1. April 1924 für ein 
genügendes Mindeſteinkommen und eine ausreichende Altersverſorgung der 
Gemeindehebammen Sorge getragen iſt. | 


Beſondere Beachtung verdienen ſodann die für die geſundheitliche 
oan der Jugend jo hochbedeutſamen Erlaſſe und Richtlinien 
betreffend 


Landaufenthalt für Stadtkinder. 


1. Erlaß über Aufnahme von Kindern der ſtädtiſchen und Induſtriebevölketung 
in ländlichen Familien vom 10. März 1924. 


Die auf dem deutſchen Volke ſeit Jahren laſtenden Kriegsfolgen haben zu einer 
Zerrüttung unſeres Wirtſchaftslebens geführt, deren ganzes Ausmaß erſt mit der 
Feſtigung der Währung feit dem Herbſt 1923 zutage trat. Große Teile unſerer 
Bevölkerung, vor allem aber das heranwachſene Geſchlecht in den größeren Städ⸗ 
ten und in den Induſtriegegenden, ſind infolge dieſer Wirtſchaftskriſe ſchweren 
Schädigungen namentlich in geſundheitlicher Beziehung ausgeſetzt. Mit Recht er⸗ 
füllt dies weite Kreiſe mit größter Beſorgnis, umſomehr, als infolge der Finanz⸗ 
not von Reich, Staat und Gemeinden die öffentlichen Hilfsmaßnahmen dieſer Not 
gegenüber nicht ausreichen. 

Der „Verein Landaufenthalt für Stadtkinder“ ſteht ſeit Jahren im Dienſte der 
Kindererholungsfürſorge und ſtellt, geſtützt auf die opferfreudige Mitarbeit wei⸗ 
ter Kreiſe in Stadt und Land, ein Jugendwohlfahrtsunternehmen dar, das gerade 
in Anſehung der wachſenden geſundheitlichen Notſtände von größter Bedeutung iſt 
und nachdrücklichſter Förderung von ſeiten der Behörden bedarf. 

Die im vorigen Jahre für eine raſche Kinderentſendung aus dem beſetzten Ge⸗ 
biet gebildete „Reichszentrale für Kinderhilfe im Ruhr⸗ und Rheingebiet“ hat ſich 
mit dem genannten Verein verſchmolzen. Wie ſich aus deſſen neuen Satzungen 
und ſeinen für das Jahr 1924 neu bearbeiteten Richtlinien ergibt, hat ſich der 
Verein auf die kritiſche Lage der öffentlichen Wohlfahrtspflege inſofern eingeſtellt, 
als er die von ihm ſeit Jahren angeſtrebte praktiſche Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen 
öffentlichen und privaten Einrichtungen der Jugendwohlfahrtspflege nunmehr 
zur Grundlage ſeiner ganzen Tätigkeit machen will. 

Wir erſuchen die nachgeordneten Stellen, den Verein hierin tatkräftig zu 
unterſtützen. Durch unverzügliche Fühlungnahme mit den Vertretern der freien 
Wohlfahrtspflege und der wirtſchaftlichen Organiſationen der Landbevölkerung 
wird feſtzuſtellen ſein, ob die organiſatoriſchen Grundlagen für die Arbeit den 
neuen Richtlinien entſprechen. Bei notwendig erſcheinenden Neubildungen oder 
bei eintretenden Schwierigkeiten organiſatoriſcher Art wird die Beratung und 
Vermittlung des Vereins in Anſpruch zu nehmen ſein. 

Den Landkreiſen und den Magiſtraten der kreisfreien Städte werden die nöti⸗ 
gen Abdrucke dieſes Erlaſſes und der Anlagen unmittelbar zugehen. Weitere Ab⸗ 
drucke, ſowie die erforderlichen Orts⸗ und Kreisliſten find vom Verein „Landauf⸗ 
enthalt für Stadtkinder“, Reichszentrale für die Entſendung von Kindern zum 
Erholungsaufenthalt, W 9, Hee alee ti 134a, koſtenlos zu beziehen. 

uglei r 

den Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
und den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt 

- QOirtfiefer. 


2. Satzung des Vereins Landaufenthalt für Stadtkinder E. B. 
Reichszentrale für die Entfendung von Kindern zum Erholungsaufenthalt. 
§ 1. Der Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder E. V. Reichszentrale für die 
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Entſendung von Kindern zum Erholungsurlaub“ bezweckt die Entſendung von Kin⸗ 
dern zum Erholungsaufenthalt im In⸗ und Ausland. 

* 2. Der Verein hat ſeinen Sitz in Berlin und iſt in das Vereinsregiſter ein⸗ 
getragen. ` 

§ 8. Mitglied des Vereins werden Cingelperfonen, wenn fie einen Jahresbei⸗ 
trag von mindeſtens 5 Goldmark oder einen einmaligen Beitrag von 500 Goldmark 
zahlen, und Körperſchaften, Verbände und Vereine, wenn ſie einen Jahresbeitrag 
von mindeſtens 20 Goldmark zahlen. Der Austritt erfolgt durch ſchriftliche An⸗ 
zeige an den Vorſtand. 

Der Verein wird ſich bei ſeiner Tätigkeit auf die in den Ländern und 
preußiſchen Provinzen für ſeine Aufgaben beſtehenden Einrichtungen ſtützen. 

5. Organe des Vereins ſind: Der Vorſtand, der Ausſchuß und die Mit⸗ 
gliederverſammlung. Der Ausſchuß iſt berechtigt, Unterausſchüſſe zu bilden. Vor⸗ 
ſtand und Ausſchüſſe geben ſich ihre Geſchäftsordnung ſelbſt. 

§ 6. Den Vorſtand bilden der Vorſitzende, der Schatzmeiſter, der Schriftführer 
und deren Stellvertreter. 

Vorſtand des Vereins im Sinne der §§ 26 und 80 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches ijt der jeweilige erſte ſtellbertretende Vorſitzende. Dieſer führt die laufenden 
Geſchäfte gemäß den Beſchlüſſen des Vorſtandes und der Ausſchüſſe. Der Vorſtand 

kann ſich durch Zuwahl ergänzen. 

§ 7. Der Ausſchuß faßt Beſchluß über die Angelegenheiten des Vereins eins 
ſchließlich der Anderung der Satzung und der Auflöſung des Vereins. Er wählt 
den Vorſtand. | 

Die Vorſtandsmitglieder und die Vertreter der Landeszentral⸗ und Provin⸗ 
zialſtellen haben Sitz und Stimme im Ausſchuß. 

Außerdem ſollen im Ausſchuß vertreten ſein die Miniſterien des Reichs und 
der Länder und die Reichsorganiſationen der freien Wohlfahrtspflege, ſoweit ſie 
die Arbeit des Vereins ſchlußfe wollen. 

Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn 7 Mitglieder anweſend ſind. 

Der Ausſchuß erteilt der Geſchäftsführung Entlaſtung. 

§ 8. Die Mitgliederverſammlung iſt im Bedarfsfalle einzuberufen. Sie iſt 

bei Anweſenheit von 5 Mitgliedern beſchlußfähig. 
Zur Mitgliederverſammlung ift durch einmalige öffentliche Bekanntmachung 
in einer vom Ausſchuß zu beſtimmenden Zeitung einzuladen. Über die Verſamm⸗ 
lung wird eine Niederſchrift geführt, die vom Vorſitzenden und einem 2. Mitglied 
des Vorſtandes vollzogen wird. 

§ 9. Das Geſchäftsjahr läuft vom 1. Januar bis zum 31. Dezember. 

§ 10. Die Anderung dieſer Satzung und die Auflöſung des Vereins kann vom 
Ausſchuß nur mit Zweidrittelmehrheit bei Anweſenheit von mindeſtens 15 Mit- 
gliedern beſchloſſen werden. 

Kommt eine beſchlußfähige Sitzung nicht zuſtande, ſo iſt die zweite ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. In der Einladung iſt hierauf 
hinzuweiſen. | 

Im Falle der Auflöſung des Vereins beſtimmt der Ausſchuß, welcher Stelle 
das en sol behufs Verwendung zu möglichſt ähnlichen Zwecken überwieſen 
werden ſoll. 


3. Richtlinien 


für die Unterbringung von Kindern der ſtädtiſchen und Induſtriebevölkerung 
zum Erholungsurlaub auf dem Lande. 


I. Landeszentralſtellen, Provinzialſtellen. 


Die Leitung der Geſamt⸗Organiſation liegt in Händen des Vereins „Landauf⸗ 
enthalt für Stadtkinder, Reichszentrale für die Entſendung von Kindern zum 
Erholungsaufenthalt“, Berlin W. 9, Potsdamer Str. 134 a. 

Die in den Ländern bezw. preußiſchen Provinzen mit der Durchführung der 
Arbeit betrauten Stellen erlaſſen die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu 
den Richtlinien und leiten die Organiſation in ihrem Bereich. In dieſe Stellen 
ſind nach Maßgabe der für den Bezirk geltenden beſonderen Rückſichten ent⸗ 
ſprechende Vertretungen aus den für die Kinderunterbringung in Betracht kom⸗ 
menden Gemeinden und Gemeindeverbänden und aus den freien Wohlfahrts- 
organiſationen zu berufen. Auch die Beteiligung wirtſchaftlicher Organiſationen 
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der Landbevölkerung wird die Arbeit weſentlich fördern. Die Pflege gemeinſamer 
Arbeit zwiſchen öffentlichen und privaten Einrichtungen der Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege iſt von beſonderer Wichtigkeit, weil nur eine einheitliche Organiſation und 
ein volles Einſetzen warmherziger perſönlicher Kräfte im ganzen Lande das leib⸗ 
liche und ſittliche Wohl der anvertrauten Kinder verbürgen kann. 

II. Kreisſtellen. 


Die Kreisſtellen der Abgabe⸗ und Aufnahmekreiſe führen die Arbeit an Hand 
der Richtlinien und der von den Landeszentral⸗ und Provinzialſtellen gegebenen 
Weiſungen durch. Soweit private Organiſationen die Verſendung durchführen, 
können ſie nur dann der unter XII und XVI aufgeführten Vergünſtigungen teil⸗ 
haftig werden, wenn ſie ſich zur Einhaltung der Richtlinien verpflichten. In Ort⸗ 
ſchaften, welche Kinder aufnehmen, ſind von der Kreisſtelle im Benehmen mit den 
caritativen Verbänden des Bezirks örtliche Vertrauensperſonen zu beſtellen. Zur 
Herſtellung der notwendigen Einheitlichkeit ſind in den Abgabe⸗ und Aufnahme⸗ 
kreiſen Ausſchüſſe zu bilden, zu denen die Vertreter der öffentlichen und privaten 
Wohlfahrtspflege entſprechend zuzuziehen find. 

III. Aufklärung der Landbevölkerung. 


Es hat ſich gezeigt, daß die Werbetätigkeit durch geeignete Vertrauensperſonen 
des Abgabekreiſes, die mit Vertrauensperſonen des Aufnahmekreiſes Hand in Hand 
arbeiten, für den Erfolg von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. 

In den Lehrerverſammlungen, Pfarrerverſammlungen, Bauernverſammlungen, 
in den Verſammlungen der Landfrauen und ſonſtigen Vereine, ferner in kurzen 
Artikeln in den Kreisblättern und anderen Tageszeitungen wird die dringende 
Notwendigkeit des Landaufenthalts für die unterernährten Stadtkinder zu be- 
handeln. fein. Es wird beſonders darauf hingewieſen werden müſſen, daß die 
Folgen der Unterernährung ſich vielfach in erſchreckendem Maße bemerkbar machen 
und daß weite Kreiſe nicht in der Lage ſind, ihren Kindern die unbedingt not⸗ 
wendige Pflege angedeihen zu laſſen. 


IV. Auswahl der Pflegeſtellen. 


Bei der Auswahl der Pflegeſtellen muß der Geſichtspunkt, einem unterernährten 
Stadtkinde die Möglichkeit zur Erholung und Kräftigung zu geben, im Vorder⸗ 
grund ſtehen. l g 

Die 5 Familien müſſen ſittlich einwandfrei und frei von an⸗ 
ſteckenden Krankheiten, insbeſondere von Tuberkuloſe ſein. Die wirtſchaftlichen 

Verhältniſſe müſſen die genügende Verpflegung der Kinder, die Wohnungs⸗ 
verhältniſſe eine geeignete Schlafſtelle gewährleiſten. Ordnung, Sauberkeit und 
Verſtändnis für Körperpflege muß ſoweit vorhanden ſein, daß die Zuteilung eines 
Kindes verantwortet werden kann. Grundſätzlich ſoll jedes Kind eine eigene Lager⸗ 
ftatt- haben. l l 

Die Kinder dürfen ihrem Alter und ihren Kräften entſprechend zu leichten 
häuslichen oder landwirtſchaftlichen Hilfeleiſtungen herangezogen werden. Unge⸗ 
eignete, beſonders aber gefährliche Beſchäftigung iſt gu vermeiden, desgl. jede 
Überanſtrengung. Es ift zu berückſichtigen, daß Stadtkinder an körperliche Ar⸗ 
beiten und Anſtrengungen nicht gewöhnt ſind. Sehr erwünſcht iſt die tägliche 
Verabreichung von Milch. our rechtzeitiges Zubettgehen, regelmäßiges Walden 
und Zähneputzen iſt Sorge zu tragen. Se 

Die ee den Pflegeeltern geäußerten Wünſche bezüglich des Alters und Ge⸗ 
ſchlechts der Kinder ſind zu berückſichtigen, die Wünſche bezüglich des Religions- 
bekenntniſſes ſind mit denen der Erziehungsberechtigten in Einklang zu bringen. 

Soweit eine unentgeltliche Aufnahme nicht erreicht wird, kann ein Unkoſten⸗ 
beitrag in mäßigen Grenzen gewährt werden. Die Höhe der Pflegeſätze iſt den 
örtlichen Verhältniſſen entſprechend möglichſt einheitlich durch die Landeszentral⸗ 
bezw. Provinzialſtellen as alba wobei beſonders zu beachten iſt, daß der Un⸗ 
koſtenbeitrag niemals als Entgelt für de a i und Verpflegung, fondern 
immer nur als eine Beihilfe angeſehen werden ſoll. 

V. Orts⸗ und Kreisliſten der Aufnahmegebiete. 

Die Bereitwilligkeit zur Aufnahme der Stadtkinder iſt in eine Ortsliſte (Vor⸗ 
druck 2) einzutragen. Die Verteilung der Ortsliſten hat die Kreisſtelle durch die 
Vertrauensperſonen in den einzelnen Ortſchaften zu veranlaſſen. Eine Vermitt⸗ 
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lung durch die Gemeindevorſteher iſt nur dort in Anſpruch zu nehmen, wo es an 
ſonſtigen geeigneten Vertrauensperſonen fehlt. Die Vertrauensperſonen haben 
die Ortsliſten nach ſorgfältiger Prüfung der Pflegeſtellen auf ihre Eignung der 
Kreisſtelle zu dem von dieſer beſtimmten Zeitpunkt einzureichen. In der von den 
Vertrauensperſonen zurückzubehaltenden Abſchrift find fortlaufend alle Ver⸗ 
änderungen einzutragen, damit ein zuverläſſiger Überblick über die aufgenomme⸗ 
nen Kinder beſteht und demgemäß eine ſtändige Überwachung möglich iſt. 

Das Ergebnis der einzelnen Ortsliſten wird von den Kreisſtellen in einer 
Kreisliſte, (Vordruck 3) zuſammengefaßt. Die Ortsliſten ſind nach nochmaliger 
möglichſt unter Zuziehung des Kreisarztes zu bewirkenden Prüfung den in dem 
Aufnahmekreis zugelaſſenen Abgabekreiſen unmittelbar zu überſenden. In der 
zurückzubehaltenden Abſchrift ſind die gemeldeten Veränderungen fortlaufend zu 
vermerken. Eine gewiſſenhafte Liſtenführung erleichtert die Ausfüllung der im 
Spätſommer vom Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ zur Ermittelung des 
Jahresergebniſſes zur Verteilung gelangenden Fragebogen. 


VI. Auswahl der Kinder in den Abgabekreiſen. 


Die Vergünſtigungen der Organiſation werden nur Kindern aus wirtſchaftlich 
hilfsbedürftigen Familien gewährt. 

Die für den Landaufenthalt auszuwählenden Kinder ſind im Einverſtändnis 
mit der Schulbehörde durch einen beamteten Arzt (Stadtarzt, Kreisarzt, Schul⸗ 
arzt o. a.) zu unterſuchen. Das Unterſuchungsergebnis iſt bei der Entſendeſtelle 
aufzubewahren. Kinder mit anſteckenden Krankheiten, bezw. ſolche, die anſteckende 
Krankheiten in den letzten 6 Wochen überſtanden haben, kommen nicht zum Qand- 
aufenthalt. Die Kinder dürfen nicht mit Ausſchlag oder Ungeziefer, insbeſondere 
Kopfläuſen und Niſſen behaftet ſein. Sehr ſchwächliche Kinder, bei denen krank⸗ 
hafte Zuſtände nach Urteil des Arztes durch die veränderte Lebensweiſe auf dem 
Lande hervorgerufen werden können, auffallend nervöſe Kinder, Epileptiker und 
Bettnäſſer werden von der Entſendung ebenfalls ausgeſchloſſen. 

Geeignet für die Ausſendung ſind: erholungsbedürftige, unterernährte und 
leicht blutarme Kinder, die im allgemeinen als geſund anzuſehen ſind. 

Schwer erziehbare und ſittlich nicht einwandfreie Kinder müſſen von der Ent⸗ 
ſendung ausgeſchloſſen werden. 

Beſondere Bedingungen der Aufnahmegebiete bezüglich der Auswahl der Kinder 
ſind ſorgfältig zu beachten. 

Die Kinder müſſen mit Bekleidung und Wäſche ſo verſorgt ſein, daß unbedingt 
notwendige Anſchaffungen in den Aufnahmekreiſen nicht erforderlich ſind. Nöti⸗ 

elfen. müſſen die Gemeinden oder Wohlfahrtsorganiſationen mit Unterſtützungen 
elfen. 

Mindeſtens iſt mitzugeben: | 

Knaben: 2 Anzüge, 1 Paar Lederſchuhe, 1 Paar Hausſchuhe, 2 Hemden, 2 Paar 

Strümpfe, 1 Kopfbedeckung, 1 Mantel oder Umhänger, 1 Zahnbürſte, 1 Stück 
Seife, 1 Kamm. | 
Mädchen: 2 Kleider, 1 Unterrod, 2 Paar Beinkleider, 2 Hemden, 2 Paar 
Strümpfe, 1 Schürze, 1 Paar Lederſchuhe, 1 Paar Hausſchuhe, 1 Kopf⸗ 
bedeckung, 1 Mantel oder Umhänger, 1 Zahnbürſte, 1 Stück Seife, 1 Kamm, 
1 Staubkamm, 1 Täſchchen für Kämme, Haarnadeln, Nähzeug uſw., aber 
kein Schmuck. ö 

Zur Ausſtattung von Kindern unbemittelter Eltern kann von den beſſer ge⸗ 
ſtellten Eltern, welche ihre Kinder in den Landaufenthalt ſchicken, ein beſonderer 
Beitrag erhoben werden. 

Mitzugeben ſind ferner: 3 frankierte Poſtkarten mit der Anſchrift der Eltern 
und die Verpflegung für die Dauer der Reiſe. 

Bei einem Landaufenthalt von mehr als 6 Wochen ſind Schulbücher und Hefte 
mitzugeben (vgl. XV.) 

Die Sachen müſſen gut verpackt ſein, ſo daß das Kind ſie ſelbſt tragen kann. 

Etwa vorliegenden beſonderen Wünſchen des Landes bezüglich des Alters, Ge⸗ 
ſchlechts, der Religion iſt Rechnung zu tragen, eigenmächtige Anderungen ſind zu 
vermeiden. | 

Die Abgabekreiſe werden es ſich angelegen fein laſſen, den ihnen zugewieſenen 
Aufnahmekreiſen umgehend mitzuteilen, welche Art von Kindern ſie in dieſem 
Jahre vorzugsweiſe unterzubringen wünſchen, damit die Werbung im Aufnahme⸗ 
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kreiſe von vornherein darauf eingeſtellt werden kann. Soweit es ſich um Skellen 
handelt, bei welchen von den Kindern gewiſſe, ihren Kräften entſprechende Hilfe⸗ 
leiſtungen erwartet werden, iſt dies bei der Auswahl der Kinder zu beachten. 

Neben der Arbeiterbevölkerung iſt ganz beſonders auch der Mittelſtand zu 
berückſichtigen. Der Notlage des Mittelſtandes iſt nicht immer hinreichend Rech⸗ 
nung getragen worden. Es fehlt vielfach an dem notwendigen Zuſammenwirken 
der Kreisſtellen der Abgabekreiſe mit denjenigen Organiſationen, die ſich die 
Linderung der Not des Mittelſtandes zur beſonderen Aufgabe gemacht haben. Es 
wird deshalb mit erhöhter Aufmerkſamkeit darauf zu halten ſein, daß die not⸗ 
leidenden Kinder des Mittelſtandes in angemeſſenem Verhältnis zur Geſamtzahl 
der auszuſendenden Kinder berückſichtigt werden. Kinder von Kriegshinterbliebenen 
und aus kinderreichen Familien ſind vorzugsweiſe auszuwählen. 

Wenn irgend angängig, ſind die Kinder vor der Ausſendung und nach der 
Rückkehr zu wiegen. Das Gewicht iſt zu vermerken. 

Die in den Landaufenthalt zu entſendenden Kinder müſſen das ſchulpflichtige 
Alter haben. Sollten in vereinzelten Ausnahmefällen ärztlicherſeits auch ſchul⸗ 
entlaſſene Jugendliche für fo ſchwächlich befunden werden, daß für fie ein Land- 
aufenthalt vor Antritt ihrer Lehrzeit für notwendig erachtet wird, ſo können auch 
dieſe Kinder in die Organiſation eingegliedert und unter Inanſpruchnahme der 
dem Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ zugebilligten Vergünſtigungen in 
ſolche Aufnahmekreiſe verſchickt werden, die den betreffenden Abgabekreiſen zuge⸗ 
wieſen find.. 

VII. Orts⸗ und Kreisliſten der Abgabegebiete. 


Die zur Belegung der ländlichen Pflegeſtellen nach den Beſtimmungen der 
Richtlinien (ſ. VI) frei ausgewählten Kinder ſind in eine Ortsliſte (Vordruck 4) 
einzutragen. Gemeinden, welche zu einem Landkreiſe gehören, haben die Orts⸗ 
liſte der zuſtändigen Kreisſtelle des Abgabekreiſes zu dem von dieſer beſtimmten 
Zeitpunkt einzureichen. | 

Durch die Eintragung der Kinder in die Ortsliſte ift ihre Eingliederung in 
die Organiſation bewirkt und ſie erwerben damit für den Fall ihrer Ausſendung 
einen Anſpruch auf die Gewährung der Vorzüge der Organiſation (Fahrpreis⸗ 
ermäßigung, Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung uſw.). 

Die Ortsliſten ſind ſorgfältig zu führen und Veränderungen zu vermerken, da 
ſie für die Frage der Eingliederung der Kinder in die Organiſation entſcheidend 
ſind und zugleich als Unterlage für die Ausfüllung der durch den Verein „Land⸗ 
aufenthalt für Stadtkinder“ zur Verteilung gelangenden Fragebogen dienen 
müſſen. ö 

Die Kreisſtellen der Abgabekreiſe (Stadt⸗ bezw. Landkreiſe) haben das Geſamt⸗ 
ergebnis in einer Kreisliſte (Vordruck 5) zuſammenzufaſſen, den ihnen zugeteilten 
Aufnahmekreiſen Mitteilung zu machen und ſie über etwaige Veränderungen auf 
dem Laufenden zu halten. 

VIII. Verteilung der Stellen. 


In den Aufnahmekreiſen find, da die Pflege der alten Beziehungen den Grund⸗ 
pfeiler des Unternehmens bildet, nur diejenigen Abgabekreiſe zur Werbung zu⸗ 
gelaſſen, denen die betreffenden Aufnahmekreiſe bezw. Teile von Aufnahmekreiſen 
in den Vorjahren gemäß den Beſtimmungen der Richtlinien zugeteilt und die auch 
tatſächlich von ihnen im Vorjahre belegt worden ſind, ſoweit nicht vom Verein 
„Landaufenthalt für Stadtkinder“ in Verbindung mit den Landeszentral⸗ und 
Provinzialſtellen eine Abweichung für erwünſcht erachtet und demgemäß ange⸗ 
ordnet wird. , NOA l 

Jede eigenmächtige Werbung anderer Abgabekreiſe ift unzuläſſig und eine Aus⸗ 
gabe von Fahrſcheinen nach nichtzugeteilten Aufnahmekreiſen unſtatthaft. Die mit 
der Ausgabe der Fahrpreisermäßigungsanträge beauftragten Stellen ſind hierauf 
beſonders hinzuweiſen. Bei Zuwiderhandlungen bleibt die Entſendeſtelle haftbar. 

In Kreiſen, die durch die bisherigen Abgabekreiſe nicht voll ausgenutzt werden 
konnten, kann die Mitbeteiligung eines zweiten Abgabekreiſes durch den Verein 
„Landaufenthalt für Stadtkinder geſtattet werden. , 

Sind mehrere Abgabekreiſe in einem Aufnahmekreis zugelaſſen, ſo hat die 
Kreisſtelle des Aufnahmekreiſes darüber Beſtimmung zu treffen, in welchem Um⸗ 
fange bezw. in welchen Gemeinden die einzelnen Abgabekreiſe die Werbung be⸗ 


0 


58 Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 


treiben dürfen. Erſcheint es angezeigt, um Unzuträglichkeiten zu vermeiden, nur 
einem Abgabekreis die Ausübung der Werbetätigkeit zu geſtatten, fo find die 
anderen zur Belegung zugelaſſenen Abgabekreiſe nach Verhältnis der früheren 
Ale am Erträgnis zu beteiligen. 

Falls Abgabekreiſe entgegen dieſen Beſtimmungen verſuchen ſollten, in einem 
nicht zugewieſenen Aufnahmekreis zu werben, haben die Aufnahmekreiſe dies ſo⸗ 
ort der für fie zuſtändigen Landeszentral⸗ oder Provinzialſtelle zu melden, die 
ihrerſeits dem Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ zur weiteren Veranlaſ⸗ 
tung Mitteilung zu machen bat. 

oweit Abgabekreiſe auf ihre noch im Vorjahre belegt geweſenen Aufnahme⸗ 
kreiſe aus irgendwelchen Gründen verzichten oder ſoweit Aufnahmekreiſe die Wie⸗ 
deraufnahme von Kindern aus den bisherigen Kreiſen für unerwünſcht halten, 
haben fie dies umgehend ihrer Landeszentral⸗ bezw. Provinzialſtelle ſowie den in 
Frage kommenden Kreisſtellen mitzuteilen, welch letztere der für ſie zuſtändigen 
Landeszentral⸗ bezw. Provinzialſtelle Mitteilung zu machen haben. Der Verein 
„Landaufenthalt für Stadtkinder“, dem dieſe freigewordenen Kreiſe durch die Lan⸗ 
deszentral⸗ oder Provinzialſtellen zu melden find, behält fih das ausſchließliche 
Verteilungsrecht über dieſe freigewordenen Aufnahmekreiſe vor. 

Wenn auch in erſter Linie Kinder aus den Großſtädten und Induſtriebezirken 
in Frage kommen, fo können die Landeszentral⸗ oder Provinzialſtellen in begrün⸗ 
deten Fällen auch Kinder aus kleineren Städten bei der Ausſendung berückſichtigen. 


IX. Verkehr zwiſchen Abgabe⸗ und Aufnahmekreiſen. 

Es muß auf Grund der mehrjährigen Erfahrungen eine möglichſt vereinfachte 
Regelung der Geſchäftsführung zwiſchen den Abgabekreiſen und den ihnen zuge⸗ 
teilten Aufnahmekreiſen vereinbart werden. Zu dieſem Zweck werden ſich die 
Abgabekreiſe mit ihren Aufnahmekreiſen ſofort in Verbindung zu ſetzen haben, 
um möglichſt in mündlicher Rückſprache das Erforderliche feſtzulegen, insbeſondere 
hinſichtlich der Unterſtützung der Werbetätigkeit durch Abordnung von Vertrauens⸗ 
perſonen, durch Zurverfügungſtellung von den örtlichen Verhältniſſen des Abgabe⸗ 
kreiſes Rechnung tragendem Werbematerial, durch Bekanntgabe der beſonderen 
Wünſche bezüglich der Art der unterzubringenden Kinder, ferner bezüglich der 
Zeit der Ausſendung, der Ueberſendung der Liſten, der Zahlung der etwaigen 
Unkoſtenbeiträge uſw. 

Zu empfehlen iſt, daß Begleiter des Transportes aus dem Entſendekreis einige 
Tage im Aufnahmekreiſe bleiben, damit fie das erſte Einleben der Kinder abs 
warten und Kinder, welche ſich nicht einleben können oder den Aufnahmebedin⸗ 
1 8 nicht entſprechen (Bettnäſſer, ſchwer Erziehbare), nach uſe zurück 
nehmen. 

Die Entſendung von Vertrauensperſonen des Abgabekreiſes zur ſtändigen Be⸗ 
treuung der Kinder im Landaufenthalt und Erleichterung des Verkehrs zwiſchen 
Abgabe⸗ und Aufnahmekreis hat ſich, wo ſie durchführbar war, ſehr bewährt. Es 
iſt zu vermeiden, Kinder in konfeſſionsungleichen Familien unterzubringen. Kann 
eine ſolche Rückſichtnahme im Einzelfalle nicht erfüllt werden, ſo ſind die Kinder 
einer Konfeſſion möglichſt geſchloſſen in einer Gemeinde oder in der Nähe eines 
Ortes, wo für den Gottesdienſt geſorgt werden kann, unterzubringen. Unter allen 
Umſtänden muß die Teilnahme am Gottesdienſt ihres Bekenntniſſes bei längerer 
Unterbringung auch am Religionsunterricht ermöglicht werden. Vor der Entſen⸗ 
dung der Kinder muß dieſerhalb mit dem zuſtändigen Geiſtlichen des Aufnahme⸗ 
kreiſes Fühlung genommen werden. Die Begleitung der Kinder durch Lehrper⸗ 
perſonen ihres Bekenntniſſes iſt notwendig, wenn die religiöſe Verſorgung Schwie⸗ 
rigkeiten macht. 

Falls Abgabekreiſe bis ſpäteſtens 20. März mit den ihnen gemäß VIII verblie⸗ 
benen Aufnahmekreiſen in die erforderlichen Verhandlungen nicht eingetreten ſind, 
gehen ſie des Anſpruchs auf die Belegung dieſer Kreiſe verluſtig. Die Aufnahmekreiſe 
haben bis zum 80. März ihren Landeszentral⸗ bezw. Provinzialſtellen zu melden, 
ob und welche der zugeteilten Abgabekreiſe die erforderlichen Vorbereitungen in 
die Wege geleitet haben. , 

Aufnahmekreiſe, welche mangels rechtzeitiger Fühlungnahme frei geworden 
ſind, ſind von den Landeszentral⸗ bezw. Provinzialſtellen umgehend dem Verein 
„Landaufenhalt für Stadtkinder“ zu melden, der anderweit über die Belegung der 
Kreiſe verfügen wird, damit nicht etwa Kreiſe unbelegt bleiben. 
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X. Verwandtenkinder. 


Zu Verwandten oder auf Grund ſonſtiger Familienbeziehungen aufs Land 
fahrende Kinder, ſowie Kinder, die von ihren ländlichen Pflegeeltern wieder ein⸗ 
eladen ſind, dürfen in die Organiſation durch Eintragung in die Ortsliſte des 
bgabekreiſes eingegliedert werden und genießen damit die Vorzüge unſerer Or⸗ 
ganiſation (VII. Abſ. 2). 

Da in den letzten Jahren mit Ausſtellung der Fahrpreisermäßigungsanträge 
ein nicht zu rechtfertigender Mißbrauch getrieben worden iſt, finden Eingliederung 
und Ausſtellung der Fahrpreisermäßigungsanträge nur unter folgenden Bedin⸗ 
gungen ſtatt: 

a) Eingliederung: 

1. nach Vorlage einer ſchriftlichen Einladung zu einem mindeſtens vier⸗ 
wöchigen Aufenthalt, die bei der Entſendeſtelle aufzubewahren iſt. 

2. nach Beibringung eines Zeugniſſes durch einen beamteten Arzt (Schul-, 
Stadt⸗, Kreisarzt uſw.) über die Notwendigkeit des Erholungsurlaubs. 
Das Zeugnis iſt bei der abſendenden Stelle aufzubewahren. 

Der Schularzt hat feu teen; ob mit Rückſicht auf vorliegende be- 
fondere Verhältniſſe in Bezug auf den Geſundheitszuſtand oder auf 
lange Reiſedauer bei Benutzung von Perſonenzügen die ausnahmsweiſe 
Benutzung von Schnellzügen notwendig iſt. Bejahendenfalls iſt dies in 
einem beſonderen Ausweiſe, der der Eiſenbahndirektion mit dem An⸗ 
trage auf Fahrpreisermäßigung vorzulegen iſt, ausdrücklich zu beſtätigen. 

3. nach gewiſſenhafter Prüfung der Hilfsbedürftigkeit der Eltern, gege⸗ 
benenfalls an Hand der Steuererklärung. 

4. wenn es fic) nicht um eine Fahrt nach Induſtrie⸗ und Großſtädten, 
ſoweit es nicht Bade⸗ oder Kurorte ſind, ſowie um eine Reiſe ins Aus⸗ 
land oder nach einer deutſchen Grenzſtation handelt. 

b) Die Ausſtellung von Fahrpreisermäßigungsanträgen erfolgt nur nach 

Vorlage und gewiſſenhafter Prüfung der erforderlichen Unterlagen. Die 
Ausgabe von Blankoformularen an Schulen und gemeinnützige Vereine 
iſt ſomit nicht mehr ſtatthaft. Die Gemeinden haben über die von den 
zuſtändigen Landeszentral⸗ bezw. Provinzialſtellen empfangenen An⸗ 
tragsvordrucke, welche für Verwandtenkinder ausgegeben werden, ges 
ſondert Buch zu führen (XII). , 

Bei der Herbſtumfrage des Vereins find ſämtliche Hier eingegliederte 
Kinder in dem Ausſendefragebogen aufzuführen. : 

Im übrigen ift zu beachten: . 

1. Eingliederung der Kinder iſt nur vor der Ausreiſe ſtatthaft. Eine Rück⸗ 
a auf Fahrſchein ift nur angängig, wenn das Kind vor der Aus⸗ 
endung in die Organiſation eingegliedert war. 

2. Die Abgabekreiſe haben den in die Organiſation nach vorſtehenden 
Beſtimmungen eingegliederten Kindern einen Ausweis über die er⸗ 
olgte Eingliederung aufs Land mitzugeben, der den Vertrauensperſonen 

ür die Stadtkinderangelegenheiten im Aufnahmeort vorzulegen iſt. 

3. Die Abgabekreiſe haben die Aufnahmekreiſe von der Entſendung in 
Kenntnis zu ſetzen. 

4. Die Kinder ſind Kindertransporten einzugliedern oder zu Transporten 
von mindeſtens 4 Kindern zuſammenzuſtellen. , 

5. Mitreiſe von Begleitperſonen auf Fahrpreisvergünſtigungen ift auch bet 
Verwandtenkindern zuläſſig: nämlich eine Begleitperfon für mindeſtens 
10 Kinder. Einzige Ausnahme bei Rückreiſe erkrankter Kinder. 

6. Im Falle eines ſchuldhaften Verſtoßes gegen die Tarifbeſtimmungen 
haften die Entſendeſtellen. = 


XI. Dauer des Aufenthalts. 


Der Zeitpunkt des Beginns des Landaufenthalts iſt zwiſchen Abgabe⸗ und 
Aufnahmekreis den örtlichen Verhältniſſen entſprechend zu vereinbaren. An 
einer allgemeinen Dauer des Landaufenthalts von 2 bis 3 Monaten wird nach 
Möglichkeit feſtzuhalten ſein. Es iſt notwendig, den von den vr Aas Nes peal 
gewünschten Zeitpunkt des Eintreffens inne zu halten, da in dieſer Beziehung 
vielfach von den Aufnahmekreiſen Klage geführt wurde. 


60 Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 


XII. Qin- und Rückbeförderung. | 

Für die Hin⸗ und Rückbeförderung der organiſationsgemäß eingegliederten 
Kinder ſind die vom Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ ausgegebenen 
Fahrpreisermäßigungsanträge zu benutzen. 

Eine Eingliederung von Kinderentſendungen aufs Land iſt nur zuläſſig bei 
Entſendung von Kindern eines Abgabekreiſes in den dem Abgabekreis organiſa⸗ 
tionsgemäß zur Belegung zugeteilten Aufnahmekreis (VIII der Richtlinien). 

Bei einer Unterbringung von Kindern in Kreiſen, die den Ausſendekreiſen 
nicht als Aufnahmekreiſe zugewieſen ſind, wird die Vergünſtigung der Fahrpreis⸗ 
ermäßigung nicht gewährt. Ausgeſchloſſen ift die Gewährung der Fahrpreisermäßi⸗ 
gung nach Orten (Groß⸗ und Induſtrieſtädte, ſoweit es ſich nicht um Badeorte 
handelt), bei denen ein dem Landaufenthalt entſprechendes, geſundheitsförderndes 
Unterkommen in der Regel nicht gegeben iſt. e Sonderbeſtimmun⸗ 
gen ſind aufgehoben. | 

Die zuläſſige Altersgrenze erjtredt fih bis zum vollendeten 16., ausnahms⸗ 
weiſe bis zum vollendeten 17. Lebensjahre. Die Hilfsbedürftigkeit iſt von Fall 
zu Fall ſorgfältig zu prüfen. 

Antragsformulare zur Erlangung der Fahrpreisermäßigung werden künftig 
nur durch den Verein „Landaufenthalt für Stadtkinder“ ausgegeben und zwar 
an Landeszentral⸗ und Provinzialſtellen. Die Formulare find laufend numeriert. 
Landeszentral⸗ und Provinzialſtellen geben ſie an die Entſendeſtellen aus und 
kontrollieren ihre Verwendung. Die Entſendeſtellen haben über die Verwendung 
jedes einzelnen Antragsformulars Buch zu führen und gemäß den Rectan bon 
der zuſtändigen Landeszentral⸗ bezw. Provinzialſtelle ergangenen Vorſchriften 
den Verwendungsnachweis zu erbringen. 

XIII. Transportbegleitung. 


Die Reichsbahndirektionen haben wiederholt auf Mißſtände bei der Transport⸗ 
begleitung hingewieſen. Nur in Betreuung von Kindern und in der Durch⸗ 
führung von Kindertransporten erfahrene Perſonen dürfen als Transportführer 
und Begleiter verwandt werden. Dabei iſt Rückſicht zu nehmen auf Alter und 
Geſchlecht der Kinder. Unterwegsverpflegung iſt nur bei den hierfür vorge⸗ 
ſehenen Aufenthalten vorzunehmen. Die Mitnahme mehrerer Kannen oder Eimer 
zur ſchnellen Aufnahme warmer Getränke bei kurzem Aufenthalt in Gonder- 
zügen wird empfohlen. 

Während der Fahrt haben ſich in jedem Wagen wenigſtens zwei Begleiter 
ſtändig aufzuhalten und zwar von der Ausgangs- bis zur Endſtation des Trans- 
ports. Die Reichsbahndirektionen werden die genaue Beachtung dieſer Vorſchrift 
durch die Dienſtſtellen kontrollieren laſſen. 

Die Rückfahrt von Begleitperſonen hat auf direktem Wege bezw. unter Be⸗ 
nutzung der nach den Tarifbeſtimmungen zugelaſſenen Wahlwege von der End⸗ 
ſtation zur Ausgangsſtation des Transports zu erfolgen. Die Fahrpreisermäßi⸗ 
gungs⸗Anträge für Rückfahrt der Begleiter ſind unmittelbar nach Eintreffen des 
Transports an der Zielſtation dem Stationsvorſtand zur Abſtempelung vorzu⸗ 
legen. Die Rückbeförderung zu ermäßigtem Fahrpreiſe erfolgt nur auf Grund 
der von der Zielſtation geſtempelten Antragsformulare. 


XIV. Verkehr mit den Eltern. 

Das Erziehungsrecht der Eltern, insbeſondere ihr Recht, den Aufenthalts- 
ort der Kinder zu beſtimmen, wird durch Unterbringung im Landaufenthalt in 
keiner Weiſe beeinträchtigt. Die Pflegeeltern ſollen die Erziehungsgrundſätze der 
Eltern achten. Ergeben ſich erziehliche Schwierigkeiten, ſo ſind die Vertrauens⸗ 
perſonen zu Rate zu ziehen. 

Die Eltern werden von der beabſichtigten Entſendung ihrer Kinder in den 
Landaufenthalt durch die entſendende Stelle benachrichtigt. Sie haben für Fahr⸗ 
geld, Verſicherung, Unterwegsverpflegung den von der entſendenden Stelle feſt⸗ 
geſetzten Unkoſtenbeitrag zu zahlen. Der Aufenthalt der Kinder iſt aus der Trans⸗ 
portkarte, die jedes Kind vor der Abreiſe erhält, zu erſehen. Alle Erkundigungen 
1099 8 der Eltern ſind an die Stelle zu richten, welche die Kinder ent⸗ 
andt hat. 

Beſuche der Kinder auf dem Lande ſeitens ihrer Eltern oder Angehörigen ſind 
ohne ſchriftliche Erlaubnis des Abgabekreiſes und der Vertrauensperſon des Auf⸗ 
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nahmeortes unzuläſſig. Die Erlaubnis zu Beſuchen ift in der Regel nur zu er⸗ 
teilen, wenn die Kinder erkrankt ſind. 


Bei Erkrankung der Kinder werden die Vertrauensperſonen den Eltern fofoct 
Nachricht zu geben haben. 

Es wird ſich empfehlen, die Eltern darauf hinzuweiſen, daß ſie den Pflege⸗ 
eltern für die ihren Kindern erwieſene Wohltat ſchriftlich ihren Dank ausſprechen. 

Die Inſtandhaltung der Kleidung iſt grundſätzlich Sache der Eltern. 


XV. Beſchulung. 


Die Kinder ſind einzuſchulen, wenn die Dauer des Landaufenthaltes auf mehr 
als 6 Wochen außerhalb der Ferien vorgeſehen iſt. 

Für Preußen bleiben die Runderlaſſe vom 12. März 1917 und vom 1. Juni 
1917 Zentralblatt für die geſamte Unterrichtsverwaltung in Preußen (S. 303 
und 473) ſowie vom 22. 5. 1923 U. III A. 554 in Kraft. Schülern und Schüle⸗ 
awit 15 8 Lehranſtalten kann wie bisher ein Urlaub bis zu 3 Monaten 
erteilt werden. 


Wenn es ſich um eine Erholungszeit von mehr als 6 Wochen außerhalb der 
Ferien handelt, ſo iſt den Schulleitern der Abgabeorte rechtzeitig darüber Mit⸗ 
teilung zu machen, welchen Orten die fraglichen Kinder zugewieſen worden ſind. 
damit die Schulleiter der Abgabeorte entſprechend dem Erlaß des M. f. W. K. u. V. 
vom 8. 6. 22 U, III A. Nr. 1072 U. III D. dem Schulleiter des Unterkunftsortes 
von der zeitweiligen Überweiſung der Kinder Mitteilung machen können. 


XVI. Verſicherung. 


Die Kinder ſind gegen Unfälle (Körperbeſchädigung, Verbrennung, Verätzung, 
Blutvergiftung, Verrenkung uſw. und gegen Sonnenſtich und Hitzſchlag) ver⸗ 
ſichert. Erleidet ein Kind einen Unfall, fo hat die örtliche Vertrauensperſon 
dafür zu ſorgen, daß unverzüglich, ſpäteſtens innerhalb einer Woche, die Frank⸗ 
furter Allgemeinen Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft, Frankfurt a. M., Anzeige er⸗ 
hält. Es iſt ſofort ein approbierter Arzt bis zur vollſtändigen Heilung zuzuziehen 
und für angemeſſene Krankenpflege zu ſorgen. 

Iſt durch den Unfall der Tod des Kindes herbeigeführt, ſo iſt die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft binnen 24 Stunden telegraphiſch (Telegramm⸗Adreſſe: 
Frankona⸗Frankfurtmain) zu benachrichtigen und zwar auch dann, wenn der Un⸗ 
fall bereits angemeldet iſt. Der behandelnde Arzt iſt zu ermächtigen, der Ver⸗ 

ſicherungsgeſellſchaft Auskunft zu erteilen. Die Anordnungen der Geſellſchaft 
ſind gewiſſenhaft zu befolgen. - 

Die Pflegeeltern find gegen geſetzliche Haftpflichtanſprüche verſichert, die 
ihnen durch Aufnahme der Kinder erwachſen. Beſchädigungen von Sachen der 
Pflegeeltern fallen nicht unter die Verſicherung, wohl aber die Beſchädigung von 
den Pflegeeltern gemieteter oder geliehener unbeweglicher Sachen. Wird ein 
Haftpflichtanſpruch gegen die Pflegeeltern geltend gemacht, ſo müſſen ſie der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft ſpätetens innerhalb einer Woche Mitteilung machen. Ohne 
vorherige Genehmigung der Geſellſchaft dürfen ſie keinen Schadenerſatzanſpruch 
anerkennen. Werden die Pflegeeltern zu einer gerichtlichen Verhandlung geladen, 
ſo i der Verſicherungsgeſellſchaft fofort nach Empfang der Ladung Anzeige gu 
machen. 

Die Begleitperſonen ſind gegen Unfall⸗ und geſetzliche Haftpflichtſchäden ver⸗ 
ſichert, me abies bei der Hin⸗ und Rlaabegleitung der Kinder oder bei deren 
Beaufſichtigung auf dem Lande erwachſen können. Als Begleitperſonen in die⸗ 
fem Sinne find auch diejenigen Vertrauensperſonen anzuſehen, die von der Kreis⸗ 
ſtelle des Aufnahmekreiſes damit betraut worden ſind, die Aufſicht über die Kinder 
auf ihren gemeinſamen Ausflügen oder beim Spielen oder bei ſonſtigen Ver⸗ 
3 auszuüben. . 

Für das Inkrafttreten der Verſicherung iſt bezüglich der Kinder (Unfall) und 
der ländlichen Haushaltungsvorſtände (Haftpflicht) die Eintragung in die Orts- 
liften (f. V und VII) hinſichtlich der Begleitperſonen (Unfall⸗ und Haftpflicht) 
die Erteilung des Auftrags entſcheidend. Soweit etwa Abänderungen der gels 
tenden Verträge erfolgen foten, wird rechtzeitige Bekanntgabe erfolgen. 
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Der Beitrag, welchen die Abgabekreiſe zu den Verſicherungskoſten für jedes 
Kind an den Verein „ für Stadtkinder“ in Berlin auf deſſen 
a ae Nr. 546 Berlin bis zum 1. Oktober d. J. zu zahlen haben, beträgt 
5 oldmark. 


XVII. Koſtentragung. 


Neben den von den ländlichen Familien . Beiträgen zu den Un⸗ 
koſten haben die abſendenden Gemeinden und Gemeindeverbände für die Koſten 
der Beförderung der Stadtkinder zum Landaufenthalt und zurück für die not⸗ 
wendigen Begleiter, ſowie für die Bekleidung der Kinder Sorge zu tragen. 
Ferner haben die Gemeinden für die bei Erkrankung der Kinder notwendig 
werdende ärztliche Behandlung ſowie für die Beſchaffung von Arzneimitteln 
aufzukommen. | 
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Bordrud 4, | Ortsliſte 
der Kinder der Gemeinde naaran, „deren Ausſendung auf das Land vorgeſehen iſt. 


Oer Eltern bezw. geſetzlichen Vertreter | Bore und Angabe des Beitrags 


Zahl der auszuſendenden 


Lfd. u den Unfoften, der 
al Namenseintragung*) Zuname der Kinder 2 Bemerfungen 
* | Gugleid als Einverſtändnis mit Stand Kinder taguch fir | alſo im 
den Aufnahmebedingungen) tath. | ife. tath. | ife. jedes Kind] ganzen 
4 „W ANT SN LY aM (ad 5 Te 12 | 43 | 14 
Summe: 
*) Die Eintragung fann mit Zuſtimmung der Eltern bezw. geſetzlichen Vertreter auch durch einen Dritten erfolgen. 
Bordrud 5. Kreisliſte 
der Kinder des oe Kreiſes, deren Ausſendung auf bas Land vorgefehen ift. 
én Bezeihnung | Zahl der auszuſendenden Kinder im Alter von haere 
i der Wohnfiggemeinde unter 6 Jahren 6—10 Jahren 11—14 Jahren Spalte 43| Bemerkungen 
i der Kinder Knaben [Mädchen [Knaben Mädchen] Knaben Mädchen | der 
ev. Tath. ifr. || ev. kath. ifr. | ev. kath. ifr. || ev. kath. ifr. | ev. kath. ifr. || ev. % ia | Ortsliſte 
1... zd fs Lz | | 9 | 40 | 14 | 12 | 43 | 14 | 15 | 16 | 17 || 48 22 


Gumme: 
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Sehr bedauerlich iſt es, daß wir in Deutſchland keine ausreichende 
Schutzgeſetzgebung gegen Kindermiß handlungen 


haben. Die in der Tagespreſſe veröffentlichten gerichtlichen Urteile über 
ſchwere, gewohnheitsmäßige Mißhandlungen — in den meiſten Fällen 
richten ſie ſich gegen arme voreheliche Kinder — ſtehen mit dem landläu⸗ 
figen Rechtsbewußtſein des Volkes ſehr häufig im ſchroffſten Widerſpruch, 
indem ſie viel zu mild ausfallen. In England gibt es eine Geſellſchaft 
zum Schutz der Kinder gegen Grauſamkeiten unter dem Namen „society 
for prevention of cruelty to children“, deren Bemühungen es im Jahre 
1894 bereits gelang, bei der Regierung und den geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften die Schaffung eines beſonderen Geſetzes durchzuſetzen, das jetzt der 
zweite Teil der children-act vom Jahre 1908, wo ſehr empfindliche Stra⸗ 
fen für Mißhandlungen von Kindern und verbotene Beſchäftigungen feſt⸗ 
geſetzt ſind. Das Wichtigſte an dieſem Geſetz iſt aber wohl die Beſtimmung, 
daß dieſe Geſellſchaft mit der Aufſicht über Durchführung des Geſetzes be⸗ 
traut iſt. Dabei hat die Geſellſchaft die treffliche Gepflogenheit, vorwiegend 
durch Belehrung und Erziehung zu wirken. Man ſucht das Band zwiſchen 
Elternhaus und Kindern zu feſtigen und greift nur zur Drohung mit An⸗ 
zeige als dem letzten Hilfsmittel zum Schutz der armen Kinder. 
Für die Wirkung des Geſetzes iſt auch von nicht zu unterſchätzen⸗ 
der Bedeutung, daß der Name und die Perſon desjenigen, der Beobach⸗ 
tungen über Mißhandlungen von Kindern der Geſellſchaft zur Anzeige 
bringt, geheim gehalten wird, ſo daß er keine Racheakte zu gewärtigen 
hat von den Tätern, daß er aber andererſeits ſpäter genaue Mitteilungen 
über den Erfolg der Anzeige erhält. | 


Was die deutſche Geſetzgebung angeht, jo beſtehen folgende Be: 
ſtimmungen: Wer ein Kind andern Perſonen unterſchiebt oder 
vorſätzlich verwechſelt, wird mit Gefängnis und bei erwieſener Gewinn⸗ 
juht mit Zuchthaus beſtraft (StGB § 169) und ebenſo, wenn 
jemand zur Obhut eines Kindes verpflichtet, dasſelbe in hilfloſer Lage 
ſich ſelbſt überläßt, und zwar erfolgt Beſtrafung mit Zuchthaus, 
wenn das Kind durch die Ausſetzung geſundheitlich ſchwer geſchädigt 
wird und ſtirbt. Es ſagt § 221 StGB: „Wer eine wegen jugendlichen 
Alters, Gebrechlichkeit oder Krankheit hilfloſe Perſon ausſetzt oder wo 
eine ſolche Perſon, wenn dieſelbe unter ſeiner Obhut ſteht, oder wenn er 
für die Unterbringung, Fortſchaffung oder Aufnahme derſelben zu ſorgen 
hat, in hilfloſer Lage vorſätzlich verläßt, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten beſtraft. Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen 
ihr Kind begangen, ſo tritt Gefängnisſtrafe nicht unter ſechs Monaten 
ein. Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körperverletzung der ausge⸗ 
ſetzten oder verlaſſenen Perſon verurſacht worden, ſo tritt Zuchthausſtrafe 
bis zu zehn Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod verurſacht 
worden iſt, Zuchthausſtrafe nicht unter drei Jahren ein.“ Für gewohn⸗ 
heitsmäßige Mißhandlung müſſen in der deutſchen Geſetzge⸗ 
bung aber viel ſchwerere Strafen feſtgeſetzt werden und eine Geſellſchaft nach 
dem Muſter der vorerwähnten engliſchen wäre ſehr wünſchenswert. Gewiß 
wird Kindermißhandlung gemäß § 223 a des SGB (Novelle vom 


5 
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19. Juni 1912) ſtrenger als andere Körperverletzung beſtraft, ſo daß Be⸗ 
ſtrafung mit mindeſtens zwei Monaten Gefängnis eintritt, wenn jemand 
ein Kind oder einen Jugendlichen unter 18 Jahren, der unter ſeiner Für⸗ 
ſorge oder Obhut ſteht, zu ſeinem Hausſtande gehört oder ſonſt ſeiner 
Gewalt unterſtellt iſt, in grauſamer oder boshafter Weiſe körperlich ver⸗ 
letzt. Aber die heutigen Beſtimmungen reichen nicht aus, beſonders 
deshalb nicht, weil die feſtgeſetzten Strafen gewohnheitsmäßige Verbrecher 
nicht ausreichend abſchrecken und geiſtige Torturen ſehr ſchwer zu al 
find. Ahnlich unzureichend find auch die Beſtimmungen des § 235 des 
StGB, demgemäß jemand, der ein Kind oder einen Jugendlichen mit 
Liſt, Drohung oder Gewalt den Eltern oder dem Vormund entzieht, das 
Kind verſteckt hält, ſeinen Aufenthalt verſchweigt, mit Gefängnis beſtraft 
wird oder ſogar mit Zuchthaus, wenn die Tat begangen wurde, um das 
Kind zum Betteln oder zu gewinnſüchtigen oder unſittlichen Zwecken 
oder Beſchäftigungen zu mißbrauchen, während Eltern, die ihre Kinder in 
ſolcher Weiſe mißbrauchen, nicht beſtraft werden können und nur das 
Vormundſchaftsgericht die Kinder in ſolchem Falle vor den Eltern zu 
ſchützen in der Lage iſt. Andererſeits werden aber Eltern und Pflege⸗ 
eltern, die ihre eigenen oder fremde Kinder, die in ihrer Familie unter 
ihrer Aufſicht ſtehen, zum Betteln anleiten oder ausſchicken oder ſie nicht 
vom Betteln und der Begehung von Diebſtählen aller Art abhalten, aller⸗ 
dings nach § 361, 4 und 9 StGB mit Haft oder Geldſtrafe beſtraft 
und haften zugleich für die Geldſtrafe, die über die Kinder wegen der Tat 
verhängt wird. Weiter kann darüber kein Zweifel beſtehen, daß die ſtraf⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen über Verletzung der Unterhaltspflicht nicht aus⸗ 
reichend ſind. Die gegenwärtigen Beſtimmungen gehen dahin, daß jemand, 
der ſich Spiel, Trunk oder Müſſiggang hingibt, ſo daß er die Kinder, zu 
deren Unterhalt er verpflichtet iſt, nicht mehr ſelbſt ernähren kann, und 
daß durch Vermittlung der Armenbehörde fremde Hilfe in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden muß, nach § 361, 5 StGB mit Haft beſtraft wird 
und nach § 362 St. G. B. neben der Beſtrafung auch ein Arbeitszwang 
durch Unterbringung in einem Arbeitshaus bis zur Dauer von zwei 
Jahren angeordnet werden kann. Auch wird mit Haft oder Geldſtrafe be⸗ 
droht, wer ſich ſeiner Unterhaltspflicht trotz Aufforderung der Gemeinde 
entzieht, obſchon er in der Lage, für ſein eheliches oder uneheliches Kind 
zu ſorgen und nun gleichfalls fremde Hilfe durch Vermittlung der Ge⸗ 
meinde in Anſpruch genommen werden muß (§ 361, 10 StGB). 


Wichtig iſt der Schutz der 


geſchlechtlichen Sittlichkeit. 
| Auf dieſem Gebiete unterſcheidet das Reichsſtrafgeſetzbuch den körper⸗ 
lichen Schutz und den Schutz der ſittlichen Empfindungen und ſucht nicht 
allein die körperliche Unverſehrtheit zu wahren, ſondern auch ſittliche Ge⸗ 
fahren von der Jugend abzuwehren, denen ſie ausgeſetzt ſein kann. Gegen 
den Mädchenhandel richtet ſich die Verordnung gegen Mißſtände im Aus⸗ 
wanderungsweſen vom 14. Februar 1924, welche dahin geht, daß junge 
Mädchen unter 18 Jahren, falls ſie nicht mit ihren Eltern zuſammen aus⸗ 
wandern, nur mit Genehmigung des Erziehungsberechtigten und des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichtes auswandern dürfen. Können ſie beide Genehmigungen 
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nicht nachweiſen, ſo dürfen ſie nicht in das Ausland befördert werden und 
die Polizei hat ſie am Überſchreiten der Grenze zu verhindern. Die Entfüh⸗ 
rung von minderjährigen Mädchen zum Zweck der Unzucht oder auch, um ſie 
zur Ehe zu bringen, wird, wenn die Entführung zwar mit Zuſtimmung des 
Mädchens, aber ohne Einwilligung der Eltern erfolgt iſt, mit Gefängnis 
beftraft nach § 237 StGB, und erfolgt die Entführung auch gegen den 
Willen des Mädchens unter Anwendung von Liſt, Drohung oder Gewalt, 
jo kann auf Zuchthaus erkannt werden nach § 236 StGB. Hierher ijt auch 
zu rechnen die Straffälligkeit der Verleitung einer weiblichen Perſon zur 
Auswanderung, um ſie mittelſt argliſtiger Verſchweigung des Zweckes der 
gewerbsmäßigen Unzucht dieſer zuzuführen und die Förderung ſolcher 
Auswanderung mit Kenntnis des von dem Täter verfolgten Zweckes. Die 
Verführung eines unbeſcholtenen Mädchens unter ſechzehn Jahren zum 
Beiſchlaf wird, auch wenn wirkliche Jungfräulichkeit nicht mehr vorliegt, 
auf Antrag der Eltern ſtrafrechtlich verfolgt (§ 182 StGB). Die Vor⸗ 
nahme unzüchtiger Handlungen ſeitens Adoptiv- oder Pflege⸗Eltern, Vor- 
münder, Geiſtlicher, Lehrer und Erzieher mit den ihnen anvertrauten 
Kindern oder Zöglingen bis zum 21. Lebensjahre wird mit Zuchthaus 
nach § 174 StGB beſtraft, falls es fih aber um Kinder unter 14 Jahren 
handelt, tritt bedeutende Strafverſchärfung ein, auch wenn es ſich nicht 
um die Vornahme, ſondern um die Verleitung ſolcher Kinder zur eignen 
Vornahme oder Duldung unzüchtiger Handlungen handelt (§ 176,3 StGB). 
In den letztgenannten Fällen tritt ſchwere Straffälligkeit ein, auch wenn 
die Kinder nicht in einem Untergebenheitsverhältnis zu dem Täter ſtehen. 
Unter Kuppel ei verſteht man das Vorſchubleiſten eines gegen Zucht und 
Sitte verſtoßenden Verhaltens im Bereich der geſchlechtlichen Beziehungen 
zu andern Menſchen außerhalb der Ehe durch Vermittlung oder Gewäh⸗ 
rung oder Beſchaffung von Gelegenheit, aljo günſtigere Geſtaltung der 
Bedingungen für Unzuchtbetrieb oder Unterlaſſung pflichtmäßig aus⸗ 
zuübender Handlungen zur Verhinderung von Unzucht (v. Behr). Laſſen 
ſich Eltern, Vormünder, Geiſtliche, Lehrer oder Erzieher etwas derartiges 
mit Bezug auf ihre Kinder, Pflegebefohlenen oder Zöglinge zu ſchulden 
kommen, jo tritt nach § 181 StGB Beſtrafung mit Gefängnis oder Zucht⸗ 
haus ein. Straffällig iſt auch, Jugendlichen unter 16 Jahren unzüchtige 
Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen anzubieten oder gegen Ent⸗ 
gelt zu überlaſſen, auch wenn dieſelben nicht in dem Sinne unzüchtig ſind, 
daß fie diejenigen Rü ſchten vermiſſen lafen, die im menſchlichen Ge- 
ſchlechtsleben zur Aufrechterhaltung von Zucht und Sitte notwendig er⸗ 
ſcheinen, ſondern wenn fie nur das Sham- und Sittlichkeitsgefühl des 
normal empfindenden Durchſchnittsmenſchen zu verletzten geeignet erſchei⸗ 
nen (§ 184,2 und 184 a StGB). - 

Will man die der Jugend auf dem Gebiete der geſchlechtlichen Sittlichkeit 
drohenden Gefahren durch geſetzliche Maßnahmen zu bekämpfen ſuchen, 
dann wird man beſonders der 


Schmutz⸗ und Schund⸗Literatur 


ſowie dem geſamten Schauſtellungsweſen wie Kino, Theater, Rummel⸗ 

plätzen Aufmerkſamkeit ſchenken müſſen. Und ſo finden wir auch in dem 

Reichs⸗Lichtſpielgeſetz vom 12. Mai 1920, wo im § 1 geſagt iſt, daß die 
5* 
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Vorführung von Lichtſtreifen unterſagt werden ſoll, wenn dieſelbe die 
öffentliche Ordnung oder Sicherheit zu gefährden oder das religiöſe 
Empfinden zu verletzen oder verrohend oder entſittlichend zu wirken oder 
das deutſche Anſehen oder die Beziehungen Deutſchlands zu auswärtigen 
Staaten zu gefährden geeignet ift, die Beſtimmung im § 3: „Bildſtreifen, 
zu deren Vorführung Jugendliche unter achtzehn Jahren zugelaſſen werden 
ſollen, bedürfen beſonderer Zulaſſung.“ Von der Vorführung vor Jugend⸗ 
lichen ſind außer den vorſtehend als verboten bezeichneten alle Bildſtreifen 
auszuſchließen, von welchen eine ſchädliche Einwirkung auf die ſittliche, 
geiſtige oder geſundheitliche Entwicklung oder eine Überreizung der Phan⸗ 
taſie der Jugendlichen zu beſorgen iſt. Auf Antrag des gemeindlichen 
Jugendamtes oder eines Jugendamtes des Bezirkes oder, falls kein 
Jugendamt beſteht, auf Antrag der Schulbehörde, kann unbeſchadet weiter⸗ 
gehender landesgeſetzlicher Vorſchriften die Gemeinde oder ein Gemeinde⸗ 
verband nach Anhörung von Vertretern der Organiſationen für Jugend⸗ 
pflege zum Schutz der Geſundheit und der Sittlichkeit weitere Beſtimmun⸗ 
gen für die Zulaſſung der Jugendlichen feſtſetzen, zu deren Innehaltung 
die Unternehmer der Lichtſpiele verpflichtet ſind. Dieſe können Einſpruch 
gegen die Feſtſetzung bei der zuſtändigen Stelle erheben. Kinder unter 
ſechs Jahren dürfen zur Vorführung von Bildſtreifen überhaupt nicht 
zugelaſſen werden. Wie aber die ganze Lichtſpielzenſur ohne Einführung 
einer Theaterzenſur Stückwerk bleiben wird, ſo gilt dies im beſondern 
Maße von der vorſtehenden Beſtimmung, da andere Schauſtellungen 
dadurch nicht getroffen werden und ungehindert ihre ſchlechten Einflüſſe 
auszuüben vermögen. Was Schmutz⸗ und Schund⸗Literatur angeht, ſo iſt 
ſchon ſeit längerer Zeit erwogen worden, ein beſonderes Geſetz zum 
Schutz der Jugendlichen zu ſchaffen und damit eine Verbotsliſte zu ver⸗ 
binden, in die ſolche Bücher und Schriften Aufnahme finden, die durch 
ihren Inhalt auf die Jugendlichen verderblich zu wirken geeignet er⸗ 
ſcheinen. Aber die bezüglichen Verſuche ſind bisher geſcheitert. Da 
gleichzeitig geſundheitlich und geiſtig⸗ſittlich verhängnisvoll der Alkohol⸗ 
genuß ſich für die jugendliche Entwicklung erweiſt, ſo iſt ſehr zu begrüßen, 
daß durch Art. 1§ 5 des Notgeſetzes vom 24. Februar 1923 die 
Abgabe von Branntwein und branntweinhaltigen Genußmitteln an 
Jugendliche bis zu 18 Jahren in Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften und auch 
im Kleinhandel verboten iſt. Andere geiſtige Getränke und auch nikotin⸗ 
haltige Tabakwaren dürfen an dieſen Stellen an Jugendliche unter 16 
Jahren zum eignen Genuß nur im Beiſein des Erziehungsberechtigten 
oder ſeines Vertreters abgegeben werden. Auch ſoll nach derſelben Not⸗ 
verordnung § 1 die Erlaubnis zum Betriebe einer Gaſt⸗ oder Schank⸗ 
wirtſchaft oder eines Branntweinhandels verſagt werden, wenn zu befürch⸗ 
ten iſt, daß der Wirt das Gewerbe zur ſittlichen und geſundheitlichen 
Schädigung Jugendlicher mißbrauchen wird. Zugleich dürfte zu erwähnen 
ſein das Urteil des Kammergerichts vom 24. Sept. 1920 über die Rechtsgül⸗ 
tigkeit einer Verordnung, durch die Jugendlichen unter 17 Jahren das 
zweckloſe Umherſtreifen auf den Straßen und Plätzen in den Abendſtunden 
verboten worden iſt. (Abgedruckt in der Zeitſchrift „Polizei“, 
Ihg. 20. S. 28). Weil Jugendliche gerade aus dem Streben ſich Mittel 
zum Alkohol⸗ und Nikotin⸗Genuß zu verſchaffen, ſich nicht ſelten zu Dieb⸗ 
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ſtählen verleiten laſſen, ſei hier auch noch des Reichsgeſetzes über den Ver⸗ 
kehr mit edlen und unedlen Metallen vom 11. Juni 1923 gedacht, welches 
Gold, Silber, Platin, Edelſteine, Halbedelſteine, Perlen, Altmetall, rohe 
2. und Metallgerät von Minderjährigen zu erwerben unter Strafe 
verbietet. 


* * 
* 


Bei unſerer Umſchau nach den die Jugendlichen betreffenden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen ſind uns bislang nur zwei der Jugend ausſchließlich 
gewidmete Geſetze begegnet, nämlich das Geſetz betreffend religiöſe Er⸗ 
ziehung der Kinder und das Geſetz über Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben. Im übrigen hat es ſich um Sammlung der auf den verſchie⸗ 
denen Gebieten des Rechtslebens zerſtreuten Beſtimmungen gehandelt. 
Aber ſchon vor langen Jahren wurde aus Sachverſtändigen⸗Kreiſen der 
Wunſch nach Vereinheitlichung des geſamten Jugendrechtes in einem um⸗ 
faſſenden Reichsjugendgeſetz laut, das in der Form eines Rahmengeſetzes 
alle Gebiete des bürgerlichen und öffentlichen Rechtes umfaſſen ſollte. 
Der Ausgangspunkt für dieſe Beſtrebungen war der zuerſt hervortretende 
Wunſch nach einer Sonderbehandlung ſtraffällig gewordener Jugendlicher 
außerhalb des Rahmens der allgemein geltenden Strafgeſetze. Schon 
nach der Strafprozeßordnung § 56, 1 erfahren Kinder und Jugendliche 
bei der Vernehmung als Zeugen eine andere Wertung und Behandlung 
als Erwachſene, um ſie gemäß der dem jugendlichen Alter eigentümlichen 
Beſchränktheit der geiſtigen Fähigkeiten vor der Gefahr des Meineides 
oder Falſcheides zu ſchützen, indem Jugendliche unter 16 Jahren nicht 
vereidigt werden ſollen. Aber im Jahre 1889 trat die internationale 
kriminaliſtiſche Vereinigung mit der klar herausgearbeiteten Forderung 
einer durchgreifenden Reform des geſamten Jugendſtrafrechtes hervor. Es 
kam in der Folge zu ſehr eingehenden Erörterungen, bei denen immer 
klarer das Streben nach Schaffung beſonderer Gerichte hervortrat, die aus 
dem Gedanken einer geſonderten ſtrafrechtlichen Behandlung von Kindern 
und Jugendlichen erwachſen, ſich ausſchließlich mit letzteren befaſſen und 
ihre Wirkſamkeit weſentlich in erzieheriſcher Richtung (3. B. bedingte Ber- 
urteilung, bedingte Begnadigung) zu entfalten ſuchen ſollten. Aber das 
Ausland kam doch mit bezüglichen geſetzgeberiſchen Maßnahmen Deutſch⸗ 
land zuvor. Die erſten Jugendgerichte ſind am Ende des 19. Jahrhunderts 
in England und Amerika entſtanden. Es dürfte wohl das im Jahre 1899 
im Staate Illinois erlaſſene Jugendgerichtsgeſetz betreffend Behandlung, 
Aufſicht, Unterhalt und Fürſorge für verlaſſene, verwahrloſte und ver⸗ 
brecheriſche Kinder für alle ſpätern Geſetze richtunggebend geworden ſein. 
Den Plan eines zuſammenfaſſenden Reichsjugendrechtskodex nach dem 
Muſter des in England im Jahre 1908 eingeführten „Geſetzes behufs 
Zuſammenfaſſung und Verbeſſerung der Geſetzgebung betreffend den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen, Erziehungs⸗ und Beſſerungs⸗ 
anſtalten“, welches folgende Abſchnitte enthält: 1. Schutz des Lebens 
kleiner Kinder, Haltekinderweſen. 2. Schutz der Kinder und jugendlichen 
Perſonen vor Mißhandlung. 3. Das Rauchen der Jugend. 4. Beſſerungs⸗ 
und Erziehungsanſtalten. 5. Jugendliche Rechtsbrecher. 6. Verſchiedenes 
und Allgemeinbeſtimmungen hat man in Deutſchland fallen laſſen, ohne 
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deshalb aber gewiſſe allgemein als dringend notwendig empfundene Ver⸗ 
einheitlichungsbeſtrebungen auf dem Gebiete des Jugendrechtes von der 
Hand zu weiſen. Und ſo wurde von der Preußiſchen Regierung im Jahre 
1918 ein ſolchen Beſtrebungen Rechnung tragender Jugendfürſorge⸗Geſetz⸗ 
entwurf dem Preußiſchen Landtag vorgelegt, der aber nur eine Leſung 
im Ausſchuß unter Anderung des Namens des Geſetzes in „Jugend⸗ 
wohlfahrtsgeſetz“ erfuhr — dann brach die Revolution aus und es kam 
zu keiner Weiterberatung. Im Jahre 1923 haben wir dann in Deutſch⸗ 
land ein Reichsjugendgerichtsgeſetz und im Jahre 1924 ein 
Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz bekommen — zwei für die 
Rechtsſtellung und Betreuung der Jugend grundlegende Geſetze. 


In der Begründung zu dem von der Reichsregierung vorgelegten 

Entwurf eines | 
Jugendgerichtsgeſetzes 

heißt es einleitend: 


Das geltende Recht enthält über die Behandlung von Perſonen, die in jugend⸗ 
lichem Alter ſich gegen ein Strafgeſetz vergehen, nur wenige Vorſchriften. Die 
Strafmündigkeit beginnt mit dem zwölften Lebensjahre. er zur Zeit der Be⸗ 
gehung einer Straftat zwölf, aber noch nicht achtzehn Jahre alt iſt, iſt freizu⸗ 
ſprechen, wenn er bei Begehung der Straftat die zur Erkenntnis der 5 
erforderliche Einſicht nicht beſeſſen hat. Beſaß der Täter dieſe Einſicht, ſo muß 
er wie ein Erwachſener zu Strafe verurteilt werden. Die Strafmittel ſind, ab⸗ 
geſehen von dem beſonderen Strafmittel des Verweiſes, die gleichen wie für Er⸗ 
wachſene. Der Jugendliche wird von den gleichen Gerichten und in demſelben 
Verfahren wie der Erwachſene abgeurteilt; nur iſt die ſachliche Zuſtändigkeit 
etwas anders geordnet, die Notwendigkeit der Verteidigung erweitert, eine Unter⸗ 
ſtützung des Jugendlichen durch ſeinen geſetzlichen Vertreter vorgeſehen. 

Dieſe Regelung iſt ſeit langem als unzulänglich erkannt. Allgemein hat ſich 
die Überzeugung durchgeſetzt, daß die Grenze der Strafmündigkeit heraufgeſetzt 
werden muß; Kinder, die noch die Schule beſuchen, gehören nicht vor den Straf⸗ 
richter. Weiter iſt man zu der Erkenntnis gelangt, daß Verfehlungen von Per⸗ 
ſonen, die ſich körperlich und geiſtig noch in der Entwicklung befinden, grundſätzlich 
anders bewertet werden müſſen als Straftaten Erwachſener. Der Staat darf 
ſich Jugendlichen gegenüber nicht damit begnügen, einen Verſtoß gegen die Straf⸗ 
geſetze mit Strafe zu belegen; er muß vielmehr in erſter Reihe Vorſorge dafür 
treffen, daß aus dieſem Anlaß geprüft wird, ob erzieheriſche Eingriffe geboten ſind. 
Nur wenn dies geſchieht, wird Sicherheit geſchaffen, daß in Fällen, in denen ſich 
in der Verfehlung des Jugendlichen ein Mangel ſeiner bisherigen Erziehung 
kundgibt, dieſer Mangel gehoben und der Jugendliche nach Möglichkeit auf den 
rechten Weg gebracht wird. Anderſeits iſt zu berückſichtigen, daß die Strafe 
niemals Selbſtzweck ſein darf. Kann der Erfolg, der mit der Strafe erſtrebt 
wird, auf andere Weiſe erreicht werden, ſo läßt es ſich nicht rechtfertigen, von dem 
Er die Entwicklung des Jugendlichen erfahrungsmäßig beſonders gefährlichen 

ittel der Strafe Gebrauch zu machen. Hiernach erfordert eine zweckmäßige Be⸗ 
handlung ſtraffällig gewordener Jugendlicher, daß dem Gerichte möglichſt um⸗ 
faſſende Befugniſſe eingeräumt werden. Es muß in der Lage ſein, die für not⸗ 
wendig erachteten Erziehungsmaßregeln entweder ſelbſt anzuordnen oder durch 
die ſonſt dazu berufene Stelle anordnen zu laſſen. Da, wo Erziehungsmaßregeln 
genügen, um den Straffälligen an ein geſetzmäßiges Leben zu gewöhnen, muß 
das Gericht von Strafe abſehen. Schließlich muß die Möglichkeit verbleiben, den 
Jugendlichen die Strenge des Geſetzes fühlen zu laſſen, wenn die Eigenart des 
Täters oder die Rückſicht auf die Allgemeinheit dies erfordert. Neben dem Straf⸗ 
recht bedarf aber auch das Verfahren gegen Jugendliche einer beſonderen Mus- 
geſtaltung. Der Jugendliche muß vor ein Gericht geſtellt werden, deſſen Zu⸗ 
ſammenſetzung eine Gewähr dafur bietet, daß ſeine Mitglieder beſondere Er⸗ 
Perſont in der Behandlung Jugendlicher beſitzen. Alle für die Beurteilung der 

erſönlichkeit des Jugendlichen bedeutſamen Umſtände müſſen möglichſt früh⸗ 


Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 71 


zeitig erforſcht werden. Ferner iſt dafür zu ſorgen, daß der Jugendliche in dem 
Verfahren nicht mit erwachſenen Verbrechern in Berührung kommt, und daß nicht 
durch unbeſchränkte Offentlichkeit der Verhandlung in dem Jugendlichen die Vor⸗ 
ſtellung erweckt wird, als habe er etwas Bemerkenswertes getan. 

Die Erkenntnis, daß Jugendliche und Erwachſene grundſätzlich verſchieden zu 
behandeln ſind, hat im Ausland ſchon vielfach zu ee Maßnahmen 
geführt. Zuerſt iſt dies in Nordamerika und Auſtralien geſchehen. England, 
Frankreich, Belgien, Ungarn, Spanien, Oſterreich und die Niederlande 
find gefolgt. Die Regelungen weiſen im weſentlichen folgende übereinſtimmende 
Grundzüge auf. Über Jugendliche urteilen beſondere Gerichte, die mit weit⸗ 
gehenden Vollmachten ausgeſtattet ſind, namentlich ſtatt oder neben einer Strafe 
auf eine Erziehungsmaßregel erkennen können. Unterſuchungshaft und Frei⸗ 
heitsſtrafe werden eingeſchränkt, die Verhandlung iſt nicht oder nur beſchränkt 
öffentlich; bei der Verhandlung und im Strafvollzuge werden Jugendliche und 
Erwachſene voneinander getrennt. Für Freiheitsſtrafen gegen Jugendliche wer⸗ 
den beſondere Anſtalten eingerichtet; an Stelle der Verbüßung einer Strafe oder 
nach ihrem Vollzuge kann der Jugendliche unter eine Schutzaufficht geſtellt werden. 
Bei der Durchführung des Verfahrens, der Strafvollſtreckung und der Schutz⸗ 
aufſicht wirken in weitem Umfang Vereinigungen und Perſonen mit, die ſich 
amtlich oder in freier Liebestätigkeit der Jugendfürſorge gewidmet haben. 

In Deutſchland hat man der Jugendgerichtsbewegung bisher nur durch Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen Rechnung getragen. In den einzelnen Ländern ſind Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen, die verhüten ſollen, daß Jugendliche und Erwachſene gleich⸗ 
zeitig vor Gericht geſtellt werden. Die Aburteilung von e Jugend⸗ 
licher iſt beſonderen Abteilungen der Amtsgerichte, die mit dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte verbunden find, und beſonderen Strafkammern übertragen; der Staats- 
anwaltſchaft iſt zur Pflicht gemacht, ihr Augenmerk möglichſt frühzeitig auf die 
Erforſchung der perſönlichen Verhältniſſe des Jugendlichen zu richten. Um die 
Vollſtreckung von lack auf die der Richter nach dem beſtehenden 
Rechte erkennen muß, einzuſchränken, kann das erkennende Gericht oder die Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörde den Strafvollzug für eine Probezeit ausſetzen, damit ſich 
der Verurteilte durch gute Führung Straferlaß verdienen möge; von dieſer Mög⸗ 
lichkeit iſt in weiteſtem Umfang Gebrauch gemacht worden. Die Vereinigungen, 
welche fic) im Wege freier Liebestätigkeit mit der Jugendfürſorge beſchäftigen, 
werden als Jugendgerichtshilfe zur Unterſtützung bei der Rechtsfindung ſowie 
bei der Überwachung und Förderung des bedingt Begnadigten herangezogen. 

Eine geſetzliche Regelung iſt in Deutſchland mehrfach verſucht worden, aber 
bisher nicht zuſtande gekommen. Die im Jahre 1909 dem Reichstag vorgelegten 
Entwürfe eines Geſetzes, betreffend Anderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und 
einer Strafprozeßordnung enthielten Beſtimmungen über das Verfahren gegen 
Jugendliche, die in der Form prozeſſualer Vorſchriften die oben entwickelten Ge⸗ 
danken zur Durchführung bringen wollten. Nachdem dieſe Vorlagen geſcheitert 
waren, wurde im November 1912 dem Reichstag der Entwurf eines beſonderen 
Geſetzes über das Verfahren gegen Jugendliche vorgelegt, der im weſentlichen 
die Vorſchläge der Entwürfe von 1909 wiederholte. Auch dieſer Entwurf iſt nach 
eingehenden Beratungen in einer Kommiſſion des Reichstags nicht verabſchiedet 
worden. Die gleichen Ziele wie jene Entwürfe verfolgte auch der Vorentwurf zu 
einem deutſchen Strafgeſetzbuche. Seinen Vorſchlägen iſt die Strafrechtskom⸗ 
miſſion in den Grundzügen beigetreten; der Strafgeſetzentwurf von 1919 hat auf 
ihren Beſchlüſſen weitergebaut. , 

Angeſichts der Klagen über die durch den Krieg geſteigerte Verwahrloſung 
der Jugend läßt ſich die Frage aufwerfen, ob gerade jetzt für eine neue Ordnung 
des Jugendſtrafrechts nach der oben dargelegten Richtung der geeignete Zeitpunkt 
gekommen iſt. Die Frage iſt zu bejahen. Die Verwahrloſung der Jugend iſt 
in der Hauptſache darauf zurückzuführen, daß ihr während der langen Kriegs⸗ 
jahre die nötige Erziehung gefehlt hat. Väter und Vormünder waren zum Heere 
eingezogen; viele Mütter hatten in der wirtſchaftlichen Not nicht die Zeit, ſich 
ausreichend um ihre Kinder zu kümmern; die Schulen mußten nicht ſelten wochen⸗ 
und monatelang geſchloſſen werden. Früher als ſonſt mußte die Jugend in das 
Erwerbsleben eintreten; nicht genügend beobachtet, oft mit reichlichen Geldmitteln 
aus eigener Tätigkeit verſehen, ſind zahlreiche Jugendliche, namentlich in den 
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großen Städten, den an ſie herantretenden Verſuchungen erlegen und ſo auf die 
Bahn des Verbrechens gekommen. Liegt aber der Grund für die Verwahrloſung 
in einem Mangel der Erziehung, ſo iſt es jetzt um ſo mehr geboten, den Gedanken 
der Erziehung in den Vordergrund zu ſtellen. Eine Minderung der Generalprä⸗ 
vention iſt von der geplanten Geſetzesänderung nicht zu befürchten; nachdrückliche 
Erziehungsmaßnahmen werden nach allen Erfahrungen auf die Jugend nicht min⸗ 
der abſchreckend wirken, als die Verhängung ſelbſt ſtrenger Strafen. Voraus⸗ 
ſetzung für die Wirkung der Erziehungsmaßregeln iſt natürlich, daß die Behörden 
in geeigneten Fällen ſich zu durchgreifenden Maßnahmen entſchließen; die Ge⸗ 
währ dafür wird um ſo größer ſein, je ſachverſtändiger das Gericht beſetzt iſt und 
je mehr die Verfahrensvorſchriften darauf hinweiſen, die Perſönlichkeit und die 
Lebensverhältniſſe des Jugendlichen möglichſt erſchöpfend aufzuklären. Voraus⸗ 
ſetzung iſt ferner, daß die Erziehungsmaßregeln ſelbſt ſachgemäß ausgeſtaltet und 
durchgeführt werden; die Vorſchriften des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 
vom 9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 633), das die Schutzaufſicht und die Für⸗ 
ſorgeerziehung einheitlich für das Reich ordnet, werden hierfür eine geeignete 
Grundlage bilden. 

Aus dieſen Darlegungen ergeben ſich die weſentlichen Ziele des Entwurfs. 
Der Entwurf ſelbſt zerfällt in drei Abſchnitte. Der erſte enthält im weſentlichen 
materiell⸗rechtliche Vorſchriften; der zweite ordnet die Verfaſſung des Jugendge⸗ 
richts und hebt die Punkte hervor, in denen ſich das Verfahren gegen Jugendliche 
von dem allgemeinen Strafverfahren unterſcheidet; ein Schlußabſchnitt bringt 
Übergangsvorſchriften und Anderungen einiger anderer Geſetze. 

Auf dem Gebiete des materiellen Rechts wird zunächſt die Altersgrenze, mit 
der die Strafmündigkeit beginnt, vom zwölften auf das vierzehnte Lebensjahr 
heraufgeſetzt. Für die Perſonen, welche zwiſchen dem vierzehnten und dem acht⸗ 
zehnten Lebensjahr eine Straftat begehen, wird der Grundſatz aufgeſtellt, daß das 
Gericht une Strafe und Erziehung wählen, auch beides nebeneinander an⸗ 
ordnen kann. Die Strafmittel ſind gegenüber den Strafmitteln für Erwachſene 
beſchränkt. Eine Freiheitsſtrafe kann das Gericht für eine Probezeit ausſetzen mit 
der Wirkung, daß bei Wohlverhalten des Täters während der Probezeit die Strafe 
erlaſſen iſt. Kommt es zur Strafvollſtreckung, ſo ſoll auch bei ihr der Erziehungs⸗ 
gedanke im Vordergrunde ſtehen. Der zweite Abſchnitt ordnet die Verfaſſung der 
Jugendgerichte. Sie werden organiſch mit dem Vormundſchaftsgerichte verbun⸗ 
den; als Schöffen ſollen beſonders ausgewählte, auf dem Gebiete der Jugend⸗ 
erziehung erfahrene Männer und Frauen mitwirken. Durch eine Reihe von Ver- 
fahrensvorſchriften, die ſich an Vorſchläge der Entwürfe von 1909 und 1912 ane 
lehnen, wird dafür Sorge getragen, daß einerſeits der Jugendliche durch das ge⸗ 
richtliche Verfahren keinen Schaden erleidet, und anderſeits das Gericht in die 
Lage verſetzt wird, über die einzelne Tat hinaus die Perſönlichkeit und die Le⸗ 
bensverhältniſſe des Jugendlichen zu beurteilen. Den durch das Reichsgeſetz für 
Jugendwohlfahrt geſchaffenen Jugendämtern wird ihrer Bedeutung entſprechend 
ein weitgehendes Mitwirkungsrecht im Verfahren und in der Strafoollftredung 
eingeräumt. 


Jugendgerichtsgeſetz. 
Erſter Abſchnitt. 


§ 1. Ein Jugendlicher im Sinne dieſes Geſetzes ift, wer über vierzehn, aber 
ea sn achtzehn von alt i 
. Wer eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, ehe er vierzehn Xabre 
alt geworden ift, ift nicht konn 5 Ber en 
9.8. Ein Jugendlicher, der eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, ift nicht 
ſtrafbar, wenn er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung 
unfähig war, das Ungeſetzliche der Tat einzuſehen oder ſeinen Willen dieſer Ein⸗ 
ſicht gemäß zu beſtimmen. 
Die Strafbarkeit des Anſtifters und Gehilfen, des Begünſtigers und 
Hehlers wird durch die Vorſchriften der §§ 2, 3 nicht berührt. 
§ 5. Hat ein Jugendlicher eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen, fo 
hat das Gericht zu prüfen, ob Erziehungsmaßregeln erforderlich ſind. 
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Hält das Gericht Erziehungsmaßregeln für erforderlich, ſo hat es entweder 
ſelbſt die Erziehungsmaßregel anzuordnen oder auszuſprechen, daß Erziehungs⸗ 
mafregeln erforderlich find, ihre Auswahl und Anordnung aber dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht überlaſſen bleibt. Das Vormundſchaftsgericht muß alsdann eine Er⸗ 
1 anordnen. Die Fürſorgeerziehung ſoll das Gericht nur dann 
elbſt anordnen, wenn in erſter Inſtanz die Zuſtändigkeit dafür auch außerhalb 
des Strafverfahrens begründet iſt. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung, wenn das Gericht 
den Täter nach § 3 freiſpricht. 

§ 6. Hält das Gericht Erziehungsmaßregeln für ausreichend, fo iſt von Strafe 
abzuſehen. 

8.7. Als Erziehungsmaßregeln find zuläſſig: 1. Verwarnung, 2. Überweifung 
in die Zucht der Erziehungsberechtigten oder der Schule, 8. Auferlegung beſon⸗ 
derer Verpflichtungen, Za. Unterbringung, 4. Schutzaufſicht, 5. Fürſorgeerziehung. 
Die Reichsregierung kann mit Zuſtimmung des Reichsrats auch andere Er⸗ 
ziehungsmaßregeln für zuläſſig erklären. 

Die Vorausſetzungen, die Ausführung und Aufhebung ſowie das Erlöſchen 
der Schutzaufſicht und der Fürſorgeerziehung beſtimmen ſich nach dem Reichs⸗ 
geſetze für Jugendwohlfahrt. Für die anderen Erziehungsmaßregeln beſtimmt 
das Erforderliche die Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats; ſie dürfen 
auch nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres bis zum Eintritt der Volljäh⸗ 
rigkeit ausgeführt werden. 

§ 8. Vor dem Urteil kann das Gericht vorläufige Anordnungen über die Er⸗ 
ziehung und Unterbringung treffen. Vor der Entſcheidung iſt das Jugendamt zu 
hören. Von der Anhörung kann abgeſehen werden, wenn ſie wegen Gefahr im 
Verzug untunlich iſt; in dieſem Falle iſt das Jugendamt nachträglich zu hören. 

Im Urteil hat ſich das Gericht darüber auszuſprechen, ob die vorläufige Anord⸗ 
nung wegfallen oder bis zur endgültigen Entſcheidung über die Anordnung einer 
Erziehungsmaßregel beſtehen bleiben ſoll. 

9. Hat ein Jugendlicher eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen, ſo 
gelten für die Strafbemeſſung folgende Vorſchriften. 

Statt auf Todesſtrafe oder auf lebenslanges Zuchthaus iſt a Gefängnis bon 
einem bis zu zehn Jahren, ftatt auf lebenslange Feſtungshaft ijt auf Feſtungs⸗ 
haft von einem bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

Sind andere Strafen angedroht, ſo iſt die Strafe zwiſchen dem geſetzlichen 
Mindeſtbetrage der anzuwendenden Strafart und der Hälfte des Höchſtbetrages 
der angedrohten Strafe zu beſtimmen. Dit Zuchthausſtrafe angedroht, fo tritt an 
ihre Stelle Gefängnisſtrafe. 

Iſt die Tat ein Vergehen ader eine Übertretung, ſo kann in beſonders leichten 
Fällen von Strafe abgeſehen werden. ` 

Auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürgerlicher 
Ehrenrechte, auf Überweiſung an die Landespolizeibehörde ſowie auf Zuläſſigkeit 
von Polizeiaufſicht darf nicht erkannt werden. 

§ 10. Das Gericht kann die Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe im Urteil aus⸗ 
ſetzen, damit der Verurteilte ſich durch gute Führung während einer Probezeit 
Straferlaß verdienen kann. Dies ſoll insbeſondere dann geſchehen, wenn der ſo⸗ 
fortige Strafvollzug eine Erziehungsmaßregel gefährden würde. . 

ird die Vollſtreckung der Strafe nicht ausgeſetzt, ſo müſſen die Urteilsgründe 
ſich darüber ausſprechen, ob die Strafe vollſtreckt oder die Entſcheidung über die 
Ausſetzung vorbehalten werden ſoll. | 

§ 11. Werden nach Erlaß des Urteils Umſtände bekannt, die eine Ausſetzung 
der Vollſtreckung der erkannten Freiheitsſtrafe angezeigt erſcheinen laſſen, ſo kann 
die Vollſtreckung nachträglich ausgeſetzt werden. Die Strafausſetzung wird nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß im Urteil die Ausſetzung abgelehnt oder mit der Voll⸗ 
ſtreckung der Strafe bereits begonnen worden iſt. . 

Die Probezeit iſt mindeſtens auf zwei und höchſtens auf fünf Jahre zu 
bemeſſen. Iſt ſie auf weniger als fünf Jahre bemeſſen, ſo kann ſie nachträglich 
bis auf fünf Jahre verlängert werden. 2 

Dem Verurteilten können für die Dauer der Probezeit, und zwar auch über 
den Eintritt der Volljährigkeit hinaus, beſondere Pflichten auferlegt, auch kann 
er unter Schutzaufſicht geſtellt werden. Die Anordnungen können auch nachträg⸗ 
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lich getroffen oder geändert werden. Für die Ausführung der Schutzaufſicht gel⸗ 
ten die Vorſchriften des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt; für die Zeit nach 
erreichter Volljährigkeit gelten ſie entſprechend. 

Während der Probezeit ruht die Verjährung der Strafvollſtreckung. 

Führt ſich der Verurteilte während der Probezeit ſchlecht, ſo kann die Voll⸗ 
ſtreckung der Strafe angeordnet werden. Das gleiche gilt, wenn nachträglich Um⸗ 
ſtände bekannt werden, die, wenn ſie bereits zur Zeit der Ausſetzung der Strafe 
bekannt geweſen wären, bei Würdigung des Weſens der Ausſetzung zur Verſa⸗ 
gung dieſer Vergünſtigung geführt haben würden. 

Zu den Ermittelungen über die Führung des Verurteilten während der Probe⸗ 
zeit iſt das Jugendamt nach Möglichkeit zuzuziehen. 

§ 13. Wird der Verurteilte, bevor über ſeine Bewährung entſchieden iſt, von 
neuem zu Strafe verurteilt, ſo beſtimmt das Gericht in dem neuen Urteil, ob die 
frühere Strafe vollſtreckt werden oder nene bleiben ſoll. Die neue Strafe 
kann auch dann ausgeſetzt werden, wenn der Verurteilte, als er die neue Tat be⸗ 
ging, nicht mehr jugendlich war. 

Lautet das neue Urteil auf Freiheitsſtrafe, ſo darf der Wegfall oder die Fort⸗ 
dauer der früheren Strafausſetzung nur beſtimmt werden, wenn die gleiche Ent⸗ 
ſcheidung auch für die neue Strafe ergeht. 

Ordnet das Gericht an, daß die ap Strafe ausgeſetzt bleibt, fo kann es 
beſtimmen, daß die alte Probezeit nicht vor der neuen abläuft. Es kann auch eine 
der im § 12 Abſ. 2 vorgeſehenen Anordnungen treffen oder eine nach dieſer Vor- 
ja getroffene Anordnung ändern. | z 

at das Gericht in dem neuen Urteil nicht beftimmt, ob die frühere Strafe 
vollſtreckt werden oder ausgeſetzt bleiben ſoll, ſo wird darüber nachträglich entſchie⸗ 
an, dabei kann die Entſcheidung über die Ausſetzung der neuen Strafe geändert 
werden. 

Das Gericht kann ſich, jan es nicht auf Freiheitsſtrafe erkennt, der Entſchei⸗ 
dung darüber enthalten, ob die frühere Strafe vollſtreckt werden oder ausgeſetzt 
bleiben ſoll. In dieſem Falle gilt § 12 Abſ. 4. 

Sjt die frühere Strafe nicht ausgeſetzt worden, fo kann die Ausſetzung in dem 
ae Urteil nachträglich bewilligt (§ 11) werden. Die Abſ. 2, 4 gelten entſpre⸗ 

end. 
Als Urteil im Sinne vorſtehender Beſtimmungen gilt auch der Strafbefehl. 

8 14. Iſt auf Geldſtrafe erkannt worden, fo iſt, ſobald die Erſatzfreiheitsſtrafe 
vollſtreckt werden kann, darüber zu entſcheiden, ob die Vollſtreckung der Erſatzfrei⸗ 
a ausgeſetzt werden fol. § 11 Satz 2 und die §§ 12 und 13 gelten ent⸗ 
prechend. 

§ 15. Bei Ablauf der Probezeit wird die Strafe erlaſſen, wenn ſich der Ver⸗ 
urteilte bewährt hat. - 

Hat der Verurteilte ſich nicht bewährt, fo wird die Vollftredung der Strafe 
angeordnet. 

§ 16. Der Strafvollzug gegen einen Jugendlichen ift fo zu bewirken, daß feine 
Erziehung gefördert wird. 

Beim Vollzuge der Freiheitsſtrafen werden Jugendliche von erwachſenen Ge⸗ 
fangenen vollſtändig getrennt gehalten. , 

Freiheitsſtrafen von einem Monat oder mehr follen in beſonderen, ausſchließ⸗ 
lich für Jugendliche beſtimmten Anſtalten oder Abteilungen von Anſtalten voll⸗ 
ſtreckt werden. | 

Verbüßt ein Jugendlicher in einer beſonderen Anſtalt oder in einer befonderen 
Abteilung einer Anſtalt eine Freiheitsſtrafe, ſo kann er mit Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde bis zur Vollendung des einundzwanzigſten Lebensjahres in der 
Anſtalt oder in der Abteilung verbleiben. f 

Das Weitere über den Strafvollzug beſtimmt die Reichsregierung mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichsrats; dabei iſt auf eine Mitwirkung des Jugendamts bei dem 
Strafvollzuge Bedacht zu nehmen. 


Zweiter Abſchnitt. 


§ 17. Straftaten von Perſonen, die zur Zeit der Erhebung der Anklage ju- 
gendlich ſind, gehören zur Zuſtändigkeit der ee Jugendgerichte ſind 
die Schöffengerichte. Würde die Straftat nach den allgemeinen Vorſchriften zur 
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Zuſtändigkeit des Reichsgerichts oder der Schwurgerichte gehören, ſo beſteht das 
Jugendgericht aus zwei Richtern und drei Schöffen. 

Für Perſonen, die zur Zeit der Tat jugendlich waren, zur Zeit der Erhebung 
der Anklage aber nicht mehr jugendlich, jedoch noch jünger als einundzwanzig 
Jahre ſind, kann die Staatsanwaltſchaft die Zuſtändigkeit des Jugendgerichts da⸗ 
durch begründen, daß ſie bei ihm Anklage erhebt. | 

§ 18. Soweit nicht in dieſem Geſetz Abweichendes beſtimmt ift, gelten für die 
Sachen, die zur Zuſtändigkeit der Jugendgerichte gehören (Jugendſachen), die Vor⸗ 
ſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeßordnung. 

ollendet der Angeſchuldigte während der Dauer des Verfahrens das einund⸗ 
zwanzigſte Lebensjahr, ſo kann das Gericht die Sache zum ordentlichen Verfahren 
verweiſen. Iſt das Gericht im ordentlichen Verfahren nicht zuſtändig, ſo iſt die 
Sache nach § 207 Abſ. 2 der Strafprozeßordnung dem Landgerichte zur Entſchei⸗ 
dung vorzulegen oder nach den 88 270, 369 Abſ. 8 der Strafprozeßordnung an das 
zuſtändige Gericht zu verweiſen. 

19. Der Vorſitzende des Jugendgerichts (Jugendrichter) hat auch die Amts⸗ 
handlungen vorzunehmen, die nach der Strafprozeßordnung der Amtsrichter zu 
erledigen hat. 

Iſt ein Amtsgericht mit mehreren Richtern beſetzt, ſo ſollen die Geſchäfte des 
Jugendrichters und des Vormundſchaftsrichters demſelben Richter übertragen wer⸗ 
den. Das Nähere beſtimmt die oberſte Landesbehörde. i 

Jugendſachen ſollen beſonderen Strafkammern zugewieſen werden. 

Die Schöffen (Jugendſchöffen) werden auf Vorſchlag des Jugendamts 
für die Dauer eines Geſchäftsjahrs von dem in § 40 des Gerichtsverfaſſungsge⸗ 
ſetzes vorgeſehenen Ausſchuß gewählt und in eine beſondere Jahresliſte aufge⸗ 
nommen. Es ſind ſoviel Schöffen zu wählen, daß jeder Hauptſchöffe zu höchſtens 
zehn ordentlichen Sitzungstagen herangezogen wird. 

Die oberſte Landesbehörde kann beſtimmen, daß von der Wahl beſonderer Ju⸗ 
gendſchöffen abzuſehen iſt, wenn anzunehmen iſt, daß ein Jugendgericht weniger 
als zehn Sitzungen jährlich abhalten wird. 

21. Die Bearbeitung der Jugendſachen iſt bei jeder Staatsanwaltſchaft tun⸗ 
lichſt in den Händen beſtimmter Beamter zu vereinigen. . 

§ 22. In allen Abſchnitten des Verfahrens in Jugendſachen follen die Organe 
der Jugendgerichtshilfe zur Mitarbeit herangezogen werden. . 

823. Die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht einſchließlich der Verkün⸗ 
dung der Entſcheidungen iſt nicht öffentlich. 

Dem geſetzlichen Vertreter des Angeklagten, dem Verletzten und ſeinem geſetz⸗ 
lichen Vertreter ſowie dem Jugendamt iſt der Zutritt zu geſtatten. Erwachſenen 
Angehörigen (§ 52 Abſ. 2 des Strafgeſetzbuchs) des Angeklagten und, falls der 
Jugendliche unter Schutzaufſicht ſteht, der beſtellten Aufſichtsperſon, ferner den Ver⸗ 
tretern von Vereinigungen, die ſich mit der Jugendfürſorge beſchäftigen, ſoll in 
der Regel, anderen Perſonen kann der Zutritt geſtattet werden. 

Beamte der Kuftigberwaltung welche die Dienſtaufſicht führen, find zur Anmwe- 
ſenheit berchtigt. 

§ 24. Für das große Jugendgericht (§ 17 Abſ. 1 Satz 3) gelten folgende beſon⸗ 
deren Vorſchriften. s l l 

Die Schöffen ftimmen vor den Richtern. Über die Ausſchließung ober Ableh⸗ 
nung eines richterlichen Mitglieds entſcheidet die Strafkammer, über die Ausſchlie⸗ 
ßung oder Ablehnung eines Schöffen der Vorſitzende. Das Protokoll über die 
Hauptverhandlung unterſchreibt im Falle der Behinderung des Vorſitzenden für 
ihn das andere richterliche Mitglied. e 1 

8 25. Für Jugendſachen ift auch das Jugendgericht örtlich zuſtändig, in beffen 
Bezirk die vormundſchaftsgerichtliche Zuſtändigkeit für den Beſchuldigten begründet 
iſt oder ſich der Angeſchuldigte zur Zeit der Erhebung der Anklage aufhält. 

Sind mehrere Jugendgerichte örtlich zuſtändig, ſo ſoll die Anklage bei einem 
der nach Abſ. 1 zuſtändigen erhoben werden, wenn nicht beſondere Gründe die Er⸗ 
hebung der Anklage bei einem anderen Jugendgerichte rechtfertigen. 

§ 26. Mehrere Sachen gegen denſelben Beſchuldigten ſollen verbunden werden. 

Jugendſachen ſollen mit Strafſachen gegen Erwachſene nicht verbunden werden; 
dies gilt insbeſondere, wenn dieſe Strafſachen zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
oder der Schwurgerichte gehören. | 
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Nach Erhebung der Anklage können bis zum Erlaſſe des Urteils erſter Inſtanz 


Jugendſachen von Strafſachen gegen Erwachſene durch Gerichtsbeſchluß getrennt 


und an das Jugendgericht verwieſen werden. 

27. Die Staatsanwaltſchaft hat dem Vormundſchaftsgericht und dem Ju⸗ 
gendamte Mitteilung zu machen, wenn gegen einen Jugendlichen die Vorunter- 
ſuchung beantragt oder Anklage wegen eines Verbrechens, eines Vergehens oder 
einer Übertretung gegen § 361 Nr. 3 bis 8 des Strafgeſetzbuchs erhoben wird, oder 
wenn die Staatsanwaltſchaft es ſonſt für geboten erachtet. Über den weiteren 
Gang des Verfahrens ſind Vormundſchaftsgericht und Jugendamt zu unterrichten. 
Die oberſte Landesbehörde kann weitergehende Vorſchriften erloſſen. 

Das Vormundſchaftsgericht und das Jugendamt haben der Staatsanwaltſchaft 
Nachricht zu geben, wenn ihnen bekannt iſt oder bekannt wird, daß gegen den Be⸗ 
ſchuldigten noch ein anderes Strafverfahren anhängig iſt. 

§ 28. Die Unterſuchungshaft iſt nur zu vollziehen, wenn ihr Zweck nicht durch 
andere Maßregeln, insbeſondere durch eine Anordnung nach § 8 erreicht werden 
kann. Darüber, ob die Unterſuchungshaft zu vollziehen iſt, ſowie darüber, welche 
Maßregel an ihre Stelle tritt, entſcheidet das Gericht, das den Haftbefehl erlaſſen 
hat; in dringenden Fällen kann der Jugendrichter, in deſſen Bezirk die Unter⸗ 
ſuchungshaft vollzogen werden ſoll, die Entſcheidung treffen. 

Muß ein Jugendlicher in der Unterſuchungshaft mit anderen Gefangenen in 
einem Raume untergebracht werden, ſo iſt Vorſorge zu treffen, daß er nicht ſittlich 
gefährdet wird. Mit Erwachſenen darf ein Jugendlicher in einem Raume nur 
5 werden, wenn dies durch ſeinen körperlichen oder geiſtigen Zuſtand 
geboten iſt. 

Dem Jugendamt, und falls der Verhaftete unter Schutzaufſicht ſteht, der beſte ll. 
ten Aufſichtsperſon, iſt der Verkehr mit dem Verhafteten in dem gleichen Umfang 
geſtattet wie einem Verteidiger (§ 148 der Strafprozeßordnung). 

Iſt vor Erhebung der öffentlichen Klage die Unterſuchungshaft wegen eines 
Verbrechens angeordnet worden, das nicht ſchon nach dem § 27 Nr. Ta und 8 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zur Zuſtändigkeit der Schöffengerichte gehört, ſo kann 
der Jugendrichter auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Haftfriſt über die im 
§ 126 der Strafprozeßordnung vorgeſehene Dauer verlängern. Hat der Beſchul⸗ 
digte keinen Verteidiger, ſo iſt ihm 5 das Verfahren über die Fortdauer der Haft 
ein Verteidiger zu beſtellen. Verlängert der Jugendrichter die Haftfriſt, ſo be⸗ 
ſtimmt er zugleich, wann ſeine Entſcheidung von neuem einzuholen iſt. 

§ 29. In den vor dem großen Jugendgerichte (§ 17 Abſ. 1 Satz 3) zu verhan⸗ 
delnden Sachen hat der Jugendrichter dem Angeſchuldigten, der keinen Verteidiger 
hat, einen Verteidiger zu beſtellen, ſobald die im § 199 der Strafprozeßordnung 
vorgeſchriebene Aufforderung ſtattgefunden hat. 

Auch in anderen Fällen ſoll dem Beſchuldigten, der keinen Verteidiger hat, ein 
Verteidiger beſtellt werden, wenn dies aus beſonderen Gründen, namentlich bei 
verwickelter Sach⸗ oder Rechtslage, angemeſſen erſcheint. 

Das Gericht kann dem Beſchuldigten in allen Fällen und in jeder Lage des 
Verfahrens einen Beiſtand beſtellen; im Falle des Abſ. 2 kann an Stelle des Ver⸗ 
teidigers ein Beiſtand beſtellt werden. Den Beiſtand beſtellt der Vorſitzende, im 
vorbereitenden Verfahren der Jugendrichter. Das Jugendamt iſt auf ſein Verlan⸗ 
gen zum Beiſtand zu beſtellen; der geſetzliche Vertreter ſoll nur ausnahmsweiſe 
zum Beiſtand beſtellt werden. Der Beiſtand hat die Rechte eines Verteidigers. 

§ 30. Die Rechte des Beſchuldigten zur Anweſenheit bei Amtshandlungen, auf 
Gehör und zur Vorlegung von Fragen ſtehen auch dem geſetzlichen Vertreter zu. 
Entſcheidungen, die dem Beſchuldigten bekanntzumachen ſind, insbeſondere Urteile, 
ſollen auch dem geſetzlichen Vertreter bekanntgemacht werden; das gleiche gilt von 
Strafverfügungen und Strafbeſcheiden. In den Fällen, in denen dem Angeſchul⸗ 
digten die Anklageſchrift mitzuteilen iſt, ſoll ſie auch dem geſetzlichen Vertreter mit⸗ 
geteilt werden. Ort und Zeit der Hauptverhandlung ſollen dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter rechtzeitig bekanntgemacht werden. . 

§ 31. Bei den Ermittlungen find möglichſt frühzeitig die Lebensverhältniſſe 
des Beſchuldigten ſowie alle Umſtände zu erforſchen, welche zur Beurteilung ſeiner 
körperlichen und geiſtigen Eigenart dienen können. In geeigneten Fällen ſoll eine 
ärztliche Unterſuchung des Beſchuldigten herbeigeführt werden. 


* — =F ' 


Jugendrecht, Jugendſchutz u. Jugendwohlfahrt in der deutſch. Geſetzgebung 77 


Die Eltern des Beſchuldigten ſind, wenn es ohne erhebliche Schwierigkeiten ge⸗ 
ſchehen kann, zu hören. In der Hauptverhandlung wird ihnen auf ihr Verlangen 
das Wort erteilt; ein Fragerecht ſteht ihnen nicht zu. | 

„Zur Erforſchung der im Abſ. 1 bezeichneten Umſtände iſt das Jugendamt nach 
Möglichkeit zuzuziehen. Ort und Zeit der Hauptverhandlung ſind ihm bekanntzu⸗ 
machen. In der Hauptverhandlung wird ihm auf Verlangen das Wort erteilt; ein 
Fragerecht ſteht ihm nicht zu. 

Bei Fürſorgezöglingen iſt der Fürſorgeerziehungsbehörde Gelegenheit zur 
Außerung zu geben. ; 

§ 32. Die Staatsanwaltſchaft kann auf Grund des § 3 das Verfahren nur mit 
Zuſtimmung des Jugendrichters einſtellen; vorher ſoll tunlichſt das Jugendamt 
gehört werden. | 

Mit Zuſtimmung des Jugendrichters kann die Staatsanwaltſchaft von der Er⸗ 
hebung der Klage abſehen, wenn bereits eine Erziehungsmaßregel angeordnet 
worden iſt und weitere Maßnahmen nicht erforderlich ſind, oder wenn anzunehmen 
ift, daß das Gericht nach § 9 Abſ. 4 von Strafe abſehen wird. Dit die Klage be- 
reits erhoben, ſo kann das Gericht mit Zuſtimmung der Staatsanwaltſchaft die 
Einſtellung des Verfahrens beſchließen. 

Die Verfügung der Staatsanwaltſchaft (Abſ. 1, Abſ. 2 Satz 1) und der Beſchluß 
des Gerichts (Abf. 2 Satz 2) ſind auch dem Vormundſchaftsgericht und dem Ju⸗ 
. ſowie dem bekanntzumachen, der den Antrag auf Erhebung der öffent⸗ 

ichen Klage geſtellt hat. Gegen den Beſchluß des Gerichts ſteht der Staatsan⸗ 
waltſchaft kein Rechtsmittel, dem Beſchuldigten und dem Antragſteller, wenn er 
zugleich der Verletzte iſt, die ſofortige Beſchwerde zu. 

Iſt das Verfahren durch einen nicht mehr anfechtbaren Beſchluß des Gerichts 
eingeſtellt worden, ſo kann die Klage nur auf Grund neuer Tatſachen oder Be⸗ 
weismittel wieder erhoben werden. 

§ 33. Hauptverhandlungen in Jugendſachen ſollen von anderen Hauptverhand⸗ 
lungen derart geſondert werden, daß eine Berührung des Angeklagten mit erwach⸗ 
ſenen Angeklagten vermieden wird. | 

Iſt von einzelnen Erörterungen ein nachteiliger Einfluß auf den Angeklagten 
zu befürchten, ſo kann das Gericht anordnen, daß der Angeklagte für die Dauer 
der Erörterungen das Sitzungszimmer verläßt. Sobald der Angeklagte wieder 
vorgelaſſen iſt, ſoll ihn der Vorſitzende über den weſentlichen Inhalt des inzwi⸗ 
ſchen Verhandelten unterrichten. ede 

§ 34. Der Jugendrichter entſcheidet über die Ausſetzung der Erſatzfreiheits⸗ 
ſtrafe, die nachträgliche Ausſetzung und die Fortdauer der Ausſetzung ſowie über 
die Bewährung und trifft die Entſcheidungen, die während einer Probezeit er⸗ 
gehen. Vor der Entſcheidung iſt, wenn dies ohne Verzögerung geſchehen kann. 
auch das Jugendamt zu hören. l 

§ 35. Ein Urteil, in dem eine Erziehungsmaßregel angeordnet worden ift, 
kann nicht deshalb angefochten werden, weil eine andere oder eine weitere Er⸗ 
ziehungsmaßregel hätte angeordnet werden ſollen, oder weil die Auswahl und An⸗ 
ordnung der Erziehungsmaßregel dem Vormundſchaftsgericht überlaſſen worden 
iſt. Die Vorſchrift gilt nicht, wenn die Fürſorgeerziehung angeordnet worden iſt. 

Gegen Entſcheidungen, die eine 5 betreffen (§§ 10 bis 15), fins 
det, wenn fie für fic) allein angefochten werden, die fofortige Beſchwerde 
ſtatt; das gleich gilt, wenn ein Urteil nur deshalb angefochten wird, 
weil die Vollſtreckung der Strafe nicht ausgeſetzt worden iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidungen über die Dauer der Probezeit, die für ihre Dauer getroffenen beſon⸗ 
deren Anordnungen (§ 12 Abſ. 2) ſowie die Entſcheidung, daß ſich das Gericht 
einer Entſcheidung über die Fortdauer der Strafausſetzung enthalte (§ 13 Abſ. 5), 
ſind nicht anfechtbar. l l 

§ 86. Die Strafvollſtreckung ſteht dem Jugendrichter gu. Das gleiche gilt bon 
der Ausführung einer Erziehungsmaßregel, die das Gericht angeordnet hat, ſo⸗ 
pen es fic) nicht um Fürſorgeerziehung oder um Schußaufficht über einen Min- 

exjährigen handelt. l 

Gegen die Entſcheidungen des Jugendrichters findet ſofortige Beſchwerde nach 
den Vorſchriften der Strafprozeßorbnung ſtatt. . 

§ 87. Gegen Fürſorgezöglinge ſollen Freiheitsſtrafen nur nach Anhörung der 
Fürſorgeerziehungsbehörde vollſtreckt werden. 
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§ 88. Privatklage gegen einen Jugendlichen iſt unzuläſſig. Dies ſteht der 
Erhebung einer Widerklage nicht entgegen. Wegen einer ſtrafbaren Handlung, 
die nach den allgemeinen Vorſchriften im Wege der Privatklage verfolgt werden 
könnte, wird gegen einen Jugendlichen die öffentliche Klage auch dann erhoben, 
wenn ein berechtigtes Intereſſe des Verletzten dies rechtfertigt. 

5 § 211 der Strafprozeßordnung findet gegenüber Jugendlichen keine Anwen- 
ung. 

§ 39. In einem Strafbefehle darf gegen einen Jugendlichen nur Geldſtrafe, 
die an Stelle der Geldſtrafe tretende Freiheitsſtrafe ſowie Einziehung ausgeſpro⸗ 
chen werden. 

§ 40. In einer Strafverfügung darf gegen einen Jugendlichen nur Geldſtrafe 
und Einziehung fo elt werden. 

Darüber, wie die Geldſtrafe in Haft umgewandelt werden ſoll, entſcheidet auf 
Antrag der Polizeibehörde, welche die Strafe feſtgeſetzt hat, der Jugendrichter, in 
deſſen Bezirk ein Gerichtsſtand für die Übertretung begründet geweſen wäre. 

Die §§ 14 und 15 finden Anwendung. Vor der Entſcheidung find der Jugend⸗ 
liche und, wenn dies ohne Verzögerung geſchehen kann, das Jugendamt zu hören. 
Gegen den Beſchluß ſteht der Polizeibehörde und dem Jugendlichen die ſofortige 
Beſchwerde zu. 

Iſt eine durch Strafbeſcheid feſtgeſetzte Geldſtrafe in Freiheitsſtrafe umzu⸗ 
wandeln, fo finden die §§ 14 und 15 Anwendung. 

§ 41. Ein Angeklagter, gegen den gemäß § 6 und § 9 Abſ. 4 von Strafe abge- 
ſehen worden ift, ſteht für die Pflicht zur Tragung der Auslagen einem Anges 
klagten gleich, der zu Strafe verurteilt worden iſt. 

§ 42. Die Jugendämter haben die Tätigkeit, die ihnen dieſes Geſetz zuweiſt 
(Jugendgerichtshilfe) im Benehmen mit den Vereinigungen auszuüben, die ſich 
mit der Jugendfürſorge beſchäftigen. Über das Zuſammenwirken der Jugendäm⸗ 
ter mit dieſen Vereinigungen können die Landesregierungen nähere Vorschriften 


erlaſſen. 
Dritter Abſchnitt. 

§ 43. Die §§ 2 und 43 Abſ. 1 treten mit der Verkündung in Kraft; im übri⸗ 
gen tritt das Geſetz mit dem 1. Juli 1923 in Kraft. Die Anordnungen, welche er⸗ 

orderlich find, um die Beſetzung der Gerichte bis zum Inkrafttreten dieſes Gee 
fia nach deffen Vorſchriften herbeizuführen, trifft die oberſte Landesbehörde. 

§ 44. Die am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes anhängigen Vorunter- 
ſuchungen ſind zu ſchließen, wenn ſämtliche Angeſchuldigten am Tage des In⸗ 
krafttretens dieſes Geſetzes noch jugendlich ſind; die Akten ſind an die nach dieſem 
Geſetze zuſtändige Staatsanwaltſchaft abzugeben. Befanden ſich die jugendlichen 
Angeſchuldigten in Unterſuchungshaft, ſo kann die Haftfriſt nach Maßgabe des 
§ 26 Abſ. 4 verlängert werden. 

Die am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes in erſter Inſtanz anhängigen 


. 


Strafſachen gehen in der Lage, in der fie ſich befinden, auf das Jugendgericht über, 


wenn ſämtliche Beſchuldigte am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes noch 
jugendlich ſind; eine bereits begonnene Hauptverhandlung iſt jedoch nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften zu Ende zu führen. Die zur Überleitung des Verfahrens er⸗ 
ſcheidung be Beſtimmungen trifft die oberſte Landesbehörde. Wenn eine Ent⸗ 
cheidung bekanntzumachen iſt, auf welche Weiſe die Entſcheidung durch ein Rechts⸗ 
mittel angefochten werden kann und welches Gericht über das Rechtsmittel ent⸗ 
ſcheidet, beſtimmt ſich nach den bisherigen Vorſchriften, wenn die Entſcheidung vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes oder auf Grund einer nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften zu Ende geführten Hauptverhandlung erlaſſen worden iſt. 

§ 45. Gegen Perſonen, die zur Zeit der Tat noch nicht vierzehn Jahre alt 
waren, Sl Strafen nicht vollſtreckt werden. Vermerke über Verurteilungen 
ſolcher Perſonen ſind im Strafregiſter zu tilgen; ſoweit der Vermerk zu tilgen iſt, 
findet § 5 des Geſetzes über beſchränkte Auskunft aus dem Strafregiſter und die 
Tilgung von Strafvermerken vom 9. April 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 507) Anwen⸗ 

r h 


ng. 
Gegen Perfonen, die zur Zeit der Tat vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre 
alt waren, darf die Landespolizeibehörde die Befugniſſe aus Überweiſung an die 
Landespolizeibehörde nicht mehr ausüben. Ein gegen ſolche Perſonen bor dem 
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Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch eine nicht mehr anfechtbare Entſcheidung feſt⸗ 
geſetzter Verweis wird nach den bisherigen Vorſchriften vollſtreckt. 

46. Soweit im Strafregiſter die 1 2 55 des Verweiſes vermerkt iſt, iſt der 
Strafvermerk zu tilgen. § 43 Abſ. 1 Satz 2 Halbſ. 2 findet Anwendung. 

47. Die 88 55 bis 57 des Strafgeſetzbuchs, der § 73 Nr. 3 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes und die §§ 268, 447 Abſ. 4 der Strafprozeßordnung werden aufge⸗ 
hoben. Im § 140 Abſ. 2 Nr. 1 der Strafprozeßordnung werden die Worte „oder 
das ſechzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat“ geſtrichen. Der § 266 Abſ. 4 
der Strafprozeßordnung findet in Jugendſachen keine Anwendung. 

Der § 298 der Strafprozeßordnung erhält die Faſſung: 

Hatte ein Angeklagter zur Zeit der Tat noch nicht das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet, ſo muß die Nebenfrage geſtellt werden, ob er zur Zeit der Tat nach ſei⸗ 
ner geiſtigen und ſittlichen Entwicklung fähig war, das Ungeſetzliche der Tat ein⸗ 
zuſehen und ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen. 

Sit ein Angeklagter taubſtumm, fo muß die Nebenfrage geſtellt werden, ob er 
bei Begehung der Tat die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Ein⸗ 
ſicht beſeſſen hat. 

§ 48. Im he Ubi. 8 des Gerichtskoſtengeſetzes in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 21. Dezember 1922 (Reichsgeſetzbl. 1923 1 S. 12) fallen die Worte 
„Iſt auf Beweis erkannt oder“ weg. 

§ 49. Der § 46 Abſ. 1 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 771) erhält folgenden zweiten Satz: 

„Als ein wichtiger Grund iſt es in der Regel anzuſehen, wenn ein unter Vor⸗ 
mundſchaft ſtehender Minderjähriger wegen einer ſtrafbaren Handlung vor einem 
anderen Gericht angeklagt iſt.“ 

§ 50. Die Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 (Reichsgeſetzbl. 
S. 1998) wird dahin geändert: 

1. der 8 412 Abſ. 3 fällt weg; 

2. der § 424 Abſ. 3 fällt weg; in dem letzten Abſatz wird die Anführung 

„§ 412 Abſ. 4“ geändert in ,§ 412 Abſ. 3”. 

§ 51. Bis zum Inkrafttreten des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt gel- 
ten folgende Beſtimmungen: 

I. Die in dieſem Geſetze den Jugendämtern zugewieſenen Rechte und Pflich⸗ 
ten ruhen. Die Landesregierungen können jedoch beſtimmen, daß ſie von anderen 
Behörden oder von Vereinigungen, die ſich mit der Jugendfürſorge beſchäftigen, 
wahrgenommen werden. 

II. Die Fürſorgeerziehung wird nach Maßgabe der Geſetze des Landes aus- 
geführt, dem das Jugendgericht angehört. l 

III. Das Gericht kann den Täter neben oder an Stelle anderer Erziehungs⸗ 
maßregeln unter Schutzaufſicht ſtellen. Über die Vorausſetzungen, die Ausführung 
und die Beendigung der Schutzaufſicht beſtimmt die Reichsregierung mit Zu⸗ 
ſtimmung des Reichsrats. 

Berlin, den 25. Januar 1923. 


* * 


Was das 
Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz 


angeht, ſo umfaßt dasſelbe ebenſowohl Jugendpflege, wie Jugendfürſorge, 
ebenſowohl heilende, wie vorbeugende Maßnahmen. Landgerichtspräſident 
Engelmann, dem wir einen ſehr wertvollen Kommentar zu dem RJ WG 
verdanken, faßt die Vorteile, die das Geſetz bringt, in folgende Worte 
zuſammen: „Das Geſetz begründet zunächſt, wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Grade, eine formelle Einheit der geſamten Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege. Es ſchafft als Reichsgeſetz Rechtseinheit für das ganze 
Reich, wenn auch nur in Form eines Rahmengeſetzes. Es breitet über das 
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ganze Reichsgebiet ein lückenloſes Netz beſonderer Jugendwohl⸗ 
fahrtsbehörden aus, die für die behördliche Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege eine weitreichende Zuſtändigkeit beſitzen und überhaupt den Mittel⸗ 
punkt der geſamten Arbeit an der Jugend bilden ſollen. Es führt eine 
feſte Terminologie ein. Alle Maßnahmen, die der Jugendwohl⸗ 
fahrt zu dienen beſtimmt ſind, begreift das Geſetz unter dem Namen 
„Jugendhilfe“. Soweit dieſe in behördlichen Maßnahmen beſteht, 
wird ſie als „öffentliche Jugendhilfe“ bezeichnet, ferner ſoweit 
fie die normale, körperlich und geiſtig geſunde Jugend betrifft, aljo V 0 r- 
beugend wirken ſoll, als „Jugendpflege“, ſoweit ſie die ge⸗ 
fährdete oder verwahrloſte Jugend betrifft, alſo heilend wirken ſoll, als 
„Jugend fürſorge“. Endlich faßt das Geſetz einen großen Teil 
zuſammengehöriger Zweige der Jugendwohlfahrtspflege in einheit⸗ 
licher Regelung zuſammen. Dieſer formellen Einheit entſpricht eine 
materielle Einheit. Bisher gingen nämlich die in Betracht kommenden 
Vorſchriften von ganz verſchiedenen, größtenteils in der Sorge für das 
Allgemeinwohl wurzelnden Erwägungen aus. Dagegen wurden ſämtliche 
Vorſchriften des RJWG einem und demſelben Gedanken dienſtbar gemacht, 
auf ein und dasſelbe Prinzip zurückgeführt. Dieſes einheitliche Prinzip, 
welches das ganze Geſetz trägt, ift der Anſpruch des Kindes auf Erziehung.” *) 
Der Wortlaut des RJWG ift folgender: 
Abſchnitt I. Allgemeines. 

8 1. Jedes deutſche Kind hat ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, ſeeli⸗ 
ſchen und a hel Shades Tüchtigkeit. 

Das Recht und die Pflicht der Eltern zur Erziehung werden durch dieſes Ge⸗ 
ſetz nicht berührt. Gegen den Willen des Erziehungsberechtigten iſt ein Eingrei⸗ 
fen nur zuläſſig, wenn ein Geſetz es erlaubt. 

„Inſoweit der Anſpruch des Kindes auf Erziehung von der Familie nicht er- 
gendhilfe e 1 unbeſchadet der Mitarbeit freiwilliger Tätigkeit öffentliche Ju⸗ 

endhi `; 

N § 2. Organe der öffentlichen Jugendhilfe find die Jugendwohlfahrtsbehörden 
(Jugendämter, Landesjugendämter, Reichsjugendamt), ſoweit nicht geſetzlich die 
Zuſtändigkeit anderer öffentlicher Körperſchaften oder Einrichtungen, insbeſondere 
der Schule, gegeben iſt. 

Die öffentliche Jugendhilfe umfaßt alle behördlichen Maßnahmen zur För⸗ 
derung der Jugendwohlfahrt (Jugendpflege und Jugendfürſorge) und regelt ſich 
unbeſchadet der beſtehenden Geſetze nach den folgenden Vorſchriften. 

Abſchnitt II. Jugendwohlfahrtsbehörden. 
1. Jugendamt. a) Zuſtändigkeit. 
§ 3. Aufgaben des Jugendamts find: 


*) Zur Einführung in das Reichsjugendwohlfahrtgeſetz feien folgende Schriften 
erwähnt: Commentare zum R. J. W. G. von Blaum⸗Riebeſell⸗Storck (Bensheimer⸗ 
Verlag in Mannheim), Friedeberg und Polligkeit (Heymann's Verlag in Berlin), 
Weber (Herder⸗Verlag in Freiburg i. Breisgau), Engelmann e in 
Freiburg), Bäumer⸗Hartmann⸗Becker (Herbig's Verlag in Berlin), Fichtl (Beck ſche 
Buchhandlung in München). Ferner die Schriften: Blaum „Die Jugendwohlfahrt“ 
(Verlag von Julius Klinkhardt in Leipzig), Többen „Jugendverwahrloſung und 
ihre Bekämpfung (Aſchendorff'ſche Buchhandlung in Münſter), Spranger „Pſycho⸗ 
logie des Jugendalters“ (Quelle & Meyer in Leipzig), Hoffmann „Handbuch der 
Jugendkunde und Jugenderziehung“ (Herder'ſche Verlagsbuchhandlg. in Freiburg), 
die Sammelſchrift „Das Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt und die Caritas“ in 
Verbindung mit mehreren Fachmännern herausgegeben von Dr. Becking (Caritas⸗ 
Verlag in Freiburg), Hoffmann „Pſychologie der ſtraffälligen Jugend“ (Leipzig 
1919) und Hoffmann „Die Reifezeit“ (Leipzig 1922). 
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der Schutz der Pflegekinder gemäß §§ 20—31; 

die Mitwirkung im Vormundſchaftsweſen, insbeſondere die Tätigkeit des 

Gemeindewaiſenrats, gemäß §§ 82 bis 48; 

die Fürſorge für 5 Minderjährige gemäß 88 49 bis 55. 

85 i bei der Schulaufſicht und der Fürſorgeerziehung gemäß 

3 16; 

bie Jugendgerichtshilfe gemäß reichsgeſetzlicher Regelung; 

die Mitwirkung bei der Beaufſichtigung der Arbeit von Kindern und ju⸗ 

gendlichen Arbeitern nach näherer landesrechtlicher Vorſchrift; 

die Mitwirkung bei der Fürſorge für Kriegerwaiſen und Kinder von 

Kriegbeſchädigten; 

die Mitwirkung in der Jugendhilfe bei den Polizeibehörden, insbeſondere 

bei der Unterbringung zur vorbeugenden Verwahrung gemäß näherer 

landesrechtlicher Vorſchrift. 

85 4. Aufgabe des Jugendamts ift fals Einrichtungen und Veranſtaltungen 

anzuregen, zu fördern und gegebenenfalls zu ſchaffen für: 

Beratung in Angelegenheiten der Jugendlichen; 

. Mutterſchutz vor und nach der Geburt; 

; en der Säuglinge; 

. Wohlfahrt der Kleinkinder; 

. Wohlfahrt der im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden Jugend außerhalb des 
Unterrichts; | | l 
6. Wohlfahrt der ſchulentlaſſenen Jugend. 

Das Nähere kann durch die oberſte Landesbehörde beſtimmt werden. 


§ 5. Die Behörden des Reichs, der Länder, der Selbſtverwaltungskörper und 
die Jugendämter haben ji gegenfeitig und die Jugendämter einander zur Ere 
füllung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt Beiſtand zu leiſten. l 

§ 6. Das Jugendamt hat die freiwillige Tätigkeit zur Förderung der Jugend- 
wohlfahrt unter Wahrung ihrer Selbſtändigkeit und ihres ſatzungsmäßigen Cha⸗ 
rakters zu unterſtützen, anzuregen und zur Mitarbeit heranzuziehen, um mit ihr 
zum Zwecke eines planvollen Ineinandergreifens aller Organe und Einrichtungen 
„ und privaten Jugendhilfe und der Jugendbewegung zuſammenzu⸗ 
wirken. | 

§ 7. Das Jugendamt ift zuſtändig für alle Minderjährigen, die in feinem 
Bezirk ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort haben. Für vorläufige Maßnahmen 
iſt das Jugendamt zuſtändig, in deſſen Bezirk das Bedürfnis der öffentlichen Ju⸗ 
gendhilfe hervortritt. = 

Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit werden durch die oberſte Landesbehörde 
und, wenn die Jugendämter verſchiedenen Ländern angehören, durch das Reichs⸗ 
verwaltungsgericht entſchieden. 


b) Aufbau und Verfahren. 


§ 8. Jugendämter ſind als Einrichtungen von Gemeinden oder Gemeinde⸗ 
verbänden kin das Gebiet des Deutſchen Reichs zu errichten. Die oberſte Landes- 
ſtändig 1 die Abgrenzung der Bezirke, für welche die Jugendämter zu⸗ 

ändig find. 

§ 9. Zuſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren des Jugendamts wird auf 
Grund landesrechtlicher Vorſchriften durch eine Satzung des zuſtändigen Selbſt⸗ 
verwaltungskörpers geregelt. , 

Als ſtimmberechtigte Mitglieder des Jugendamts find neben den leitenden 
Beamten in der Jugendwohlfahrt erfahrene und bewährte Männer und Frauen 
aller Bevölkerungskreiſe, insbeſondere aus den im Bezirk des Jugendamts wir⸗ 
kenden freien Vereinigungen für Jugendwohlfahrt und Jugendbewegung auf 
deren Vorſchlag, zu berufen. Dieſe Vereinigungen haben Anſpruch auf zwei 
Fünftel der Zahl der nichtbeamteten Mitglieder. 

In das Jugendamt ſollen hauptamtlich in der Regel nur Perſonen berufen 
werden, die eine für die Betätigung in der Jugendwohlfahrt hinreichende Aus- 
bildung beſitzen, die insbeſondere durch eine mindeſtens einjährige praktiſche Ar⸗ 
beit in der Jugendwohlfahrt erworben iſt. . 

Das Vormundſchaftsgericht ift zur Teilnahme an den Sitzungen des Jugend- 
amts berechtigt und hat in ihnen beratende Stimme. 
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§ 10. Sofern für den Bezirk einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes 
ein Wohlfahrtsamt oder eine andere der Wohlfahrtspflege dienende geeignete 
Einrichtung der ſtaatlichen oder der Selbſtverwaltung beſteht, können ihr nach 
näherer Maßgabe der Landesgeſetzgebung durch die oberſte Landesbehörde oder 
eine Satzung des zuſtändigen Selbſtverwaltungskörpers die Aufgaben des Ju⸗ 
gendamts übertragen werden unter der Vorausſetzung, daß die Einrichtung den 
Vorſchriften des § 9 entſpricht. | 

Beſteht für einen Bezirk ein Geſundheitsamt oder eine entſprechende Behörde, 
ſo können dieſer die geſundheitlichen Aufgaben übertragen werden. In dieſem 
Falle müſſen dieſe Behörden im Einvernehmen mit dem Jugendamte vorgehen. 

11. Das Jugendamt kann die Erledigung einzelner Geſchäfte oder Gruppen 
von Geſchäften beſonderen Ausſchüſſen, in welche auch andere Perſonen als ſeine 
Mitglieder berufen werden, ſowie Vereinigungen für Jugendhilfe und für Ju- 
gendbewegung oder einzelnen in der Jugendwohlfahrt erfahrenen und bewährten 
Männern und Frauen widerruflich übertragen. Das Nähere regelt die Reichs⸗ 
regierung entſprechend dem § 15 oder die oberſte Landesbehörde. Die Verpflich⸗ 
tung des Jugendamts, für die ſachgemäße Erledigung der ihm obliegenden Auf⸗ 
gaben Sorge zu tragen, wird hierdurch nicht berührt. 


2. Landes jugendamt. 


§ 12. Zur Sicherung einer gleichmäßigen Erfüllung der den Jugendämtern 
obliegenden Aufgaben und zur Unterſtützung ihrer Arbeit ſind Landesjugend⸗ 
ämter zu errichten. 

Größere Länder können mehrere Landesjugendämter errichten. , 

Kleinere Länder können ein gemeinſames Landesjugendamt errichten. Die 
Jugendämter eines Landes oder eines Landesteils können dem Landesjugendamt 
eines anderen Landes angeſchloſſen werden. Auch kann für Jugendämter ver⸗ 
ſchiedener Länder oder Landesteile ein Landesjugendamt errichtet werden. 

§ 18. Dem Landesjugendamte liegen ob: | l , 

1. die Aufſtellung gemeinſamer Richtlinien und die fonftigen geeigneten 
Maßnahmen für die zweckentſprechende und einheitliche Tätigkeit der 
Jugendämter ſeines Bezirkes; 
die Beratung der Jugendämter und die Vermittlung der Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Jugendwohlfahrt; RR 
die Schaffung gemeinſamer Veranſtaltungen und Einrichtungen für die 
beteiligten Jugendämter; 

. die Mitwirkung bei der Unterbringung Minderjähriger; ne 

.die Zuſammenfaſſung aller Veranſtaltungen und Einrichtungen, die fiğ 

auf die Fürſorge für gefährdete und verwahrloſte Minderjährige beziehen; 

die Mitwirkung bei der Fürſorgeerziehung gemäß § 71; 

. die Vermittlung von Anregungen für die freiwillige Tätigkeit ſowie die 
Förderung der freien Vereinigungen auf allen Gebieten der Jugendwohl⸗ 
fahrt und ihres planmäßigen Zuſammenarbeitens untereinander und mit 
den Jugendämtern im Bereiche des Landesjugendamts; 

8. die Erteilung der Erlaubnis zur Annahme von Pflegefindern durch An⸗ 

ſtalten fowie die Aufſicht über Anſtalten gemäß § 29. 

Weitere Aufgaben können dem Landesjugendamte durch die oberſte Landes⸗ 
behörde übertragen werden. | 

14. Zuſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren des Landesjugendamts 
ſowie ſeine Stellung zu den Jugendämtern werden landesrechtlich geregelt. Im 
übrigen gelten § 9 Abſ. 1 und 2 und § 10 Abſ. 1 entſprechend mit der Maßgabe,. 
daß in das Landesjugendamt insbeſondere Vertreter von Jugendämtern und 
Juſtizbehörden zu berufen ſind. 


3. Reichsjugendamt. 


§ 15. Zur Sicherung einer tunlichſt gleichmäßigen Erfüllung der Aufgaben 
der Jugendämter kann die Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats Aus⸗ 
führungsvorſchriften erlaſſen. 

§ 16. Bei dem Reichsminiſterium des Innern ift ein Reichsbeirat für Jus 
gendwohlfahrt zu errichten. In Verbindung mit ihm bildet die Reichsregierung 
das Reichsjugendamt. Ihm gehören Vertreter von Landesjugendämtern an. Die 
Beftimmungen des § 9 Abſ. 2 gelten entſprechend. 


AD TF © y 


— — See alee” — . — “ee. eee — eee ee — — 


— — — — — 


— — — ee — m 


Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz 83 


Dem Reichsjugendamt liegt ob, die Beſtrebungen auf dem Gebiete der Ju⸗ 
gendhilfe zu unterſtützen, die Erfahrungen auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrt 
zu ſammeln, ſie den Landesjugendämtern zu übermitteln ſowie auch ſonſt für die 
Verwertung der geſammelten Erfahrungen Sorge zu tragen. 

§ 17. Die näheren Beſtimmungen über den Aufgabenkreis und über Zuſam⸗ 
menſetzung, Verfaſſung und Verfahren des Reichsjugendamts werden von der 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats erlaſſen. 


4. Beſchwerde. 


§ 18. Das Beſchwerderecht gegen Entſcheidungen des Jugendamts und des 
Landesjugendamts regelt ſich nach Landesrecht. 

Bei Rechtsbeſchwerden aus dieſem Geſetz entſcheidet im letzten Rechtszuge das 
Reichsverwaltungsgericht. Das Nähere regelt die Reichsregierung mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichsrats. 

Abſchnitt III. Schutz der Pflegekinder. 
1. Erlaubnis zur Annahme. 

§ 19. Pflegekinder ſind Kinder unter 14 Jahren, die ſich dauernd oder nur 
für einen Teil des Tages, jedoch regelmäßig in fremder Pflege befinden, es ſei 
denn, daß von vornherein feſtſteht, daß ſie unentgeltlich in vorübergehende Be⸗ 
wahrung genommen werden. 

§ 20. Wer ein Pflegekind aufnimmt, bedarf dazu der vorherigen Erlaubnis 
des Jugendamts. In dringenden Fällen iſt die nachträgliche Erlaubnis unver⸗ 
züglich zu bewirken. Wer mit einem ſolchen Kinde in den Bezirk eines Jugend⸗ 
. zuzieht, hat die Erlaubnis zur Fortſetzung der Pflege unverzüglich einzu⸗ 
holen. | 

Steht von vornherein feft, daß ein Kind unentgeltlich oder nicht gewerbsmäßig 
in vorübergehende Bewahrung genommen wird, ſo genügt die Anmeldung bei 
dem Jugendamt. f 

§ 21. Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts finden keine Anwendung, wenn 
eheliche Kinder bei Verwandten oder Verſchwägerten bis zum dritten Grade ver⸗ 
pflegt werden, es ſei denn, daß dieſe Perſonen Kinder entgeltlich, gewerbsmäßig 
oder gewohnheitsmäßig in Pflege nehmen. 

Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts finden ferner keine Anwendung auf 
Kinder, die aus Anlaß auswärtigen Schulbeſuchs für einen Teil des Tages in 
Pflege genommen werden, ſowie auf ſolche Kinder, die zum Zwecke des Schul⸗ 
beſuchs in auswärtigen Schulorten in Familien untergebracht ſind, wenn dieſe 
von der Leitung der Schule für geeignet erklärt und überwacht ſind. 

§ 22. Die Vorausſetzungen für die Erlaubnis, ihr Erlöſchen und ihren Wie 
ape können nach § 15 oder durch die Landesjugendämter näher beſtimmt 
werden. 

Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn das körperliche, geiſtige oder 
ſittliche Wohl des Kindes es erfordert. 

§ 23. Zuſtändig für die Erteilung und den Widerruf der Erlaubnis iſt das 
Jugendamt, in deſſen Bezirk die 2 Wu fich R gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

. Aufſicht. 

§ 24. Pflegekinder unterſtehen der Aufſicht des Jugendamts. Das gleiche gilt 
für uneheliche Kinder, die ſich bei der Mutter befinden. 

Die Aufſichtsbefugniſſe, insbeſondere ſoweit ſie für das geſundheitliche und 
ſittliche Gedeihen des Kindes erforderlich find, werden nach § 15 oder durch die 
Landesjugendämter geregelt. 

Auf Grund von Vorſchriften nach § 15 oder von Richtlinien der Lan⸗ 
desjugendämter können Pflegekinder durch Anordnung der Jugendämter von der 
Beaufſichtigung widerruflich befreit werden. 

Uneheliche Kinder ſollen, ſolange ſie ſich bei der Mutter befinden, von der 
ſichert il. widerruflich befreit werden, wenn das Wohl des Kindes ge⸗ 
ichert iſt. 

Uneheliche Kinder, die gemäß § 1706 Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs den 
Namen des Ehemanns der Mutter führen, können, ſolange ſie ſich bei der Mut⸗ 
ter und deren Ehemann in Pflege befinden, widerruflich von der eee es 
befreit werden. Das gleiche gilt von Kindern, die bei ihren Großeltern oder 
ihrem Vormund verpflegt werden. 
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§ 26. Wer ein gemäß § 24 Abſ. 1 der Aufſicht unterſtehendes Kind in Pflege 
hat, iſt verpflichtet, deſſen Aufnahme, Abgabe, Wohnungswechſel und Tod dem 
Jugendamt unverzüglich anzuzeigen. Die näheren Beſtimmungen werden nach 
§ 15 oder durch die Landesjugendämter getroffen. 


3. Vorläufige Unterbringung. 
27. Bei Gefahr im Verzuge kann das Jugendamt das Pflegekind ſofort 
aus der Pflegeſtelle entfernen und vorläufig anderweit unterbringen. 
Das Jugendamt ift verpflichtet, das zuſtändige Vormundſchaftsgericht von der 
erfolgten Wegnahme unverzüglich zu benachrichtigen. 
4. Behördlich angeordnete Familienpflege, Anſtalts⸗ 
und Vereinspflege. 


§ 28. Bei Kindern, die von anderen reichs⸗ oder landesgeſetzlich zuſtändigen 
Behörden in Familienpflege untergebracht werden, ſteht die Erteilung der Er⸗ 
laubnis und die Aufſicht dieſen Behörden zu. Doch kann die Übertragung dieſer 
Befugniſſe von dieſen Behörden auf das örtlich zuſtändige Jugendamt durch die 
zuſtändige Reichs⸗ oder Landesbehörde angeordnet werden. 

9 29. Die Landesjugendämter können Anſtalten, die Kinder in Pflege neb- 
men, bon der Anwendung der Beſtimmungen der 88 20 bis 23 widerruflich be- 
Baer Die Befreiung kann nur verſagt werden, wenn das Landesjugendamt 

atſachen feſtſtellt, die die Eignung einer Anſtalt zur Aufnahme von Pflegekin⸗ 
dern ausſchließen. 

Die Beſtimmungen der 88 24 bis 26 finden mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle der Jugendämter die Landesjugendämter treten und die Rege⸗ 
lung der Aufſichtsbefugniſſe der Landesgeſetzgebung vorbehalten bleibt. 

Das Landesjugendamt kann beſtimmen, inwieweit die Vorſchriften dieſes Ab⸗ 
ſchnitts auf Pflegekinder, die unter der Aufſicht einer der Jugendwohlfahrt die⸗ 
nenden, von ihm für geeignet erklärten Vereinigung ſtehen, Anwendung finden. 

Landesrechtlich kann an Stelle der Landesjugendämter die oberſte Landesbe⸗ 
hörde für zuſtändig erklärt werden. 


5. Strafbeſtimmungen. 


§ 30. Wer ein Pflegekind ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis oder Anmeldung 
in Pflege nimmt oder nach Erlöſchen oder Widerruf der Erlaubnis in Pflege be⸗ 
hält oder wer den gemäß § 22 Abſ. 1 erlaſſenen Vorſchriften entgegenhandelt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu einhunderttauſend Mark oder mit Haft oder mit Ge⸗ 
fängnis bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der in den nach § 26 vorgeſchriebenen 
Anzeigen wiſſentlich unrichtige Angaben macht oder die Leiche eines Pflegekin⸗ 
des oder eines unehelichen Kindes ohne die vorgeſchriebene Anzeige beerdigt. 

Wer der in § 26 vorgeſchriebenen Anzeigepflicht nicht nachkommt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert Mark oder mit Haft beſtraft. 

Die Beſtrafung tritt nur auf Antrag des Jugendamts ein. Die Zurücknahme 
des Antrags iſt zuläſſig. 5 

6. Ermächtigung für die Landesgeſetzgebung. 

§ 31. Die Befugnis der Landesgeſetzgebung, weitere Vorſchriften zum Schutze 
der Kinder zu erlaſſen ſowie Ausnahmen von den Vorſchriften der §§ 20 und 24 
paa mi ee nS von Kindern in ländlichen Bezirken zuzulaſſen, bleibt 
unberührt. 


Abſchnitt IV. Stellung des Jugendamts im Vormundſchaftsweſen; Anſtalts⸗ und 
Vereinsvormundſchaft. 


1. Amtsvormundſchaft. a) Allgemeine Beſtimmungen. 


§ 32. Das Jugendamt wird Vormund in den durch die folgenden Beſtim⸗ 
mungen vorgeſehenen Fällen (Amtsvormundſchaft). Es kann die Ausübung der 
vormundſchaftlichen Obliegenheiten einzelnen ſeiner Mitglieder oder Beamten 
übertragen. Im Umfange der Übertragung ſind die Mitglieder und Beamten 
zur geſetzlichen Vertretung der Mündel befugt. 

33. Auf die Amtsvormundſchaft finden die Beſtimmungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs mit folgender Maßgabe Anwendung. Ein Gegenvormund wird nicht 
beſtellt; dem Amtsvormund ſtehen die nach §§ 1852 bis 1854 des Bürgerlichen 
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Geſetzbuchs zuläſſigen Befreiungen zu. Von der Anwendung ausgeſchloſſen find 
le 1801, 1885, 1886 Abſ. 1 Satz 2—4 und Abſ. 2, 1837 Wh}. ae 1843 
un 5 

_ § 1805 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet mit der Maßgabe Anwendung, daß 
die Anlegung von Mündelgeld gemäß § 1807 des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch 
bei der das Jugendamt errichtenden Körperſchaft zuläſſig iſt. Hat das Jugend⸗ 
amt Aufwendungen zum Zwecke der Führung der Vormundſchaft gemacht, ſo ſind 
ihm dieſe aus dem Vermögen des Mündels zu erſetzen. gemeine Verwal⸗ 
tungskoſten werden nicht erſetzt. 

Der Amtsvormund hat auf das religiöſe Bekenntnis oder die Weltanſchauung 
des Mündels oder ſeiner Familie bei der Unterbringung Rückſicht zu nehmen. 

34. Die Landesgeſetzgebung kann beſtimmen, daß weitere Vorſchriften des 
erſten Titels des dritten Abſchnitts im vierten Buche des Bürgerlichen Geſetbuchs, 
welche die Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts in vermögensrechtlicher Hinſicht 
betreffen, gegenüber dem Amtsvormund außer Anwendung bleiben. Die Prü⸗ 
fung der Schlußrechnung und die Vermittlung ihrer Abnahme durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht bleiben hiervon unberührt. 
| b) Geſetzliche Amtsvormundſchaft. 

35. Mit der Geburt eines unehelichen Kindes erlangt das Jugendamt des 
Geburtsorts die Vormundſchaft. 

Bis zum Eingreifen des zuſtändigen Vormundſchaftsgerichts hat das Amts⸗ 
gericht des Geburtsorts die erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen Maßnah⸗ 
men zu treffen. | 

au uneheliche deutſche Kinder, die im Auslande geboren find und im Deut⸗ 
ſchen Reich ihren Aufenthalt nehmen, finden, falls eine deutſche Vormundſchaft 
noch nicht eingeleitet ijt, die Beſtimmungen von Abſ. 1 mit der Maßgabe Anwen⸗ 
bung, nes das nach § 7 dieſes Geſetzes zuſtändige Jugendamt die Vormundſchaft 
erlangt. 

§ 86. Der Standesbeamte hat die nach § 48 des Reichsgeſetzes über die Ans 
e der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17./20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. 

. 189/771) dem Vormundſchaftsgericht zu erſtattende Anzeige über die Geburt 
eines unehelichen Kindes dem Jugendamt zu überſenden. Dieſer Anzeige iſt eine 
Mitteilung über das religiöſe Bekenntnis anzufügen. Das Jugendamt hat unter 
Weiterreichung der Geburtsanzeige den Eintritt der Vormundſchaft (§ 35) dem 
Vormundſchaftsgericht unverzüglich anzuzeigen. 

§ 87. Das Vormundſchaftsgericht hat dem Jugendamt unverzüglich eine Be⸗ 
ee a über den Eintritt der Vormundſchaft zu erteilen, die bei der Beendi⸗ 
gung der DAT. zurückzugeben ift. 

§ 88. Auf Antrag des Jugendamts oder einer unverehelichten Mutter kann 
für eine Leibesfrucht ein Pfleger beſtellt werden, auch wenn die Vorausſetzung 
des § 1912 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht gegeben ift. Der Pfleger 
wird mit der Geburt des Kindes im Einverſtändnis mit dem Jugendamt Vor⸗ 
mund. In dieſem Falle findet § 35 keine Anwendung. Die Vormundſchaft wird 
bei dem Vormundſchaftsgericht geführt, bei dem die Pflegſchaft anhängig war. 

§ 89. Sobald es das Wohl des Mündels erfordert, ſoll das die Vormund⸗ 
ſchaft führende Jugendamt bei dem Jugendamt eines anderen Bezirkes die Wei⸗ 
terführung der Vormundſchaft beantragen. Der Antrag kann auch von dem 
Jugendamt eines anderen Bezirkes ſowie von der Mutter und von einem jeden, 
der ein berechtigtes Intereſſe des Mündels geltend macht, geſtellt werden. Das 
die Vormundſchaft abgebende Jugendamt hat den Übergang dem Vormundſchafts⸗ 
gericht unverzüglich anzuzeigen. 

Gegen die Ablehnung des Antrags kann das Vormundſchaftsgericht angerufen 
werden. 

§ 40. Das Vormundſchaftsgericht hat das Jugendamt auf ſeinen Antrag als 
Amtsvormund zu entlaſſen und einen Einzelvormund zu beſtellen, ſoweit dies 
dem Wohle des Mündels nicht entgegenſteht. 


c) Beſtellte Amtsvormundſchaft. 


$ 41. Das Jugendamt fann unter den Vorausſetzungen des § 1773 des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs mit feinem Einverſtändnis vor den im § 1776 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs als Vormünder berufenen Perſonen zum Vormund für einen 
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Minderjährigen beſtellt werden, ſoweit nicht ein geeigneter anderer Vormund 
vorhanden iſt. 

Auf die beſtellte Amtsvormundſchaft finden die §§ 1789 und 1791 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs keine Anwendung. Die Beſtellung erfolgt durch ſchriftliche 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts. 

2. Stellung des Jugendamts zum Vormundſſchaftsgericht 
i und zur Cingelbormundf daft. 
g a2. Das Jugendamt ift Gemeindewaiſenrat. § 11 gilt entſprechend. 
ie Landesgeſetzgebung kann örtliche Einrichtungen zur Unterſtützung des 
Jugendamts in den Geſchäften des Gemeindewaiſenrats treffen. 

§ 43. Das Jugendamt hat das Vormundſchaftsgericht bei allen Maßnahmen 
zu unterſtützen, welche die Sorge für die Perſon Minderjähriger betreffen, insbe⸗ 
ſondere durch Begutachtung bei der Feſtſetzung von Geldrenten für den Unterhalt 
Minderjähriger. Vor Entſcheidungen in den Fällen des 8 1635 Abſ. 1 Satz 2, 
des § 1666, des § 1727, des § 1728 Abſ. 2, des § 1729 Abi. 2, des § 1750 Abſ. 1 
und des § 1751 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs muß das Vormundſchafts⸗ 
gericht das zuſtändige Jugendamt hören. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht einſtweilige Anord⸗ 
nungen auch {don vor Anhörung des Jugendamts treffen. Es kann das Jugend- 
amt mit der Ausführung der Anordnungen aus § 1631 Abſ. 2, § 1636 Satz 2 des 
en Geſetzbuchs und ſonſtiger Anordnungen mit deſſen Einverſtändnis 
etrauen. 

Das Landesjugendamt kann auf Antrag des Jugendamts Mitglieder oder 
Beamte des Jugendamts ermächtigen, Beurkundungen gemäß §§ 1718 und 1720 
Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorzunehmen ſowie die im § 1706 Abſ. 2 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Erklärungen entgegenzunehmen und zu 
beglaubigen. 

§ 44. Das Jugendamt ſoll die Beſtellung einer Einzelperſon als Vormund 
beantragen, wenn dies dem Intereſſe des Mündels förderlich erſcheint. Es kann 
auch die Beſtellung eines Mitvormundes für einen beſtimmten Wirkungskreis 
beantragen. : 

Die Beſtellung kann von einem jeden, der ein berechtigtes Intereſſe des Mün⸗ 
dels geltend macht, und von dieſem ſelbſt, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet 
hat, beantragt werden. Sie kann auch von Amts wegen erfolgen. Vor der Ent⸗ 
ſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht das Jugendamt und tunlichſt die Mut⸗ 
ter des Mündels hören. 

§ 45. Das Jugendamt hat die Vormünder, Beiſtände und Pfleger ſeines 
Bezirkes plangemäß zu beraten und bei der Ausübung ihres Amtes zu unter⸗ 
ſtützen. Die näheren Beſtimmungen hierüber werden nach § 18 Abſ. 1 Nr. 1 und 
§ 15 getroffen. § 11 gilt entſprechend. 

3. Mitvormundſchaft, Gegen vormundſchaft, Pflegſchaft 

undd Beiſtandſchaft des Jugendamts. 

§ 46. Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für die Beſtellung 
des Jugendamts zum Mitvormund, Gegenvormund, Pfleger oder Beiſtand und 
855 a Übertragung einzelner Rechte und Pflichten eines Vormundes auf das 

ugendamt. 


4. Anſtalts⸗ und Vereinsvormundſchaft. 


8 47. Vorſtände von Anſtalten, die unter der Verwaltung des Staates oder 
einer öffentlichen Körperſchaft ſtehen, ſowie Vorſtände ſolcher privaten Anſtalten 
oder Vereine, die vom Landesjugendamt für geeignet erklärt ſind, können auf 
ihren Antrag zu Vormündern beſtellt werden (Anſtalts⸗ oder Vereinsvormund⸗ 
ſchaft). Auch können ſie zu Pflegern oder Beiſtänden beſtellt werden. Ebenſo 
können ihnen einzelne Rechte und Pflichten des Vormundes übertragen werden. 
Das Jugendamt muß in den Fällen, in denen der Minderjährige von ihm be⸗ 
vormundet oder verſorgt iſt, vorher gehört werden. 

Auf die Anſtalts⸗ und i finden die Beſtimmungen der 
§§ 33, 40, 41 und 44 mit der Maßgabe Anwendung, daß ein Gegenvormund be- 
ſtellt werden kann. Insbeſondere iſt die Beſtellung eines Jugendamts zum Ge⸗ 
genvormund zuläſſig. 

§ 48. Artikel 136 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und 
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die §§ 1783, 1887 des Bürgerlichen Geſetzbuchs werden aufgehoben. Dem 8 1784 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird folgender Abſ. 2 angefügt: „Dieſe Erlaubnis 
darf nur verſagt werden, wenn ein wichtiger dienſtlicher Grund vorliegt.“ 

Dem § 1786 Nr. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs werden die Worte hinzugefügt: 
„welche zwei und mehr noch nicht ſchulpflichtige Kinder beſitzt, oder glaubhaft 
macht, daß die ihr obliegende Fürſorge für ihre Familie die Ausübung des Amtes 
dauernd beſonders erſchwert.“ 


Abſchnitt V. Die öffentliche Unterſtützung hilfsbedürftiger Minderjähriger. 


§ 49. Minderjährigen iſt im Falle der Hilfsbedürftigkeit der notwendige Le⸗ 
bensbedarf einſchließlich der Erziehung und der Erwerbsbefähigung und die er- 
forderliche Pflege in Krankheitsfällen zu gewähren; bei ihrem Ableben iſt für ein 
angemeſſenes Begräbnis Sorge zu tragen. 

Bei Beurteilung der Notwendigkeit der Leiſtungen iſt das Bedürfnis nach 
rechtzeitiger, dauernder und gründlicher Abhilfe gegen Störungen der körper⸗ 
lichen, geiſtigen und ſittlichen Entwicklung der Minderjährigen zu berückſichtigen. 

Die Reichsregierung kann mit Zuſtimmung des Reichsrats beſtimmen, unter 
welchen Vorausſetzungen und in welchem rae eae Aufwendungen für eine über 
die Erwerbsbefähigung hinausgehende Berufsvorbildung übernommen werden 
dürfen. Soweit die Reichsregierung ſolche Anordnungen nicht zuläßt, können ſie 
durch die oberſte Landesbehörde getroffen werden. 


§ 50. Für die öffentliche Unterſtützung der unehelichen, der vollverwaiſten 
und der getrennt von beiden Eltern untergebrachten ehelichen Minderjährigen 
gelten die folgenden Beſtimmungen: 


1. Die Unterſtützung liegt vorbehaltlich der Vorſchrift der Abſ. 2, 3 endgültig 
dem Träger des Jugendamts ob, in deſſen Bezirk ſich der Minderjährige 
bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit aufhält. 

Tritt die Hilfsbedürftigkeit vor Vollendung des vierzehnten Lebens⸗ 
jahrs des Hilfsbedürftigen ein, ſo kann das Jugendamt die Erſtattung der 
Koſten und die Übernahme verlangen: 

bei unehelichen Minderjährigen von dem Jugendamt, in deſſen Bezirk 

die Mutter an dem ein Jahr vor der Geburt des Minderjährigen 
zurückliegenden Tage ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort beſaß; iſt 
ein ſolcher Aufenthalt nicht feſtzuſtellen, ſo iſt der letzte weiter zu⸗ 
rückliegende gewöhnliche Aufenthaltsort maßgebend, 

bei getrennt von beiden Eltern untergebrachten ehelichen Minder⸗ 

jährigen von dem Jugendamt, in deſſen Bezirk der erziehungsberech⸗ 
tigte Elternteil, 

bei vollverwaiſten ehelichen Minderjährigen von dem Jugendamt, in 

deſſen Bezirk der zuletzt verſtorbene Elternteil 

ſeinen gewöhnlichen Aufenthaltsort beſitzt oder beſaß. 

Hält ſich der Hilfsbedürftige nur vorübergehend im Bezirk des Ju⸗ 
gendamts auf, und iſt ein nach der Vorſchrift des Abſ. 2 verpflichtetes 
Jugendamt nicht vorhanden, ſo kann das Jugendamt des vorübergehenden 
Aufenthaltsorts die Erſtattung der Koſten und die Übernahme von dem 
Jugendamt des gewöhnlichen Aufenthaltsorts verlangen. 

Das zur Erftattung der Koſten verpflichtete Jugendamt kann die Über⸗ 
führung des Hilfsbedürftigen in feine unmittelbare Fürſorge verlangen. 
Š 82 des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 30. Mai 1908 
Reichsgeſetzbl. S. 381 ff.) gilt entſprechend. Die Übernahme oder Über⸗ 

führung kann nicht verlangt werden, wenn es ſich nur um ein vorüber⸗ 
gehendes Hilfsbedürfnis handelt. 

2. Die Ortsarmenverbände außerhalb des Sitzes des Jugendamts ſind ver⸗ 
pflichtet, bei Gefahr im Verzuge die Unterſtützung ſo lange zu gewähren, 
bis das Jugendamt ſie übernimmt. Der Armenverband hat das Jugend⸗ 
amt von dem Unterſtützungsfalle binnen einer Woche zu benachrichtigen. 
Dieſes hat dem Armenverbande die Koſten der Unterſtützung zu erſtatten. 
pales die Anzeige nicht innerhalb der beſtimmten Zrift, jo iſt nur die 
Hilfe erſatzfähig, die nach Eingang der Anzeige beim Jugendamte ge⸗ 
leiſtet wurde. 
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3. Wird ein Minderjähriger, der keinen gewöhnlichen Aufenthaltsort im 
Inland hat, auf Verlangen einer ausländiſchen Staatsbehörde oder auf 
Antrag eines Konſuls oder Geſandten des Reichs aus dem Ausland über- 
nommen, ſo finden die Vorſchriften im 4 88 des Reichsgeſetzes über den 
Unterſtützungswohnſitz und unter III der Bekanntmachung, 1 EN 
Einwirkungen der Flüchtlingsfürſorge auf das Armenrecht, vom 16. Mai 
1918 hörde kann bie! S. 409) entſprechende Anwendung; die oberſte Lan⸗ 
desbehörde kann die Verpflichtung der Länder auf die Jugendämter über⸗ 
tragen und dabei anordnen, daß ihnen ein Teil der Koſten von den 
Landarmenverbänden zu erſtatten iſt. 

4. Die Unterſtützungen bewirken nicht das Ruhen der Friſten für den Er⸗ 
werb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes der unterſtützten Minder⸗ 
jährigen ſowie derjenigen, deren Unterſtützungswohnſitzverhältniſſe die 
Minderjährigen teilen (§ 14 Abſ. 1, § 27 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz). 

5. Im übrigen haben die Jugendämter hinſichtlich der Unterſtützungen und 
des Verfahrens in Streitigkeiten über Erſtattungs⸗, Übernahme- und 
Überführungsanſprüche die Rechte und Pflichten der Armenverbände. 

6. § 5 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (Bundes⸗ 
geſetzbl. S. 55 ff.) findet keine Anwendung. 

§ 51. Das Jugendamt fol im Bedarfsfalle die den Ortsarmenverbänden 
ſeines Bezirkes obliegende Unterſtützung anderer als der im § 50 bezeichneten, in 
ſeinem Bezirk aufhaltſamen Minderjährigen übernehmen; für die Dauer der 
Übernahme tritt es in alle aus dem Unterſtützungsfalle erwachſenden Rechte und 
Pflichten desjenigen Ortsarmenverbandes ein, an deſſen Stelle es die Unters 
tützung übernommen hat. Die oberſte Landesbehörde kann die Übernahme und 
eren A oeibalict bon der Zuſtimmung einer anderen Behörde abhängig machen. 

Für die Unterſtützung gelten folgende beſondere Vorſchriften: 

1. a Jugendamt hat ein Drittel der Unterſtützungskoſten endgültig zu 

agen. 

2. Iſt der Ortsverband, an deſſen Stelle das Jugendamt die Unterſtützung 
übernommen hat, zur endgültigen Tragung der Unterſtützungskoſten ver⸗ 
pflichtet, ſo hat er dem Jugendamte die Koſten zu erſtatten, ſoweit ſie dem 
letztern nicht nach der Vorſchrift zu Nr. 1 endgültig zur Laſt fallen. So⸗ 
lange das Jugendamt die Unterſtützung übernimmt, iſt der Ortsarmen⸗ 
verband nicht berechtigt, gemäß § 32 des Reichsgeſetzes über den Unter⸗ 
ne die Überführung des hilfsbedürftigen Minderjährigen in 
eine unmittelbare Fürſorge zu verlangen. 

| 52. Durch Verordnung der Reichsregierung können den Jugendämtern ii 
beſtimmte Gruppen von Minderjährigen der im § 51 bezeichneten Art die Rechte 
und Pflichten der Ortsarmenverbande übertragen werden. Die Verordnung bes 
darf der Zuſtimmung des Reichsrats. Soweit die Reichsregierung eine ſolche 
Übertragung nicht anordnet, kann die oberſte Landesbehörde es tun. , 

Die Vorſchriften des § 51 Abſ. 2 gelten entſprechend. 

58. 27 Erſtattungsanſprüche gemäß den Vorſchriften des § 50 Nr. 1 bis 3, 

51 Abſ. 2 Nr. 2 Satz 1, § 52 Abſ. 2 finden die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz § 30 Abſ. 3, Abſ. 4 § 80a Anwendung. 

Streitigkeiten werden in dem für die ſtreitigen Erſtattungsanſprüche zwiſchen 
den Armenverbänden durch §§ 34 ff. des Reichsgeſetzes über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz und feine landes rechtlichen Ausführungsbeſtimmungen vorgeſchriebenen 
Verfahren erledigt. - | 

§ 54. Soweit nach Beſtimmung der Landesgeſetze einzelne Zweige der öffent⸗ 
lichen Armenpflege durch Landesgeſetze den Landarmenverbänden übertragen ſind, 
gilt die Übertragung auch für die öffentliche Unterſtützung der im § 50 bezeichne⸗ 
ten Minderjährigen. 

Die Landarmenverbände können ſich bei Ausübung ihrer Unterſtützungstätig⸗ 
keit der Hilfe der Jugendämter und der Landesjugendämter bedienen. Das 
Nähere regeln die Landesgeſetze. 

§ 55. Sofern zur Verhütung der Verwahrloſung eines hilfsbedürftigen Min⸗ 
derjährigen beſondere Aufwendungen durch Entfernung des Minderjährigen aus 
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ſeiner bisherigen Umgebung erforderlich ſind, bewendet es bei den Vorſchriften 
über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger. 
Abſchnitt VI. Die Schutzaufſicht und die Fürſorgeerziehung. 
1. Die Schutzaufſicht. 

§ 56. Ein Minderjähriger iſt unter Schutzaufſicht zu ſtellen, wenn fie zur 
Verhütung ſeiner körperlichen, geiſtigen oder ſittlichen Verwahrloſung geboten 
und ausreichend erſcheint. | 

57. Das Vormundſchaftsgericht ordnet die Schutzaufſicht von Amts wegen 
oder auf Antrag an. Antragsberechtigt find die Eltern, der geſetzliche Vertreter 
und das Jugendamt. Das Vormundſchaftsgericht muß das Jugendamt vor der 
Entſcheidung über die Schutzaufſicht hören. 

Die Entſcheidung des e iſt den in Abſ. 1 Genannten und 
dem Minderjährigen, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat, bekannt zu geben, 
ſoweit ihr Inhalt nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts ihm ohne er⸗ 
ziehlichen Nachteil mitgeteilt werden kann. 

Sit das Vormundſchaftsgericht nicht das des gewöhnlichen Aufenthaltsorts des 
Minderjährigen, ſo ſoll auf Antrag des Jugendamts die Abgabe an dieſes Gericht 
gemäß $ 46 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit ſtattfinden, ſofern nicht beſondere Gründe dagegenſprechen. 

§ 58. Die Schutzaufſicht beſteht in dem Schutze und der Überwachung des 
Minderjährigen. Derjenige, der die Schutzaufſicht ausübt (Helfer), hat den Er⸗ 
ziehungsberechtigten bei der Sorge für die Perſon des Minderjährigen zu unter⸗ 
ſtützen und zu überwachen. Die Susan umfaßt die Sorge über das Ver- 
mögen nur, inſoweit der Arbeitsverdienſt des Minderjährigen in Betracht kommt. 

Der Helfer kann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe Arten von Angelegen⸗ 
heiten oder für einzelne Angelegenheiten beſtellt werden. 

Über den Umfang ſeines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. 

Der Helfer hat bei der Ausübung ſeines Amtes das Recht auf Zutritt zu dem 
Minderjährigen. Die Eltern, der geſetzliche Vertreter und die Perſonen, denen 
der Minderjährige zur Verpflegung und Erziehung übergeben iſt, ſind verpflichtet, 
dem Helfer au zu geben. 

Der Helfer hat dem Vormundſchaftsgerichte jeden Fall, in dem es zum Ein⸗ 
ſchreiten berufen iſt, unverzüglich anzuzeigen. l 

. Die ai erliſcht mit der Volljährigkeit des Minderjährigen 
oder durch die rechtskräftige Anordnung der Fürſorgeerziehung. Sie iſt aufzu⸗ 
heben, wenn ihr Zweck erreicht oder die Erreichung anderweit ſichergeſtellt iſt. 
8 60. Die Ausübung der Schutzaufſicht wird vom Vormundſchaftsgerichte dem 
Jugendamt oder nach Anhörung des Jugendamts einer Vereinigung für Jugend⸗ 
hilfe oder einer einzelnen Perſon, ſoweit die beiden letzteren zur Übernahme der 
Schutzaufſicht bereit ſind, übertragen. Bei der Übertragung iſt auf das religiöſe 
Bekenntnis oder die Weltanſchauung des Minderjährigen tunlichſt Rückſicht zu 


nehmen. Das Vormundſchaftsgericht hat den Helfer zu entlaſſen, wenn dies dem 


Wohle des Minderjährigen förderlich erſcheint. Die näheren Beſtimmungen über 
die Ausübung werden von der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats 
oder von der oberſten Landesbehörde getroffen. , ae l 

fiber die Führung des unter Schutzaufſicht geſtellten Minderjährigen ijt dem 
Vormundſchaftsgericht auf Verlangen Bericht zu erſtatten. 2 

Das Jugendamt kann die Schutzaufſicht ohne gerichtliche Anordnung ausüben, 
ſolange der Erziehungsberechtigte damit einverſtanden iſt; es hat in en Falle 
das Vormundſchaftsgericht von dem Eintritt der Schutzaufſicht zu benachrichtigen. 

§ 61. Eine zur Zeit der Anordnung der Schutzaufſicht beſtehende Beiſtand⸗ 
ſchaft (88 1687 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs) ſoll inſoweit aufgehoben werden, 
als ſich ihr Wirkungskreis mit dem der Schutzaufſicht deckt. 

2. Die Fürſorge erziehung. 

è 62. Die Fürforgeerziehung dient der Verhütung oder Beſeitigung der Ver- 
wahrloſung und wird in einer geeigneten Familie oder Erziehungsanſtalt unter 
öffentlicher Aufſicht und auf öffentliche Koſten Ape ai l 

$ 68. Ein Minderjähriger, der das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
iſt durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts der Fürſorgeerziehung zu über⸗ 
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weiſen, 1. wenn die Vorausſetzungen des § 1666 oder des § 1838 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs vorliegen und die Entfernnung des Minderjährigen aus ſeiner 
bisherigen Umgebung zur Verhütung der Verwahrloſung erforderlich iſt, eine 
nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts geeignete Unterbringung aber 
anderweit nicht erfolgen kann; 2. wenn die Fürſorgeerziehung zur Beſeitigung 
der Verwahrloſung wegen Unzulänglichkeit der Erziehung erforderlich iſt. 
Für den Fall, daß Ausſicht auf Erfolg der Fürſorgeerziehung beſteht, kann 
dieſe auch noch angeordnet werden, wenn der Minderjährige das 18., aber noch 
nicht das 20. Lebensjahr vollendet hat. 

Maßgebend für die Altersgrenze iſt der Zeitpunkt, in dem der Antrag bei 
Gericht eingeht oder das Verfahren gemäß § 65 oder 5 67 eingeleitet wird; 
der Zeitpunkt iſt aktenkundig zu machen. 

§ 64. Artikel 135 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch wird 
aufgehoben. 

§ 65. Das Vormundſchaftsgericht beſchließt von Amts wegen oder auf Antrag. 
Antragsberechtigt ift das nach § 8 zuſtändige Jugendamt. Das Antragsrecht kann 
landesgeſetzlich ausgedehnt werden. 

Das Vormundſchaftsgericht muß vor der Beſchlußfaſſung das Jugendamt, es 
ſoll, ſoweit dies ohne erhebliche Schwierigkeiten geſchehen kann, den Minderjähri⸗ 
gen, ſeine Eltern und ſeinen geſetzlichen Vertreter hören; weitere Anhörungen 
kann die Landesgeſetzgebung vorſchreiben. 

Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen und muß, wenn er auf Anordnung 
der Fürſorgeerziehung lautet, den Eintritt der geſetzlichen Vorausſetzungen unter 
Bezeichnung der für erwieſen erachteten Tatſachen feſtſtellen. 

Das Vormundſchaftsgericht kann die ärztliche Unterſuchung des Minderjähri⸗ 
gen anordnen und re die Dauer bon höchſtens ſechs Wochen ihn in einer zur 
Aufnahme von jugendlichen Pſychopathen geeigneten Anſtalt oder in einer öffent⸗ 
lichen Heil⸗ und Pflegeanſtalt zur Beobachtung unterbringen laſſen. 

Der die Fürſorgeerziehung anordnende Beſchluß iſt den Antragsberechtigten, 
dem geſetzlichen Vertreter, den Eltern, der Fürſorgeerziehungsbehörde und ferner 
dem Minderjährigen ſelbſt, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat und inſo⸗ 
weit fein Inhalt nach dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts ihm ohne er- 
ziehlichen Nachteil mitgeteilt werden kann, zuzuſtellen. Der die Fürſorge⸗ 
erziehung ablehnende Beſchluß iſt dem Antragſteller, der Fürſorgeerziehungsbe⸗ 
hörde und, wenn eine vorläufige Fürſorgeerziehung (§ 67) angeordnet iſt, ferner 
allen Perſonen zuzuſtellen, denen dieſe Anordnung zugeſtellt iſt. 

Gegen den Beſchluß ſteht die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung 
den Antragsberechtigten, der Fürſorgeerziehungsbehörde und, wenn der Beſchluß 
auf Fürſorgeerziehung lautet, ferner dem geſetzlichen Vertreter, den Eltern und 
dem Minderjährigen zu, wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat. 

Iſt das Vormundſchaftsgericht nicht das des gewöhnlichen Aufenthaltsorts 
des Minderjährigen, ſo ſoll auf Antrag des Jugendamts die Abgabe an dieſes 
Gericht gemäß § 46 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſtattfinden, ſofern nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen. 

66. Das Fürſorgeerziehungsverfahren kann durch Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaſtsgerichts auf längſtens ein Jahr ausgeſetzt werden. Die Ausſetzung kann 
aus beſonderen Gründen durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts auf höch⸗ 
ſtens ein weiteres Jahr verlängert werden. Über das vollendete 20. Lebensjahr 
hinaus kann das Verfahren nicht ausgeſetzt werden. ; l 

Gegen die Ausſetzung ſteht dem Jugendamt und der Fürſorgeerziehungsbe⸗ 
hörde das Recht der ſofortigen Beſchwerde zu. 

Für die Dauer der Ausſetzung muß eine Schutzaufſicht gemäß §§ 56 ff. ange⸗ 
ordnet werden. 

§ 67. Bei Gefahr im Verzuge kann das Vormundſchaftsgericht die vorläufige 
Fürſorgeerziehung des Minderjährigen beſchließen; gegen den Beſchluß ſteht den 
im § 65 Abſ. 6 Genannten die ſofortige Beſchwerde zu. § 18 Abf. 2 des Reichs⸗ 
geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet keine An⸗ 
wendung. 

§ 68. Für ſchleunige, auf Grund dieſes Abſchnitts zu treffende Maßregeln 
ift neben dem im § 43 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwil⸗ 
ligen Gerichtsbarkeit bezeichneten Gericht einſtweilen auch dasjenige Gericht zu⸗ 
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ſtändig, in deſſen Bezirk das un der Fürſorge hervortritt. Das Gericht 
hat von der angeordneten Maßregel dem endgültig und nunmehr ausſchließlich 
zuſtändigen Gerichte Mitteilung zu machen. 

§ 43 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit findet auch Anwendung, wenn über die Perſon, in Anſehung deren 
eine Verrichtung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich wird, eine Schutzauf⸗ 
ſicht oder ein Fürſorgeer iehungsverfahren anhängig ift. 

§ 69. Im Falle der Familienerziehung iſt der Minderjährige mindeſtens bis 
zum Aufhören der Schulpflicht, in einer Familie ſeines Bekenntniſſes, im Falle 
= Anſtaltserziehung ſoweit möglich in einer Anſtalt feines Bekenntniſſes unter- 
zubringen. 

Minderjährige ohne Bekenntnis ſollen nur mit ihrem Einverſtändnis, ſofern 
fie ihr Bekenntnis ſelbſt beſtimmen können, andernfalls mit demjenigen des Ere 
ziehungsberechtigten in einer Familie oder in einer Anſtalt eines beſtimmten Be⸗ 
kenntniſſes untergebracht werden. 

Den Erziehungsberechtigten muß von dem Ort der Unterbringung des Kindes 
ſofort Mitteilung gemacht werden, ſofern dadurch der Erziehungszweck nicht ernſt⸗ 
lich gefährdet wird. Gegen eine Verweigerung dieſer Mitteilung ſteht den Er⸗ 
ziehungsberechtigten das Recht der Beſchwerde an das Vormundſchaftsgericht zu. 

In Ausführung einer angeordneten Fürſorgeerziehung kann die Erziehung 
in der eigenen Familie der Minderjährigen unter öffentlicher Aufſicht widerruf⸗ 
lich angeordnet werden, wenn dadurch die Erreichung des Zweckes der Fürſorge⸗ 
erziehung nicht gefährdet wird. Innerhalb der erſten drei Monate nach Aus⸗ 
führbarkeit des Fürſorgeerziehungsbeſchluſſes bedarf die Anordnung der Zuſtim⸗ 
mung des Vormundſchaftsgerichts. Gegen die Verweigerung der Zuſtimmung 
ſteht der Fürſorgeerziehungsbehörde die ſofortige Beſchwerde zu. , 

§ 70. Die Landesgeſetzgebung regelt die Ausführung der Fürſorgeerziehung 
und beſtimmt die Fürſorgeerziehungsbehörde, ſowie die Träger ihrer Koſten. 
Nach Möglichkeit iſt die Fürſorgeerziehungsbehörde mit dem Landesjugendamt 
zu vereinigen. Die durch die vorläufige Fürſorgeerziehung entſtehenden Koſten 
fallen dem für die endgültige Anordnung der Fürſorgeerzjehung zuſtändigen 
Koſtenträger auch dann zur Laſt, wenn die Fürſorgeerziehung endgültig nicht an⸗ 
geordnet wird. Beſteht über den Erſatz der Koſten zwiſchen den Fürſorgeer⸗ 
ziehungsbehörden für den gewöhnlichen und vorübergehenden Aufenthaltsort 
Streit, fo gilt § 7 Abſ. 2 entſprechend. l i 

Eine von dem zuſtändigen Vormundſchaftsgericht angeordnete Fürſorgeer⸗ 
ziehung eines Minderjährigen muß von der Fürſorgeerziehungsbehörde des Or⸗ 
tes, der die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts begründet hat, ausgeführt 
werden. Sie ſoll regelmäßig ſich bei der Ausführung der Fürſorgeerziehung der 
Jugendämter bedienen. Die Ausführbarkeit der Fürſorgeerziehung tritt mit der 
Rechtskraft, bei der vorläufigen Fürſorgeerziehung mit dem Erlaſſe des Ve- 
ſchluſſes ein. Die Unterbringung ſoll unter ärztlicher Mitwirkung erfolgen. 
Minderjährige, die an geiſtigen Regelwidrigkeiten leiden (Pſychopathie, Epilepſie, 
ſchwere Erziehbarkeit uſw.) oder an ſchweren anſteckenden Erkrankungen (Tuber⸗ 
kuloſe, Geſchlechtskrankheiten uſw.), find, ſoweit es aus hygieniſchen oder pädago⸗ 
giſchen Gründen geboten erſcheint, in Sonderanſtalten oder Sonderabteilungen 
unterzubringen. ö . 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde gilt für den Abſchluß von Dienſt⸗ und Lehr⸗ 
verträgen ols geſetzlicher Vertreter des Minderjährigen. : | 

Die Fürſorgeerziehungsbehörde ijt befugt, die Entmündigung eines Fürſorge⸗ 
zöglings wegen Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche zu beantragen. 

` 71. Das Landesjugendamt ift, foweit- es nicht ſelbſt Fürſorgeerziehungsbe⸗ 
hörde iſt, nach näherer Beſtimmung der Landesgeſetzgebung bei der Ausführung 
der Fürſorgeerziehung zu beteiligen; es ſoll insbeſondere bei dem Erlaß allge⸗ 
meiner, grundſätzlicher Anordnungen über die Art ihrer Ausführung gutachtlich 
gehört werden und iſt zu Vorſchlägen über die Ausführung befugt; ihm kann 
ferner die Mitwirkung bei wichtigen Maßnahmen der Fürſorgeerziehungsbehörde 
und bei der Auſſicht über die in Anſtalten feines Bezirkes untergebrachten Bög- 
linge ſowie die Zuständigkeit zur Entſcheidung von Beſchwerden über Anordnun⸗ 
gen der Fürſorgeerziehungsbehörde, die die Ausführung betreffen, übertragen 
werden, ſofern dafür nicht die Gerichte für zuſtändig erklärt werden. 
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Hie Die Fürſorgeerziehung endigt mit dem Eintritt der Volljährigkeit. 
e Fürſorgeerziehung ift früher aufzuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder 
anderweitig ſichergeſtellt iſt, und zwar von Amts wegen oder auf Antrag der im 

65 Abſ. 6 Genannten mit Ausnahme des Minderjährigen. Die Aufhebung 
ann auch unter Vorbehalt des Widerrufs erfolgen, deſſen Ausübung landesge⸗ 
ſetzlich zu regeln iſt. 

Landesgeſetzlich kann beſtimmt werden, daß für die Entſcheidung über die 
Aufhebung gemäß Abſ. 2 das Vormundſchaftsgericht oder die Fürſorgeerziehungs⸗ 
behörde zuſtändig iſt mit der Maßgabe, daß der Antragſteller, wenn die Sürlorge- 
erziehungsbehörde zuſtändig ift und die Aufhebung ablehnt, binnen zwei Wochen 
ſeit Zuſtellung des ablehnenden Beſchluſſes die Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts anrufen kann, gegen deſſen Beſchluß die ſofortige Beſchwerde ſtattfindet. 
Sofern das Vormundſchaftsgericht für die Aufhebung der Fürſorgeerziehung zu⸗ 
ſtändig iſt, muß es vor ſeiner Entſcheidung die Fürſorgeerziehungsbehörde gut⸗ 
achtlich hören; dieſer ſteht gegen den die Fürſorgeerziehung aufhebenden Beſchluß 
die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung zu. 

Der Antrag auf Aufhebung kann außer vom Jugendamte nicht vor Ablauf 
eines Jahres ſeit der Rechtskraft des die Fürſorgeerziehung anordnenden Be⸗ 
ſchluſſes geſtellt, ein abgewieſener Antrag kann vor dem Ablauf von ſechs Monaten 
nicht erneuert werden. 

§ 73. Die vorzeitige Entlaſſung eines Minderjährigen wegen Unausführbar⸗ 
keit der Fürſorgeerziehung aus Gründen, die in der Perſon des Minderjährigen 
liegen, iſt unter der Vorausſetzung zuläſſig, daß eine anderweitige geſetzlich ge⸗ 
regelte Bewahrung des Minderjährigen ſichergeſtellt iſt. 

§ 74. Die gerichtlichen Verhandlungen find gebühren⸗ und ſtempelfrei; die 
baren Auslagen fallen der Staatskaſſe zur Laſt. Die nach § 65 Abſ. 2 zu hören⸗ 
den Perſonen können im Falle ihrer Vernehmung vor Gericht Erſatz ihrer Aus⸗ 
lagen nach den für Zeugen geltenden Vorſchriften verlangen. Dies gilt jedoch 
nicht für den Minderjährigen und ſeine Eltern. Verträge über die Unterbrin⸗ 
gung von Minderjährigen zur Ausführung der Fürſorgeerziehung ſind seid Ver- 

§ 75. Die Koſten der Fürſorgeerziehung ſind dem Koſtenträger auf ſein Ver⸗ 
langen aus dem pfändbaren Vermögen des Minderjährigen oder des auf Grund 
des Bürgerlichen Rechts zu ſeinem Unterhalt Verpflichteten zu erſtatten. Die 
näheren Beſtimmungen trifft die Landesgeſetzgebung. Allgemeine Verwaltungs⸗ 
koſten werden nicht erſetzt. 

§ 76. Wer, abgeſehen von den Fällen der §§ 120, 235 des spel a alr 
einen Minderjährigen, bezüglich deſſen das gerichtliche Verfahren auf Unterbrin- 
gung zur Fürſorgeerziehung eingeleitet oder die Unterbringung zur Fürſorge⸗ 
erziehung angeordnet iſt, dem Verfahren oder der angeordneten Fürſorgeerziehung 
entzieht oder ihn verleitet, ſich dem Verfahren oder der Fürſorgeerziehung zu 
entziehen, oder wer ihm hierzu vorſätzlich behilflich iſt, wird auf Antrag der 
Fürſorgeerziehungsbehörde mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu hunderttauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Die 
Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig. f 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


Schluß beſtimmungen. 


§ 77. Welche Behörden die in dieſem Geſetz der oberſten Landesbehörde 
übertragenen einzelnen Aufgaben wahrzunehmen haben, beſtimmt die Landes⸗ 
regierung. 

§ 78. Für die aus der Durchführung dieſes Geſetzes den Trägern der Ju⸗ 
gendwohlfahrt (§ 8) erwachſenden Koſten gewährt das Reich den Ländern einen 
Betrag, der bis zu anderweiter geſetzlicher Regelung, mindeſtens aber für die 
nächften drei Jahre, auf jährlich hundert Millionen Mark feſtgeſetzt wird. Die 
Grundſätze für feine Verteilung und Verwendung werden von der Reichsregie⸗ 
rung mit Zuſtimmung des Reichsrats aufgeſtellt. l . 

Die Neuregelung der Zuſchüſſe erfolgt durch den Reichshaushalt für das 
Rechnungsjahr 1926 oder beſonderes Reichsgeſetz. , 

Berlin, den 14. Juni 1922. 
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Einführungsgeſetz zum Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt. 
Artikel 1. Das Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz tritt am 1. April 1924 in Kraft. 
Die Reichsregierung kann mit Zuſtimmung des Reichsrats beſtimmen, daß es 
ganz oder teilweiſe für einzelne Länder oder Jugendamtsbezirke zu einem frühe⸗ 
ren Zeitpunkt in Kraft tritt. In dieſem Falle gilt § 78 entſprechend. 

Artikel 2. Vorſchriften der Landesgeſetze, die die Jugendwohlfahrt betreffen, 
bleiben inſoweit unberührt, als ſie mit den Beſtimmungen des Reichsjugend⸗ 
wohlfahrtsgeſetzes vereinbar ſind. 

Artikel 8. Bis zum Erlaſſe des in § 3 Nr. 5 vorgeſehenen Reichsgeſetzes ift 
die Landesgeſetzgebung befugt, die Jugendgerichtshilfe zu regeln. . 

Artikel 4. Die auf Grund der Artikel 185 und 186 des Einführungsgeſetzes 
Zum Bürgerlichen Geſetzbuch erlaſſenen Landesgeſetze gelten als mit dem Jn- 

krafttreten des Reichsjugendwohlfahrtsgeſetzes aufgehoben. 

Artikel 5. Die Beſtimmung des § 69 Abſ. 2 tritt ſpäteſtens am 1. Januar 
1926 in Kraft; ſie kann landesgeſetzlich zu einem früheren Zeitpunkt in Anwen⸗ 
dung gebracht werden. , 

Artikel 6. In den Fällen des $ 47 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 
gelten die Anſtalten als geeignet, ſolange nicht die Landesjugendämter auf Grund 
vorliegender Tatſachen gegenteilig entſcheiden. a 

Artikel 7. Die Landesgeſetzgebung erläßt die zur Durchführung des Geſetzes 
erforderlichen Übergangsvorſchriften, ſoweit fie nicht von der Reichsregierung 
unter Zuſtimmung des Reichsrats getroffen werden. 

Artikel 8. Für die erſten drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
kann die Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats einer Landesregierung 
auf Antrag Befreiung von der Verpflichtung zur Errichtung von Jugendämtern 
in überwiegend ländlichen Bezirken erteilen. Hierbei kann von dem nach dend auf 
das an entfallenden Anteil ein entſprechender Betrag vom Reiche einbehalten 
werden. | 

Artikel 9. Solange ein Reichsverwaltungsgericht noch nicht errichtet ift, tritt 
an die Stelle dieſes Gerichts in den Fällen des § 7 das Bundesamt für das Hei- 
matweſen und in Fällen des § 18 das Reichsgericht. 


Berlin, den 14. Juni 1922. 


Verordnung über das Inkrafttreten des Reichsgeſetzes 
für Jugendwohlfahrt. 
Vom 14. Februar 1924. 

Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 8. Dezember 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1179) verordnet die Reichsregierung nach Anhörung eines Ausſchuſſes des 
Reichsrats und des Reichstags: epi ati 

rtikel 1. 


Artikel 8 des Einführungsgeſetzes zum Reichsgeſetze Faf Jugendwohlfahrt vom 
9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 647) erhält folgende Faſſung: 

Bis auf weiteres ſind Reich und Länder nicht verpflichtet, unge 
des 1 bale für Jugendwohlfahrt durchzuführen, die neue Aufgaben 
oder eine weſentliche Erweiterung bereits beſtehender Aufgaben jue die Tras 
ger der Jugendwohlfahrt enthalten. Es wird daher — unter Aufrechterhal⸗ 
tung des Geſetzes im übrigen — folgendes beſtimmt: 

1. Die oberſte Landesbehörde kann den Gemeinden oder Gemeindeverbänden 
(8 8) die Befugnis erteilen, ſtatt der Einrichtung von Jugendämtern nach 
den Sa und 10 die dem Jugendamt obliegenden Aufgaben einer anderen 
nach Maßgabe des Gemeindeverfaſſungsrechts gebildeten Amtsſtelle der 
Selbſtverwaltung oder einer anderen geeigneten Amtsſtelle zu übertragen, 
die erforderlichenfalls eine auf die Jugendwohlfahrt hinweiſende Zuſatzbe⸗ 
zeichnung zu führen haben. Hierbei iſt den im Bezirke der Amtsſtelle wir⸗ 
kenden freien Vereinigungen für Jugendwohlfahrt und Jugendbewegung 
eine den Beſtimmungen des § 9 Abſ. 2 entſprechende Mitwirkung innerhalb 
der Amtsſtelle zu gewährleiſten. 
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2. Die Durchführung der §§ 12 bis 14 über das Landesjugendamt wird dem 
Ermeſſen der Länder überlaſſen. Die §§ 16 und 17 über das Reichsjugend⸗ 
amt treten nicht in Kraft. Im § 77 wird hinter „Landesbehörde“ einge⸗ 
geſchoben „oder dem Landesjugendamte“. 

3. Die oberſte Landesbehörde kann von der Durchführung der Aufgaben des 
§ 3 Nr. 5 bis 8 befreien. 

4, Eine Verpflichtung zur Durchführung der im § 4 bezeichneten Aufgaben 
beſteht nicht. 

5. Die oberſte Landesbehörde kann auf Antrag die Altersgrenze des § 19 her⸗ 

abſetzen. Die Herabſetzung iſt nur zuläſſig, wenn die Durchführung des 

15 eine weſentliche Erweiterung beſtehender Aufgaben bedeuten würde. 

ie oberſte Landesbehörde kann auf Antrag Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände von der Durchführung der Beſtimmungen über die geſetzliche Amts⸗ 
vormundſchaft (§§ 35 bis 40) befreien. 

7. Die Ausübung der Schutzaufſicht (8 60) darf auf ein Jugendamt nur mit 

ſeinem Einverſtändnis übertragen werden. 

8. Die Beſtimmung des § 70 Abſ. 2 Satz 5 wird aufgehoben. 

Artikel 2. 

Der Abſchnitt V des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt einſchließlich des 8 3 
Nr. 3 wird mit Ausnahme des § 55 aufgehoben. Bis zum Erlaß anderer Be⸗ 
ſtimmungen gelten die Vorſchriften im § 49 Abſ. 1 und 2 als Vorſchriften im 
Sinne des § 6 der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924. 

Artikel 3. | 

§ 78 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt wird aufgehoben. 

Artikel 4. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1924 in Kraft. 
Berlin, den 14. Februar 1924. 


Der Reichskanzler Der Reichsminiſter des Innern 
Marx. Dr. Jarres. 


* 1 * 


Preußiſches Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt 
vom 9. Juli 1922 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 633) in der Faſſung der Verordnung 
über das Inkrafttreten des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 
vom 14. Februar 1924 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 110) vom 29. März 1921. 
Ä (Pr. G. S. S. 180.) | 
I. Die Jugendwohlfahrtspflege als Selbſtverwaltungsangelegenheit. 


8 1. 
Die Aufgaben der öffentlichen Jugendwohlfahrtspflege mit Ausnahme der 
Ausführung der Fürſorgeerziehung ſind Selbſtverwaltungsangelegenheiten der 
Gemeinden und Gemeindeverbände. 


II. Aufbau der Jugendwohlfahrtsbehörden. 


Bezirksabgrenzung. 

(1) Für jeden Stadt⸗ und für jeden Landkreis iſt ein Jugendamt zu errichten. 

(2) In der Stadtgemeinde Berlin iſt für jeden Verwaltungsbezirk ein Ju⸗ 
gendamt (Bezirksjugendamt) zu errichten. Die Rechte des Magiſtrats gegenüber 
den Bezirken — nach dem Geſetz über die Bildung einer Stadtgemeinde Berlin 
vom 27. April 1920 (Geſetzſamml. S. 123) — bleiben unberührt. 

(3) Innerhalb eines Landkreiſes können auf Antrag von Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden (rheiniſche Bürgermeiſtereien, weſtfäliſche Amter) von mehr 
als 10 000 Einwohnern, in der Provinz Hannover auch auf Antrag ſelbſtändiger 
Städte (§ 27 Abſ. 1 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 
1884 — Geſetzſamml. S. 181 —) durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes für dieſe 
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beſondere Jugendämter errichtet werden. Gegen die die Errichtung ablehnende 
Entſcheidung des Kreisausſchuſſes ſteht den Antragſtellern die Beſchwerde 5 den 
Bezirksausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 


(4) Iſt ein beſonderes Jugendamt errichtet, ſo können ihm weitere Gemein⸗ 
den, Landbürgermeiſtereien und Amter auf Grund des Zweckverbandsgeſetzes vom 
19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) angegliedert werden. 


Zuſammenſetzung der Jugendämter. 
| § 3. 
Für Zuſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren der Jugendämter find vor⸗ 
behaltlich der folgenden Beſtimmungen, die auf Grund der Gemeindeverfaſſungs⸗ 


geſetze zu erlaſſenden Satzungen maßgebend, die der Beſtätigung durch die Be⸗ 
ſchlußbehörde bedürfen. 
8 4. 


(1) Dem Jugendamt gehören an: 

1. Ein bis vier leitende Beamte des Selbſtverwaltungskörpers, unter 
ihnen der Vorſitzende (§§ 7 bis 9), welcher bei Stimmengleichheit den 
nenne gibt. Dieſe Mitglieder, unter denen fich der leitende Fach⸗ 
beamte des Jugendamts befinden muß, werden vom Vorſtande des 
Selbſtverwaltungskörpers beſtimmt. 

2. Höchſtens die fünffache Zahl (mindeſtens zehn) von in der Jugendwohl⸗ 

ahrt erfahrenen und bewährten Männern und Frauen. 

(2) Zwei Fünftel dieſer Zahl (Abſ. 1 Ziffer 2) werden vom Vorſtande des 
Selbſtverwaltungskörpers auf Grund von Vorſchlägen ernannt, die von den 
Förde Vereinigungen zu machen ſind, welche ſich ganz oder vorwiegend mit der 

örderung der Jugendwohlfahrt befaſſen oder der Jugendbewegung dienen, ſo⸗ 
weit ſie in dem Bezirk wirken, für den das Jugendamt errichtet iſt. Die Ver⸗ 
einigungen haben mindeſtens die doppelte Anzahl der auf ſie entfallenden Ver⸗ 
treter vorzuſchlagen. Die Vorgeſchlagenen müſſen die Wählbarkeit für Ehren⸗ 
ämter des Selbſtverwaltungskörpers beſitzen. Über die Zulaſſung der Vereini⸗ 
gungen zur Ausübung des Vorſchlagsrechts und die Zahl der von ihnen zu ſtellen⸗ 
den Vertreter entſcheidet der Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers. Bei der 
Entſcheidung iſt auf die Bedeutung der Vereinigungen für die ee Ta 
pflege Rückſicht zu nehmen. Gegen die Entſcheidung können die Vorſchlagsbe⸗ 
rechtigten ſowie die Vereinigungen, deren Vorſchlagsrecht abgelehnt iſt, binnen 
zwei Wochen Beſchwerde beim Regierungspräſidenten erheben. 

(3) Unter den verbleibenden drei Fünfteln müſſen ſich befinden je ein evan⸗ 
geliſcher und ein katholiſcher Geiſtlicher, ſoweit Kirchengemeinden dieſer Bekennt⸗ 
niſſe im Bezirk vorhanden ſind, ſowie ein Rabbiner, ſoweit Synagogengemeinden 
im Bezirk vorhanden ſind und der Rabbiner im Bezirk anſäſſig iſt, ſowie zwei 
Lehrperſonen (Lehrer und Lehrerin). Die vorbenannten geiſtlichen Mitglie⸗ 
der werden von den zuſtändigen Stellen der betreffenden Religionsgeſellſchaften 
ernannt oder gewählt, die Lehrperſonen werden von der Vertretung des Selbſt⸗ 
verwaltungskörpers nach Mehrheitsbeſchluß gewählt. 

(4) Im übrigen werden die in der Jugendwohlfahrt erfahrenen Männer und 
Frauen von der Vertretung des Selbſtverwaltungskörpers auf Grund der für die 
Wahlen von Ehrenbeamten geltenden Vorſchriften gewählt. 


§ 5. 

(1) Soweit fie nicht ſchon auf Grund des § 4 Mitglieder des Jugendamts find, 
find zur Teilnahme an feinen Sitzungen berechtigt und haben in ihnen beratende 
Stimme: 

1. der Kreisſchulrat, 

2. der Kreismedizinalrat, 

3. der Gewerberat, 

4. der Vormundſchaftsrichter. 
Sind mehrere ſolcher Beamten im Bezirk angeſtellt, ſo erfolgt die Auswahl durch 
die vorgeſetzte Dienſtbehörde. | 

(2) Den in Abſ. 1 genannten Perfonen fteht gegen die Gemeinden und Ge⸗ 
Se ie ein Anſpruch auf Vergütung für die Teilnahme an den Sitzun⸗ 
gen nicht zu. 
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§ 6. 
Die Amtsdauer der Mitglieder des Jugendamts beträgt 4 Jahre. Mit dem 
Ablauf dieſer Friſt endet auch das Amt der Erſatzleute. 


8 7. 

Stadtjugendämter. 

(1) In den Städten regelt ſich der Vorſitz und die Stellvertretung des Vor⸗ 
a I raia nad) den Vorſchriften der Städteordnung über Deputationen und Kom⸗ 
miſſionen. 

(2) Die Satzungen der Berliner Bezirksjugendämter werden durch Ortsgeſetz 
geregelt. In den Bezirksjugendämtern haben Bezirksbürgermeiſter, Bezirks⸗ 
a und Bezirksverſammlungen die Befugniſſe der entſprechenden ſtädtiſchen 
Stellen. 

8 8. 


Kreisjugendämter. 

(1) In den Kreisjugendämtern führt den Vorſitz der Landrat als Vorſitzender 
des Kreisausſchuſſes. Der Stellvertreter im Vorſitz wird, ſoweit die Satzung 
nichts Abweichendes beſtimmt, vom Kreisausſchuß gewählt. 

(2) Wird Gemeinden oder Gemeindeverbänden von mehr als 10 000 Einwoh⸗ 
nern oder ſelbſtändigen Städten der Provinz Hannover, für die kein beſonderes 
Jugendamt errichtet iſt, durch die Satzung des Kreisjugendamtes das Recht der 
Vertretung zugebilligt, ſo haben die Berechtigten Anſpruch auf Berufung der von 
ihnen zu bezeichnenden Vertreter. 


Jugendämter in Landgemeinden, rheiniſchen Land⸗ 
bürgermeiſtereien und weſtfäliſchen Amtern. 

In Landgemeinden, rheiniſchen Landbürgermeiſtereien und weſtfäliſchen Am⸗ 
tern regelt ſich der Vorſitz und deſſen Stellvertretung nach der Gemeindeordnung. 
Die Stellvertretung kann durch die Satzung anderweit geregelt werden. 

§ 10. 
Wohlfabrtsamter. 


(1) In Gemeinden und Gemeindeverbänden, in denen gemäß § 2 ein Jugend⸗ 
amt zu errichten ift, und in denen ein Wohlfahrtsamt oder eine andere der 
Wohlfahrtspflege dienende geeignete Stelle der Selbſtverwaltung beſteht oder er⸗ 
richtet wird, können durch Satzung die Aufgaben des Jugendamts dieſer Stelle 
oder einem Ausſchuß dieſer Stelle im Rahmen der nach Maßgabe der Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetze dieſen Amtsſtellen oder Ausſchüſſen zuſtehenden Befugniſſe über⸗ 
tragen werden. Jedoch muß die Zuſammenſetzung der Stelle oder des Aus⸗ 
ſchuſſes, ſoweit es ſich um die Wahrnehmung der Aufgaben des Jugendamts 
handelt, den Erforderniſſen des § 4 entſprechen. Auch iſt hierbei die Beteiligung 
der in 8 5 genannten Perſonen ſicherzuſtellen. 

(2) In der Stadtgemeinde Berlin können in jedem Verwaltungsbezirk, in dem 
ein Wohlfahrtsamt oder eine andere der Wohlfahrtspflege dienende geeignete 
Stelle der Bezirksverwaltung beſteht oder errichtet wird, durch Ortsgeſetz die 
Aufgaben des Jugendamtes dieſer Stelle oder einem Ausſchuß dieſer Stelle über⸗ 
tragen werden. Abſ. 1 Satz 2 und 3 gelten entſprechend. 

| § 11. 
85 Geſundheitsämter. 

(1) Die Übertragung der geſundheitlichen Aufgaben eines Jugendamtes auf 
ein Geſundheitsamt oder eine entſprechende Behörde (§ 10 Abſ. 2 des Reichsge⸗ 
ſetzes für Jugendwohlfahrt) erfolgt durch Satzung des Selbſtverwaltungskörpers. 
Sie iſt auch einen ig wenn das Geſundheitsamt oder die entſprechende Behörde 
im Rahmen eines? e beſteht. 

(2) Verbleiben die geſundheitlichen Aufgaben beim Jugendamt, ſo iſt bei ihrer 
Bearbeitung ein Arzt zuzuziehen. 
N 12. 

Landes jugendämter. 


(1) Die Provinzialverbände, in der Provinz Heſſen⸗Naſſau die Bezirksver⸗ 
bände Wiesbaden und Caſſel, der Kommunalverband der Gohengolernſchen Lande 
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und die Stadtgemeinde Berlin können zur Erfüllung der Aufgaben aus § 13 mit 
Ausnahme von Ziffer 8 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt ein Landesjugend⸗ 
amt errichten. Die Aufgaben des Landesjugendamts können auch einem bei dem⸗ 
ſelben Kommunalverband errichteten Landeswohlfahrtsamt oder einer bei dieſem 
errichteten anderen der Wohlfahrtspflege dienenden Stelle übertragen werden. 

(2) Die aus § 77 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und Nr. 2 der Ver⸗ 
ordnung über das Inkrafttreten des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt vom 
14. Februar 1924 ſich ergebenden Rechte der Landesregierung bleiben unberührt. 

8 18. 
(1) In das Landesjugendamt find Vertreter von Jugendämtern und Juſtizbe⸗ 

hörden zu W 

(2) Die Vorſchriften der 88 4 und 10 finden entſprechende Anwendung mit der 
Maßgabe, daß an Stelle des Regierungspräſidenten der Oberpräſident tritt. Die 
Beteiligung von Sachverſtändigen auf dem Gebiete der Schule, der Heilkunde und 
der Gewerbeaufſicht mit mindeſtens beratender Stimme iſt ſicherzuſtellen. 

3) Im übrigen richten ſich Zuſammenſetzung, Verfaſſung und Verfahren der 
Landesämter nach dem Gemeindeverfaſſungsrecht. 


g 14. 
Die aus § 29 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt ſich ergebenden Rechte 
ſtehen dem Miniſter für Volkswohlfahrt zu; dieſer kann ſie ganz oder teilweiſe 
an Stellen der Staats⸗ oder Selbſtverwaltung übertragen. 


III. Rechtsmittel. 


§ 15. | 

(1) Gegen die Entſcheidung der Jugendämter oder der Stellen, welchen jugend⸗ 
amtliche Aufgaben übertragen ſind, ſteht der Einſpruch zu 

1. wenn durch Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des beſtehen⸗ 
den Rechtes, insbeſondere auch rechtsgültiger Satzungen, das Intereſſe 
eines Kindes oder eine Gruppe von Kindern verletzt iſt, dem geſetzlichen 
Vertreter und den Eltern des Kindes oder denjenigen, die berechtigt 
ſind, die Intereſſen der Gruppe zu vertreten, insbeſondere auch den 
gemäß § 29 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt von der Aufſicht 
des Jugendamtes befreiten Anſtalten und für geeignet erklärten Ver⸗ 
einigungen, 

2. ferner unabhängig vom Vorliegen der Vorausſetzungen zu 1, wenn die 
Entſcheidung die Erlaubnis zur Aufnahme eines Pflegekindes oder die 
Aufſicht über ein Pflegekind betrifft, den von der Entſcheidung Betrof⸗ 
fenen ſowie den Eltern und dem geſetzlichen Vertreter des Kindes. 

(2) Der Einſpruch iſt bei derjenigen Stelle einzulegen, welche die Entſcheidung 
erlaſſen hat. Iſt dieſe Stelle eine andere als der Vorſtand des Selbſtverwaltungs⸗ 
körpers, ſo iſt der Einſpruch dieſem zur Entſcheidung vorzulegen. 

§ 16. 

(1) Gegen den auf Einſpruch ergehenden Beſchluß des Vorſtandes des Selbſt⸗ 
verwaltungskörpers findet binnen einer Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde an 
die Kommunalaufſichtsbehörde und in den Fällen aus § 15 zu 1 wahlweiſe die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

(2) In den Beſchlüſſen des Vorſtandes des Selbſtverwaltungskörpers iſt auf 
dieſe Vorſchriften hinzuweiſen. 3 1 

7. 


Im Verwaltungsſtreitverfahren entſcheidet im letzten Rechtszuge das reichs⸗ 
geſetzlich zuſtändige Gericht, ſoweit Verletzung des Reichsrechts gerügt wird. 


IV. Fürſorgeerziehung. 
18. 

(1) Fürſorgeerziehungsbehörden ſind die Provinzialausſchüſſe, in der Pro⸗ 
bing Heſſen⸗Naſſau die Landesausſchüſſe der Kommunalverbände Wiesbaden und 
Caſſel, der Magiſtrat der Stadtgemeinde Berlin, der Kreisausſchuß des Kreiſes 
Lauenburg und der Landesausſchuß der Hohenzollernſchen Lande. 

2) In den Fällen aus § 63 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 
muß das Vormundſchaftsgericht vor der Beſchlußfaſſung die Fürſorgeerziehungs⸗ 
behörde hören. 


7 
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| | § 19. 

(1) Im Falle der vorläufigen Fürſorgeerziehung hat die Fürſorgeerziehungs⸗ 
Sie be aaa rechtskräftigen Abſchluß des Verfahrens dem Vormundſchafks⸗ 
gericht von dem Orte der jeweiligen Unterbringung des Minderjährigen Nachricht 
u geben. ö 
$ &) Nach rechtskräftigem Abſchluß des Verfahrens iſt das Vormundſchaftsge⸗ 
richt auf ſein Erſuchen von dem Orte der jeweiligen Unterbringung des Minder⸗ 
jährigen zu benachrichtigen. l . r 

(3) Die Beendigung der Fürſorgeerziehung vor Eintritt der Volljährigkeit iſt 
dem Vormundſchaftsgericht mitzuteilen. 5 
§ 20. 
Bei der Ausführung der Fürforgeerziehung ift das Landesjugendamt zu be⸗ 
teiligen, ſoweit ein ſolches errichtet iſt. Die Beteiligung iſt durch den Miniſter 
für Volkswohlfahrt zu regeln. 5 ö 


§ 21. | . 
(1) Für die Entſcheidung über die Aufhebung der Fürſorgeerziehung gemäß 
$ 72 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes für Fnenden i bs ijt die Fürſorgeerziehungs⸗ 
ehörde zuſtändig. Gegen ihren ablehnenden Beſchluß kann der Antragſteller bin⸗ 
nen zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung an die Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts anrufen. | 
(2) Bei einer unter Vorbehalt des Widerrufs e Aufhebung der Für⸗ 
ſorgeerziehung ſteht die Aufhebung des iderrufs der Fürſorge⸗ 
erziehungsbehörde zu. Dieſe hat vorher das Jugendamt zu hören. Die An⸗ 
hörung kann in dringenden Fällen nachträglich erfolgen. Iſt die unter Vorbehalt 
des Widerrufs erfolgte Aufhebung der Fürſorgeerziehung gemäß Abſ. 1 durch 
das Vormundſchaftsgericht erfolgt, fo bedarf innerhalb der erſten drei Monate 
nach der Aufhebung der Widerruf der Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts. 
§ 22. 


Träger der Koſten der Fürſorgeerziehung ſind die Kommunalverbände, 
bei denen Fürſorgeerziehungsbehörden beſtehen (§ 18). Sie erhalten zu dieſen 
Koſten aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß von zwei Dritteln. 

| § 23. 

.. (J) Für die Erſtattungsforderungen der Kommunalverbände an die Minder- 
jährigen oder die. zu ihrem Unterhalt Verpflichteten ſind Tarife zugrunde zu 
legen, welche von dem Miniſter für Volkswohlfahrt nach Anhörung der Kommu⸗ 
nalverbände feſtgeſetzt werden. Die Koſten der allgemeinen Verwaltung der Für⸗ 
ſorgeerziehung, des Baues und der Unterhaltung der von den Kommunalverbän⸗ 
den errichteten Anſtalten bleiben hierbei außer Anſatz. Die Kommunalverbände 
ſind berechtigt, in beſonderen Fällen die Tarife bis zur Höhe der entſtandenen 
Selbſtkoſten zu überſchreiten. a 

(2) Für die Fürſorgeerziehung Schulentlaſſener ſollen von dieſen und den 
zum Unterhalt Verpflichteten Koſten nur dann erhoben werden, wenn ſie in An⸗ 
ſtalten untergebracht oder durch Krankheit arbeitsunfähig ſind. a 

(3) Wird gegen den Erſtattungsanſpruch Widerſpruch erhoben, ſo beſchließt 
darüber auf Antrag des Kommunalverbandes der Bezirksausſchuß endgültig. 
Zwei Drittel der durch die Kommunalverbände von den Erſtattungspflichtigen 
eingezogenen Beträge ſind auf den Beitrag des Staates anzurechnen. i 

| § 24. 


(1) Die Kommunalverbände haben für die Ausführung der Fürſorgeerziehung 
und für die Verwaltung der von ihnen errichteten Erziehungsanſtalten Anwei⸗ 
ſungen zu erlaſſen. N | 

(2) Die Anweiſung bedarf der Genehmigung der Minifter für Volkswohlfahrt 
und für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung hinſichtlich der Beſtimmungen, 
welche ſich auf die Aufnahme, die Behandlung, den Unterricht und die Entlaſſung 
der Minderjährigen beziehen. 5 

§ 25. 


Wenn ſchulpflichtige zur Fürſorgeerziehung überwieſene Minderjährige der 
öffentlichen Volksſchule ohne ſittliche Gefährdung der übrigen die Schule beſuchen⸗ 
den Kinder nicht zugewieſen werden können, ſo hat der Kommunalverband dafür 
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gu forgen, daß ihnen während des ſchulpflichtigen Alters der erforderliche Schul⸗ 
unterricht anderweitig zuteil wird. Im Streitfalle entſcheidet der Oberpräſident 
nach Anhörung der Schulaufſichtsbehörde. 

§ 26. 

(1) Die Oberpräſidenten und in höherer Inſtanz der Miniſter the Volkswohl⸗ 
fahrt haben die Aufſicht über die Ausführung der Fürſorgeerziehung durch die 
Kommunalverbände und die von ihnen zur Unterbringung von Minderjährigen 
benutzten Anſtalten zu führen. Jedoch bleiben Beſtimmungen, nach denen ande⸗ 
ren ſtaatlichen Behörden das Recht der Fachaufſicht zuſteht, unberührt. 

(2) Soweit den Landesjugendämtern Aufſichtsrechte zuſtehen, ſollen Beſichti⸗ 
1 der ſtaatlichen Behörden im Benehmen mit den Landesjugendämtern er⸗ 
olgen. l l 

V. übergangsvorſchriften. 
§ 27. 


(1) Soweit Beamte einer Gemeindearmenverwaltung auf Grund des Artikels 
78 § 4 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch alle 
oder einzelne Rechte und Pflichten von Vormündern über Minderjährige haben, 
gehen dieſe Rechte und Pflichten auf das Jugendamt über, zu deſſen Bezirk die 
Gemeinde gehört. 

(2) Soweit Beamte oder Angeſtellte von Kreiſen oder Gemeinden Vormund⸗ 
ſchaften als Sammelvormünder kraft Beſtellung auf Anweiſung ihrer Anſtel⸗ 
lungsbehörde führen, gehen dieſe Vormundſchaften auf das Jugendamt über. 

(3) Bei Errichtung der Berliner Bezirksjugendämter hat der Magiſtrat Ber⸗ 
lin über die Verteilung der Vormundſchaften Beſtimmungen zu treffen. 

§ 28. 


(1) Sind die Gemeinden, deren Beamte oder Angeſtellte die Vormundſchaft 
ausüben, nicht Träger des Jugendamtes, ſo werden dieſe kraft Geſetzes beamtete 
Mitglieder des Jugendamtes und gelten betraut mit den vormundſchaftlichen Ob⸗ 
liegenheiten im Sinne des § 32 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt. Dieſe 
Mitglieder werden bei der Zahl der beamteten Mitglieder des Jugendamtes ge⸗ 
mäß § 4 Abſ. 1 nicht mitgerechnet. 

(2) Die Abſ. 1 Satz 1 vorgeſehenen Wirkungen erlöſchen einen Monat nach 
Aufkündigung ſeitens des Trägers des Jugendamtes oder der Gemeinde. 

§ 29. 


(1) Die auf Grund des § 27 eintretenden Amtsvormundſchaften gelten als 
beſtellte Amtsvormundſchaften, ſoweit es ſich um die Überleitung einer Mitvor⸗ 
mundſchaft, Gegenvormundſchaft, Pflegſchaft, Beiſtandſchaft oder um eine Vor⸗ 
mundſchaft über eheliche Mündel handelt, in anderen Fällen als geſetzliche Amts⸗ 
vormundſchaften. 

(2) Die Beſtallungen der bisherigen Sammelvormünder gelten als Befdeint- 
gungen im Sinne des § 37 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und find durch 
einen Vermerk des Jugendamtes als ſolche zu kennzeichnen. 

§ 30. 

Soweit auf Grund des Artikels 78 § 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuch Vorſtände von Anſtalten die Rechte und Pflichten 
eines Vormundes über Minderjährige haben, oder ſoweit Anſtaltsvorſtände auf 
Grund des § 12 des Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger beſtellt 
ſind, bleiben die Vormundſchaften beſtehen und gelten als beſtellte Anſtaltsvor⸗ 
mundſchaften im Sinne des § 47 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt. 

§ 31. | 

(1) Auf ſchwebende Fürſorgeerziehungsverfahren finden die Beſtimmungen 
des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt mit folgender Maßgabe Anwendung: 

(2) Iſt der Antrag vor Inkrafttreten des Geſetzes gemäß Abſ. 1 des § 4 des 
Geſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger geſtellt, ſo iſt der Beſchluß 
auch dem Antragſteller zuzuſtellen, dem das Recht der ſofortigen Beſchwerde aus 
Abſ. 4 des § 4 zuſteht. Sind die Anhörungen gemäß Abſ. 2 des § 4 erfolgt, fo 
bedarf es im erſten Rechtszuge nicht mehr der Anhörung des Jugendamtes vor 
der Beſchlußfaſſung. 
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(3) Beſchlüſſe auf vorläufige Unterbringung, die auf Grund des § 5 des Ge⸗ 
ſetzes über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger erlaſſen ſind, gelten als Be⸗ 
ſchlüſſe über Anordnung der vorläufigen Fürſorgeerziehung gemäß 67 des 
Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt. § 5 Abſ. 2 des Geſetzes über die Fürſorge⸗ 
erziehung Minderjähriger iſt nur anwendbar, wenn der Beſchluß auf Ablehnung 
des Antrages veh Fürſorgeerziehung oder die Einitellung des Verfahrens vor 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig geworden iſt. 

§ 32. 
Auf die auf Grund der bisherigen gefebliden Beſtimmungen überwieſenen 
Minderjährigen finden die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 
Anwendung. | g 38 


(1) Bis zur Errichtung der Satzungen werden die Zuſtändigkeiten der Jugend⸗ 
ämter durch den Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers wahrgenommen. Die 
§§ 11 und 32 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt finden Anwendung. 

(2) Kommt die Satzung bis zum 1. Oktober 1924 nicht zuſtande, ſo wird ſie 
von der Aufſichtsbehörde erlaſſen. 


VI. Ausführung des Geſetzes. 
8 84. 
Mit der Ausführung des Geſetzes wird der Miniſter für Volkswohlfahrt be⸗ 
auftragt. 
VII. Aufhebung bisheriger Geſetze. 
§ 35. 
Das Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger vom 2. Juli 1900 und 
7. Juli 1915 (Geſetzſamml. 1900 S. 264 flg. und 1915 S. 113) ſowie Artikel 78 des 
Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 20. Sep⸗ 
tember 1899 (Geſetzſamml. S. 177) werden aufgehoben. 


VIII. Inkrafttreten des Geſetzes. 
8 36. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1924. in Kraft. 


Preußiſche Ausführungsanweiſung zum Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt | 
bom 9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. I S. 647) in der Faſſung der 
Verordnung vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 110) 


und zum Preußiſchen Ausführungsgeſetz 
zum Neichsgeſetz für Jugendwohlfahrt 
vom 29. März 1924 (Preuß. Geſetzſamml. S. 180). 


Auf Grund des § 77 des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und des § 34 des 
ale Ausführungsgeſetzes zum Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt verordne 
ich, was folgt: | | 


[; 

Das Reichsgeſetz für Jugendwohlfahrt ift als ein Gefeß zur Vereinfachung und 
Vereinheitlichung der Verwaltung auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrt einge⸗ 
bracht, verabſchiedet und von allen Beteiligten begrüßt worden. Es ſollte die 
Zerſplitterung des Behördenweſens beſeitigen durch Schaffung einheitlicher ört⸗ 
licher Jugendämter, die alle Beſtrebungen und Veranſtaltungen auf dem Gebiete 
der Jugendwohlfahrt in einer Hand vereinigen. In den Ländern, in denen das 
RJ WG. bereits eingeführt ift, insbeſondere in Württemberg und Thüringen, hat 
es ſich als eine Maßnahme erhöhter Zweckmäßigkeit und Sparſamkeit erwieſen. 
Trotzdem war nicht zu verkennen, daß das Geſetz beſonders für ländliche Gegen⸗ 
den, in denen bisher die Wohlfahrtspflege wenig entwickelt war, neue Einrichtun⸗ 
gen und Aufgaben bringen konnte. Das Reich hat daher, um der Übertragung 
neuer Aufgaben auf Länder und Gemeinden und dadurch erhöhtem Koſtenauf⸗ 
wand vorzubeugen, davon abgeſehen, das Reichsgeſetz ſtarr zur Durchführung zu 
bringen, und in der Verordnung vom 14. Februar 1924 eine Reihe von Erleich⸗ 
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terungen gegeben, die den Zweck haben, die ſich aus dem Geſetz möglicherweiſe 
ergebenden Mehraufwendungen für die Jugendwohlfahrt zu vermeiden und dar⸗ 
über hinaus durch zweckmäßige Zuſammenfaſſung der Organiſation und Verein⸗ 
fachung der geſetzlichen Beſtimmungen Erſparniſſe, insbeſondere von Perſonal, ein⸗ 
treten zu laſſen. Die Verordnung enthält: 

1. organiſatoriſche Erleichterungen (Art. 1 Nr. 1 und 2), 

2. materielle Erleichterungen (Art. 1 Nr. 3 bis 8 und Art. 2). 

Auch das Ausführungsgeſetz ſtrebt im Rahmen der übrigen in Kraft bleiben- 
den Vorſchriften des Reichsgeſetzes dahin, die Gemeinden vor vermehrten Koſten 
zu bewahren, ihnen keine neuen Aufgaben aufguerlegen oder bereits beſtehende 
Aufgaben zu erweitern. | 

II. 


Zu Abſchnitt I des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und Abſchnitt I bis III 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes. 
A. Jugend⸗, Wohlfahrts⸗, Geſundheitsämter. 

Neben der vielſeitigen, hauptſächlich auf caritativem und humanitärem Boden 
entſtandenen Jugendwohlfahrtspflege privaten Charakters hat ſich ſchon ſeit 
Jahrzehnten eine öffentliche Jugendwohlfahrtspflege entwickelt, die, ohne daß ſie 
eine geſetzliche Regelung gefunden hatte, freiwillig von Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbänden als Selbſtverwaltungs angelegenheit ausgeübt worden ift. Dement- 
ſprechend find in Ausführung des § 8 NIWO. die Aufgaben der öffentlichen Ju- 
gendwohlfahrtspflege in § 1 AG. als Selbſtverwaltungsangelegenheit bezeichnet 
worden. Eine Ausnahme iſt lediglich hinſichtlich der Ausführung der Fürſorge⸗ 
erziehung gemacht, die den im § 18 AG. genannten Fürſorgeerziehungsbehörden 
als ſtaatliche Auftragsangelegenheit obliegt. 

Träger der Jugendämter ſind die Stadt⸗ und Landkreiſe. Es iſt auch inſo⸗ 
weit an die bisherige Entwicklung angeknüpft. Denn es haben bereits nahezu 
alle preußiſchen Landkreiſe Wohlfahrtsämter eingerichtet, in denen auch die Fra⸗ 
gen der Jugendwohlfahrt bearbeitet werden. Auch viele kreisfreie Städte be⸗ 
ſitzen ſchon Einrichtungen, welche den Jugendämtern ähnlich ſind. 

§ 2 Abſatz 1 AG. gibt die oberſte Grenze für die Trägerſchaft der Jugend» 
ämter. Die Zuſammenlegung mehrerer Kreiſe zu einem Jugendamtsbezirk iſt 
unzuläſſig. Im allgemeinen werden die Landkreiſe geeignet ſein, die aus dem Ge⸗ 
ſetz ſich ergebenden Aufgaben zu erfüllen. Unter Berückſichtigung der Tatſache 
aber, daß vielfach bisher kreisangehörige Städte und leiſtungsfähigere Ge⸗ 
meindeverbände in den weſtlichen Provinzen eigene Jugend- und Wohlfahrts- 
ämter gehabt haben, ſieht das Geſetz Ausnahmen vor. Danach können innerhalb 
eines Landkreiſes „beſondere“ Jugendämter errichtet werden von Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden (rheiniſchen Bürgermeiſtereien, weſtfäliſchen Amtern) 
mit mehr als 10 000 Einwohnern ſowie von den ſelbſtandigen Städten in der 
Provinz Hannover. Auf dieſe Weiſe iſt auch die Beibehaltung bereits vorhan⸗ 
dener Amter in ſolchen Gemeinden oder Gemeindeverbänden ermöglicht. 

Um jedoch eine unſachgemäße Zerſplitterung der Jugendwohlfahrtsarbeit zu 
vermeiden, iſt die Einrichtung beſonderer Jugendämter nicht in das Ermeſſen der 
einzelnen Gemeinden und Gemeindeverbände geſtellt, ſondern es iſt ſowohl zur 
Bildung als auch zur Beibehaltung beſonderer Jugendämter die Stellung eines 
Antrages und ein Beſchluß des Kreisausſchuſſes erforderlich. Bei Ablehnung des 
Antrages der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes durch den Kreisausſchuß 
ſteht ihnen die Beſchwerde beim Bezirksausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 
Bei der Frage der Errichtung eines beſonderen Jugendamtes iſt nicht nur darauf 
Rückſicht zu nehmen, daß die beantragenden Gemeinden oder Gemeindeverbände 
finanzielle leiſtungsfähig ſind, ſondern auch darauf, daß ſie genügend vorgebildete 
Kräfte beſitzen, um die aus dem Geſetze ſich ergebenden fürſorgeriſchen Aufgaben 
ſachgemäß zu erfüllen. Weiter muß darauf geachtet werden, daß der Reſtkreis 
voll leiſtungsfähig bleibt und die wirtſchaftlich geſunde und fürſorgeriſch ein⸗ 
wandfreie Durchführung der Aufgaben durch den Kreis nicht gefährdet wird. 
Häufig wird von der Bildung eines beſonderen Jugendamts Abſtand genommen 
werden können, wenn durch Ausbau der Kreisſatzung im Sinne des § 8 Abſatz 2 
AG., d. h. durch Gewährung eines gewiſſen Vertretungsrechts an die größeren 
kreisangehörigen Gemeinden, und eine ſachgemäß durchgeführte Dezentraliſation 


102 Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz 


auf Grund der §§ 6, 11 RJ WG. wirklich begründeten Sonderwünſchen größerer 
kreisangehöriger Gemeinweſen ausreichend Rechnung getragen wird. 

Der Zuſammenſchluß kleinerer Gemeinden zur Bildung eines beſonderen Ju⸗ 
gendamts innerhalb eines Kreiſes iſt nicht zuläſſig. Nur wenn nach Errichtung 
eines beſonderen Jugendamts nach § 2 Abſatz 3 AG. ein Außenbezirk abgeſplit⸗ 
tert und ſeine Verſorgung durch das Kreisjugendamt infolge des dazwiſchenlie⸗ 
genden Bezirks des beſonderen Jugendamts bedeutend erſchwert iſt, ſowie in 
ähnlichen Sonderfällen können ſolche Gemeinden oder Gemeindeverbände mit dem 
Träger des beſonderen Jugendamts zu einem Zweckverbande verbunden werden 
(§ 2 Abſ. 4 AG.). a 

Für Berlin, in dem bereits durch das Geſetz über die Errichtung einer Stadt⸗ 
gemeinde Berlin vom 27. April 1920 Bezirksämter mit gewiſſer Selbſtändigkeit 
vorgeſehen ſind, die bisher ſchon jugendamtliche Aufgaben bearbeitet haben, iſt 
durch eine Sonderbeſtimmung feſtgelegt, daß in den 20 Verwaltungsbezirken 
ſelbſtändige Jugendämter errichtet werden (§ 2 Abſ. 2 AG.). Die Errichtung der 
poe pe der Bezirksjugendämter erfolgt durch die Körperſchaften der Geſamt⸗ 
gemeinde. 

Daraus, daß die Aufgaben der Jugendwohlfahrt als Selbſtverwaltungsange⸗ 
legenheiten der Gemeinden und Gemeindeverbände bezeichnet ſind, ergibt ſich, daß 
ihre Tätigkeit und Organiſation ſich im Rahmen der Gemeindeverfaſſungsgeſetze 
zu bewegen hät. Für die Verwaltung verantwortlich bleibt der Vorſtand des 
Selbſtverwaltungskörpers, das Verwaltungsorgan (Gemeindevorſtand, Kreisaus⸗ 
ſchuß). Das Jugendamt ift ihm nachgeordnet (vergl. auch §§ 15 und 16 AG.). 
Die Stellung des Jugendamts innerhalb des Organismus der Selbſtverwaltung 
wird ſich wie die einer Deputation (Kommiſſion) geſtalten, wobei dem Jugendamt 
weitgehende ſachliche Selbſtändigkeit zu gewährleiſten iſt, die zur fruchtbaren 
Arbeit auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrtspflege dringend erforderlich iſt. 
Das Nähere regelt die Satzung. 

In einem wichtigen Punkte ſind die Träger des Jugendamts jedoch bei Auf⸗ 
ſtellung der Satzung beſchränkt. Die Zuſammenſetzung des Jugendamts iſt 
durch das AG. eingehend geregelt, um die entſprechenden Vorſchriften des RJWG. 
mit den preußiſchen Einrichtungen in Einklang zu bringen. Inſofern ähnelt das 
Jugendamt der Schuldeputation, deren Zuſammenſetzung ebenfalls abweichend 
von den Vorſchriften der Gemeindeverfaſſungsgeſetze geregelt iſt. 

Wenn auch das AG. entſprechend dem RJWG. die Vorſchriften über die Bils 
dung von Jugendämtern in den Vordergrund geſtellt hat, ſo wird die Entwick⸗ 
lung, namentlich in den Landkreiſen, aber auch in ſehr vielen Städten, dahin 
führen, daß unter Anwendung des § 10 RIWG. und § 10 AG. die geſamten 
Aufgaben der Wohlfahrtspflege vereinigt und für die beſonderen Belange der 
n TaDH Ausſchüſſe bei dieſer allgemeinen Wohlfahrtsſtelle gebildet 
werden. 

Auch hierbei ſind die beſonderen Vorſchriften über die Zuſammenſetzung des 
Jugendamts zu beachten. ; 

Es gehören dem Jugendamt oder dem Ausſchuß des allgemeinen Wohlfahrts- 
amtes, dem zweckmäßigerweiſe ein auf die Jugendwohlfahrtspflege hinweiſender 
Bujak zu geben ift, nach §§ 4, 10 AG. an: 

a) ein bis vier leitende Beamte des Selbſtverwaltungskörpers, unter ihnen der 

Vorſitzende, welcher bei Stimmengleichheit den Ausſchlag gibt. 

Bei Auswahl der leitenden Beamten iſt dafür Sorge zu tragen, daß 
der Vorſtand des Selbſtverwaltungskörpers nur ſolche Beamten entſendet, 
die mit der Bearbeitung der Aufgaben der Wohlfahrtspflege betraut ſind. 
Unter den Beamten muß ſich der leitende Fachbeamte des Jugendamts be⸗ 


finden; 
b) höchſtens die fünffache Zahl, jedoch mindeſtens zehn in der Jugendwohl⸗ 
fahrt erfahrene und bewährte Männer und Frauen. 
Zwei Fünftel der zu b genannten Zahl find vom Vorſtand des Selbſiver⸗ 
waltungskörpers aus den Vereinigungen zu berufen, die ſich ganz oder vorwie⸗ 
gend mit der Förderung der Jugendwohlfahrtspflege befaſſen oder der Jugend⸗ 
bewegung dienen. Die Vereinigungen haben Anſpruch darauf, daß ihre Vor⸗ 
ſchläge bei der Berufung von zwei Fünfteln der nichtbeamteten Mitglieder zu⸗ 
grunde gelegt werden. Bei Auswahl der Vertreter der freien Vereinigungen darf 
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nicht lediglich Gewicht auf die Zahl der Mitglieder der Vereinigung gelegt werden, 
da erfahrungsgemäß Vereinigungen mit wenig Mitgliedern vielfach ebenſo nutz⸗ 
bringende Arbeit leiſten wie andere größere Vereinigungen. Es iſt daher Rück⸗ 
ſicht auf die Bedeutung der Vereinigungen für die Jugendwohlfahrtspflege im 
Bezirk zu nehmen. Als Vereinigungen find außer Vereinen auch andere Rechts⸗ 
gebilde (Stiftungen, Genoſſenſchaften), die die Jugendwohlfahrtspflege zu ihrer 
Aufgabe gemacht haben, anzuſehen. Die Vereinigungen ſind ſchriftlich oder durch 
öffentliche Bekanntmachung aufzufordern, ihr Vorſchlagsrecht auszuüben. | 

Für die Vereinigungen wird es ſich empfehlen, ſich zuſammenzuſchließen und 
tunlichſt einen gemeinſamen Vorſchlag einzureichen. Dies iſt bereits an vielen 
Orten mit Erfolg durchgeführt, und es iſt damit zu rechnen, daß der gemeinſame 
. Zuſtimmung finden wird. Die Benennung von mindeſtens der doppel⸗ 
ten Zahl von Vertretern iſt angeordnet, um dem Vorſtand des Selbſtverwal⸗ 
tungskörpers einen gewiſſen Spielraum für die Auswahl zu laſſen. Um eine 
Benachteiligung der Vereinigungen zu verhüten, iſt ihnen gegen die Entſchei⸗ 
dung des Vorſtandes des Selbſtverwaltungskörpers die Beſchwerde im Aufſichts⸗ 
wege gegeben. | | 

Die Kirchengemeinſchaften haben ſchon lange vor dem Staat und den Kom 
munen Jugendwohlfahrtspflege getrieben und betrachten ſie auch jetzt noch als 
eine ihrer Hauptaufgaben. Es iſt daher den Geiſtlichen als in der Jugendwohl⸗ 
fahrt erfahrenen Männern eine Vertretung im Jugendamt oder in der an ſeine 
Stelle tretenden Einrichtung zuzubilligen. Da die Geiſtlichen nicht Beamte des 
Selbſtverwaltungskörpers ſind, ſo ſind ſie auf die nach Abzug der Vertreter der 
Vereinigungen verbleibenden drei Fünftel anzurechnen. Die Auswahl der geiſt⸗ 
lichen Mitglieder ijt den zuſtändigen Stellen der betreffenden Religionsgemein⸗ 
ſchaften überlaſſen. Dieſen iſt rechtzeitig die Satzung des Jugendamts mit der 
Aufforderung mitzuteilen, ihre Rechte wahrzunehmen. | 

Auch die Lehrerſchaft hat mit viel Eifer und Erfolg fih der Jugendwohlfahrts⸗ 
pflege angenommen. Um ihre Mitarbeit für alle Fälle zu ſichern, ſieht das Geſetz 
vor, daß je ein Lehrer und eine Lehrerin von der Vertretung des Selbſtverwal⸗ 
tungskörpers durch Mehrheitsbeſchluß zum ſtimmberechtigten Mitglied des Ju⸗ 

endamts zu wählen iſt. Auch die gewählten Lehrperſonen ſind auf die drei 
Fünftel anzurechnen. N 

Im übrigen werden die Mitglieder des Jugendamts von der Vertretung des 
Selbſtverwaltungskörpers aus den in der Jugendwohlfahrt erfahrenen Männern 
und Frauen auf Grund der für die Wahl von Ehrenbeamten geltenden Vor⸗ 
ſchriften gewählt. l l , 

Inwieweit den Mitgliedern des Jugendamt Entſchädigungen für Zeitverluſt 
zu gewähren ſind, beſtimmt die Satzung. Alle Mitglieder ſind in dieſer Richtung 
jedoch gleich zu behandeln. Die Amtsdauer von vier Jahren (§ 6 AG.) bezieht 
ſich auch auf die Geiſtlichen und die Lehrer. . 

Zu den in der Jugendwohlfahrt erfahrenenen und bewährten Männern und 
Frauen werden, insbeſondere in ländlichen Bezirken, der Kreisſchulrat, der Kreis- 
medizinalrat und der Vormundſchaftsrichter gehören, in induſtriellen Gegenden 
auch der Gewerberat Um jedoch den Zuſammenhang dieſer Staatsbeamten, welche 
von Amts wegen ebenfalls mit Fragen der Jugendwohlfahrt befaßt ſind, mit dem 
Jugendamt auf alle Fälle ſicherzuſtellen, ſieht das AG. vor, daß ihnen, wenn ſie 
nicht bereits durch Wahl Mitglied des Jugendamts geworden ſind, das Recht der 
Teilnahme an deſſen Sitzungen, zu denen ſie einzuladen ſind, zuzubilligen iſt. 
Ein Anſpruch auf Entſchädigung gegen den Träger des Jugendamts ſteht in 
dieſem Falle nicht zu ($ 5 AG.). 

Mit Ausnahme der Beſtimmung über die Lehrperſonen hat das AG. davon 
abgeſehen, beſondere Vorſchriften darüber zu geben, ob und inwieweit Frauen 2 
Mitgliedern des Jugendamts zu wählen find. Da viele Zweige der Jugendwohl⸗ 
fahrtspflege im weſentlichen Frauenſache find, jo wird überall dafür Sorge zu 
tragen ſein, daß den Frauen eine angemeſſene Mitwirkung eingeräumt wird. 
Insbeſondere wird es fih für ländliche Verhältniſſe empfehlen, die Kreisfürſor⸗ 
gerin zum Mitglied des Jugendamts zu machen. 

»Die vorſtehenden Geſichtspunkte find auch bei Bildung eines Jugendamts im 
Rahmen eines Wohlfahrtsamts (§ 10 AG.) zu berückſichtigen. Die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Stelle, welche die Aufgaben der Jugendwohlfahrt bearbeitet, hat den 
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Vorſchriften des $ 4 AG. zu entſprechen. Auch ift die Beteiligung der Staatsbeam⸗ 
ten (§ 5 AG.) ſicherzuſtellen. 

Eine Verteilung der den Jugendämtern geſetzlich obliegenden Aufgaben auf 
mehrere Stellen iſt unzuläſſig mit Ausnahme der Übertragung der geſundheit⸗ 
lichen Aufgaben an ein Geſundheitsamt, welche im Anſchluß an § 10 Abſatz 2 
RJWG. durch § 11 AG. geregelt ift. Darüber hinaus ift angeordnet, daß, falls 
die geſundheitlichen Aufgaben beim Jugendamt verbleiben, bei ihrer Bearbeitung 
ein Arzt zuzuziehen iſt. Hierdurch iſt die dringend erwünſchte Mitwirkung des 
Arztes in allen Fragen der Geſundheitspflege ſichergeſtellt. 

Um trotz der Finanznot die rung des Geſetzes zu gewährleiſten, wer⸗ 
den die Gemeinden und Gemeindeverbände von dem im Reichsgeſetz vorgeſehenen 
Recht der Delegation auf Ausſchüſſe, Vereinigungen und Einzelperſonen und dem 
der Heranziehung aller Kräfte der freien Jugend⸗ und Wohlfahrtspflege den 
weiteſten Gebrauch zu machen haben (88 6, 11 RJ WG.). Hierdurch wird ſich der 
Aufwand für Beamtenbeſoldungen auf ein verhältnismäßig geringes Maß be⸗ 
ſchränken laſſen. Jedoch iſt dafür Sorge zu tragen, daß zur Zuſammenfaſſung 
und Führung der Jugendwohlfahrtsarbeit ausgebildete Fachkräfte vorhanden ſind. 

Durch die Beſtimmungen des AG., das den Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bänden bei der Einrichtung der Jugendwohlfahrtsbehörden den weiteſten Spiel⸗ 
raum läßt, find die aus Artikel 8 des EG. z. RIWE. in der Faffung des Arti- 
kels 1 der Verordnung vom 14. Februar 1924 ſich ergebenden Befreiungsmöglich⸗ 
keiten erſchöpft. Für weitere Befreiungen hinſichtlich der Organiſation der Ju⸗ 
gendämter beſteht daher kein Raum. 

Um eine glatte Durchführung der Beſtimmungen des RJWG. ſchon vom 
1. April 1924 ab zu gewährleiſten, iſt vorgeſehen, daß bis zum Erlaß der 
Satzung des Jugendamtes deſſen Zuſtändigkeiten vom Vorſtand des Selbſt⸗ 
verwaltungskörpers (Gemeindevorſtand, Kreisausſchuß) wahrzunehmen ſind. 
Dieſe können ihre Befugniſſe Ausſchüſſen oder Einzelperſonen gemäß §§ 11, 
32 RIJWG. übertragen. Hierdurch ift die Möglichkeit gegeben, daß bereits be- 
ſtehende Jugend⸗ und Wohlfahrtsämter oder andere mit den einſchlägigen Auf⸗ 
gaben betraute Stellen die Bearbeitung der Angelegenheiten der Jugendwohl⸗ 
ahrt beibehalten oder übernehmen können. Es empfiehlt ſich, daß der Vorſtand 

es Selbſtverwaltungskörpers die von ihm angeordnete Übertragung jugendamt⸗ 
licher Aufgaben öffentlich bekanntmacht. Kommt die Satzung des Jugendamtes 
nicht bis zum 1. Oktober 1924 zuſtande, fo wird fie von der Aufſichtsbehörde er- 
laſſen (§ 33 AG.). 


B. Landes jugendämter. 


Artikel 8 EG. z. NIWO. in der Faſſung der Verordnung vom 14. Februar 
1924 ſtellt die Durchführung der §§ 12 bis 14 RJ WG. über die Landesjugendämter 
in das Ermeſſen der Länder. Das AG. hat davon Abſtand genommen, Landes⸗ 
jugendämter nn vorzuſchreiben. Es gibt aber den weiteren Gemeindever⸗ 
bänden die Möglichkeit, ſolche zu errichten. Die Landesjugendämter ſollen jedoch 
keine obrigkeitlichen Aufgaben durchführen, ſondern lediglich der Zuſammenfaſ⸗ 
fung und der Vermittlung der Erfahrungen auf dem Gebiete der Jugendwohl⸗ 
fahrt und der Unterſtützung der Jugendämter ihrer Bezirke im Sinne des § 18 
Ziffer 1 bis 7 RJWG. dienen. Alle anderen durch das Reichsgeſetz den Landes⸗ 
jugendämtern übertragenen Aufgaben werden durch den Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt wahrgenommen, der oberſte Landesbehörde im Sinne des § 77 RJ MGG. ift. 
Er hat aber die Möglichkeit, die ihm zuſtehenden Rechte an Behörden der Staats⸗ 
oder De na ung zu übertragen. Dieſes gilt insbeſondere von dem Recht 
der Anſta reac Ui (§ 29 RJWG., § 14 AG.). 

Als Mitglieder der Landesjugendämter find Vertreter von Jugendämtern und 
Juſtizbehörden vorgeſehen. Die Vorſchriften des § 4 WG. über die Vertretung der 
Vereinigungen und über die Geiſtlichen und Lehrer finden entſprechende Anwen⸗ 
Bund Ebenſo trifft § 18 AG. über die Vertretung der übrigen mit der Jugend⸗ 
wohlfahrt e erufe Beſtimmung. Entſprechend den bei den Jugend⸗ 
ämtern gegebenen Vorſchriften können die Aufgaben des Landesjugendamtes 
auch einem bei dem weiteren Kommunalverband errichteten Landeswohlfahrts⸗ 
amt oder einer anderen mit demſelben Kommunalverband verbundenen, der 
Wohlfahrtspflege dienenden Stelle übertragen werden. 
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C. Durchführung der Aufgaben aus §3 Ziffer 5 bis 8 und §4 RIMG. 
(Artikel 8 EG. z. RJ WG. in der Faſſung der Verordnung 
vom 14. Februar 1924; 
vergl. Artikel 1 Ziffer 3 dieſer Verordnung). 


Ob und inwieweit die Aufgaben aus 8 3 Ziffer 6 bis 8 RJ WG. von den Ju- 
gendämtern übernommen werden, wird dem Ermeſſen der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände überlaſſen. Es wird jedoch hierbei davon ausgegangen, daß be⸗ 
züglich der Erfüllung dieſer Aufgaben ein Rückſchritt gegenüber dem bisherigen 
Zuſtand nicht eintritt. Dagegen kann von der Aufgabe des § 3 Ziffer 5 (Jugend⸗ 
gerichtshilfe) nur auf Antrag Befreiung erteilt werden. Etwaige Anträge dieſer 
Art ſind bis zum 1. Juli 1924 durch die Hand der Dienſtaufſichtsbehörde an den 
Miniſter für Volkswohlfahrt zu richten. Befreiungsanträgen kann nur ſtattge⸗ 
geben werden, wenn nachgewieſen wird, daß andere geeignete und bewährte Ein⸗ 
richtungen oder Stellen vorhanden ſind, die die Aufgaben der Jugendgerichtshilfe 
wahrnehmen können. Beſtehende erprobte Einrichtungen oder Stellen ſind mög⸗ 
lichſt zu unterſtützen und auch weiterhin mit der Durchführung der von ihnen 
bisher geleiſteten Arbeit zu betrauen. Den Anträgen auf Befreiung iſt außer⸗ 
dem eine Außerung des zuſtändigen Jugendgerichtes darüber beizufügen, ob und 
inwieweit die Durchführung des Jugendgerichtsgeſetzes gewährleiſtet iſt, falls dem 
Befreiungsantrage ſtattgegeben werden ſollte. 

Die Beſtimmung der Reichsverordnung vom 14. Februar 1924 (vergl. Ar⸗ 
tikel 1 Ziffer 4), nach der eine Verpflichtung zur Durchführung der im 8 4 
RI WG. bezeichneten Aufgaben nicht beſteht, bringt gegenüber den Beſtimmungen 
des NIWO. keine Anderung, da die dort aufgeführten Arbeitsgebiete nicht Gb. 
den Pflichtaufgaben der Jugendämter gehörten. Es wird jedoch von den Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbänden erwartet, daß ſie auch weiterhin die bisher frei⸗ 
willig übernommenen Aufgaben nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit durch⸗ 


führen. . 
D. Rechtsmittel. 


Die Frage der Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen der Jugendämter iſt in 
den 8$ 15 bis 17 AG. geregelt. Rechtsmittel werden hauptſächlich im Pflegekin⸗ 
derweſen in Betracht kommen, da in Vormundſchaftsangelegenheiten die Entſchei⸗ 
dung des Vormundſchaftsgerichts nachgeſucht werden kann. 


III. l 
Zu Abſchnitt III des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt — Pflegekinderaufſicht —. 

Die Altersgrenze der obrigkeitlich zu betreuenden Pflegekinder (Haltekinder) 
iſt bisher in den einzelnen Polizeiverordnungen verſchieden feſtgeſetzt. Es wird da⸗ 
her von den örtlichen Verhältniſſen abhängen, ob und inwieweit durch die Feſt⸗ 
ſetzung der Altersgrenze in 8 19 NIWO. eine weſentliche Erweiterung bereits 
beſtehender Aufgaben eintritt. Etwaige Anträge auf Herabſetzung der Alters⸗ 
grenze ſind bis zum 1. Juli 1924 unter genauer Darlegung der Verhältniſſe durch 
die Hand der Aufſichtsbehörde dem Miniſter für Volkswohlfahrt zur Entſcheidung 
vorzulegen. In dem Antrage iſt darzulegen, ob und inwieweit durch die Er⸗ 
höhung der Altersgrenze die Zahl der Pflegekinder ſich vergrößert und ob dadurch 
die Einſtellung weiterer Kräfte erforderlich wird. Außerdem iſt mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß die Pflegekinder meiſtens auch der Amtsvormundſchaft unterſtehen, dar⸗ 
zulegen, ob die Amtsvormundſchaft im Bezirke durchgeführt wird. (Vergl. Ar⸗ 
tikel 1 Ziffer 5 der Verordnung vom 14. Februar 1924.) 

Die bisher geltenden polizeilichen Beſtimmungen über die Haltekinder und 
eine gutachtliche Außerung des Kreisarztes ſind den Anträgen beizufügen. 

Bis zum Erlaß weiterer Ausführungsbeſtimmungen gelten die örtlichen Poli⸗ 
zeiverordnungen, die mit dem Inkrafttreten des NIWO. ihre Gültigkeit verlieren, 
als Ausführungsbeſtimmungen im Sinne der 55 20 ff. des RJ WG. mit der Maß⸗ 
gabe, daß an Stelle der örtlichen Polizeibehörde das Jugendamt tritt. Dieſes iſt 
jedoch nicht berechtigt, Strafverfügungen zu erlaſſen. Die auf Grund der bis⸗ 
herigen polizeilichen Beſtimmungen zugelaſſenen Pflegeſtellen gelten vorläufig 
als gegeignet und zugelaſſen im Sinne der Vorſchriften des Abſchnitts III RJ WG. 
Einer beſonderen Erlaubniserteilung für dieſe Pflegeſtellen durch das Jugendamt 
bedarf es nicht; dagegen kann das Jugendamt von ſeinem Recht des Widerrufes 


` 
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Gebrauch machen. Sache des Jugendamts wird es ſein, bei Durchführung der 
Aufſicht ungeeignete Stellen auszuſcheiden und von dem ihm gemäß § 22 gus 
ſtehenden Rechte auf Widerruf Gebrauch zu machen. 

Die aus 88 22, 24, 25, 26 RJWG. den Landesjugendämtern zuſtehenden 
Rechte und Befugniſſe find durch § 77 RJWGG. in der Faſſung von Artikel 1 
Ziffer 2 der Raich b ordnung vom 14. Februar 1924 in Verbindung mit 88 12 
Abſ. 2, 34 AG. auf den Miniſter für Volkswohlfahrt übergegangen. Sie werden 
hiermit auf die Regierungspräſidenten und den Oberpräſidenten in Berlin hin⸗ 
ſichtlich der Stadtgemeinde Berlin übertragen. Beſondere Richtlinien für die 


Ausübung dieſer Rechte ergehen noch. 


IV. 
Zu Abſchnitt IV des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt — Amtsvormundſchaft—. 

Nach Artikel 136 des Einführungsgeſetzes zum BGB. und nach Artikel 78 8 4 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum BGB. können auf Grund ortsſtatutari⸗ 
ſcher Beſtimmungen Beamten der Gemeindearmenverwaltung alle oder einzelne 
Rechte und Pflichten des Vormundes für beſtimmte Gruppen übertragen werden, 
ohne daß eine beſondere Verpflichtung zum Vormund durch das Gericht erfolgt 
iſt. Außerdem ſind, unabhängig von den ortsſtatutariſchen Beſtimmungen auf 
Grund des Artikels 78 § 4, in den letzten Jahrzehnten eine große Anzahl von 
Sammelvormundſchaften entſtanden, welche von Beamten oder Angeſtellten von 
Gemeinden oder Gemeindeverbänden auf Anweiſung der Anſtellungsbehörde ge⸗ 
führt wurden. Durch Artikel 4 CG. z. RIWE. find die bisherigen landesgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über Vormundſchaften aufgehoben; an ihre Stelle treten 
die Vorſchriften des Abſchnitts IV des MGW. Die reibungsloſe Überleitung 
der bisherigen Amts⸗ und Sammelvormundſchaften wird durch §§ 27 bis 29 AG. 
z. RJWG. gewährleiſtet. | ; 

§ 35 RJWG. beſtimmt, daß mit der Geburt eines unehelichen Kindes das 
Jugendamt des Geburtsortes die Vormundſchaft erlangt. Doch ift durch § 8 EG. 
z. RJWG. in der Faſſung des Artikels 1 Ziffer 6 der Verordnung vom 14. Fe- 
bruar 1924 der oberſten Landesbehörde das Recht gegeben, die Jugendämter von 
der Durchführung der Beſtimmungen über die geſetzliche Amtsvormundſchaft zu 
befreien. Da aber in den Städten und Induſtriebezirken faſt überall irgendeine 
Art der Berufsvormundſchaft bereits durchgeführt iſt und ſich durchweg als eine 
Erſparnismaßnahme erwieſen hat, kommt eine n iy nur für ländliche Ge⸗ 
genden in Betracht. Etwaige Anträge auf Befreiung ſind bis zum 1. Juli 1924 
durch Vermittlung der Aufſichtsbehörde an den Miniſter für Volkswohlfahrt ein⸗ 
zureichen. Dem Antrage iſt eine Außerung der zuſtändigen Vormundſchafts⸗ 
gerichte darüber beizufügen, ob die Einzelvormünder bisher in der Lage geweſen 
ſind, für das Wohl ihrer Mündel genügend zu ſorgen, insbeſondere ob ſie ihrer 
Verpflichtung, auf regelmäßige Zahlung von Unterhaltsgeldern zu dringen, nach⸗ 
gekommen ſind. In dem Antrage iſt darzulegen, ob und inwieweit im Bezirke 
Berufs⸗ oder Vereinsvormundſchaften beſtehen, und ob durch die Durchführung 
der Vorſchriften über die geſetzliche Amtsvormundſchaft neue Aufwendungen, ins⸗ 
beſondere Vermehrung des Perſonals, erforderlich ſein würden. l 

Nach den auch von ländlichen Berufsvormundſchaften gemachten Erfahrungen 
iſt davon auszugehen, daß die Amtsvormundſchaft eine durchaus wirtſchaftliche 
Einrichtung iſt und daß die zu ihrer Unterhaltung nötigen Koſten weit übertroffen 
werden von den eingezogenen Unterhaltsgeldern. Da durch die Reichsverordnung 
über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 die Fürſorge für die hilfsbedürf⸗ 
tigen Minderjährigen vom 1. April 1924 ab auf die Bezirksfürſorgeverbände 
übergeht, wird es im eigenen Intereſſe auch der ländlichen Gemeindeverbände 
liegen, auf möglichſt frühe und tatkräftige Heranziehung der unehelichen Väter 
zur Unterhaltszahlung zu dringen. Die Sicherung und Durchführung des Un⸗ 
terhaltsanſpruchs iſt aber nach den gemachten Erfahrungen durch die Amtsvor⸗ 
mundſchaft viel beſſer gewährleiſtet als durch Einzelvormünder. | 

Für diejenigen ländlichen Gemeindeverbände, die Befreiung von den Beſtim⸗ 
mungen über die geſetzliche Amtsvormundſchaft beantragen wollen oder beantragt 
haben, wird es ſich bis zur Bewilligung der Befreiung empfehlen, daß das Ju⸗ 
gendamt in ſeiner Eigenſchaft als Gemeindewaiſenrat einen Einzelvormund aus⸗ 
wählt und bei dem zuſtändigen Amtsgericht unter Weitergabe der ihm gemäß 
§ 36 RIJWG. zugegangenen Geburtsurkunden den Antrag ſtellt, dieſen gemäß 
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S 40 RIWG. an Stelle des Jugendamtes zum Vormund zu beftellen. Dem An- 
trage des Jugendamts wird das Vormundſchaftsgericht vorausſichtlich in allen 
Fällen ſtattgeben, da es dem Wohl des Mündels entgegenſtehen würde, wenn es 
längere Zeit ohne Vormund ſein würde. 

Im Sinne der §§ 40, 44 RJ WG. wird es liegen, daß das Jugendamt in allen 
Fällen, in denen die Unterhaltszahlung und die ordnungsmäßige Unterbringung 
des unehelichen Kindes geſichert iſt, die Vormundſchaft abgibt und auf die Be⸗ 
ſtellung eines Einzelvormundes hinwirkt. Um geeignete Einzelvormünder zu 
gewinnen, empfiehlt ſich eine tatkräftige Förderung der organiſierten Einzelvor⸗ 
mundſchaft. | 

Aber auch dann, wenn eine Befreiung bon den Aufgaben der geſetzlichen Amts» 
vormundſchaft ausgeſprochen wird, iſt und bleibt das Jugendamt Gemeindewai⸗ 
ſenrat. Das AG. hat davon Abſtand genommen, örtliche Einrichtungen zur Un⸗ 
terſtützung des Jugendamts in den Geſchäften des Gemeindewaiſenrats zwingend 
anzuordnen, da die Verhältniſſe in den verſchiedenen Teilen Preußens ſtark von⸗ 
einander abweichen. § 11 RJ WG. gibt den Jugendämtern die Möglichkeit, die 
Geſchäfte des Gemeindewaiſenrats weitgehend zu übertragen. Von dieſem Recht 
wird ein möglichſt umfaſſender Gebrauch zu machen ſein; insbeſondere empfiehlt 
es ſich, die bisherigen Waiſenräte als örtliche Vertrauensperſonen beizubehalten 
und ſie, um die Zuſammenarbeit mit dem Jugendamt fruchtbar zu geſtalten, 
nach Art der bisher vom Vormundſchaftsgericht abgehaltenen, nunmehr wegfallen⸗ 
den Waiſenratsverſammlungen zur regelmäßigen Ausſprache zuſammenzurufen. 

V. l 
Abſchnitt V des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt 

iſt durch Artikel 2 der Verordnung vom 14. Februar 1924 mit Ausnahme des 
§ 55 RIJWG., der die Koſtenpflicht bei der Fürſorgeerziehung ſchrifte aufgehoben 
worden. Jedoch gelten die Abſätze 1 und 2 des § 49 als Vorſchriften im Sinne 
des § 6 der Reichsverordnung über die Fürſorgepflicht vom 18. Februar 1924. 
Hiernach gehören die Koſten für Erziehung und Erwerbsbefähigung von Minder⸗ 
jährigen zum notwendigen 1 ek Weiter iſt hierdurch beſtimmt, daß bei 
Beurteilung der Notwendigkeit der Leiſtungen das Bedürfnis nach rechtzeitiger, 
dauernder und gründlicher Abhilfe gegen Störungen der körperlichen, geiſtigen 
und ſittlichen Entwicklung der Minderjährigen zu berückſichtigen iſt. Die Durch⸗ 
führung der Fürſorge für hilfsbedürftige Minderjährige liegt aber nicht den 
Jugendwohlfahrtsbehörden, ſondern den Fürſorgeverbänden ob. 


VI. 


Zu Abſchnitt VI bes Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt und | 
Abſchnitt IV des Ausführungsgeſetzes — Schutzaufſicht und Fürſorgeerziehung —. 

Die Schutzaufſicht hat ſich ohne geſetzliche Beſtimmung in der jugendgericht⸗ 
lichen Praxis entwickelt. Es empfiehlt ſich jetzt noch nicht, nähere Beſtimmungen 
zu treffen, ſondern es wird abzuwarten ſein, wie ſich die Beſtimmungen der 
§§ 56 ff. RJWG. in der Praxis bewähren. 

Nach Artikel 8 EG. z. RJ WG. in der Faſſung des Artikels 1 Ziffer 7 der Vers 
ordnung vom 14. Februar 1924 iſt das Jugendamt nicht verpflichtet, Schutzauf⸗ 
ſichten ohne ſein Einverſtändnis zu übernehmen. 

In Preußen war die Fürſorgeerziehung bisher durch das Geſetz vom 2. Juli 
1900, abgeändert durch die Novelle vom 7. Juli 1915, geregelt. Die Vorſchriften 
des Geſetzes haben ſich im allgemeinen ſo gut bewährt, daß ſie faſt durchweg in 
das Reichsgeſetz übernommen worden ſind. Die Ausführung der Fürſorgeerziehung 
liegt als Auftragsangelegenheit den weiteren Kommunalverbänden ob, die ſich in 
mehr als zwanzigjähriger Arbeit die Einrichtungen für eine einwandfreie Durch⸗ 
ſosg geſchaffen haben. Obwohl durch die Aufhebung des Preußiſchen Für⸗ 
orgeerziehungsgeſetzes die dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen vom 
18. Dezember 1900 außer Kraft treten, ſind weſentliche Anderungen der bisheri⸗ 
gen bewährten Praxis nicht erforderlich. Es bleiben daher auch alle in 
Erlaſſen und Verfügungen enthaltenen Verwaltungsan⸗ 
ordnungen beſtehen, ſoweit ſie ſich nicht auf Beſtimmungen des 
Fürſorgeerziehungsgeſetzes beziehen, die in das Reichsgeſetz 
nicht übernommen worden ſind. 
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Nach dem NIWO. dient die Fürſorgeerziehung der Verhütung oder Beſeiti⸗ 
gung der Verwahrloſung Minderjähriger. Sie iſt eine Maßnahme der öffent⸗ 
lichen Jugendhilfe im Sinne des § 2 RJWG. Hierdurch ift zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die Fürſorgeerziehung nicht mehr wie bisher eine Sondermaßnahme, 
ſondern nur einer von den verſchiedenen Wegen der öffentlichen Jugendhilfe iſt. 
Vor allem hat ſie keinerlei Strafcharakter, ſtellt ſich vielmehr lediglich als Maß⸗ 
nahme der Erziehung des Minderjährigen zur leiblichen, ſeeliſchen und geſell⸗ 
ſchaftlichen Tüchtigkeit dar. Sie wird aber, da ſie tief in das Verhältnis des Min⸗ 
derjährigen zu ſeinen Eltern und ſeiner Familie eingreift und in vielen Fällen 
eine vollſtändige Loslöſung von der Familie zur Folge hat, nach wie vor nur dann 
zur Anwendung kommen, wenn alle anderen in Betracht kommenden Möglich⸗ 
keiten der Einwirkung erſchöpft ſind, insbeſondere wenn ein Eingreifen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts auf Grund der §§ 1666, 1838 BGB. und §§ 56 ff. RJ WG. 
keine Ausſicht auf Erfolg verſpricht. | 

Durch das Jugendgerichtsgeſetz vom 16. Februar 1923 ift der § 55 des StGB. 
und damit der § 1 Ziffer 2 des FEG. beſeitigt. Die Beſtimmungen des § 1 Bif- 
fer 1 und 3 des FEG. find inhaltlich mit unerheblichen Abweichungen in das 
RWG. übernommen. Der § 63 Abſatz 1 Ziffer 1 RJ WG. weicht von der ent⸗ 
ſprechenden Ziffer 1 des § 1 FEG. nur inſoweit ab, als nach den neuen Beſtim⸗ 
mungen es nicht mehr Vorausſetzung für die Fürſorgeerziehung iſt, daß die Un⸗ 
terbringung „ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel“ nicht erfolgen kann. 
An dem bisherigen Rechtszuſtand wird hierdurch kaum etwas geändert, da in den 
meiſten Fällen eine anderweitige Unterbringung ohne Inanſpruchnahme öffent⸗ 
licher Mittel undurchführbar ſein wird. Nur wenn die Unterbringung aus dem 
Vermögen des Minderjährigen oder auf Koſten der Angehörigen oder eines Drit⸗ 
ten fih ermöglichen läßt, ijt auf Grund des § 1666 BGB. nach Entziehung der 
elterlichen Gewalt ein Pfleger zu beſtellen und durch dieſen die Unterbringung 
durchzuführen. § 63 Abſatz 1 Ziffer 2 weicht von der entſprechenden Vorſchrift 
des § 1 Ziffer 3 des FEG. inſofern ab, als jetzt nicht mehr Vorausſetzung der 
Fürſorgeerziehung iſt, daß ſie zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens 
des Minderjährigen notwendig iſt. Es genügt, daß ſie zur Beſeitigung der Ver⸗ 
wahrloſung wegen objektiver Unzulänglichkeit der Erziehung erforderlich iſt; ein 
Verſchulden eines Erziehungsberechtigten wird, wie auch früher, nicht verlangt. 

Eine gleichzeitige Anwendung der Ziffern 1 und 2 des Abſatzes 1 des § 63 er⸗ 
ſcheint nicht zuläſſig. In den Fällen, wo eine Verwahrloſung nicht DE en iſt, 
iſt Ziffer 1 anwendbar; in allen anderen Fällen dagegen Ziffer 2, ſelbſt wenn 
neben der objektiven Unzulänglichkeit der Erziehung die Vorausſetzungen der 88 
1666, 1838 BGB. vorliegen. 

Die bisherige Altersgrenze von 18 Jahren iſt beibehalten. Während jedoch 
früher die Nichtvollendung des 18. Lebensjahres eine materielle Vorausſetzung für 
die Anordnung der Fürſorgeerziehung war, die zur Zeit des Erlaſſes des Be⸗ 
ſchluſſes durch Amts⸗ oder Landgericht vorliegen mukte, ift jetzt für die Alters⸗ 
grenze der Zeitpunkt maßgebend, an dem das Gericht zuerſt mit einem Fürſorge⸗ 
erziehungsverfahren, ſei es von Amts wegen oder auf Antrag, befaßt wird. 

In Fällen, in denen Ausſicht auf Erfolg der Fürſorgeerziehung beſteht, iſt die 
Altersgrenze auf 20 Jahre erhöht. Mit Rückſicht darauf, daß die Erziehung At- 
zehn⸗ bis Zwanzigjähriger eine recht ſchwierige Aufgabe iſt, wird die Frage, ob 
Ausſicht auf Erfolg beſteht, vom Vormundſchaftsgericht gründlich zu prüfen ſein. 
Um dieſe Prüfung zu erleichtern, iſt durch § 18 Abſatz 2 AG. angeordnet, daß vor 
Beſchlußfaſſung der zur Durchführung der Fürſorgeerziehung verpflichteten Be⸗ 
hörde Gelegenheit zur Außerung zu geben iſt. Die Außerung wird namentlich 
dann von Wichtigkeit ſein, wenn der Minderjährige in vorläufiger Fürſorgeer⸗ 
ziehung untergebracht und die Fürſorgeerziehungsbehörde in der Lage iſt, den 
Minderjährigen und ſeine Eigenſchaften längere Zeit zu beobachten. 

Wie früher kann das Fürſorge g ehungeberfahren von Amts wegen oder auf 
Antrag vom Vormundſchaftsgericht eingeleitet werden. Antragsberechtigt iſt das 
zuſtändige Jugendamt. Dietes ijt auch vor Beſchlußfaſſung zu hören, wenn das 
Verfahren von Amts wegen eingeleitet wird. Das bisherige Antragsrecht und das 
Recht auf Anhörung der Polizeiverwaltung ift in das RJWG. nicht übernommen; 
jedoch ift es nach wie vor Pflicht der Polizeiverwaltung, die Jugendwohlfahrts⸗ 
behörden auf deren Erſuchen nach Kräften zu unterſtützen, insbeſondere Hilfe bei 
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der Durchführung von Zwangsmaßnahmen zu gewähren. Weiter iſt es Aufgabe 
der Polizei, der Strafverfolgungsbehörden ſowie aller anderen Behörden, die Ju⸗ 
gendämter, en auch die Vormundſchaftsgerichte, zu benachrichtigen, 
wenn bekannt wird, daß Minderjährige zu verwahrloſen drohen, insbeſondere 
wenn dieſe mit Strafe bedrohte Handlungen begehen und wegen ihrer Jugend 
nicht ſtrafbar ſind. Außerdem haben die Behörden oder die Beamten, welche eine 
Freiheitsentziehung durchführen, dem Jugendamt Nachricht zu geben, wenn un⸗ 
verſorgte Kinder vorhanden find, ſowie auch darüber, wann die Freiheitsent⸗ 
ziehung beginnt und wie lange ſie vorausſichtlich dauern wird. 

Das Jugendamt hat dafür Sorge zu tragen, daß dem Vormundſchaftsgericht 
ein möglichſt lückenloſes Bild über die Verhältniſſe des Jugendlichen gegeben 
wird. Es wird daher allen mit der Erziehung des Minderjährigen Befaßten, 
namentlich dem zuſtändigen Geiſtlichen und dem Leiter oder Lehrer der Schule, 
die der Minderjährige beſucht, Gelegenheit zur Außerung geben müſſen. Bei 
Schulentlaſſenen empfiehlt ſich die Anhörung des früheren Lehrers und des Lei⸗ 
ters oder Lehrers der Fortbildungsſchule. Inwieweit das Amtsgericht ſelbſt Aus⸗ 
kunftsperſonen hören will, liegt in ſeinem Ermeſſen. Außer den Eltern und dem 
geſetzlichen Vertreter des Minderjährigen ſoll es dieſen ſelbſt hören, ſoweit es 
ohne erhebliche Schwierigkeiten geſchehen kann. Nach Lage des Einzelfalles wird 
zu prüfen ſein, ob und inwieweit das Gericht den Arzt, den Leiter der Erziehungs⸗ 
anſtalt oder des Gefängniſſes, in denen der Minderjährige ſich befindet, und den 
mit der Schutzaufſicht betrauten Helfer hören will. 

Nach § 7 Zͤtiffer 6 des Jugendgerichtsgeſetzes kann auch im Jugendgerichts⸗ 
verfahren die Fürſorgeerziehung als Erziehungsmaßregel angeordnet werden. 
Die materiellen Vorausſetzungen für dieſe durch das Jugendgericht angeordnete 
Fürſorgeerziehung richten fic) nach dem RJWG.; dagegen finden ra das Verfah- 
ren die Beſtimmungen des Jugendgerichtsgeſetzes, des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
und der Strafprozeßordnung Anwendung. Die Anordnung erfolgt nicht durch 
Beſchluß, ſondern durch Urteil. Der Kreis der Beteiligten richtet ſich nicht nach 
den Vorſchriften des § 65 RJWG., ſondern denen der Strafprozeßordnung und 
des Jugendgerichtsgeſetzes. Eine Zuſtellung des Urteils ‚an das Jugendamt und 
die Fürſorgeerziehungsbehörde findet nicht ſtatt. Der Fürſorgeerziehungsbehörde 
ſtehen Rechtsmittel nicht zu, dem Jugendamt nur dann, wenn es zum Beiſtand 
des Minderjährigen beſtellt iſt. ; 

Das Jugendamt hat, fobald ihm ein Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts auf 
Überweifung zur Fürſorgeerziehung zugeſtellt ift oder ihm ein die Fürſorge⸗ 
erziehung anordnendes Urteil bekannt wird, der Fürſorgeerziehungsbehörde un⸗ 
verzüglich eine Mitteilung über die perſönlichen, häuslichen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe des Überwiejenen zu machen und fic) zugleich gutachtlich darüber zu 
äußern, ob die Unterbringung in einer Familie oder einer Anſtalt zweckmäßig 
erſcheint. , HR „ 

Die vorläufige Unterbringung des § 5 FEG. ift durch die vorläufige Fürſorge⸗ 
erziehung des § 67 RJ WG. erſetzt. Vorausſetzung ift nach wie bor Gefahr im 
Verzuge. Die Ausführung der vorläufigen Fürſorgeergziehung liegt nicht mehr der 
Polizeibehörde, ſondern der zuſtändigen Fürſorgeerziehungsbehörde ob, die ſich zur 
Durchführung der Hilfe der Jugendämter und auch der der en Fü bedienen kann. 
Zur Unterbringung von Minderjährigen, die zur vorläufigen ürſorgeerziehung 
überwieſen ſind, dürfen Gefängniſſe, auch Polizeigefängniſſe, nicht benutzt werden. 
Es wird Sache der örtlichen Jugendämter ſein, für eine anderweitige geeignete 
Bewahrung Sorge zu tragen. . , 

Die Überführung des Minderjährigen in die von der Fürſorgeerziehungsbe⸗ 
hörde zu ſeiner Aufnahme beſtimmte Veen oder Anſtalt hat das Jugendamt 
des Aufenthaltsortes zu veranlaſſen. Zellentransportwagen dürfen hierzu nicht 
benutzt werden. Die Begleiter ſind mit beſonderer Sorgfalt auszuwählen. Weib⸗ 
liche Minderjährige ſind in der Regel durch weibliche Begleiter zu überführen. 
Die Polizei hat auf Erſuchen Hilfe und Beiſtand bei der Überführung zu leiſten. 
Die Fürſorgeerziehungsbehörde kann die Überführung ſelbſt übernehmen. Die 
Transportkoſten find Koſten der Fürſorgeerziehung. 3 

Das Verwaltungsorgan der weiteren Kommunalverbände (Provinzialausſchuß 
uſw.) iſt Fürſorgeerziehungsbehörde im Sinne des § 70 RIJWG. Die Fürſorge⸗ 
erziehungsbehörde beſtimmt durch die geſetzlich zur Führung ihrer laufenden Ge⸗ 
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ſchäfte berufene Perſon oder Stelle (Landeshauptmann, Landesdirektor, Landes⸗ 
direktorium uſw.) darüber, ob der Minderjährige in einer Familie oder in einer 
Erziehungsanſtalt untergebracht werden fol, und führt über ihn die Aufſicht bis 
zur Beendigung der Fürſorgeerziehung. 

Ziel der Fürſorgeerziehung iſt der an Leib und Seele geſunde, von Gemeinſinn 
erfüllte, tüchtige Menſch. Das Ziel iſt noch nicht geſichert, wenn der Jugendliche 
unter äußerem Zwange Fleiß und Wohlverhalten betätigt. Nachhaltiger Erfolg 
iſt nur dann zu erhoffen, wenn es gelingt, den Jugendlichen auch innerlich zu 
feſtigen, ſeinen Willen auf das Gute zu lenken und ihn zur Selbſterziehung an⸗ 
zuleiten. Dieſe ſchwierige Aufgabe ſetzt Erzieher voraus, die mit der erforder⸗ 
lichen Seelenkunde und Erfahrung warme Liebe und unermüdliche Geduld ver⸗ 
binden. Erleichtert wird ſie, wo Erzieher und Zögling in der en Erhebung 
des Gemütes und ſittliche Stärkung zu finden wiſſen. Da die Verwahrloſung 
häufig auf Arbeitsunluſt beruht, iſt die Erziehung zur Arbeit, beſonders bei den 
Schulentlaſſenen, wichtig. Die Erfahrung hat gezeigt, daß gelernte Arbeiter we⸗ 
niger leicht arbeitslos werden als ungelernte. Außerdem iſt gerade die Hand⸗ 
werkslehre ein ausgezeichnetes Erziehungsmittel. Es iſt deshalb die Erlernung 
eines Berufes durch die Minderjährigen tunlichſt zu fördern. 

Im Falle der Familienerziehung iſt der Minderjährige mindeſtens bis zum 
Aufhören der Schulpflicht in einer Familie ſeines Bekenntniſſes, im Falle der 
Anſtaltserziehung, ſoweit möglich, in einer Anſtalt ſeines Bekenntniſſes unterzu- 
bringen (§ 69 RJ WG.). Für die Frage der Unterbringung des i e 
iſt ausſchließlich das Geſetz über die religiöſe Kindererziehung vom 15. Juli 1921 
maßgebend. Auf Grund dieſes Geſetzes liegt es im Ermeſſen der Eltern oder des 
über 14 Jahre alten Minderjährigen ſelbſt, ob die Erziehung konfeſſionell zu ge⸗ 
ſtalten iſt oder nicht, mag der Minderjährige nun einem Bekenntniſſe angehören 
oder bekenntnislos ſein. In gleicher Weiſe iſt zu entſcheiden, in welchem Bekennt⸗ 
nis der Minderjährige zu erziehen iſt. Bei der Unterbringung des Minderjährigen 
wird die Fürſorgeerziehungsbehörde zunächſt regelmäßig davon ausgehen können, 
daß die Erziehung in demjenigen Bekenntnis zu erfolgen hat, dem der Minder- 
jährige nach den Feſtſtellungen des Gerichts angehört. Wenn jedoch irgendwelche 
Zweifel hinſichtlich des Bekenntniſſes bei der Fürſorgeerziehungsbehörde ent⸗ 
ſtehen, wird es deren Sache ſein, nähere Ermittlungen zu veranlaſſen. Sie kann, 
wenn ſie es für zweckmäßig hält, auch auf eine Berichtigung des Gerichtsbe⸗ 
ſchluſſes hinwirken. Wird jedoch eine Unterbringung beabſichtigt, die der bisheri⸗ 
gen Erziehung nicht entſpricht, ſo iſt eine ausdrückliche Erklärung der Erziehungs⸗ 
berechtigten oder des über 14 Jahre alten Minderjährigen zu beſchaffen. Wird 
die Einverſtändniserklärung zu der beabſichtigten Unterbringung verweigert, und 
iſt eine entſprechende Anſtalt nicht vorhanden, ſo wird die Erziehung möglichſt in 
einer Anſtalt, in der Minderjährige verſchiedener Bekenntniſſe untergebracht ſind, 
und falls der Fürſorgeerziehungsbehörde eine ſolche nicht zur Verfügung ſteht, in der 
Anſtalt eines beſtimmten Bekenntniſſes, jedoch unter möglichſter Rückſichtnahme 
auf das Bekenntnis des Minderjährigen, durchzuführen ſein. 

Die Unterbringung ſoll unter ärztlicher Mitwirkung erfolgen. Aber ſchon vor 
Anordnung der Fürſorgeerziehung kann das Vormundſchaftsgericht die ärztliche 
Unterſuchung des Minderjährigen anordnen und auf die Dauer von ſechs Wochen 
ihn in einer zur Aufnahme von jugendlichen Pſychopathen geeigneten Anſtalt oder 
in einer öffentlichen Heil⸗ und Pflegeanſtalt zur Beobachtung unterbringen laſſen. 
Die Beſtimmung des § 70 Abſatz 2 Satz 5 NIWO. über Sonderanſtalten oder 
Sonderabteilungen für kranke Minderjährige iſt durch die Verordnung vom 
14. Februar 1924 aufgehoben. Damit entfällt der im Erlaſſe vom 30. Juni 1923 
— III F 1853 — enthaltene Hinweis auf die ras ae der Kommunalver⸗ 
bände, derartige Anſtalten oder Abteilungen zu ſchaffen. Im übrigen bleibt der 
Erlaß aufrechterhalten. | 

Sowohl bei der eriten Unterbringung der Minderjährigen in der Fürſorge⸗ 
erziehung wie bei jeder Veränderung des Aufenthalts ift dem Erziehungsberech⸗ 
tigten unverzüglich von dem Unterbringungsorte Mitteilung zu machen, ſofern 
der Erziehungszweck dadurch nicht ernſtlich gefährdet wird. Gegen die Verwei⸗ 
gerung der Mitteilung ſteht dem Erziehungsberechtigten das Recht der Beſchwerde 
an das Vormundſchaftsgericht zu. Mit der Mitteilung über die erſte Unterbrin⸗ 
gung ſoll dem Erziehungsberechtigten ein Merkblatt überſandt werden, das in 
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kurzer, eindringlicher Weiſe die Aufgaben der Fürſorgeerziehung ſchildert und die 
Beſtimmungen über den perſönlichen und ſchriftlichen Verkehr bekanntgibt. Der 
Briefverkehr iſt tunlichſt zuzulaſſen. Mit Angehörigen iſt er mindeſtens einmal 
monatlich zu geſtatten, wenn nicht erziehungswidrige Einflüſſe durch ihn aus⸗ 
geübt werden. Der Beſuch der Minderjährigen kann den Erziehungsberechtigten 
unterſagt werden, wenn durch ihn eine ernſtliche Gefährdung des Erziehungs⸗ 
zweckes zu befürchten ijt, oder wegen Ungebühr des Erziehungsberechtigten. Die 
Fürſorgeerziehungsbehörde kann Beſuchszeiten feſtſetzen, auch beſtimmen, daß die 
Beſuche nicht häufiger als einmal im Monat jtattfinden. 

Von einem Beſuchsverbot ſind die Erziehungsberechtigten durch einen ſachlich 
begründeten Beſcheid in Kenntnis zu ſetzen. Ebenſo ſind die Gründe für die 
Unterlaſſung der Aufenthaltsmitteilung dem Erziehungsberechtigten auf Antrag 
. Der Erlaß vom 25. Oktober 1922 — III F 1514 — wird aufge⸗ 

oben. ~ 

Dem Vormundſchaftsgericht ift nicht mehr wie bisher bon jeder Unterbringung 
und von der Entlaſſung der Minderjährigen Mitteilung zu machen, ſondern nur 
im Rahmen des § 19 AG. Jedoch iſt nach rechtskräftigem Abſchluß des Verfah⸗ 
rens dem Vormundſchaftsgericht nur dann Mitteilung zu machen, wenn dieſes 
im einzelnen Falle darum erſucht hat. Einem generellen Erſuchen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, ihm in allen bei ihm anhängigen Fürſorgeerziehungsſachen von 
jedem Ortswechſel Mitteilung zu machen, kann wegen der Schwierigkeit der Ubers. 
wachung nicht ſtattgegeben werden. 5 , 

Im Falle der Anſtaltsunterbringung ift eine Erziehungsanſtalt zu wählen; 
Unterbringung in einer Beſſerungsanſtalt, insbeſondere in einem Arbeitshauſe, 
iſt nicht zuläſſig. Jedoch beſtehen keine Bedenken dagegen, daß Gebäude, die bei 
Landarmen⸗ oder Arbeitshäuſern überflüſſig werden, von den Fürſorgeerziehungs⸗ 
behörden zur Errichtung eigener Erziehungsanſtalten benutzt werden. Dieſe Ge⸗ 
bäude müſſen jedoch von den zur Aufnahme der Landarmen und Korrigenden 
beſtimmten vollſtändig abgeſchloſſen werden; die Erziehungsanſtalt muß ihren 
eigenen pädagogiſch gebildeten Leiter und ein beſonderes Lehr⸗ und Aufſichtsper⸗ 
ſonal haben. Das Perſonal des Landarmen⸗ und Arbeitshauſes darf bei den 
Minderjährigen nicht zur Verwendung kommen. Die Minderjährigen müſſen un⸗ 
ter allen Umſtänden, auch bei der Arbeit, von den Inſaſſen des Landarmenhauſes 
oder Korrektionshauſes ſo getrennt gehalten werden, daß irgendeine Berührung 
zwiſchen ihnen nicht ſtattfindet. Dagegen kann die wirtſchaftliche Verwaltung 
beider Anſtalten unter der Oberleitung des Vorſtehers des Arbeitshauſes ge⸗ 
. meinfam fein. | l 

Bum Abſchluß von Ler- oder Dienſtverträgen ift die Fürſorgeerziehungs⸗ 
behörde berechtigt; ſie kann bei geiſteskranken Minderjährigen den Antrag auf 
Entmündigung ſtellen (§ 70 Abſatz 3 und 4 RJ WG.). 

Die Beaufſichtigung der in Familien, Dienſt⸗, Arbeits⸗ oder Lehrſtellen unter» 
gebrachten Minderjährigen liegt der Fürſorgeerziehungsbehörde ob. Sie ſoll ſich 
hierbei der Hilfe des zuſtändigen Jugendamts bedienen. Jedoch bleibt es der 
Fürſorgeerziehungsbehörde unbenommen, neben dem Jugendamt beſondere Or⸗ 
gane oder Vertrauensperſonen, insbeſondere Erziehungsinſpektoren oder Für⸗ 
ſorger, mit der Aufſicht zu betrauen. Die Einrichtung der Fürſorger iſt zwar 
nicht in das RJWG. übernommen, da dieſes davon ausgeht, daß regelmäßig das 
Jugendamt mit der Beaufſichtigung zu betrauen iſt; es beſtehen aber gegen die 
vorläufige Beibehaltung der bisherigen Fürſorger keine Bedenken. In Zukunft 
wird es ſich jedoch empfehlen, ehrenamtliche Vertrauensperſonen durch Vermitt⸗ 
lung des Jugendamts oder im Einvernehmen mit dieſem auszuwählen, ſoweit 
die Überwachung nicht dem Jugendamt ganz überlaſſen wird. i 

Artikel 78 § 1 AG. z. BGB. übertrug den unter Verwaltung des Staates 
oder der Gemeindebehörden ſtehenden Erziehungs⸗ und Verpflegungsanſtalten 
die Rechte und Pflichten eines Vormundes für die in der Anſtalt untergebrachten 
Minderjährigen, während ; 12 FCG. die Zuläſſigkeit der Beſtellung des Vorſtan⸗ 
des einer Privatanſtalt beſonders regelte. Dieſe Vormundſchaften ſind nunmehr 
als beſtellte Anſtaltsvormundſchaften im Sinne des § 47 RJWG. in Berbindung 
mit Artikel 6 EG. z. RJWG. anzuſehen. (Vergl. § 30 AG.). Dagegen gehen 
Vormundſchaften, in denen auf Grund des § 12 Abſatz 2 FEG. Beamte der 
Kommunalverbände als Vormünder beſtellt ſind, für die Folgezeit in Einzelvor⸗ 
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mundſchaften über. Weitere Beſtellung von derartigen Beamten iſt nur auf 
Grund der allgemeinen Beſtimmungen des BGB. möglich. 

In Ausführung der Fürſorgeerziehung kann der Minderjährige, wie bisher, 
widerruflich auch in ſeiner eigenen Familie untergebracht werden; für die erſten 
drei Monate nach Eintritt der Ausführbarkeit des Fürſorgeerziehungsbeſchluſſes 
ieee des Vormundſchaftsgerichts hierzu erforderlich (§ 69 Abſatz 4 


Die Entſcheidung über die Aufhebung der Fürſorgeerziehung iſt, wie bisher, 
der Fürſorgeerziehungsbehörde übertragen und die Anrufung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts binnen zwei Wochen nach Zuſtellung des ablehnenden Beſchluſſes 
für zuläſſig erklärt. Abweichend von der bisherigen preußiſchen Praxis be- 
ſtimmt § 72 RJWG., daß das Vormundſchaftsgericht, ebenſo wie der Kommunal» 
verband, zur Anordnung der Entlaſſung unter Vorbehalt des Widerrufs berech⸗ 
tigt iſt. Das Recht des Widerrufs ſteht jedoch der Fürſorgeerziehungsbehörde zu. 
Um ihr eine einwandfreie Grundlage über die Geſtaltung der Verhältniſſe des 
Minderjährigen und ſeiner Angehörigen zu geben, iſt beſtimmt, daß die Fürſorge⸗ 
erziehungsbehörde vor Ausſpruch eines mean das Jugendamt zu hören hat. 
Hiervon kann nur in dringendſten Fallen Abſtand genommen werden (3. B. wenn 
der Minderjährige ſich in verwahrloſtem Zuſtande bei der Fürſorgeerziehungs⸗ 
behörde ſtellt oder dieſer vorgeführt wird). Bei Aufhebung unter Vorbehalt des 
Widerrufs durch das Vormundſchaftsgericht iſt der Widerruf innerhalb der erſten 
drei Monate nach der Aufhebung an die Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts 
geknüpft (§ 22 AG.). Auch ohne daß die Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts 
vorliegt, wird die Fürſorgeerziehungsbehörde einem durch Gerichtsbeſchluß wider⸗ 
ruflich entlaſſenen Minderjährigen in dringenden Fällen, beſonders wenn er in 
verwahrloſtem Zuſtand ſich bei ihr meldet oder ihr vorgeführt wird, vorläufig 
Unterkunft und Verpflegung zu gewähren haben. Die hierdurch entſtehenden 
Koſten find als Koſten der Fürſorgeerziehung anzuſehen. Br 

Die Träger der Koſten der Fürforgeerziehung find die Kommunalverbände. 
Sie erhalten aus der Staatskaſſe einen Zuſchuß von zwei Dritteln der Koſten. 
Die aus § 15 FEG. ſich ergebende Verpflichtung der Ortsarmenverbände und der 
denſelben gleichſtehenden Geſamtarmenverbände, die Koſten der Überführung des 
Minderjährigen in eine Familie oder Anſtalt, der erſten Ausſtattung, der Be⸗ 
erdigung des während der Fürſorgeerziehung verſtorbenen Minderjährigen und 
der Rückreiſe des aus der Fürſorgeerziehung entlaſſenen Minderjährigen zu tra⸗ 
gen, ijt weggefallen (§ 23 AG.). l 

Die Beſtimmungen über die Erſtattungspflicht find inſofern geändert, als in 
beſonderen Fällen, z. B. wenn der Minderjährige oder die zum Unterhalt Ver⸗ 
pflichteten wohlhabend ſind, oder wenn durch Verſchulden des Minderjährigen 
beſonders hohe Koſten verurſacht werden, dem Kommunalverband das Recht ge⸗ 
geben iſt, über die Tarifkoſten hinaus die tatſächlich entſtandenen Selbſtkoſten zu 
verlangen. Da die Kommunalverbände nur berechtigt und nicht verpflichtet jind, 
Koſtenerſatz in tarifmäßiger Höhe zu fordern, ſo werden ſie von dieſer Berechti⸗ 
gung nur dann Gebrauch machen, wenn die Einziehung der Koſten ſich lohnt und 
die Erſtattungspflichtigen nicht zu hart betroffen werden. Im allgemeinen muß 
davon ausgegangen werden, daß bei Minderjährigen unter 14 Jahren, bei denen 
der Unterhalt in der Regel von den Eltern getragen werden muß, und für die 
jetzt faſt durchweg Sozialzuſchläge gezahlt werden, eine Heranziehung des Unter⸗ 
haltspflichtigen in angemeſſenen Grenzen keine Härte enthält. Anders liegt es 
hinſichtlich der Schulentlaſſenen, welche in weiten Volksſchichten als Mitverdiener 
angeſehen werden. Deshalb iſt bei dieſen von der Geltendmachung des Erſtat⸗ 
tungsanſpruchs Abſtand zu nehmen, außer wenn ſie durch Krankheit erwerbs⸗ 
unfähig ſind oder infolge ſtarker Verwahrloſung der teuren Anſtaltserziehung 
bedürfen. Das Verfahren bei Widerſpruch des Verpflichteten und die Anrechnung 
von zwei Dritteln der eingezogenen Koſten auf den Beitrag des Staates iſt wie 
im § 16 Abſatz 3 bis 5 FCG. geregelt, jedoch ift gegen die Entſcheidung des Be⸗ 
zirksausſchuſſes der ordentliche Rechtsweg nicht mehr zuläſſig (8 23 AG.). 

Die Durchführung der Fürſorgeerziehung erfolgt im Auftrag des Staates. 
Die Fürſorgeerziehungsbehörden unterliegen daher inſoweit dem Anweiſungs⸗ 
recht der Aufſichtsbehörden. Die allgemeine Aufſicht über die Durchführung der 
Fürſorgeerziehung und über die zur Unterbringung von Minderjährigen benutz⸗ 
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ten Anſtalten ſteht den Oberpräſidenten und in höherer Inſtanz dem Miniſter für 
Volkswohlfahrt zu. Die allgemeine Aufſicht der Regierungspräſidenten über die 
Fürſorgeerziehungsanſtalten wird damit beſeitigt, jedoch bleiben die Beſtimmun⸗ 
gen über das Recht der Fachaufſicht (Geſundheitsauſſicht, Aufſicht über Schule und 
Gewerbeſchule, Gewerbeaufſicht, Bau⸗ und Feuerpolizei) unberührt. Es iſt dar⸗ 
auf hinzuwirken, daß die Fachaufſichtsbeamten ihre Beſichtigungen möglichſt ge⸗ 
meinſchaftlich ausüben, und daß der Vertreter der Fürſorgeerziehungsbehörde zu 
beteiligen iſt (vergl. auch § 26 AG.). . 
Berlin, den 29. Marg 1924. | 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


* è * 


Der Vollſtändigkeit halber fei noch hingewieſen auf 
Fürſorge für die Kriegerwaiſen und Kinder von Kriegsbefchädigten: 


1. Richtlinien für die Erziehung und Ausbildung von Kriegerwaiſen und 
von Kindern Kriegsbeſchädigter.“) 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Der Kreis der Jugendlichen, für die die Organe der Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge einzutreten haben, beſtimmt ſich nach Ziffer 18 und 14 
der Zuſtändigkeitsgrundſätze (Amtliche Nachrichten 1. Jahrgang Heft 11). Danach 
wird ſich die Fürſorge in erſter Linie auf die Kriegerwaiſen erſtrecken müſſen, die 
in dem Vater nicht nur den Ernährer, ſondern auch den natürlichen Erzieher 
und Berater verloren haben. Für die Kinder Kriegsbeſchädigter wird die Fürſorge 
nur ſoweit und ſolange einzutreten haben, als der Vater wegen einer auf ſeiner 
Dienſtbeſchädigung beruhenden Erwerbsbeſchränkung nicht in der Lage iſt, die 
Sorge für die Erziehung und Ausbildung der Kinder ſelbſt zu übernehmen. 

Dieſem Kreis von Jugendlichen ſoll durch ſorgfältige Beratung und Fürſorge 
die Ausbildung ermöglicht werden, die ihren körperlichen und geiſtigen Fähigkei⸗ 
ten entſpricht. 

2. Die Fürſorge für die Kriegerwaiſen und die Kinder Fim weſentti ter ſtellt 
keine beſonders geartete Jugendfürſorge dar, ſondern ſoll im weſentlichen nach 
den Grundſätzen durchgeführt werden, die für eine geordnete allgemeine Jugend⸗ 
wohlfahrtspflege gelten. Entſprechend den Richtlinien über die Verwaltung und 
Verwendung der Sondermittel zugunſten der Kriegerwaiſen und der Kinder 
Kriegsbeſchädigter ſollen die bei den Hauptfürſorgeſtellen oder Fürſorgeſtellen be⸗ 
ſtehenden Jugendausſchüſſe die Erziehungs⸗ und Berufsfürſorge für Kriegerwai⸗ 
ſen und Kinder i a übernehmen. Zum Zweck einer planmäßigen 
Zuſammenarbeit müſſen die Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) mit den öffent⸗ 
lichen und privaten Organen der Jugendwohlfahrtspflege (Jugend⸗ und Wohl⸗ 
fahrtsämtern, Schulen, Berufsberatungsſtellen, Lehrſtellenvermittlungen, Ar⸗ 
beitsnachweiſen u. a. m.) Fühlung nehmen. er 

Die Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) folen ihre Tätigkeit auch in engem 
Einvernehmen mit Vormundſchaftsgericht und Gemeindewaiſenrat ausüben und 
dafür Sorge tragen, daß, ſoweit ſich die Beſtellung von Vormundſchaften, Bei⸗ 
ſtandſchaften oder Pflegſchaften als notwendig erweiſt, geeignete Perſönlichkeiten 
mit dieſem Amt betraut werden. Die uto gep een (Jugendausſchüſſe) werden 

ut tun, ſich ein Verzeichnis ſolcher Perſönlichkeiten anzulegen und auf dem lau⸗ 
ſenden zu halten, die gewillt und geeignet ſind, für Kriegerwaiſen in gegebenen 
Fällen Vormundſchaft, Beiſtandſchaft und Pflegſchaft zu übernehmen. Auch ſollen 
die i (Jugendausſchüſſe) mit dieſen Perfönlichkeiten ſtändig in Füh⸗ 
lung bleiben. ö oe 

Bei der Unterbringung von Waiſen in Familienpflege müſſen die Familien 
mit beſonderer Vorſicht ausgeſucht werden, damit neben einer guten körperlichen 


*) Ausgezogen aus dem Reichsverſorgungsblatt vom 8. 4. 1921. 3. Jahr- 
gang, Blatt 25, Nr. 448. 
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Pflege auch eine günſtige ſittliche und geiſtige Einwirkung durch die Pflegeltern 
ſichergeſtellt iſt. Für die Kinder erwerbstätiger Witwen iſt zur Verhütung der 
Verwahrloſung auf Unterbringung in Kinderbewahranſtalten, Kindergärten und 
Horten hinzuwirken und zu dieſem Zweck mit den in Betracht kommenden öffent⸗ 
lichen und privaten Einrichtungen Fühlung zu nehmen. 

Auf das Glaubensbekenntnis der Kinder ift bei der Unterbringung Rückficht 
zu nehmen. 


II. Grundſätze für die Schulwahl, die Berufsberatung und 
Berufswahl. 


1. Bei der Wahl der Schulgattung ſind folgende Geſichtspunkte zu beachten: 
Der natürliche Ausgangspunkt für die Beurteilung ſind die Anlagen und Fähig⸗ 
keiten der Kinder; dabei ſoll jedoch auch die ſoziale und wirtſchaftliche Lage der 
Familie eine angemeſſene Berücksichtigung 1 85 Kinder mit geringerer Be⸗ 
gabung ſollen nicht in höheren Schulen belaſſen oder höheren Schulen und damit 
ſogenannten höheren Berufen zugeführt werden. Die Gewährung von Beihilfen 
(vgl. III.) ift in allen Fällen abzulehnen, in denen nach Gutachten der Schule, ge- 
en auch des Arztes, ein Belaſſen in der höheren Schule nicht angebracht 
erſcheint. 

2. Die eigentliche Berufsberatung ift nicht Aufgabe der Fürſorgeſtellen (Ju⸗ 
gendausſchüſſe), ſondern obliegt den Organen der Ht it je Berufsberatung. 
Eine Mitwirkung der Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) iſt jedoch dringend er⸗ 
a ae da biete die wirtſchaftliche Lage der Familie kennen und durch ihre oft 
eit Jahren ausgeübte pflegeriſche Fürſorge meiſt imſtande ſein werden, der Be⸗ 
rufsberatungsſtelle Aufſchlüſſe über Veranlagung, Fleiß und Fähigkeiten des Kin⸗ 
des zu geben und damit eine Grundlage für die Berufsberatung zu ſchaffen. Es 
iſt daher zweckmäßig, daß ſich die Fürſorgeſtellen von den Schulen regelmäßig ein 
halbes Jahr vor der Schulentlaſſung die Namen der Kriegerwaiſen nennen laſſen 
und mit dieſen und den Erziehungsberechtigten in Verbindung treten. Gleich⸗ 
zeitig empfiehlt es ſich, darauf hinzuwirken, daß in den Merkblättern, die durch 
die Berufsberatungsſtellen in den Schulen verteilt werden, ein Hinweis auf die 
Fürſorgeſtellen enthalten iſt. Die Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) haben dann 
rechtzeitig vor der Schulentlaſſung der Berufsberatungsſtelle einen Bericht über 
die ihrer Fürſorge unterſtehenden Kinder einzureichen und dafür Sorge zu tra⸗ 
gen, daß ein Vertreter der Fürſorgeſtelle (Jugendausſchuß) bei der Beratung zu⸗ 
gezogen wird. l 

3. Soweit möglich, find die Kinder einem gelernten Beruf zuzuführen. Die 
gelernte Arbeit wird nicht nur beſſer entlohnt, ſie iſt auch befriedigender und 
vermindert die Gefahr der Arbeitsloſigkeit auch für Zeiten höheren Alters und 
ſchlechterer Wirtſchaftslage. Zu bevorzugen iſt für Knaben und Mädchen eine 
Ausbildung in handwerksmäßigen Berufen; Vorurteilen gegenüber dieſen Beru⸗ 
fen, denen man vielfach begegnet, wäre entgegenzutreten. Neben der ordnungs⸗ 
mäßigen. Lehrzeit ift die weitere techniſche Ausbildung durch Beſuch von Fach⸗ 
und Gewerbeſchulen zu fördern. In geeigneten Fällen iſt auch nl hinzuwir⸗ 
ken, daß nach Zurücklegung der Lehrzeit ſolche weitere techniſche Ausbildung durch⸗ 

eführt wird. 

: 45 Für Mädchen kommen neben den handwerksmäßigen Berufen namentlich 
die hauswirtſchaftlichen, erziehlichen und pflegeriſchen Berufe in Betracht. Bei 
der Ausbildung in hauswirtſchaftlichen Berufen ſoll auf Ergänzung der prakti⸗ 
ſchen Ausbildung durch fachſchulmäßige hingewirkt werden. Soweit ſich dies nicht 
ermöglichen läßt, kann eine Ausbildung in einer Dienſtſtelle dann als Berufs⸗ 
ausbildung angeſehen werden, wenn die Auswahl der Dienſtſtelle nach ſorgfältiger 
Prüfung erfolgt und für die Überwachung während der Ausbildung Sorge getra⸗ 
gen iſt. Im übrigen iſt bei allen Mädchen jede Ausbildung zu fördern, die ſie 
für den Beruf der Hausfrau und Mutter tüchtig macht. ö 

5. Die Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) werden im allgemeinen nicht zu fol- 
chen Berufen raten können, die Mittel erfordern, die auch bei einer ſich in mäßi⸗ 
en Grenzen haltenden Zuſchußleiſtung durch die Fürſorgeſtellen (Jugendaus⸗ 
d ſchüſſ über die Kräfte der Familie hinausgehen, es ſei denn, daß ein Kind für 
derartige Berufe (wiſſenſchaftliche, künſtleriſche Berufe) beſonders begabt iſt und 
deshalb eine Bereitſtellung der erforderlichen Mittel angebracht erſcheint. Iſt 
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bei Kriegerwaiſen ein Wunſch des Vaters über ihre Ausbildung und Berufswahl 
bekannt, ſo iſt er, ſoweit es nach Lage der Verhältniſſe angebracht iſt, zu berück⸗ 
ſichtigen. Die Fortführung des väterlichen Betriebes durch die Kinder iſt beſon⸗ 
ders anzuſtreben. 

6. In ländlichen Bezirken und kleineren Städten iſt der unberechtigten Nei⸗ 
gung entgegenzutreten, Berufe zu ergreifen, die einen dauernden Aufenthalt in 
der Großſtadt erfordern; der Landflucht iſt nach Möglichkeit entgegenzuwirken. 
Die Überführung geeigneter Stadtkinder in landwirtſchaftliche Berufe iſt nament⸗ 
lich auch aus geſundheitlichen Rückſichten anzuſtreben. 

7. Die Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) haben für die Überwachung der Be⸗ 
rufsausbildung ihrer Pfleglinge Sorge zu tragen. 

8. Die Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) müſſen auch Sorge tragen für die 
Berufsberatung der Kinder, die in Waiſenhäuſern untergebracht ſind. 


III. Beihilfen zum Zwecke der Erziehung und Berufs 

ausbildung. 

1. Gründliche Erziehung und Berufsausbildung wird in vielen Fällen nur 
durch Bereitſtellung von Beihilfen ermöglicht werden. Die Notwendigkeit der Ge⸗ 
währung von Beihilfen ift eingehend zu prüfen. Armenpflegeriſche Geſichts⸗ 
punkte dürfen in keinem Falle maßgebend ſein. Insbeſondere ſind nicht erheb- 
liche Vermögen der Kinder, die namentlich it ihre fpätere Selbſtändigmachung 
oder bei Mädchen für ihre Ausſteuer dienen ſollen, nicht heranzuziehen, wohl aber 
die für Ausbildungszwecke bereitgeſtellten Sparguthaben von „ 
und Kriegspatenverſicherungen. Kleine Vermögen der Unterhaltspflichtigen, ins⸗ 
beſondere Erſparniſſe für das Alter und für Zeiten der Erwerbsunfähigkeit blei⸗ 
ben unberückſichtigt. Die Veräußerung von Ausſtattungsgegenſtänden, wie Mö⸗ 
pee Leinen, beſonderen Erinnerungsgegenſtänden um. darf nicht verlangt 
werden. ; I 

Die Beihilfe kann ſowohl in barem Geld, als auch in Sachleiſtungen (3. B. 
Berufskleidung) gewährt werden. 

2. Die Waiſenrenten ſind für den Lebensunterhalt des Kindes während der 
Ausbildung heranzuziehen, doch ift Sorge zu tragen daß nicht etwa die Krieger⸗ 
waiſen mit Rückſicht auf ihre Verſorgungsgebührniſſe geringere Lehrgelder er⸗ 
halten als fie ortsüblich anderen Kindern gezahlt werden. Gelingt es, Krieger- 
waiſen in ſolchen Lehrſtellen unterzubringen, in denen der Unterhalt geſichert iſt, 
ſo iſt dafür zu ſorgen, daß die ihnen zuſtehende Rente nicht etwa verwandt wird 
zum Lebensunterhalt der Mutter und der Geſchwiſter, ſondern, ſoweit ſie nicht 
für Kleidung und ſonſtige Anſchaffungen herangezogen werden muß, quence 
wird, damit die Kinder nach Beendigung der Lehrzeit über Sparrücklagen ver⸗ 

gen. : | 

Zu beachten ift, daß die Waiſenrente eine dem Kinde zuſtehende Rente ift. 
Wo der Rentengenuß des Kindes durch Unwirtſchaftlichkeit der Mutter gefährdet 
iſt, muß dafür geſorgt werden, daß Beiſtandſchaften, Pflegſchaften oder Vormund⸗ 
ſchaften angeordnet werden und die Verwaltung der Rente in die Hände des Bei⸗ 
ſtandes, Pflegers oder Vormundes gelegt wird (vgl. Ziffer I, 8). Den Kindern 
wiederverheirateter Mütter iſt beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. l 

3. Es ift zu prüfen, ob andere Unterſtützungsmöglichkeiten wie Freiplätze, 
Stipendien uſw. vorhanden ſind, die nutzbar gemacht werden können. Die Für⸗ 
ſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) müſſen gegebenenfalls Eingaben an die in Be⸗ 
tracht kommenden Stellen zugunſten ihrer Schützlinge richten und eu Berück⸗ 
birne der Kriegerwaiſen bei Vergebung der Freiplätze und Stipendien hin⸗ 
wirken. 


4. Im allgemeinen wird es ſich bei den Beihilfen nur um Zuſchüſſe zu den 
Ausbildungskoſten und nicht um Deckung der vollen Koſten handeln. Für hervor⸗ 
Fragend begabte Kinder, denen andere Mittel für die Durchführung der Ausbil⸗ 
dung nicht zur Verfügung ſtehen, können jedoch die geſamten Koſten der Ausbil⸗ 
dung übernommen werden. Die Beihilfen ſind ſo zu bemeſſen, daß ſie die Durch⸗ 
führung der Ausbildung bis zu ihrer Vollendung ſicherſtellen. 

5. Um Doppelleiſtungen zu vermeiden, führen die Hauptfürſorgeſtellen und 
Fürſorgeſtellen Verzeichniſſe der in ihrem Bereich den Zwecken der Erziehung und 
Berufsausbildung dienenden Stiftungen und Vereine. Sie müſſen eine Zuſam⸗ 


8* 


116 Fürſorge für die Kriegerwaiſen und Kinder von Kriegsbeſchädigten 


menarbeit mit dieſen Stellen in die Wege leiten und darauf hinwirken, daß ihnen 
jede Bewilligung einer Beihilfe zu Erziehungs⸗ und Ausbildungszwecken zur 
Kenntnis gebracht wird. Dieſe Zuſammenarbeit wird weſentlich gefördert durch 
een tE Richtlinien, in denen möglichſt auch das Mitwirkungsrecht der Für⸗ 
orgeſtellen (Jugendausſchüſſe) bei Gewährumg von Unterſtützungen aus Spenden⸗ 
mitteln feſtzulegen iſt. 

6. Die Bewilligung der Erziehungs⸗ und Ausbildungsbeihilfen gibt den Für⸗ 
ſorgeſtellen (Jugendausſchüſſen) die Möglichkeit, unbeſchadet der Selbſtverant⸗ 
wortung der Mutter oder ſonſtiger Erziehungsberechtigter bei der Wahl der 
Schule, der Berufsberatung und Berufsausbildung der Kinder mitzuwirken und 
die geordnete Durchführung der Ausbildung, insbeſondere durch ſtändige Füh⸗ 
lungnahme mit dem Lehrherrn, der Ausbildungsanſtalt uſw. zu überwachen. Die 
Zahlung von Beihilfen kann ausgeſetzt oder abgelehnt werden, wenn die Rat⸗ 
ſchläge der Fürſorgeſtellen (Jugendausſchüſſe) von den Erziehungsberechtigten 
und den Jugendlichen ohne ausreichenden Grund abgelehnt oder mißachtet werden 
und hierdurch eine Schädigung des Kindes zu erwarten ift, oder wenn die Lei⸗ 
ſtungen des Kindes dauernd hinter dem Durchſchnittsmaß zurückbleiben. 

Beſchloſſen in der Sitzung des Reichsausſchuſſes der Kriegsbeſchädigten⸗ 

und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 3. März 1921. 

Berlin, den 18. März 1921. 
Der Vorſitzende des Reichsausſchuſſes. 
von Winterfeldt. 


Den vorſtehenden, vom Reichsausſchuß der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegs⸗ 
hinterbliebenenfürſorge beſchloſſenen Richtlinien für die Erziehung und Ausbil⸗ 
dung von Kriegerwaiſen und von Kindern Kriegsbeſchädigter erteile ich gemäß 8 4 
der Verordnung vom 8. Februar 1919 (R. G. Bl. S. 187) meine Zuſtimmung. 

Berlin, den 4. April 1921. 

Der Reichsarbeitsminiſter. 
J. V.: Dr. Geib. 
(V. A, 7150. 21.) 


* 


2. Richtlinien für die Verwaltung und Verwendung der Sondermittel 
zugunſten der Kriegerwaiſen und der Kinder Kriegsbeſchädigter.“) 


Zur planmäßigen Durchführung einer Fürſorge für Kriegerwaiſen und für 
Kinder der Kriegsbeſchädigten auf geſundheitlichem, wirtſchaftlichem und erzieh⸗ 
lichem Gebiete ſind im Reichshaushaltsplan 1920 beſondere Mittel ausgeſetzt, 
über deren Verwaltung und Verwendung das Reichsarbeitsminiſterium mit dem 
Reichsminiſterium der Finanzen Richtlinien aufzuſtellen hat. Nach Anhörung des 
Reichsausſchuſſes der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge und 
im Benehmen mit dem Herrn Reichsminiſter des Innern werden diefe Ridt- 
linien, denen auch der Herr Reichsminiſter der Finanzen zugeſtimmt hat, wie 
folgt erlaſſen: l 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


1. Die Sondermittel ſtehen den Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen 
außerhalb des Betrages zur Verfügung, der zur Durchführung der ſogialen 
Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge im allgemeinen beſtimmt 
iſt. Eine beſonders geartete Jugendfürſorge ſollen die Hauptfürſorgeſtellen und 
„ nicht betreiben, vielmehr ſoll auch ihre Jugendfürſorge nach den 

rundſätzen durchgeführt werden, die für eine geordnete allgemeine Jugendwohl⸗ 
fahrtspflege gelten. Die zur Verfügung geſtellten Mittel werden es ihnen aber 
vielfach ermöglichen, Kriegerwaiſen und Kinder der Kriegsbeſchädigten weiter- 
gehend zu unterſtützen, als es die allgemeine Jugendwohlfahrtspflege könnte. 


*) Ausgezogen aus dem Reichsverſorgungsblatt vom 8. 4. 1921; 3. Jahr⸗ 
gang, Blatt 25, Nr. 442. 
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Der Kreis der Jugendlichen, die aus dieſen Mitteln unterſtützt werden können, 
beſtimmt ſich nach Ziffer 13 und 14 der Zuſtändigkeitsgrundſätze. 

Für Aufgaben, die Staat, Gemeinden oder Gemeindeverbände jedem bedürf⸗ 
tigen Jugendlichen gegenüber zu erfüllen haben, wie z. B. die Lieferung von 
Lehrmitteln in Pflichtſchulen, dürfen dieſe Mittel nicht verwendet werden. Sie 
ſollen auch nicht für Zwecke verwendet werden, für die das Reich oder die Län⸗ 
der beſondere Mittel zur Verfügung ſtellen. 

2. Die Sondermittel dürfen wie die übrigen Mittel der ſozialen Kriegsbe⸗ 
ſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge nur für Maßnahmen verwendet 
werden, deren Koſten wenigſtens zu ein Fünftel aus öffentlichen Mitteln der Län⸗ 
der oder ihrer Selbſtverwaltungskörper aufgebracht werden (§ 2 des Geſetzes 
über die Koſten der ſozialen Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfür⸗ 
ſorge vom 8. 5. 1920). Die Sondermittel dürfen ferner nur für Fürſorgeaufgaben, 
are 215 Verwaltungskoſten der Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen verwen⸗ 
et werden. 

3. Die Sondermittel werden auf die Bezirke der Hauptfürſorgeſtellen nach 
den in § 2 der Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz über die Koſten der Kriegs⸗ 
n und Kriegshinterbliebenenfürſorge aufgeſtellten Grundſätzen ver⸗ 
eilt. ö 

4. Beim Reichsarbeitsminiſterium wird ein Ausgleichsfonds gebildet, aus dem 
Zuſchüſſe an ſolche Fürſorgebezirke gegeben werden können, die infolge außerge⸗ 
wöhnlicher Umſtände zu erhöhten Koſten genötigt ſind. Auch können aus dieſen 
Mitteln Zwecke unterſtützt werden, deren Bedeutung für die Jugendfürſorge über 
das Gebiet einer Hauptfürſorgeſtelle oder eines einzelnen Landes hinausgeht. 


II. Bildung von Jugendausſchüſſen und ihre Aufgaben. 


1. über die Verwendung und Verteilung der Sondermittel beſtimmen im 
Rahmen dieſer Richtlinien Jugendausſchüſſe, die bei den Hauptfürſorgeſtellen 
zu bilden ſind. Die Jugendausſchüſſe beſtehen aus dem Vorſitzenden und 6 oder 
9 Mitgliedern; in größeren Bezirken kann die Mitgliederzahl auf 12 erhöht werden. 

Den Vorſitz im Jugendausſchuß führt der Leiter der Hauptfürſorgeſtelle 
oder ſein Vertreter. Die Mitglieder werden von der Hauptfürſorgeſtelle auf die 
Dauer von zwei Kalenderjahren berufen, und zwar 

a) ein Drittel der Mitglieder auf Grund von Vorſchlagsliſten, die die Vertre⸗ 
ter der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenvereinigungen im 
Beirat der Hauptfürſorgeſtellen aufſtellen. Die Vorgeſchlagenen müſſen auf 
dem Gebiete der Jugendfürſorge erfahren ſein; dem Beirat brauchen ſie 
nicht anzugehören. 
b) ein Drittel auf Grund der Vorſchlagsliſten, die die wichtigſten im Bezirke 
der Hauptfürſorgeſtellen vertretenen oder zu Arbeitsgemeinſchaften zuſam⸗ 
mengeſchloſſenen Verbände der privaten Jugendwohlfahrtspflege einreichen. 
c) das letzte Drittel im Benehmen mit den Organen der öffentlichen Jugend⸗ 
wohlfahrtspflege aus der Zahl der in der Jugendwohlfahrtspflege beſonders 

erfahrenen Perſonen. l u 

Wo die in der Deutſchen Kinderhilfe vertretenen privaten Wohlfahrtsvereini⸗ 
gungen ſich zur ſachlichen Durchführung der Jugendwohlfahrtspflege dauernd zu⸗ 
ſammengeſchloſſen haben und bereit ſind, mit den Hauptfürſorgeſtellen eng zu⸗ 
ſammenzuarbeiten, kann die Einreichung der Vorſchläge der privaten Jugend⸗ 
wohlfahrtspflege (vgl. b) der Deutſchen Kinderhilfe allein überlaſſen werden. 

In jeder Gruppe muß wenigſtens eine Frau (in erſter Linie eine auf dem 
Gebiet der Jugendfürſorge erfahrene Kriegshinterbliebene) vertreten ſein. 

Die Vorſchlagsliſten müſſen, wenn die Hauptfürſorgeſtellen mit den Vor- 
ſchlagsbrechtigten nichts anderes vereinbaren, wenigſtens die doppelte Anzahl der 
zu berufenden Perſönlichkeiten enthalten. os a 

Soweit nötig, können in gleicher Weiſe ſtändige Vertreter der Mitglieder be⸗ 
ſtellt werden. aus, it 

3. Die Mitglieder des Jugendausſchuſſes find ehrenamtlich tätig. Die ſach⸗ 
lichen Auslagen können ihnen zu Laſten der allgemeinen Verwaltungskoſten der 
Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen erſetzt werden. i l 

4. Die Jugendausſchüſſe entſcheiden nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die Verwendung der Mittel 
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für allgemeine Jugendfürſorgezwecke (Ziffer III 1a) iſt nur zuläſſig, wenn der 
Vorſitzende eae re dazu erteilt oder wenigſtens zwei Drittel aller 
Mitglieder des Ausſchuſſes der Zuwendung zuſtimmen. 

5. Die Jugendausſchüſſe haben die Mittel unparteiiſch und gerecht nach Maß⸗ 
gabe des Bedürfniſſes zu verwenden, ohne Rückſicht auf die ugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit des Jugendlichen oder Erziehungsberechtigten zu einem poli⸗ 
tiſchen, beruflichen oder konfeſſionellen Verein und ohne Rückſicht auf die politi⸗ 
ſche, gewerkſchaftliche oder konfeſſionelle Betätigung dieſer Perſonen. Soweit 
Mittel an Vereine und Anſtalten überwieſen werden können, dürfen Vereine und 
Anſtalten, die ſich auf eh Grundlagen ſtützen, nicht nach anderen Grund⸗ 
ſätzen behandelt werden, wie ſonſtige Vereine und Anſtalten. 


6. Der Jugendausſchuß der Hauptfürſorgeſtellen kann die Entſcheidung über 
die Verwendung und Verteilung einzelner Mittel im Rahmen dieſer Richtlinien 
Jugendausſchüſſen überlaſſen, die bei den örtlichen Fürſorgeſtellen nach den 
Grundſätzen gebildet werden, die für die Hauptfürſorgeſtellen gelten. Wird ein 
Antrag auf Unterſtützung durch den Jugendausſchuß einer Fürſorgeſtelle abge⸗ 
lehnt, ſo iſt binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung des Beſcheides Beſchwerde 
an den Jugendausſchuß der Hauptfürſorgeſtelle zuläſſig, der endgültig entſcheidet. 

7. Die Bildung eines beſonderen Jugendausſchuſſes kann dort unterbleiben, 
wo bereits in engſtem Zuſammenarbeiten mit den Hauptfürſorgeſtellen oder den 
Fürſorgeſtellen allgemeine Jugendausſchüſſe gebildet ſind, die den vorſtehenden 
Grundſätzen angepaßt werden und in denen der Leiter der Hauptfürſorgeſtelle 
oder Fürſorgeſtelle oder deren Vertreter inſoweit den Vorſitz führt, als es ſich um 
Verwendung und Verteilung der Sondermittel handelt. 


III. Verwendung der Mittel. 

1. Die Mittel können verwendet werden: 

a) zur Förderung von Einrichtungen, die geignet ſind, die geſundheitliche, wirt⸗ 
ſchaftliche oder erziehliche Fürſorge für die Kriegerwaiſen oder Kinder von 
Kriegsbeſchädigten zu ermöglichen oder zu ſichern (allgemeine Jugendfür⸗ 
ſorgezwecke). 

b) für Einzelfürſorgemaßnahmen für dieſe Kinder. Die Unterſtützungen ſollen 
regelmäßig nur für Zwecke der beſonderen Geſundheits⸗, Erziehungs⸗ oder 
Berufsfürſorge erfolgen. Für die Sicherung des ſonſtigen Lebensbedarfs 
des Kindes ſind, ſoweit andere Mittel nicht herangezogen werden können, 
wenn nötig, die Mittel der allgemeinen ſozialen Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Kriegshinterbliebenenfürſorge zu verwenden. 

2. Für allgemeine Jugendfürſorgezwecke dürfen ohne vorherige Genehmigung 
des Reichsarbeitsminiſteriums nur bis zu 20 v. H. der der Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle überwieſenen Mittel verwendet werden. An derartigen Zwecken kann ins⸗ 
beſondere in Betracht kommen die Unterſtützung von: 

a) Heimen oder Anſtalten, die geeignet ſind, erbolungsbedürftigen, geſundheit⸗ 
lich gefährdeten oder kranken Kindern (namentlich rachitiſchen, ſkrofulöſen, 
tuberkulöſen und verkrüppelten Kindern) Aufenthalt zu gewähren; 

b) Einrichtungen, Heimen und Anſtalten, die geeignet ſind, Kleinkindern und 

Schulkindern, die wegen der Erwerbsarbeit der Erziehungsberechtigten Muf- 

ſicht und Erziehung im Hauſe nicht haben können, Aufſicht, Erziehung und 
Ausbildung zu geben; f 

c) Heimen und Anſtalten für dauernd anſtalts pflegebedürftige Kinder; 

d) 5 und Anſtalten, die Fachkräfte für die Jugendfürſorge aus⸗ 

ilden. 

Die Sondermittel dürfen keine Verwendung finden für ſolche Heime und 
Anſtalten, die zu Laſten von Körperſchaften geführt werden, die das Recht der 
Beſteuerung haben. Für eigene Einrichtungen der Hauptfürſorgeſtellen und Für⸗ 
ſorgeſtellen gilt dieſe Einſchränkung nicht. 

Die Gewährung von Mitteln an private Anſtalten iſt grundſätzlich mit be⸗ 
ſtimmten Auflagen zu verbinden, wie Berichterſtattung und Rechnungslegung 
über die Verwendung der Mittel, Anderungen oder Verbeſſerungen des Betrie⸗ 
bes, Anſtellung gutgebildeter Fachkräfte. 
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, . für Einzelfürſorgemaßnahmen kommen insbeſondere 
in Betracht: 

a) in der Geſundheitsfürſorge: die Koſten für notwendigen Erholungs⸗ oder 
Kuraufenthalt oder Fu vorübergehende Unterbringung in Krankenanſtalten. 

b) in der erziehlichen Fürſorge: die Koſten der Unterbringung in geeigneten 
Heimen und Erziehungsanſtalten. : 

c) in der beruflichen Fürſorge: die Roften erforderlicher Berufskleidung, die 
Koſten beruflicher Ausbildung oder, ſofern anders geeignete Berufsausbil- 
dung nicht N iſt, die Gewährung von Beihilfen bis zur vollende⸗ 
ten Berufsausbildung. 

Innerhalb dieſes Aufgabenkreiſes follen die zur Verfügung ftehenden Mittel 
jeweils zur Erfüllung der dringendſten Aufgaben verwendet werden. Die Kinder 
derjenigen Schwerbeſchädigten, die an ausreichender Erwerbsarbeit behindert ſind, 
und die Kinder erwerbsbeſchränkter Hinterbliebener, ſowie die Vollwaiſen ſind 
vorzugsweiſe zu berückſichtigen. 

4. Auf Erſatz von Koſten für Fürſorgemaßnahmen zu Laſten der Sondermit⸗ 
tel iſt nur zu rechnen, wenn vor Ausführung der Fürſorgemaßnahmen die Koſten 
von dem zuſtändigen Jugendausſchuß bewilligt ſind. 


IV. Durchführung der Aufgaben. 


1. Die Jugendausſchüſſe ſollen mit den Jugend⸗ und Wohlfahrtsämtern und 
mit den freiwilligen Organiſationen der Jugendwohlfahrt enge Fühlung nehmen 
und über die gemeinſame Zuſammenarbeit Grundſätze vereinbaren. 

2. Zur Durchführung der Aufgaben der Jugendfürſorge ſollen ſich die Ju⸗ 

endausſchüſſe bereits beſtehender Einrichtungen, ſoweit irgend möglich, bedienen. 
Wo ausreichende und zweckentſprechende Einrichtungen vorhanden ſind, muß un⸗ 
bedingt von der Schaffung beſonderer Einrichtungen Umgang genommen werden. 

3. Wo ſich die Hauptfürſorgeſtellen oder Fürſorgeſtellen zur Durchführung 
von Einzelfürſorgemaßnahmen eines Vereins, einer Anſtalt oder Einrichtung. 
insbeſondere der privaten Wohlfahrtspflege bedienen, können die Vergütungen in 
Pauſchbeträgen gewährt werden, ſofern ihre Verwendung für die Kriegerwaiſen 
und Kinder der Kriegsbeſchädigten ſowie die geordnete Berichterſtattung und 
Rechnungslegung geſichert ſind. In der Regel ſoll dabei auch gefordert werden, 
daß bei Erledigung der in Betracht kommenden Fürſorgeaufgaben ein Mitglied 
des Jugendausſchuſſes oder ein von dieſem bezeichneter Vertreter zugezogen wird. 


J. V.: Dr. Geib. (V. A, 7805. 21 v. 6. 4. 21.) 


Als letzte Geſetzesbeſtimmungen ſollen endlich zum Abdruck gelangen: 
Die Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924, die 
Preußiſche Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorge⸗ 
pflicht vom 13. Februar 1924, vom 17. April 1924, die Reichsgrundſätze 
über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürſorge vom 4. De⸗ 
zember 1924. Dieſe drei Verordnungen bringen wichtige Neuerun⸗ 
gen für dag geſamte Gebiet der öffentlichen Fürſorge. Die bedeu- 
tendſten auf die Jugend bezüglichen Beſtimmungen ſind folgende: 


I. Verordnung über die Fürſorgepflicht. Vom 13. Februar 1924. 


§ 1. 

Die nachſtehenden öffentlich⸗rechtlichen Fürſorgeaufgaben find, ſoweit Reichs⸗ 
geſetze nichts anderes beſtimmen, von den eee und den 
Bezirksfürſorgeverbänden zu erfüllen: 15 

a) die ſoziale Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene un 
die ihnen auf Grund der Verſorgungsgeſetze Gleichſtehenden, , 

b) die Fürſorge für Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung, ſoweit ſie nicht den 5 obliegt, 

c) die Fürſorge für die Kleinventner und die ihnen Gleichſtehenden, 
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8 7. 

Jeder hilfsbedürftige Deutſche muß vorläufig von demjenigen Bezirksfürſorge⸗ 
kes def nel werden, in deſſen Bezirk er fich bei Eintritt der Hilfsbedürftig⸗ 
ei indet. l 

Zur Fürſorge endgültig verpflichtet ift derjenige Bezirksfürſorgeverband, in 
deſſen Bezirk der Hilfsbedürftige bei Eintvitt der Hilfsbedürftigkeit den gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt hat; iſt ein ſolcher nicht vorhanden oder zu ermitteln, ſo iſt 
derjenige Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, dem der vorläufig ver⸗ 
pflichtete Bezirksfürſorgeverband angehört. 

Der Bezirksfürſorgeverband des Ortes, an dem die Familie Wohnung 
und Haushalt hat, iſt zur Fürſorge für die Mitglieder der Fa⸗ 
milie endgültig verpfhichtet, auch wenn fie bei Eintritt der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit ihren Aufenthalt an einem anderen Orte hatten. 

Zur Familie im Sinne dieſer Vorſchvift gehören Ehegatten und Verwandte 
auf⸗ und abſteigender Linie. 


§ 8. 

Wird ein uneheliches Kind innerhalb von ſechs Monaten 
nach der Geburt hilfs bedürftig, fo ift derjenige Bezirksfürſorgeverband 
endgültig verpflichtet, in deſſen Bezirk die Mutter im zehnten Monat vor der Ge⸗ 
burt zuletzt ihren gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, oder in Ermangelung eines 
ſolchen der Landesfürſorgeverband, in deſſen Bezirk ſie ſich in dieſem Monat 
zuletzt aufgehalten hat. Iſt ein ſolcher Bezirks⸗ oder Landesfürſorgeverband nicht 
vorhanden oder nicht zu ermitteln, ſo iſt der Landesfürſorgeverband zuſtändig, dem 
der vorläufig verpflichtete Bezirksfürſorgeverband angehört. 

Das gleiche gilt für die uneheliche Mutter hinſichtlich der 
innerhalb von ſechs Monaten nach der Geburt des Kindes 
notwendig werdenden Fürſorgemaßnahmen, auch wenn die 
Hilfsbedürftigkeit vor der Geburt eingetreten aft, es fei denn, daß die Hilfsbedürf⸗ 
tigkeit offenſichtlich auger Zuſammenhang mit der Geburt ſteht. 


§ 9. 

Durch den Eintritt oder die Einlieferung in eine Kranken⸗, Entbindungs⸗, 
Heil⸗, Pflege⸗ oder ſonſtige Fürſorgeanſtalt, in eine Erziehungsanſtalt oder eine 
Straf⸗, Arbeits⸗ oder ſonſtige Zwangsanſtalt wird an dem Anſtaltsort ein gewöhn⸗ 
licher Aufenthalt nicht begründet. 

Tritt die Hilfsbedürftigkeit während des Aufenthalts in einer derartigen An- 
ſtalt oder bei der Entlaſſung daraus ein, ſo iſt der Fürſorgeverband endgültig 
verpflichtet, der es bei dem Eintritt oder der Einlieferung in die Anſtalt ge- 
weſen wäre. : 

Entſprechendes gilt für die Unterbringung von Kindern in Pflege. 

| § 14. 

Der vorläufig Fürſorge gewährende Fürſorgeverband kann von dem endgültig 
verpflichteten Fürſorgeverband Erſatz der Koſten und Übernahme des Hilfsbedürf⸗ 
tigen in eigene Fürſorge verlangen. Der zur Übernahme verpflichtete Fürſorge⸗ 
verband trägt die Koſten der Überführung Er kann die Übergabe verlangen. 

Der Bezirksfürſorgeverband des Ortes, an dem die Familie Wohnung und 
Haushalt hat, ift nur zur Übernahme des hilfsbedürftigen Familien⸗ 
mitglie ds verpflichtet. 

Leben die Ehefrau oder Kinder bis zu 16 Jahren mit dem 
Hilfs bedürftigen an einem Orte zuſammen, fo kann nur die 
gleichzeitige Übergabe oder Übernahme auch dieſer Perſonen verlangt werden. 

Übergabe oder Übernahme kann nicht verlangt werden: 

a) bei nur vorübergehender Hilfsbedürftigkeit, 

b) wenn eine Trennung der i Ehefrau von dem Ehemann oder 
des hilfsbedürftigen Kindes von den Eltern oder einem 
Elternteil eintreten würde, 
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e) wenn ſie eine offenſichtliche Härte bedeuten oder zur Gefährdung eines 
Familien angehörigen führen würde. 
§ 15. 
Die Pflicht zur endgültigen Fürſorge dauert, ſoweit nichts anderes beſtimmt 
iſt, bis zur Beendigung der Hilfsbedürftigkeit. l 


§ 20 
(vgl. auch die preuß. Ausführungsbeſtimmungen). 
Wer obwohl arbeitsfähig infolge feines ſittlichen Verschuldens der öffentlichen 

Furſorg⸗ ſelbft anheimfällt oder einen Unterhaltungsberechtigten anheimfallen läßt, 
ann von der Verwaltungsbehörde auf Antrag des vorläufig oder sh ae ver⸗ 
pflichteten Fürſorgeverbandes oder desjenigen, der dem Fürſorgeverbande die Koſten 
der Unterſtützung zu erſetzen hat, in einer vom Lande als geeignet anerkannten 
Anſtalt oder ſonſtigen Arbeitseinrichtung zur Arbeit untergebracht werden, wenn 
er Arbeit beharrlich ablehnt oder ſich der Unterhaltspflicht beharrlich entzieht. 

Als unterhaltsberechtigt im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch ein uneheliches 
Kind demjenigen gegenüber, der in öffentlicher Urkunde ſich zur Unterhaltszahlung 
verpflichtet hat oder rechtskräftig dagu verurteilt iſt. 

Die Unterbringung iſt unzuläſſig, wenn ſie eine außergewöhnliche Härte be⸗ 
deuten würde; fie darf nicht in einer Stvafanſtalt erfolgen. 

Die Länder können Vorſchriften über weitere Vorausſetzungen und Dauer 
der Unterbringung, über die Zuſtändigkeit und das Verfahren erlaſſen. 


§ 24. 

Eine Anſtalt (§ 9) kann zur Deckung ihrer Verpflegungskoſten für ihre Jn- 

ſaſſen Anträge auf Fürſorgeleiſtungen “Hellen und die Leiſtungen in Empfang 

nehmen. Der Fürſorgeverband kann Auszahlungen von der Vorlage einer Voll⸗ 

macht abhängig machen und den Betrag beſtimmen, der dem Hilfsbedürftigen un⸗ 

mittelbar zugewendet werden muß. 

II. Die preuß. Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorgepflicht 
vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 100). Vom 17. April 1924. 


§ 4. 
Die Verpflichtung zur Fürſorge für ſtaatloſe ehemalige Deutſche gilt für 
Ehefrauen ms mane erjäh sl = ei aud wenn Biete die Reichsange⸗ 
hörigkeit nicht beſeſſen haben, nn nr ſtaatloſe Perſonen deutſcher Abkunft 
auch für Ehefrauen nichtdeutſcher Abkunft. 


§ 6. 

(1) Die Landesfürſorgeverbände ſind verpflichtet, für Bewahrung, Kur und 
Pflege der e Geiſteskvanken, Idioten, Epileptiſchen, Taubſtummen, 
Blinden und Krüppel, ſoweit ſie der Anſtaltspflege bedürfen, in geeigneten An⸗ 
ſtalten Fürſorge zu treffen. i Minderjährigen umfaßt dieſe Fürſorge 
auch die Erziehung und die 5 

(2) Verpflichtet zur Aufnahme und Bewahrung, zur Gewährung der Kur und 
Pflege iſt zunächſt derjenige Landesfürſorgeverband, welchem der vorläufig für⸗ 
org gh Pie Bezirksfürſorgeverband angehört. l 3 

(3) Dieſer Landesfürſorgeverband kann die Übernahme des Hilfsbedürftigen 
ſowie den Erſatz der aufgewendeten Verpflegungs⸗ und Überführungskoſten von 
demjenigen Landesfürſorgeverband verlangen, dem der endgültig fürſorgepflichtige 
Bezirksfürſorgeverband angehört. 


8 2. 1 . 
(1) Wer infolge ſeines ſittlichen Verſchuldens der öffentlichen Fürſorge ſelbſt 
anheimfällt oder einen Unterhaltsberechtigten im Sinne des § 20 der Verordnung 
über die Fürſorgepflicht anheimfallen läßt, kann, wenn er Arbeit beharrlich ablehnt 
oder ſich der Unterhaltspflicht beharrlich entzieht, auch gegen ſeinen Willen auf 
Antrag des vorläufig oder endgültig verpflichteten Fürſorgeverbandes durch Be⸗ 
Furs des Bezirksausſchuſſes für die Dauer ſeiner oder des Unterhaltsberechtigten 
ürſorgebedürftigkeit in einer öffentlichen Arbeitsanſtalt oder in einer ſtaatlich als 
geeignet anerkannten Privatanſtalt untergebracht werden. Der Untergebvachte ift 
verpflichtet, für Rechnung des Fürſorgeverbandes die ihm angewieſenen Arbeiten 
nach dem Maße ſeiner Kräfte zu verrichten. Die Unterbringung erfolgt nicht: 
1. wenn die Fürſorg ürftigkeit nur durch vorübergehende Umſtände ver⸗ 
urſacht iſt; oa 
2. wenn der Unterzubringende nicht arbeit3- oder erwerbsfähig ift; 
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3. wenn er entſprechend ſeiner Arbeits⸗ und Erwerbsfähigkeit zum Unterhalt 
von Verwandten beiträgt, die vor dem der Fürſorge Anheimgefallenen unter⸗ 
haltsberechtigt ſind; . l 

4. wenn die Unterbringung mit erheblichen, den Umſtänden nach nicht gerecht⸗ 
fertigten Härten oder Nachteilen für das Fortkommen des Unterzubringenden 
verbunden ſein würde. l l 
(2) Anſtatt der Unterbringung in einer Arbeitsanſtalt kann auch die Gin- 

weiſung in eine Erziehungs⸗ oder Heilanſtalt (insbeſondere auch Trinkerheilanſtalt) 
angeordnet werden, in welcher Gelegenheit gegeben iſt, den Eingewieſenen mit 
angemeſſener Arbeit zu beſchäftigen. . 


Zuſtändig für den Erlaß der Beſchlüſſe gemäß § 21 iſt die für den Aufenthalts⸗ 
ort des Unterzubringenden oder eines unterſtützten Unterhaltsberechtigten zuſtän⸗ 
dige Beſchlußbehörde. Iſt zur Fürſorge für den Unterzubringenden ein Landes⸗ 
fürſorgeverband endgültig verpflichtet, ſo kann die Beſchlußbehörde die Entſcheidung 
an die für den Sitz des Landesfürſorgeverbandes zuſtändige Behörde überweiſen. 
Sie ift hierzu auf Antrag des Landesfürſorgeverbandes verpflichtet. 


§ 23. 

(1) Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes ergeht auf Grund mündlicher 
Verhandlung. Sie iſt mi Gründen gu verjehen. Vor der Entſcheidung ift der 
Unterzubringende, gegen den das Verfahren ſich richtet, zu hören, ſoweit dies nicht 
durch beſondere Umſtände ausgeſchloſſen iſt. Das Beſchlußverfahren kann ſo lange 
ausgeſetzt werden, bis über die Klage des Unterzubringenden, der ſeine Unterhalts⸗ 
pflicht beſtreitet, im ordentlichen Rechtswege rechtskräftig entſchieden iſt. Im 

rigen finden auf das Verfahren die Vorſchriften der §§ 52, 115, 116, 119 bis 126 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195 ff.) a ne Anwendung. 

(2) Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes findet innerhalb zweier 
Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
Ka r 5 Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes im Verwaltungsſtreitverfahren 
iſt endgültig. 

(3) Der Antrag auf mündliche Verhandlung hat keine aufſchiebende Wirkung. 
Der Bezirksausſchuß kann indeſſen die Vollſtreckung der Anordnung auf Antrag 
oder von Amts wegen bis zur endgültigen Entſcheidung ausſetzen. "Ror der Aus⸗ 
ſetzung iſt der Fürſorgeverband zu hören. 


. | § 24. 

| (1) Die Vollſtreckung des Beſchluſſes liegt dem antragſtellenden Fürſorgever⸗ 
bande ob. Der vorläufig fürſorgepflichtige Fürſorgeverband iſt berechtigt, ſie dem 
Erſtattungspflichtigen zu überweiſen. f i | 

(2) Die Fürſorgeverbände find berechtigt, die einer Arbeitsanſtalt überwieſe⸗ 
nen Perſonen in Anſtalten außerhalb ihres Bezirkes unterzubringen oder ihnen 
Arbeiten auch ohne Aufnahme in eine geſchloſſene Arbeitsanſtalt anzuweiſen. 

§ 25. 

(1) Die Entlaffung aus der Arbeitsanſtalt iſt von dem Fürſorgeverbande zu 
N ſobald die geſetzlichen Vorausſetzungen der Unterbringung weggefallen 
ind. 

(2) Beantragt der Untergebrachte die Aufhebung des Unterbringungsbeſchluſ⸗ 
ſes mit der Behauptung, daß deſſen Vorausſetzungen tweggefatien find, fo entſchei⸗ 
det über dieſen Antrag der Bezirksausſchuß, der den Beſchluß erlaſſen hat; fiir 
das Verfahren gelten die Vorſchriften des § 23. 


§ 26. | 

(1) Der Fürſorgeverband kann den Untergebrachten für eine angemeſſene Zeit 
beurlauben. Bleibt der Beurlaubte oder ein Unterhaltsberechtigter während der 
Beurlaubung fürſorgebedürftig (§ 21), ſo kann auf Antrag des Fürſorgeverbandes 
durch Beſcheid des Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes, der den Unterbringungs⸗ 
beſchluß erlaſſen hat, die Wiedereinlieferung des Beurlaubten verfügt werden. In 
dem Beſcheid iſt den Beteiligten zu eröffnen, daß ſie befugt ſind, innerhalb zweier 
Wochen auf Beſchlußfaſſung durch das Kollegium anzutragen. Die entſcheidet 
endgültig. Im übrigen finden die Vorſchriften des § 117 Abſ. 4 und 5 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß der Antrag auf Beſchluß⸗ 
faſſung durch das Kollegium keine aufſchiebende Wirkung hat. 
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(2) Wird während der Beurlaubung eine Wiedereinlieferung nicht verfügt, 
ſo gilt der Beurlaubte als endgültig entlaſſen. 

(3) Wird der raves Do Beurlaubung von dem Untergebrachten nach Ablauf 
von drei Monaten ſeit der Unterbringung oder der Wiedereinlieferung oder der 
Ablehnung eines ſolchen Antrages geſtellt, ſo hat, wenn der Fürſorgeverband dem 
Antrage nicht entſprechen will, der Vorſitzende des Bezirksausſchuſſes, der den 
Unterbringungsbeſchluß erlaſſen hat, einen Beſcheid zu erteilen. Auf das Verfah⸗ 
ren finden Satz 2 und 3 des Abſ. 1 Anwendung. | 

(4) Wenn die Unterbringung ein Jahr gedauert hat, muß der Untergebvachte 
auch ohne Antrag beurlaubt werden. Eine erneute Unterbringung darf alsdann 
erſt nach Ablauf von drei Monaten beſchloſſen werden. 

§ 27. | 


Aus dem Arbeitsverdienſte des Untergebrachten find zunächſt die Koſten der 
Unterbringung zu decken. Aus dem Überſchuß ſind die Koſten der Fürſorge, die 
den Angehörigen des Untergebrachten a die Zeit der Unterbringung gewährt 
wird, zu beſtreiten. Der dann noch verbleibende Reſt iſt dem Untergebrachten bei 
der Entlaſſung auszuhändigen. 9 28 


. Für jede Arbeitsanſtalt ift eine Hausordnung aufzuſtellen, welche Vopſchriften 
über die Aufnahme und Behandlung, die Art der Beſchäftigung und Entlohnung 
ſowie über die Berechnungsweiſe der Koſten der Unterbringung (§ 27) enthalten 
muß und der ſtaatlichen Beſtätigung bedarf. Dies gilt ſinngemäß, wenn dem 
„ ohne Aufnahme in eine geſchloſſene Arbeitsanſtalt Arbeit an⸗ 
gewieſen wird. | 

29 


§ 29. 

(1) Die Polizeiverwaltungen find verpflichtet, die zur Vorbereitung des Un⸗ 
terbringungsverfahrens und zur Durchführung der Vollſtreckung etwa erforder⸗ 
liche si zu gewähren. 

(2) Insbeſondere haben fie N des Fürſorge gewährenden Fürſorge⸗ 
verbandes den gemäß § 21 Unterzubringenden, der einer Vorladung der Fürſorge⸗ 
en Folge leiſtet, an Stelle der Fürſorgebehörde zu vernehmen oder biet er 
borzuführen. 

(3) Die entſtehenden Transportkoſten fallen in allen Fällen dem endgülti 
fürſorgepflichtigen Fürſorgeverband zur Laſt. j 
§ 30. 

(1) Auf Antrag des die Fürſorge gewährenden Fürſorgeverbandes kann durch 

Beſchluß des Rreiz- (Stadt⸗) Ausſchuſſes nach Anhören der Beteiligten den nach 
den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches Unterhaltspflichtigen oder nach § 22 
der Verordnung über die Fürſorgepflicht Erſatzpflichtigen auferlegt werden, dem 
Hilfsbedürftigen nach Maßgabe ihrer geſetzlichen Verpflichtung den erforderlichen 
Unterhalt zu gewähren oder dem Fürſorgeverband für die Koſten der Fürſorge 
Erſatz zu leiſten. Auf den Vater eines unehelichen Kindes findet dieſe Vorſchrift 
nur inſoweit Anwendung, als er feine Vaterſchaft nach § 1718 BGB. anerkannt hat 
oder feine Unterhaltspflicht in einem vollſtreckbaren Titel feſtgeſtellt ift. 
. 2) Die Beſchlußfaſſung ſteht dem Kreis⸗ (Stadt⸗) Ausſchuß, in welchem der 
in Anſpruch genommene Unterhaltspflichtige oder chlige im Ina einen Wohnſitz 
hat, zu. Hat der Unterhaltspflichtige oder Gra fön ge im Inland keinen Wohn⸗ 
ſitz, ſo treten an die Stelle der Behörden des Wohnſitzes die Behörden des Auf⸗ 
enthaltsortes. Die Vorſchriften des § 59 des Geſetzes über die en Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 finden keine Anwendung. Der Beſchluß iſt mit 
Gründen zu verſehen. Gegen den Beſchluß iſt nur der Rechtsweg zuläſſig. 

(3) Der Beſchluß des Kreis- (Stadt-) Ausſchuſſes ift borläufig und nur ſo⸗ 
lange vollſtreckbar, bis mittels rechtskräftigen gerichtlichen Urteils eine abändernde 
Entſcheidung qe iſt. Im letzteren Falle hat der antragſtellende Fürſorgever⸗ 
band dem in Anſpruch genommenen Unterhaltspflichtigen oder Erſatzpflichtigen 
das bis dahin Geleiſtete oder das zu viel Geleiſtete zu erſtatten. Im Weigerungs⸗ 
falle iſt er hierzu im Aufſichtswege anzuhalten. 7 

4 übrigen kann ein Fürſorgeverband in allen Fallen, foweit nicht die 
Vorſchriften, betreffend das Verfahren in Streitſachen zwiſchen Fürſorgeverbän⸗ 
den, zur Anwendung kommen, die Erſtattung bereits verausgabter Fürſorgekoſten 
nur im gerichtlichen Verfahren beanſpruchen. 
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§ 31. 

Ein Unterhalts⸗ und Erſatzpflichtiger kann bei dem vorläufig oder endgültig 
verpflichteten Fürſorgeverband i daß dieſer gemäß den Vorſchriften 
des § 21 die Unterbringung des Hilfsbedürftigen oder der Perſon, die den Hilfs⸗ 
bedürftigen durch Verletzung der Unterhaltspflicht der öffentlichen Fürſorge t 
anheimfallen laſſen, betreibt. Gegen die Ablehnung des Antrages ſteht die Be⸗ 
ſchwerde beim Bezirksausſchuß zu, der endgültig entſcheidet. 


III. Die Reichsgrundſätze über Vorausſetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürſorge vom 4. Dez. 1924 (R. G. Bl. I 765). 


8 1. 
Die Fürſorge hat die Aufgabe, dem Hilfsbedürftigen den notwendigen Le⸗ 
bensbedarf zu gewähren. Sie muß dabei die Eigenart der Notlage berückſichtigen. 
Sie ſoll den Hilfsbedürftigen tunlichſt in den Stand ſetzen, ſich und ſeinen 
unterhaltsberechtigten Angehörigen den Lebensbedarf ſelbſt zu beſchaffen. 
82 


pä Die Fürſorge muß rechtzeitig einſetzen; fie ift nicht von einem Antrag ab- 
hängig. 
Sie muß der Notlage nachhaltig entgegenwirken und zu verhüten ſuchen, daß 
vorübergehende Not zu dauernder wird. 

` § 8. 

Um drohende Hilfsbedürftigkeit zu verhüten, kann die Fürſorge auch vor- 
beugend eingreifen, beſonders um Geſundheit und Arbeitsfähigkeit zu erhalten. 
Bei Minderjährigen kann ſie, ſoweit dazu nicht die Jugendhilfe berufen iſt, auch 
en um Störungen der körperlichen, geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung 
zu verhindern. § 6 


Hilfsbedürftig ijt, wer den notwendigen Lebensbedarf für ſich und feine uns 
terhaltsberechtigten Angehörigen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften 
und Mitteln beſchaffen kann und ihn auch nicht von anderer Seite, insbeſondere 
von Angehörigen, erhält. 9 6 


Zum notwendigen Lebensbedarf gehören 
a) der Lebensunterhalt, insbeſondere Unterkunft, ne Kleidung und Pflege, 
b) Krankenhilfe ſowie Hilfe zur Wiederherſtellung der Arbeitsfähigkeit, 
c) Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen, 

außerdem 

d) bei En Erziehung und Erwerbsbefähigung, 
e) bei Blinden, Taubſtummen und Krüppeln Erwerbsbefähigung. 

Nötigenfalls iſt der Beſtattungsaufwand zu beſtreiten. 

§ 7. 
Abſchnitt III. 

Frauen ſoll Erwerbsarbeit nicht zugemutet werden, wenn dadurch die geord⸗ 
nete Erziehung ihrer Kinder gefährdet würde; auch ve find bei Frauen die 
Pflichten beſonders zu berückſichtigen, die ihnen die Führung eines Haushalts 
oder die Pflege von Angehörigen auferlegt. 

88. 
Abiſchnätt III und IV. . 


Die Fürſorge foll, beſonders bei alten, bei noch nicht erwerbsfähigen und bei 


erwerbsbeſchränkten Perſonen, die vorherige Verwertung kleiner Vermögen oder 
Vermögensteile nicht e wenn dadurch die Not des Hilfeſuchenden oder ſei⸗ 
ner F ngehörigen erheblich verſchärft oder zur dauernden 
würde. i 

Bei Prüfung der Hilfsbedürftigkeit, der Art und des Umfangs der Hilfe blei- 
ben Zuwendungen außer Anſatz, die die freie Wohlfahrtspflege oder ein Dritter 
zur Ergänzung der öffentlichen Fürſorge gewährt, ohne dazu eine rechtliche oder 
eine beſondere ſittliche Pflicht zu haben. Dies gilt nicht, wenn die Zuwendung die 
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— enes > 


Abſchnitt III. 

Wird Zurückzahlung aus dem Nachlaß ausbedungen, ſo iſt auf unterhalts⸗ 
berechtigte Angehörige Rückſicht zu nehmen, die beim Tode des Hilfsbedürftigen 
ſelbſt der öffentlichen Fürſorge anheimfallen würden. Dasſelbe gilt gegenüber 
Geſchwiſtern oder anderen Perſonen, mit denen der Hilfsbedürftige in häuslicher 
Gemeinſchaft gelebt hat oder die ihn ohne rechtliche Verpflichtung und ohne ent⸗ 
ſprechende Gegenleiſtung, wenn auch in der Erwartung einer Zuwendung von 
Todes wegen, unterſtützt oder gepflegt haben. 

§ 10. | 

Was im Einzelfall im Rahmen des notwendigen Lebensbedarfs (§ 6) an Hilfe 
zu gewähren iſt, hat ſich nach der Beſonderheit des Falles zu richten, namentlich 
nach Art und Dauer der Not, nach der Perſon des Hilfsbedürftigen und den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen. 

‚Bei Störungen der körperlichen, geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung Min⸗ 
derjähriger iſt die Hilfe ſo ausreichend zu bemeſſen, daß gründliche und dauernde 
Abhilfe zu erwarten iſt. g 12 

12, 


Schwangeren und Wöchnerinnen (§ 6c) find je nach Art und Grad der Hilfs⸗ 
bedürftigkeit ärztliche Behandlung, Entbindungskoſtenbeitrag und Wochengeld, 
Wöchnerinnen, die ihr Kind ſtillen, außerdem Stillgeld zu gewähren. Die Hilfe 
ſoll ihnen das ſicherſtellen, was die Reichsverſicheru Zordnung den Familien⸗ 
angehörigen eines Verſicherten gewährt (Familienw nhilfe). An die Stelle 
barer Beihilfen können auch Sachleiſtungen treten. 

§ 18. 

Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen enüber (§ 20) ſoll jede Art 
der Fürſorge wenigſtens die Rückſichten nehmen, die für Kleinrentner vorgeſchrie⸗ 
ben ſind (§§ 14 und 15). er | 


Als Kriegsbeſchädigte und 55 gelten 
a) die nach dem Reichsverſorgungsgeſetze Verſorgungsberechtigten, 
b) die nach dem Offigierpenſionsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzbl. S. 

565) Verſorgten ſelbſt und ihre nach dem Militärhinterbliebenengeſetz vom 

17. Mai 1907 (Reichs esche S. 214) verſorgten Angehörigen, wenn jene 

15 2 8 e en Dienſtbeſchädigung erlitten haben oder an ihren Folgen ver⸗ 

torben ſind. 

Den Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen ſtehen Perſonen gleich, 
denen andere Reichsgeſetze ſoziale Fürſorge im Sinne des Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzes zubilligen. 3 l , 

. Wenn es befondere Gründe der Billigkeit rechtfertigen, ſoll ein Verſorgungs⸗ 
ſucher ſchon vor der Anerkennung feines Anſpruchs hinſichtlich der Fürſorge wie 
ein Verſorgungsberechtigter behandelt werden. | 

| § 21. 

Die fogiale Fürſorge für einen Beſchädigten umfaßt auch die Jamilienglie⸗ 
der, deren Ernährer er geweſen iſt oder ohne die Dienſtbeſchädigung voraus⸗ 
ſichtlich geworden wäre. g 22 


Die ſoziale Fürſorge gewährt ihre Hilfe in der Regel nur, wenn die Notlage 
mit der Dienſtbeſchädigung oder dem Verluſte des Ernährers zuſammenhängt; 
der Zuſammenhang wird angenommen, ſoweit nicht das Gegenteil offenkundig 
oder nachgewieſen iſt. Auch ohne dieſen guſam menhang kann ſie eintreten, wenn 
es beſondere Gründe der Billigkeit rechtfertigen. | 

§ 23. 

Die ſoziale Fürſo ährt ihre Hilfe auch dann, wenn zwar der Beſchä⸗ 
digte he Hinterbliebe den ſelbſt oder ein unterhaltspflichtiger Angehöriger die 
Leiſtungen aus ihrem Einkommen oder Vermögen beſtreiten könnten, es aber un⸗ 
billig wäre, dies zu verlangen. 
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Bei Prüfung der Hilfsbedürftigkeit und der Art und des Umfangs der Hilfe 
iſt entgegenkommend zu verfahren; dabei iſt beſonders auch der Aufwand für Er⸗ 
ziehung und Erwerbsbefähigung von Kindern zu berückſichtigen, der nach ihren 
Anlagen und Fähigkeiten und nach der Lebensſtellung der Eltern berechtigt iſt. 

Bei Prüfung, inwieweit ein Schwerbeſchädigter den Lebensbedarf aus eige⸗ 
nen Mitteln beſtreiten kann, foll die Schwerbeſchädigtenzulage 5 des 
auf ach an en Betrags an Ausgleichs⸗ und Ortszulagen in der Regel außer 

a bleiben. ° 

Mehrausgaben, die einem Schwerbeſchädigten infolge feiner Beſchädigu 
erwachſen, ſollen angemeſſen ae werden. Bei einer Witwe ſoll in ber 
Regel die Rentenerhöhung außer Betracht bleiben, die fie erhält, weil fie erwerbs⸗ 
unfähig iſt oder ein Kind zu verſorgen oder das 45. oder ein höheres Lebensjahr 
vollendet hat. $ 24 \ 


Die ſoziale Fürſorge hat zum Ziele, den Beſchädigten tunlichſt wieder er- 
werbsfähig zu machen und ihn dem Wirtſchaftsleben zu erhalten, der Witwe die 
Fortführung ihres Hausſtandes und die Erziehung und Ausbildung ihrer Kinder 
tunlichſt aus eigenen Kräften zu erm glichen und den Waiſen die Erlangung 
einer ihren Fähigkeiten angemeſſenen Lebensſtellung zu erleichtern. l 


§ 25. l 
Die fogiale Fürſorge hat den Beſchädigten und Hinterbliebenen bei der Be- 
rufsausbildung und bei der Unterbringung und Erhaltung im Erwerbsleben bei⸗ 
zuſtehen und behilflich zu ſein, die Folgen einer erlittenen Dienſtbeſchädigung oder 
des Verluſtes des Ernährers nach Möglichkeit zu überwinden oder zu mildern. 


| § 26. 

Hat ein Beſchädigter nach dem Reichsverſorgungsgeſetz einen Anſpruch auf 
unentgeltliche berufliche Ausbildung, ſo muß ihm die ſogtale Fürſorge dieſe ge⸗ 
währen und während der Ausbildung auch den notwendigen Lebensbedarf für ihn 
und feine unterhaltsbevechtigten Angehörigen, ſoweit er ihn nicht aus eigenen 
Mitteln beſchaffen kann. : 

Inwieweit darüber hinaus Beſchädigten und Hinterbliebenen Berufsausbil- 
dung gewährt werden ſoll, richtet ſich nach den Beſonderheiten des Einzelfalles. 
§ 27. 

„Die ſoziale Fürſorge fol Beſchädigte und Hinterbliebene in Verſorgungs⸗, 
Fürſorge⸗ und Familienangelegenheiten beraten oder dieſe Beratung vermitteln. 
Sie ſoll für Berufsberatung, Arbeitsvermittlung und Arbeitsbeſchaffung im 
Zuſammenwirken mit den Arbeitsnachweiſen oran und Schwerbeſchädigte bei 
Wahrung ihrer Rechte aus dem Reichsgeſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchä⸗ 
digter unterſtützen. . 

In geeigneten Fällen fol fie auch die Anſiedlung und ie ee 
Beſchädigter und Hinterbliebener, beſonders Ende Familien fördern. 

§ 28. 

Die ſoziale Fürſorge ſoll den dauernd erwerbsunfähigen Schwerbeſchädigten, 
die durch die Deenſtbeſchlbigung verurſachten körperlichen Beſchwerden erleich⸗ 
tern, ſoweit dies nicht durch die Verſorgungsheilbehandlung zu geſchehen hat. 

Soweit Beſchädigte dauernder Pflege bedürfen, aber nicht auf Koſten des 
Reichs unter entſprechender Anrechnung der Verſorgungsgebührniſſe Anſtalts⸗ 
ic erhalten, ſoll die fogiale Fürſorge fiir angemeſſene Pflege und Unterkunft 

orgen. 

Während der Heilbehandlung eines Beſchädigten ſoll die Fürſorge, wenn 
nötig, die Verſorgungsleiſtungen durch Fürſorgemaßnahmen für ihn und ſeine 
Angehörigen ergänzen. 

Ä § 29. 

Die foziale Fürſorge hat die Berufsausbildung von Waiſen und von Kindern 
Schwerbeſchädigter nachdrücklich zu fördern; ſie ſoll dabei die Anlagen und Fähig⸗ 
keiten des Kindes und die Lebensſtellung der Eltern angemeſſen berückſichtigen. 

Die ſoziale Fürſorge ſoll auch ſonſt auf die Erziehung von Waiſen und von 
Kindern Schwerbeſchädigter ſowie auf die Pflege ihrer Geſundheit beſonders Ge⸗ 
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wicht legen und ihnen die Teilnahme an Einrichtungen der Geſundheits⸗ und 
Erholungsfürſorge möglichſt erleichtern. = ee S 
` . § 80. 

Für hilfsbedürftige nichtwerſicherte Hinterbliebene foll durch Vereinbaru 
mit den Krankenkaſſen oder auf andere Weiſe für die 8 Krankenhilfe 
geſorgt werden. ö 

§ 31. 


Um die wirtſchaftliche Selbſtändigkeit Beſchädigter und Hinterbliebener zu 
ſichern, ſoll von der Möglichkeit, ihnen Darlehen gegen Verpfändung von Verſor⸗ 
gungsgebührniſſen zu gewähren, tunlichſt Gebrauch gemacht werden. 

Im übrigen ſoll die ſoziale Fürſorge ihre Hilfe nur dann von der Zurück⸗ 
zahlung der aufgewendeten Koſten abhängig machen, wenn es mit Rückſicht auf 
Art und Zweck der Fürſorgeleiſtungen und die gegenwärtigen oder gu erwarten⸗ 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Hilfeſuchenden unbillig wäre, hiervon abzu⸗ 
ſehen; die berufliche Ausbildung, auf die ein Beſchädigter nach dem Reichsver⸗ 
ſorgungsgeſetz Anſpruch hat (§ 26), darf fie nicht davon abhängig machen. 
Wenn ſich die ſoziale Fürſorge bei ihrer Die nicht ausdrücklich die Zurück⸗ 
zahlung der aufgewendeten Koſten ausbedingt, kann ſie Erſatz nicht verlangen. 

§ 32. 

Die fogiale Fürſorge ſoll allgemeine Einrichtungen, die auch Kriegsbeſchä⸗ 

digten und Kriegshinterbliebenen zugute kommen, beſonders fördern. 


§ 36. 
Dieſe Grundſätze treten am 1. Januar 1926 in Kraft. Mit dieſem Zeitpunkt 
treten außer Kvaft: 

a) die im Artikel 2 der Verordnung vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 110) über das Ink reten des Reichsgeſetzes für Jugendwohlfahrt noch 
aufrechterhaltenen Vorſchriften des § 49 Abſ. 1 und 2 des Reichsgeſetzes für 
Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 633), 

b) die im § 32 der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 18. Februar 1924 
(Reichsgeſetzbl. I S. 100) noch aufrechterhaltenen Beſtimmungen über die 
Fürſorge für Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung, 

Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene ſowie diejenigen 

über Wochenfürſorge. 


Gewiß kann die deutſche Jugendgeſetzgebung noch keineswegs Anſpruch 
auf Vollendung machen. Ein guter Kenner des Geſamtgebietes der Jugend⸗ 
wohlfahrt, wie es Blaum ift, ſchließt feinen Kommentar zu IWO mit 
einem Ausblick auf die demnächſt noch dringend notwendig in Angriff zu 
nehmenden Aufgaben. Als ſolche find zu bezeichnen: das Reichshebammen⸗ 
geſetz, Geſetz über Säuglingsſchutz, Kleinkinderſchutzgeſetz, Reform des 
Rechtes des unehelichen Kindes, Neuordnung des Kinderſchutzgeſetzes und 
des gewerblichen Jugendſchutzes, Reichsſchulgeſetz, Geſetz über Schulgeſund⸗ 
heitspflege, Regelung der Familienhilfe in der Krankenfürſorge, Geſetze 
zur Bekämpfung der Schund⸗ und Schmutzliteratur und über den Schutz 
der Jugend bei Luſtbarkeiten. Wer aber vorurteilsfrei die geſetzgeberiſchen 
Arbeiten, wie ſie in dem Reichsjugendgerichtsgeſetz und dem Reichsjugend⸗ 
wohlfahrtsgſetz und dem Geſetz über die religiöſe Kindererziehung vorliegen, 
zu würdigen verſucht, wird anerkennen müſſen, daß es ein Beweis für den 
dem deutſchen Volke eignen Idealismus iſt, daß dieſe Geſetze gerade in der 
Zeit von Deutſchlands größter Not in Angriff genommen wurden. Nun die 
Geſetze aber da ſind, handelt es ſich darum, ihre Gedanken in die weiteſten 
Kreiſe des Volkes zu tragen und die Gewiſſen zur Mitarbeit aufzurütteln, 
um Menſchen zu finden und zu gewinnen als: Helfer, Vormünder und 
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Pfleger, pflegetüchtige Familien zur Aufnahme von Pflegekindern, Leute 
zur Organiſation der Einzelvormundſchaft, für die Erziehungshilfe der 
Schutzaufſicht. Bedenken wir ein Wort, das uns von den Weiſen des 
Altertums überliefert iſt! Es entſtammt dem Erbſchatz Pythagoräiſcher 
Schulweisheit und lautet in freier Ueberſetzung: „Der rechte Platz der 
Geſetze iſt nicht in Gebäuden, hinter Türen, ſondern in den Geſinnungen 
der Bürger. Die Grundlage aller Gemeinweſen iſt aber die Erziehung 
der Jugend. Niemals tragen die Weinſtöcke brauchbare Frucht, wenn ſie 
nicht richtig gepflegt werden, noch geraten die Pferde gut, wenn man ſie 
als Fohlen vernachläſſigt und friiher Teig wird nur dann gleichmäßig, 
wenn man ihn recht knetet. Aber die Menſchen, die zugeben, daß man im 
Beſchneiden und Pflegen der Pflanzen viel Verſtand und Sorgfalt an⸗ 
wenden muß, vergeſſen oft, ſich um die Bildung der Sitten zu kümmern, 
oder ſie kümmern ſich darum in verkehrter Weiſe, während doch im 
5 die Wohlfahrt allein der Menſch und des Menſchen Seele 
egründet.“ — 


Druck von W. W. (Ed.) Klambt, G. m. b. G. & Co., Neurode in Schleflen. 
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Inkretion und werdende Reife. 
Von Prof. Dr. Jürgen W. Harms, Königsberg Pr. 


Im Leben der tieriſchen Lebeweſen, wie auch der Menſchen gibt es 
eine werdende Reife und eine Vollreife, die verſchieden bei den einzelnen 
Arten einen längeren oder kürzeren Gleichgewichtszuſtand darſtellt. In 
dieſem Stadium iſt das Individuum fähig zur Fortpflanzung und ſeine 
Höchſtleiſtungen zu entfalten. Es iſt aber von großer Bedeutung, dieſes 
Stadium in höchſter Vollkommenheit zu erreichen. 

Dadurch, daß wir Bedingungen kennen lernen, unter denen ſich die 
werdende Reife vollzieht und gegebenenfalls beeinfluſſen läßt, können wir 
ſie bis zu einem gewiſſen Grade lenken und ſo ein geſundes vollzeugungs⸗ 
fähiges Geſchlecht allmählich heranziehen. Das Endſtadium aller tieriſchen 
Organismen ſtellt das Altersſtadium dar, in welchem die Lebenskurve in 
ähnlicher Weiſe ſich bis zum Nullpunkt ſenkt, wie ſie bei der Bildung der 
befruchteten Eizelle ſich vom Nullpunkt über die werdende Reife bis zur 
Vollreife erhoben hat. 

Wenn wir die Kauſalgeſetze der werdenden Reife ſtudieren wollen, 
müſſen wir auf das Experiment in Verbindung mit der objektiven Be⸗ 
obachtung am normalen und anormalen Individuum zurückgreifen. Be⸗ 
ſonders günſtig läßt ſich die werdende Reife bei ſolchen Tieren beobachten, 
die ſich außerhalb des mütterlichen Körpers entwickeln; deshalb ſind dieſe 
auch beſonders zur Beobachtung herangezogen worden. | 
T kommen alfo hier die niederen Wirbeltiere bis zu den Säugern in 

etracht. 

Die Säugetiere dagegen zeigen uns nur das letzte Stadium der Reife 
von der Geburt an. Ein neugeborener Menſch iſt ſchon ſo weit entwickelt, 
Dab er alle weſentlichen Eigenſchaften eines Erwachſenen in der An⸗ 
age zeigt. 

Obwohl uns hier in erſter Linie die werdende Reife des Menſchen 
intereſſiert, wird man es nach obiger Andeutung nicht verwunderlich finden, 
wenn ſtets auf Säuger und niedere Tiere als Verſuchsmaterial zurückge⸗ 
griffen wird. 

Die Kauſalfaktoren der werdenden Reife ſind zunächſt in der Amphi⸗ 
mixis, d. h. der Miſchung der Erbfaktoren von Vater und Mutter verankert. 
Sie werden alſo durch die Vererbungsgeſetze bedingt. 

Wir haben zu unterſcheiden: die Geſtaltbildung im allgemeinen, die 
männliche und weibliche Geſtaltbildung, die Geſtaltung der Pſyche im all- 
gemeinen und nach männlicher und weiblicher Richtung. 

Körperliche und pſychiſche Geſtaltung werden nun durch drei Faktoren 
bedingt. Der erſte iſt der Erblichkeitsfaktor, der die allgemei⸗ 
nen Richtlinien in der Geſtaltung beherrſcht und zwar geſetzmäßig. Dieſer 
Erblichkeitsfaktor ſetzt ſich aus ſoviel Einzelfaktoren zuſammen, als Gene, 
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d. h. Erbanlagen aus der väterlichen und mütterlichen Ahnenreihe vor⸗ 
handen ſind. Dieſe Gene werden aber erſt wirkſam, wenn ſie 
realifiert werden und damit kommen wir zum zweiten Ge⸗ 
ſtaltungs faktor, dem realiſierenden. Es gibt ſowohl re- 
alifterende Faktoren für die Ausprägung der einzelnen Gene, als auch für 
die beſtimmten Organe und Körperformen beherrſchende Genkomplexe, de⸗ 
ren harmoniſche Zuſammenſetzung durch Reize bedingt werden, die zu⸗ 
nächſt aus einzelnen Zellkomplexen, ſpäter aus beſtimmten Reizdrüſen, die 
wir inkretoriſche Organe nennen, kommen. Jedes Tier, auch der 
Menſch z. B. hat für die Ausprägung der Haut⸗ und Haarfarben ein Gen 
und einen dazu gehörigen realiſierenden Komplementfaktor. Fehlt dieſer 
Faktor, etwa durch Verluſtmutation, ſo wird das Tier oder der Menſch 
albinotiſch. Die Anlage für Farben iſt hier vorhanden, aber die Farbe wird 
chemiſch nicht erzeugt, weil der dazu gehörige Stoff, eine Oxydaſe wahr⸗ 
ſcheinlich, fehlt. 

Das Entſtehen der männlichen und weiblichen Individuen, im Ver⸗ 
hältnis 50% zu 50%, wird durch einen Chromoſomenmechanismus, den wir 
ſogar morphologiſch erſchließen können und an den die Gene für das Ge⸗ 
ſchlecht geknüpft ſind, geklärt. Durch dieſe Gene werden an ſich alſo nur die 
Keimzellen männlich oder weiblich bei den Wirbeltieren; ſoll aber auch der 
Organismus während der werdenden Reife pſychiſch und körperlich männ⸗ 
lich oder weiblich werden, ſo müſſen männliche oder weibliche Reizſtoffe von 
den Keimzellen hinzukommen, die gewiſſermaßen als Enzym, erzeugt von 
den Geſchlechtschromoſomen, den Körper zwangsläufig männlich oder 
weiblich machen. Störungen bedingen ſexuell anormale Formen. 

Die wichtigſten Stoffe für die Realiſation der Erbanlagen ſind die 
Inkrete, die wir im ausgeſprochenen Maße bei Wirbeltieren mit Einſchluß 
des Menſchen finden. Verantwortlich für die Inkretion ſind eine Reihe 
von Drüſen ohne Ausführgang, die ihr Sekret direkt in das Blut ergießen 
und fo beim Menſchen z. B. von 27—35 mm Länge an die Geſtaltbildung 
5 Sie ſtellen alſo die wichtigſten Organe für die werdende Reife 
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Der dritte Faktor, der die werdende Reife beeinfluſſen kann, 
liegt in der Umwelt. Wir können ihn den alterierenden Faktor 
nennen. Er iſt von untergeordneter Bedeutung, wenigſtens in normalen 
Zeiten, wo die Eltern die Möglichkeit haben, die Umwelt ſo günſtig wie 
möglich für die Entwicklung ihrer Kinder zu geſtalten. In der heutigen 
Nachkriegszeit, allerdings mit der von außen und innen hervorgerufenen 
Verkrüppelungspolitik des werdenden Geſchlechts, können auch die alterieren⸗ 
den Faktoren verhängnisvoll werden. Sie ſind zwar nicht erblich, führen 
aber doch zu derartig weitgehenden Konſtitutionsſchädigungen, daß auch ſie 
eine Dauerſchädigung des Volksganzen veranlaſſen können. 

Die Erblichkeitsfaktoren ſind durch die Genkombinationen von Seiten 
der Eltern bedingt, ebenſo die Entſtehung des Geſchlechtes. Grundbedin⸗ 
gung für den normalen Ablauf der werdenden Reife und damit eines volks⸗ 
tüchtigen Individuums iſt daher eine geſunde Zeugung. Die zu erreichen, 
iſt die Aufgabe der Vererbungshygiene. Es dürfen nur ſolche Menſchen 
das Recht auf Nachkommen haben, die durch ihre einwandfreie Abſtam⸗ 
mung und moraliſche Intaktheit die beſte Gewähr für geſunde Nachkom⸗ 
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menſchaft geben. Solche Maßnahmen laſſen ſich auch ohne allzu ſchwere 
Eingriffe in die Freiheit des Individuums durchführen. 

Für den Ablauf der werdenden Reife beim Menſchen kommen in erſter 
Linie die realiſierenden Faktoren in Betracht, von denen uns 
diejenigen, die mit den Genen als Enzym verknüpft ſind, noch ſehr wenig 
bekannt ſind. Wir können nur vermuten, daß die Enzyme oder Gen reali⸗ 
ſierenden Faktoren etwa die Vorſtufe darſtellen für die ſpäter im Embryo 
lokaliſiert auftretenden Inkrete, die ebenfalls enzymartige Stoffe ſind, die 
in kleinſten Mengen wirkſam und nur da angreifen, wo ſie eine chemiſche 
Bindung erfahren. 

Sehen wir uns unbefangen ein neugeborenes Kind an, fo ift es bei 
oberflächlicher Betrachtung ſchwer zu ſagen, welches Geſchlecht das Kind 
hat. Noch weniger iſt das im früheren Lebensalter der Fall, etwa in der 
erſten Hälfte des zweiten Monats, wo ſich erſt die Keimdrüſen erkennbar in 
männliche und weibliche differenzieren. 5 

Wir glauben aus vergleichend⸗anatomiſchen und embryologiſchen Un- 
terſuchungen, ergänzt durch das Experiment, ſchließen zu dürfen, daß die 
Urform aller Tiere aſexuell war. Erſt die für den Vererbungsmechanismus 
günſtige Durchmiſchung der Erbanlagen von Vater und Mutter ließen 
zweigeſchlechtliche Differenzierungen, zunächſt nur der Keimzellen, ſpäter 
auch der zur Übertragung der Keimzellen nötigen Begattungsorgane, der 
Brutpflegeorgane und ſchließlich damit im Zuſammenhang körperliche und 
geiſtige Differenzierung zwiſchen den Geſchlechtern entſtehen. 

Bei den meiſten hochorganiſierten Tieren können wir nun ſchon beim 
ſcheinbar noch geſchlechtlich undifferenzierten Embryo ſagen, ob er männ⸗ 
lich oder weiblich wird. Es ſind nämlich die Chromoſomenzahlen kon⸗ 
ſtant verſchieden im männlichen und weiblichen Geſchlecht und zwar gibt es 
eine Chromoſomenzahl⸗ und ⸗form⸗Konſtanz bei hochdiffe⸗ 
renzierten Tieren, derart, daß jede Art ihre charakteriſtiſche Zahl und Form 
hat, die für je zwei Chromoſomen gleich ſind, je einer von ihnen ſtammt 
vom Vater und von der Mutter. Dieſe Zahl- und Formkonſtanz bleibt auch 
im Embryo erhalten und zwar dadurch, daß bei der Reifung der Keimzel⸗ 
len dieſe um die Hälfte reduziert werden. Form- und Zahlkonſtanz ift nun 
beim männlichen und weiblichen Geſchlecht bezüglich der ſogenannten Ge⸗ 
ſchlechtschromoſomen verſchieden, meiſt jo, daß die Frau 2 n + 2 x Chro- 
mojomen, der Mann 2 n + 1 x Chromoſom hat, wobei x die Geſchlechts⸗ 
chromoſomen darſtellt. Wird nun bei der Reifung die Zahl um die Hälfte 
reduziert, fo entſtehen lauter Eizellen mit n + x Chromoſomen. Die Sa- 
menzellen dagegen enthalten zur Hälfte n + x, zur Hälfte nur n Chromoſo⸗ 
men. Je nachdem nun ein Samenfaden mit n + x oder en Chromoſomen 
das Ei befruchtet, was rein ein Spiel des Zufalls iſt, entſteht ein neues 
Individuum und zwar: n + 2 x Chromoſomen ein weibliches, oder 
2n ＋ 1x ein männliches. Demgemäß find auch die Embryonen, auch 
wenn ſie noch nicht äußerlich geſchlechtlich differenziert ſind, dennoch in 
ihrem Zellbeſtand bezüglich der Chromoſomen ganz charakteriſtiſch verſchie⸗ 
den. Dieſe zytologiſch ſo verſchiedenen Elemente bilden nun im Embryo 
je nach ihrem männlichen oder weiblichen Chromoſomenbeſtand die Hoden⸗ 
oder Ovarialanlage. Die dazu nötigen Reize gehen offenbar von Enzymen 
aus, die unter Vermittelung des Geſchlechtschromoſoms zuſtande kommen. 
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Das Weſen der Formbildung, ſowohl der allgemein menſchlichen 3. B., 
wie der davon abgeleiteten männlichen oder weiblichen, iſt eines der ſchwie⸗ 
rigſten Probleme in der Biologie. Noch ſchwieriger iſt das Problem der 
Entfaltung der Pſyche. Die Ernährung, überhaupt die ganzen Umwelt⸗ 
faktoren allein, die man hier verantwortlich machen könnte, ſind ſicher nicht 
maßgebend. Junge Hunde z. B., denen kaloriſch nicht ausreichendes Futter 
verabreicht wird, wachſen trotzdem weiter, werden höher und länger, obwohl 
ſie abmagern, wie wir dasſelbe bei Unterernährung der Kinder beobachten 
können. Trotz der vier Kriegsjahre hat das Durchſchnittsgrößenmaß der 
Schulkinder ſich nicht weſentlich geändert. Auch das Fehlen einzelner 
Nahrungsteile, wie Mangel an Kalk, verhindert die Formbildung der Kno⸗ 
chen nicht, ſie werden nur weicher und biegſamer. ; 

Die Formbildung des menſchlichen Embryos ſetzt erft mit der zweiten 
Hälfte der dritten Woche ein, vom befruchteten Ei bis zu dieſer Zeit haben 
wir die primitive Entwicklung des menſchlichen Embryos. Er hat eine 
Länge von 2,5 Millimeter und beſteht aus 23 Segmenten. In der Zeit der 
gewiſſermaßen geſchlechtsloſen Formentwicklung entſtehen nacheinander die 
Arm⸗ und Beinknoſpen, die Ohrbläschen und die Riechfelder. In der vier⸗ 
ten Woche werden die Extremitäten zu plattenförmigen ungegliederten 
3 die ſchon vorher vorhandenen Augenbläschen bekommen eine 

inſe. 

Während des zweiten Embryonalmonats beginnt der Embryo ſeine 
pezifiih menschliche Form anzunehmen, während er vorher erft ſäuge⸗ 
tierähnlich war. Es bildet ſich jetzt die Halsanlage. Der äußere Schwanz 
wird zu einem Schwanzfaden rückgebildet. Ganz beſonders bilden ſich jetzt 
die Extremitäten mit Fingern und Zehenanlage heraus. Kopf und Geſicht 
werden menſchenähnlich. Im dritten bis zehnten Monat gelangt die 
fötale Periode zum Abſchluß. Anfang des dritten Monats iſt der Embryo 
deutlich als werdender Menſch zu erkennen, er wird jetzt Fötus ge⸗ 
nannt und wächſt im dritten Monat von 2 auf 7 Zentimeter heran. Alle 
Körperteile nehmen die definitive fötale Proportion an. Am Ende des 
vierten Monats iſt er 13 Zentimeter lang. Jetzt treten auch ſchon erkenn⸗ 
bare individuelle Verſchiedenheiten auf, ſogar bei Zwillingen. Im 5. Mo⸗ 
nat wird die Länge 20 Zentimeter, das Gewicht 4 Kilogramm. Es treten 
nun die erkennbaren Bewegungen des Embryo auf (Kinderbewegungen). 
Ueberall am Rumpf und an den Extremitäten ſproſſen jetzt wellig⸗feine 
Härchen (Lanugo). 

In der zweiten Hälfte des intrauterinen Lebens verlängert ſich der 
menſchliche Embryo monatlich etwa um 5 Zentimeter, bis er 50 Zentimeter 
lang iſt zu Ende des zehnten Monats. Das Gewicht nimmt monatlich um 
% Kilogramm zu. Am Ende des 7. Monats geboren, kann der Embryo 
unter günſtigen Bedingungen ſchon lebensfähig ſein. | 

Die poſtembryonale Formentwicklung des Menden 
kann in zwei Hauptabteilungen geſondert werden. Das erſte oder neu⸗ 
trale Kindesalter vom 0.—7. Jahre, Knaben und Mädchen ent⸗ 
wickeln ſich jetzt faſt vollſtändig parallel, ohne ſekundäre Geſchlechtsverſchie⸗ 
denheiten, und die zweite biſexuelle Entwicklungszeit, 
während welcher die bei der Geburt ſchon vorhandenen ſekundären Ge⸗ 
ſchlechtsmerkmale immer ſtärker hervortreten. Dieſes Alter umfaßt: 
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1. das biſexuelle Kindesalter (Knaben 8.—17. Jahr, Mädchen 8.—15. 


Jahr). 

2. das Jugendalter (männliche Geſchlecht: 18.—20. (—34.) Jahr, 
weibliche Geſchlecht: 16.—20. (— 28. Jahr). 

Die poſtembryonale Entwicklung iſt das, was ich beim Menſchen wer⸗ 
dende Reife nennen möchte, alſo die erſte Phaſe im extrauterinen Leben, die 
zur Vollreife führt. Die Entwicklung beſteht zur Hauptſache im Wachstum 
und in der Ausgeſtaltung der vorhandenen Körperanlagen. Dieſe Entwick⸗ 
lung erfolgt nun ſowohl in verſchiedenen Körperteilen wie zu verſchiedenen 
Zeiten ungleichmäßig. Daraus erklärt ſich, daß die Körperproportionen des 
Neugeborenen während der weiteren Entwicklung ſo ſtark verändert werden. 
Während Rumpf und obere Extremitäten im ganzen ihre anfängliche relative 
Größe behalten, wird die Kopfhöhe relativ kleiner und die Länge der un⸗ 
teren Extremitäten relativ um 1⁄4 länger als zu der Zeit der Geburt. Die 
Körpermitte liegt bei Neugeborenen unterhalb des Nabels, beim Erwach⸗ 
ſenen in der Höhe des Schambeins. | 

In der Wachstumsperiode ftredt fi) der Körper vor allem in di 
Länge, deshalb wird die poſtembryonale Wachstumsperiode am beſten 
als Streckungsperiode bezeichnet, von denen wir zwei unterſcheiden können: 
Die erſte Streckung im 5.—7. Lebensjahre, mit der das neutrale 
Kindesalter beendet wird, und die zweite im biſexuellen Alter, beim 
Mädchen vom 11.—14. Jahr, beim Knaben im 13.—16. Jahr. 

Vor und nach einer Streckungsperiode liegt eine Periode, worin das 
Kind relativ ſtärker in die Breite als in die Länge wächſt und dadurch 
voller wird. Es ſind das die Perioden der 1., 2. und 3. Fülle. 
Nur die erſte Fülle gehört dem neutralen Kindesalter, die 2. und 3. dem 
biſexuellen Alter an. 

Die Periode der dritten Fülle geht in die Periode der Reife 
oder der Pubertät über. Der Knabe wird zum Jüngling, das 
Mädchen zur Jungfrau — vom äſthetiſchen Standpunkt aus das ſchönſte 
Stadium im Menſchenleben. 

Reife oder Pubertät bezeichnet hier aber nur geſchlechts reif, 
d. h. zur Fortpflanzung fähig, nicht aber, daß die Entwicklung 
beendet ift und daß die Fortpflanzung ſchon ohne Schä⸗— 
digung betätigt würde. Die meiſten Menſchen erreichen erſt mit 25 
bis 30 Jahren den Höhepunkt ihrer körperlichen und geiſtigen Entwicklung. 
Es wird ſomit das Stadium der Vollreife erreicht, womit die werdende 
Reife abſchließt. 

Ueber die verſchiedenen poſtembryonalen Entwicklungsperioden ebenſo 
wie über die Zunahme des Körpers an Größe und Gewicht geben uns am 
beſten Tabellen Aufſchluß, die ich mit einigen Ergänzungen nach J. Bro⸗ 
man, dem vorzüglichſten ſchwediſchen Anatomen, beigebe. | | 

Zur Ergänzung noch einige Worte über die Entftehung der ſekundären 
Geſchlechtsmerkmale. Sie treten beim Mädchen früher auf als beim Man⸗ 
ne, ſchon in der Periode der zweiten Fülle (8.—10. Jahr) find fie kenntlich, 
dadurch, daß zu dieſer Zeit das Geſäß, Hüften und Oberſchenkelpartien des 
Körpers eine vollere weiblichere Form anzunehmen beginnen. Die Reihen⸗ 
folge der übrigen ſekundären Geſchlechtsmerkmale kann ſowohl individuell 
wie in den verſchiedenen Ständen wechſeln. 


6 Inkretion und werdende Reife 


Die Zeit des Eintritts der erſten Menſtruation, d. h. die Bildung der 
erſten reifen Eier hängt von Klima, Raſſe, Lebensweiſe, Stand uſw. 
ab. In Europa ift der Zeitpunkt im Durchſchnitt das. 14.—15. Jahr, im 
Norden das 16.—17., im Süden das 13. Lebensjahr. Bald nachher be⸗ 
ginnen die Milchdrüſen zu wachſen, ſo daß der Warzenhof knoſpenähnlich 
hervorgewölbt iſt. Dieſes Stadium geht dann bald in die Knoſpenbruſt 
über. Die ausgeſprochen weiblichen Formen erreicht der Körper in der 
dritten Fülle, der ſtarken ſubkutanen Fettbildung. In dieſer Zeit, etwa 
im 15. Jahr, treten auch die Haare am Unterleib und in den Achſelhöhlen 
auf. Aber erſt im Stadium der Pubertät (16.—18. Jahr) wird der weib⸗ 
liche Körper ſo weit entwickelt, daß er zur Fortpflanzung fähig wird. Erſt 
jetzt erreicht das weibliche Becken die für den Geburtsakt nötige Größe, die 
Bruſt wird jetzt vollendet. 

Beim Knaben beginnen die ſekundären Geſchlechtscharaktere erſt in der 
Periode der zweiten Streckung aufzutreten. Zuerſt tritt etwa im 15. Jahr 
der Stimmwechſel auf. Die Stimmbänder können in einem Jahr doppelt 
ſo lang werden, als ſie bisher waren. Der ganze Kehlkopf nimmt damit 
an Größe zu, was am Hervortreten des Adamsapfels kenntlich wird. Die 
ſpezifiſch männliche Körperform iſt zwar ſchon jetzt zu erkennen, wird aber 
erſt in der Periode der dritten Fülle ſtärker ausgeprägt durch Vermehrung 
des Bruſtumfanges und der Schulterbreite. Die Muskulatur wird ſtärker 
und die Körperhaare treten auf. Der Bart erſcheint erſt in der Pubertät. 
Die Pubertät ſelbſt beginnt beim Knaben 2 Jahre ſpäter als beim Mäd⸗ 
chen. F beſtehen aber auch hier große Unterſchiede betr. Raſſe, Stand und 
Familie. i 

Die Formenwandlung des Geſichts, Entwicklung der definitiven Na- 
ſenform, das Höherwerden des Oberkiefers und Verlängern der Ober- und 
Unterkiefer durch die Dauerzähne iſt bei männlichen Individuen ſtärker 
ausgeprägt als bei weiblichen. Das weibliche Geſicht entfernt ſich weniger 
vom kindlichen Typus. 

Einen Einblick in die Geſetze der Formbildung wie auch der 
Entfaltung der Pſyche haben uns die Ergebniſſe der Drüſen mit innerer 
Sekretion gewährt. Von dieſer Seite ſoll jetzt die werdende Reife beleuch⸗ 
tet werden. 

Die Drüſen mit innerer Sekretion ſind bei allen Wirbeltieren mit Ein⸗ 
ſchluß des Menſchen dieſelben, wenn ſie auch bei den Säugetieren beſonders 
hoch differenziert ſind. Als formgeſtaltende Drüſen mit Inkretion, wie wir 
gewöhnlich ſagen, kommen in Betracht: die Schilddrüſe, die Epithelkörper⸗ 
chen, die Thymus oder das Bries, alle drei leiten ſich aus den „Kiemenſpal⸗ 
tenanlagen“ her, die Hypophyſe und die Epiphyſe als ventraler und dor⸗ 
ſaler Hirnanhang, das Nebennierenſyſtem und die Keimdrüſen. 

Alle dieſe Drüſen, die ſehr verwickelt in ihrer Entſtehung, ihrem Bau 
und ihrer Funktion ſind, wirken nun nicht unabhängig von einander, ſon⸗ 
dern ſtellen ein harmoniſches äquipotentielles Syſtem dar. Sie wirken 
. außerdem zu verſchiedenen Perioden der Reifeſtadien verſchieden ſtark, 

manche überhaupt nur während der Reife und bilden ſich in der Vollreife 
ganz zurück. 

Jede Zelle hat nun zwar in ſich die Fähigkeit zu wachſen, das Gewebe 
des Körpers, das in Nährlöſung gezüchtet wird, wächſt unbegrenzt weiter, 


Inkretion und werdende Reife 7 


bildet aber keine Form. Dieſe wird beim Menſchen, wie überhaupt bei den 
Wirbeltieren, bedingt durch die Inkretion. Da die Form des Menſchen 
hauptſächlich durch das Knochenſkelett hervorgerufen wird, jo ift es inter- 
eſſant zu verfolgen, welche Drüſen mit Inkretion hier einwirken. Aus dem 
Tierexperiment, wie auch aus krankhaften Zuſtänden beim Menſchen wiſſen 
wir, daß vor allem die Schilddrüſe eine große Rolle ſpielt. Die 
Schilddrüſe iſt auch die erſte derartige inkretoriſche Drüſe, die im menſch⸗ 
lichen Embryo ſchon bei einer Länge von 27 Millimeter angelegt wird. 
Fehlt die Schilddrüſe beim Menſchen bei der Geburt oder wird ſie bei 
jungen Tieren experimentell entfernt, ſo beobachtet man ein Zurückbleiben 
des Längs- und Schädelwachstums. Der Fehlbetrag ſteigt in 20 Jahren 
bis zu 30% an, jo daß wir zwerghafte Formen bekommen. Auch die knor⸗ 
pelige Verbindung der Schädelknochen verknöchert nicht. 

Ebenfalls ſtehen die Epithelkörperchen im engen Zuſammen⸗ 
hang mit dem Wachstum. Ausmerzung der winzigen Epithelkörperchen — 
ſie ſind beim Menſchen nur erbſengroß — hat ſogar beim Erwachſenen den 
unmittelbaren Tod zur Folge. Mangelhafte Funktion derſelben ergibt eine 
verminderte Kalkablage in den Knochen. Im Tierverſuch treten nach Ent⸗ 
fernung der Epithelkörperchen bei jungen Tieren Erſcheinungen auf, die 
lebhaft an kindliche Rachitis erinnern. Knochenbrüche heilen bei ſolchen 
Tieren nicht. Es treten außerdem Wachstumsſtörungen an den Zähnen 
auf. Das Dentin entwickelt ſich mangelhaft, und der Schmelz fehlt. 

Als drittes Organ für den Kalkſtoffwechſel und damit die Skelettbil⸗ 
dung kommt die Thymus hinzu. Ihr Einfluß reicht nur bis zur 
Pubertät, bis zu welcher Zeit ſie hauptſächlich das Längenwachstum beein⸗ 
flußt. Dann wird die Thymus durch die Keimdrüſen gehemmt. Das Ge⸗ 
wicht der Thymus iſt bei Neugeborenen 12,33 Gramm, bis zum 15. Jahr 
ſteigt es auf 25,18 Gramm an, um dann ſchnell bis zum 20. Jahr auf 12,71 
Gramm zu ſinken. Im Ende des 45. Jahres beträgt ihr Gewicht nur noch 
2,89 Gramm, um dann im 75. Lebensjahre ganz zu atrophieren. Die Ent⸗ 
fernung der Thymus hat daher beim erwachſenen Tier keine Folgeerſchei⸗ 
nung. Bei 10 Tage alten Hunden dagegen hat das Fehlen ein Zurück⸗ 
bleiben des Wachstums der langen Röhrenknochen zur Folge. 

Ebenſo wie bei der vorgenannten Drüſe, wird durch den ventralen 
Hirnanhang, der Hypophyſe, das Längswachstum gefördert. Ent⸗ 
fernt man ſie, ſo tritt Hemmung ein. Alle Ausfallerſcheinungen der vor⸗ 
genannten Drüſe können durch Einpflanzung neuer Drüſen oft ganz be⸗ 
ſeitigt werden. Ein Beweis für ihre Wirkſamkeit. Abnormes Wachstum 
der Hypophyſe, aljo übermäßige Inkretbildung, führt zu Rieſenwuchs. 

In den Keimdrüſen beſteht ein ausgeſprochener Antagonismus zu dem 
ventralen Hirnanhang. Entfernung oder Unterernährung der Keimdrüſen 
bedingt Hochwuchs beim männlichen und weiblichen Geſchlecht bei Ausfall 
der ſekundären Geſchlechtsmerkmale, weil jetzt die durch die Keimdrüſen be⸗ 
dingte Hemmung des Hypophyſeninkretes aufhört. Dieſe vergrößert ſich 
Gulden. und veranlaßt den aſexuellen Hochwuchs bei Kaſtraten oder Eunu⸗ 

oiden. Ä | 
Die Keimdrüſen find es auch, die durch ihren regelnden Einfluß auf 
die Wachstumsformen ſchließlich auch die männlichen oder weiblichen Ske⸗ 
lettformen hervorrufen. ö 
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Das Wachstum 1 f unter geſetzmäßiger Zuſammenwirkung aller vor⸗ 
genannten Drüfen vor ſich (Consensus partium). Dadurch kommt die har⸗ 
moniſche Form des menſchlichen Körpers zuſtande. Bei der Schilderung 
der Entwicklung der Vollreife ſahen wir, daß immer Phaſen der Streckung 
mit ſolchen der Fülle ſich ablöſten. In der Fülle ſteht das Wachstum ſtill, 
aber es werden Reſerveſtoffe für die nächſte Streckungsphaſe angeſammelt. 
Dieſe Phaſen werden ebenfalls von der Inkretion aus geregelt, obwohl da 
noch beim Menſchen vieles zu erforſchen iſt. 

Die Entwicklungsphaſen der niederen Wirbeltiere, z. B. der Fröſche, 
haben wir durch experimentelle inkretoriſche Beeinfluſſung ganz in der 
Hand. Durch Schilddrüſenfütterung und dadurch bedingte verſtärkte Ent⸗ 
wicklung der Schilddrüſen kann die Kaulquappe in jeder Entwicklungs⸗ 
phaſe zum jungen Froſch verwandelt werden. Füttert man mit Thymus⸗ 
ſubſtanz, ſo wird die Metamorphoſe gehemmt, und die Kaulquappe wird 
nie zum Froſch, bleibt alſo auf einem jugendlichen Stadium in ihrer Ent⸗ 
wicklung ſtehen (Infantilismus beim Menſchen). Als Urſache findet man, 
daß die Schilddrüſe auf larvaler Stufe ſtehen bleibt, während die Thymus 
nicht die ſonſt bei der Metamorphoſe auftretende Rückbildung erleidet. 
Kümmerlinge in einer Brut werden nach Fütterung mit Subſtanzen aus 
der Thymus zu normalen Tieren. 

Die Ausbildung der männlichen und weiblichen pſychiſchen und för- 
perlichen Charaktere unterſtehen nun ganz der Keimdrüſe. Dieſe hat 
demgemäß eine doppelte Funktion, die Fortpflanzungszellen zu bilden und 
die ſekundären Merkmale zur Entwicklung zu bringen und zu erhalten. 
Für die letztere Aufgabe werden von dem Ueberfluß der ſich bildenden 
Keimzellen tauſende und abertauſende ſtändig von den ſogenannten Zwi⸗ 
ſchenzellen reſorbiert und dann als männliches oder weibliches Inkret dem 
Blutſtrom zugeführt, worauf dann in der Entwicklung die ſekundären Ge⸗ 

ſchlechtscharaktere ſich entfalten. Im Reifeſtadium werden die Merkmale 
auf dieſe Weiſe funktionstüchtig erhalten. 

Die beiden Ovarien eines dreijährigen Mädchens enthalten etwa 
800 000 Eizellen, dieſe werden nun während des Lebens bis zur Meno⸗ 
pauſe, ohne daß ſich neue dazu bilden, verbraucht. Ein 18jähriges Mädchen 
in der Vollreife hat höchſtens noch 70 000. 730 000 Eizellen ſind alſo zur 
Ausprägung der ſpezifiſch weiblichen Geſtalt verbraucht worden. Eine 50- 
jährige Frau hat keine Eier mehr; bei ihr gehen die weiblichen Geſchlechts⸗ 
merkmale wieder zurück. Wenn wir weiter bedenken, daß jede Frau nur 
etwa 300—500 Eier reif werden läßt, die das Ovarium verlaſſen und be- 
fruchtet werden können, ſo bleiben auch für die Zeit der Vollreife noch 
nahezu 80 000 Eizellen, die für die Zwecke der Aufrechterhaltung der weib⸗ 
lichen Charaktere verbraucht werden und damit indirekt die Fortpflanzung 
gewährleiſten, übrig. 

Ihre ſtärkſte inkretoriſche Wirkung üben die Keimdrüſen 
von der zweiten Fülle bis zur Reife oder Pubertas aus, um 
dann noch bis zur Vollreife männlich oder weiblich formregulatoriſch wei⸗ 
ter zu wirken. Als Beweis gilt dafür die Entfernung der Keimdrüſen in 
dieſem Alter, nach der die ſekundären Merkmale nicht zur Entwicklung 
kommen. Rechtzeitige Retransplantation dagegen läßt ſie wieder normal 
ſich entwickeln und weiter wachſen, ja bis zu einem gewiſſen Grade laſſen 
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ſich ſelbſt noch bei Säugetieren männliche und weibliche Geſchlechtsmerkmale 
vertauſchen, dadurch, daß man bei eben geborenen Tieren die Hoden und 
Ovarien auswechſelt. Auch künſtliche Hermaphroditen laſſen ſich herſtellen. 
Durch Transplantation jugendlicher Keimdrüfen auf alte Tiere kann man 
jogar die atrophiſchen Keimdrüfen dieſer Tiere wieder vollfunktionstüchtig 
machen und im Zuſammenhang damit die ſchon ſtark geſchwundenen 
ſekundären Merkmale wieder in Erſcheinung treten laſſen. 


Die Entwicklung des pſychiſchen Charakters ſteht ſicher bis zu einem 
gewiſſen Grade ebenfalls unter dem Einfluß der Drüſen mit Inkretion. 
Hier iſt allerdings noch ein weites und ſchwieriges Gebiet, das noch zum 
größten Teil der Erforſchung harrt. Das beſte Beiſpiel bietet wohl der 
männliche und weibliche Geſchlechtstrieb und deſſen höchſte Sublimierung, 
die ſeeliſche Neigung zu dem anderen Geſchlecht und die Liebe. Dieſe 
Triebe können ſich nur unter dem Einfluß der Keimdrüſen entfalten, fie 
werden anormal bei anormalen Drüſen, ſie fehlen oder ſchwinden nach 
Entfernung der Keimdrüſen. Wenn nun die Triebe, die nach Wundt 
„die pſychiſchen Grundphänome ſind, von denen alle geiſtige Entwicklung 
ausgeht“, ſo muß auch ein Zuſammenhang der höheren geiſtigen Fähigkei⸗ 
ten mit der Inkretion vorhanden fein. Der Vir ch o w'ſche Satz, das Weib 
iſt eben Weib durch ſeine Generationsdrüſen, hat eine gewiſſe Berechtigung. 
Tatſächlich find Mann und Weib pſpchiſch ſtark verſchieden und gerade der 
Erzieher müßte dieſen ſich konform nach dem Reifeſtadium bis zur Voll⸗ 
reife entwickelnden Verſchiedenheiten Rechnung tragen. Es iſt daher auch 
ein Unding, wenn wir das männliche Erziehungs⸗ und Schulſyſtem ohne 
weiteres auf die weibliche Jugend übertragen. Die weibliche pſychiſche 
Entwicklung iſt zeitlich und materiell ſo verſchieden von der männlichen, 
daß es meiner Anſicht nach, und das iſt auch die Meinung vieler einſich⸗ 
tiger Männer, mit denen ich ſprach, nicht länger angeht, die gleichen Reife⸗ 
bedingungen für die Univerſität an die Frau wie an den Mann zu ſtellen. 
Das männliche Geſchlecht iſt überlegen in Ton⸗ und Zeitempfindung, es iſt 
mathematiſch, kritiſch und logiſch ſtärker begabt. Die Frau hat beſſeren 
Farbenſinn, ſie hat ein beſſeres Gedächtnis und Geſchick für kleine Hand⸗ 
fertigkeiten. Die Vorſtellungskraft des Mannes bewegt ſich mehr in ab⸗ 
ſtrakten Bahnen, in ſeinen Leiſtungen iſt die freie Produktion und die 
ſelbſtſchöpferiſche Abwechslung vorherrſchend. Die Frau iſt mehr konkret, 
gefühlsbetonend, ſuggeſtibel; ſie läßt ihrer Phantaſie freien Spielraum. 
Daraus ergibt ſich, daß der Unterricht im Gymnaſium und auf der Univer⸗ 
ſität der der männlichen Pſyche und den männlichen Reifephaſen tradttio- 
nell angepaßt iſt, für die weibliche ſinngemäß umgeſtellt werden muß. 
Frauen⸗Univerſitäten wären ein dringendes Erfordernis, wenn man nicht 
den beſten Teil unſerer weiblichen Jugend in ihrer werdenden Reife ſo 
ſchädigen will, daß ſie für eine geſunde Volksvermehrung nicht mehr oder 
nur geſchädigt in Betracht kommt. 


Nicht nur die Keimdrüſen allein wirken auf die Entwicklung der Pſyche 
ein, ſondern wahrſcheinlich auch alle anderen in ihrem harmoniſchen Zu⸗ 
ſammenwirken. Angeborenes Fehlen oder Unterfunktion der Schilddrüſe 
während der Entwicklung z. B. führt in hochgradigen Fällen zu Idiotie 
oder Kretinismus. Werden ſolche anormalen Kinder in früher Jugend mit 


10 Inkretion und werdende Reife 


Schilddrüſenpräparaten gefüttert oder wird ihnen eine Schilddrüſe trans⸗ 
plantiert, ſo können ſie ſich ganz normal entwickeln. . 

Auch die fubjeftiven Anſchauungsbilder, die den Eidetifern eigen find, 
hängen wahrſcheinlich letzten Endes mit der Inkretion der Schilddrüſe und 
den Epithelkörperchen zuſammen. Das Wie iſt noch nicht geklärt. Eine 
Reihe unſerer größten Männer, wie z. B. Goethe, Joh. Müller, Lazarus, 
waren Eidetiker. 

Unterfunktion der Zirbeldrüſe, von der wir faſt noch gar nichts wiſſen, 
führt zu einer auffallenden pſychiſchen und körperlichen Frühentwicklung, 
ſo z. B., daß ein ſechsjähriger Knabe in ſeiner Intelligenz einem 17jährigen 
gleich ſein kann. Man hat daher auch verſucht, die Intelligenz der Kinder 
durch Fütterung mit Zirbeldrüſe zu fördern. Auf jeden Fall kann über 
dieſes hier nur berührte Gebiet geſagt werden, daß ſomatiſche Veränderun⸗ 
gen der Blutdrüſen auch die pſychiſche Entwicklung in der werdenden Reife 
zu beeinfluſſen vermögen. 

Die Inkretion in ihrer Wirkung zur werdenden Reife im allgemeinen 
ſtellt noch ein großes Gebiet ernſter Forſchung dar. Erſt dann, wenn wir 
dieſen wichtigen Kauſalfaktor der Entwicklung näher kennen werden, iſt es 
auch möglich, mehr als heute ſchon, verſtändnisvoll die kritiſchen Jahre der 
Reife in die gefeſtigte Bahn der Vollreife überzuführen. 
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Labelle der werdenden Reife. 


A. Grffe neutrale Entwicklungszeit.“ 
(Neutrales Kindesalter.) 


es Totallänge 
= Gewicht 
= | in ; i Name der Periode 
© in n kg 
3 art es 
höhe 


| 
Säuglingsalter. (Zahnloſe Periode). 
Auffallende Fettanſammlung führt zu rund- 
lich walzenförmiger Jorm. Vierfüßlerſtellung 
der Arme und Beine. Bauchregion vorgetrie⸗ 
ben. Gehirnſchädel relativ größer als beim 
0 4 50 3,25 bis Erwachſenen, Geſicht relativ ſehr breit. Ober- 
3.5 und Unterkiefer kurz und niedrig. Das Kinn 
é am Skelett faſt gar nicht erkennbar. Neigung 
1 4% | 75 9 des Kindes ſich aufzurichten, zu mer 9.—10. 
Monat Stehverſuche. 12. Monat Gebhverfuche. 
Für die weitere Jormentwicklung von 
außerordentlicher Bedeutung. Die erſten 
Milchzähne in den letzten Monaten des erſten 
Lebensjahres, die a im zweiten Lebens- 
jahr. 
| | 


Erſte Fülle. 


Die Kinder nehmen während dieſer Periode 
verhältnismäßig ſtark an Breite zu, blei⸗ 
ben feſt und rund. Die neutrale kindliche 
Idealgeſtalt > 9 5 dieſer Periode 
eendet. N 


Erſte Streckung. 


Die Kinder wachſen während dieſer Periode 

relativ ſtark in die Länge. Gleichzeitig 

tritt aber gewöhnlich eine erhebliche Ab⸗ 

magerung ein, ſo daß die bis dahin 1 

den Kinder welk und dürr erſcheinen. Das 

Maſſenwachstum des Hirns wird in dieſer 
Periode faſt vollendet. 


6¼ 121 19 
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B. Zweite biſekuelle Entwicklungszeit. 
(Biſexuelles Kindes: und Jugendalter). 


Knaben. 


Lebensjahr 


8 

9 

10 | 64 

11 6%, 

12 7 

13 | 7'4 | 146 
14 151 
15 | 7/21 160 
16 162 
17 7%/, | 165 
18 170 
19 175 


20-34, 8 | 180 


Totallänge 


Gewicht 


50 


55 


60 
70 


Name der Periode 


; Zweite Fülle. 
Die Kinder nehmen während dieſer Periode 
relativ ſtärker an Breite als an Länge zu. 
Bei Knaben macht ſich die Breitenzunahme 
beſonders am Bruſtkorb bemerkbar. Auber- 
dem entwickelt ia 5 Muskulatur relativ 
tark. 


Zweite Streckung. 
Längenzunahme relativ ſtärker als Breiten- 
zunahme, oft auf ein Jahr 5 
ſo daß die Zunahme in den anderen Jahren 
dieſer Periode entſprechend geringer wird. 
Bei Knaben tritt um das 15. Jahr der Stimm- 
wechſel auf, veranlaßt durch ſtarkes Wachs⸗ 
tum des Kehlkopfes. Gleichzeitig hiermit Pubis⸗ 

| aare. 


Dritte Fülle. 


Durch an ee fe u der Gchulter- 

breite und ſehr ſtarke Entwicklung der Mus⸗ 

kulatur beginnen die Knaben ein männliches 

Ausſehen zu bekommen. Die Körperhaare 
treten auch in den Axillen auf. 


Reife (Pubertas). 
Körper eee Der Bart 
eginnt aufzutreten. 


Vollreife. 


Der Körper erreicht den Höhepunkt ſeiner 
Entwicklung. 
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B. Zweite biſekuelle Entwicklungszeit. 
(Biſexuelles Kindes: und Jugendalter). 
Mädchen. 


Lebens- 


jahr länge | Name der Periode. 


Zweite Fülle. 
Bei Mädchen macht fic) die Breitenzunahme befon- 
ders in der Beckengegend bemerkbar, außerdem ent⸗ 

wickelt ſich die ſubkutane Fettſchicht relativ ſtark, fpe- 
ziell in den Geſäß⸗, Hüften- und Oberſchenkelgegenden. 


Zweite Streckung. 


Längenzunahme, relativ ſtärker als Breitenzunahme, 
| oft auf ein Jahr angehäuft. 
Im 13. Jahr beginnt bei den höheren Klaſſen oft 
chon die Menſtruation. 
Im 11.—14. Jahre nn die Milchdrüſen zu 
wachſen, 1 daß der a Si emporgewölbt wird. 
(Knoſpe, Areolamamma.) Durch ſtärkere Fettbildung 
hebt ſich die Umgebung hervor. (Knoſpenbruſt). 


Durch ſtarke ſubkutane JFettbildung wird der Körper 
| mehr abgerundet. 
Die Körperhaare treten zuerſt am Unterleib und dann 
in den Achſelhöhlen auf. 


| Reife (Pubertas). 

Der Körper wird zur Fortpflanzung fähig. 
Die Bruſt wird fertig gebildet, jo daß nur die Bruft- 
warze ſich von der gleichmäßig gewölbten Bruſt noch 
knopfförmig emporwölbt. (Mamma papillata, reife 
Bruſt). In den niederen Klaſſen tritt erſt während 

; dieſer die Menſtruation ein. 


162 
163 
165 


19 168 
20—28 170 


Vollreife. 
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Seeliſche Eigenart der beiden Geſchlechter 
in der Zeit der werdenden Reife. 
Von Dr. Charlotte Bühler, Privatdozentin an der Univerſität Wien. 


Die größten Schwierigkeiten bei der Erforſchung und Beſchreibung 
jugendlichen Seelenlebens bietet ein Vergleich der beiden Geſchlechter. Daß 
Knabe und Mädchen im Anſatz ſchon fo verſchieden find wie ſpäter Mann 
und Weib, das hat ein jeder im unmittelbaren Gefühl. Aber ſoviel auch 
die Laien und die Gelehrten dieſe Unterſchiede in Regeln und Geſetze ein⸗ 
zufangen verſuchten, von einer befriedigenden Erkenntnis der beiden Weſen⸗ 
heiten kann heute noch keine Rede ſein. Im allgemeinen wird der Ver⸗ 
gleich ſehr ſchematiſch gehandhabt. Gelegentlich auftretende extreme Ge⸗ 
genſätze werden ſtark vergröbert als typiſche Eigenheiten der Geſchlechter in 
Schlagworten feſtgehalten. Genauen Unterſuchungen, die beſonders in 
Schulen mit Koedukation vorgenommen wurden, hielten ſolche Behaup⸗ 
tungen niemals ſtand, vielmehr ſchienen dort plötzlich überhaupt kaum Un⸗ 
terſchiede erkennbar, vor allem nur geringe Unterſchiede der Intelligenz, 
um die es ſich bei den aktuellen Streitigkeiten um die Frauenbewegung und 
die Form der Mädchenſchulen zumeiſt handelte. Die größeren Unterſchiede 
ſcheinen im Gefühls⸗ und Willensleben ſowie in der Grundſtruktur der 
Perſönlichkeit zu liegen, und gerade hier ſtößt der Pſychologe faſt durchweg 
auf unbebautes Land in ſeiner Wiſſenſchaft. 


Will man Mann und Frau, Knaben und Mädchen miteinander ver⸗ 
gleichen, ſo muß man ſich vor allem darüber klar ſein, daß es etwas anderes 
iſt, weibliche und männliche Weſenheit als ſolche, weibliches und männliches 
Prinzip in der Welt und etwas anderes, Mann und Weib, Knaben und 
Mädchen, wie ſie wirklich leben und zwar in der heutigen Kulturwelt ein⸗ 
ander gegenüberzuſtellen. Die erſte Frage kann hochphiloſophiſch, aber auch 
biologiſch erörtert werden. Die zweite Frage iſt eine reine Tatſachenfrage 
für die differentielle Pſychologie. Wir ſteuern auf die letztere zu, aber wir 
verweilen einen Augenblick bei der biologiſchen Betrachtung. 

. Biologiſche Betrachtung der Sexualität. Wäh⸗ 

rend die niederſten Lebeweſen ſich durch einfache Zellteilungen vermehren, 
tritt auf höherer Stufe eine Geſchlechtlichkeit und eine Geſchlechtertrennung 
auf. Zellen verſchiedener Art, männliche und weibliche Zellen ſondern ſich 
voneinander und bedürfen zur Fortpflanzung erſt wieder ihrer Vereini⸗ 
gung. Zwar enthält jede Zelle Beſtandteile beiderlei Geſchlechts, doch ſind 
die des einen gehemmt und nur in Anlagen oder Reſten vorhanden, wäh⸗ 
rend die des anderen geſchlechtsbeſtimmend hervortreten. Zur Fortpflan⸗ 
zung bedarf jedes Geſchlecht der Ergänzung durch das andere. Von 
dieſer biologiſchen Tatſache leiten wir unſeren ſpäter wichtigen Begriff der 
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Ergänzungsbedürftigkeit ab. Das geſchlechtlich beſtimmte 
Weſen enthält nur einen Teilbeſtand ſeiner Art. Erſt vereinigt ergeben 
beide Geſchlechter die ganze Weſenheit der Art, und nur vereinigt vermö⸗ 
gen ſie, ein neues Weſen der Art zu ſchaffen. In dieſem Lebensvorgang 
liegen die Wurzeln zu den Erlebniſſen, die wir ſpäter ſchildern, denn die 
Eigentümlichkeit des Menſchen iſt es, ſeine Lebensvorgänge in Erlebniſſen 
wiederzufinden. Sein geſchlechtlich beſtimmter Körper bedarf der Ergän⸗ 
zung durch das andere Geſchlecht. Dieſe Ergänzungsbedürftigkeit gibt ſich 
dem Menſchen auch ſeeliſch kund, ſobald ſie eintritt, fühlt er ſich halb und 
unvollſtändig, und nur mit dem andern Geſchlecht vereint, glaubt er, auch 
ſeeliſch ein Ganzes zu werden, Ganzes zu ſchaffen. 

Dieſe Ergänzungsbedürftigkeit iſt alſo jedem geſchlechtlich beſtimmten 
Weſen beſchieden und ſtellt ſich ein, ſobald es geſchlechtlich reif wird. Mäd⸗ 
chen und Knabe erleben ſie beide, jedes zu ſeiner Zeit und jedes in ſeiner 
Weiſe. Dieſes grundlegende Erlebnis jeder geſchlechtlichen Reifung iſt alſo 
beiden Geſchlechtern gemeinſam. Es bildet die Grundlage der Pubertät 
überhaupt. Setzen wir dies voraus, ſo können wir nun erſt fragen, was 
Knaben und Mädchen unterſcheidet, wie jedes ſeine Pubertät erlebt. Da⸗ 
mit treten wir in die phyſiologiſchen Tatſachenfragen ein. 


2. Männliche und weibliche Reifung in ihrem Ver⸗ 
lauf. Bei geſunder klarer Veranlagung treten Unterſchiede männlichen 
und weiblichen Weſens ſchon bei zwei- bis dreijährigen Knaben und Mäd⸗ 
chen hervor. Schon in dieſem Alter ſcheint ſich im Unterſchied zu der 
Gleichartigkeit der erſten Lebensmonate eine erſte geſchlechtliche Ausprä⸗ 
gung einzuſtellen, was durch eine Anzahl von Beobachtungen geſtützt wird, 
über die ich anderort3!? berichte. Verſchiedenartige Neigungen im Spiel, 
in der Beſchäftigung zeigen ſich hier zuerſt und werden im Verlauf der 
Kindheit bis zur Pubertät hin dauernd verſchärft. Mit beginnender Puber⸗ 
tät der Mädchen werden dieſe Unterſchiede vorübergehend ausgeglichen. 
In der Vorpubertät werden die Mädchen ſtürmiſch und wild wie die Kna⸗ 
ben, ihre Spiele nähern ſich denen der Knaben, und es gibt keine günſti⸗ 
gere Zeit für eine völlig gleichgeſtellte Kameradſchaft der Knaben und Mäd⸗ 
chen wie im 11., 12., 13. Lebensjahr. 

Wie hierin ſchon angedeutet und allgemein bekannt iſt, vollzieht ſich 
die Reifung der Mädchen früher als die der Knaben. Die eigentliche 
Pubertät oder Reifungszeit dürfte bei den Mädchen durchſchnittlich zwi⸗ 
ſchen dem 13. und 15., bei den Knaben zwiſchen dem 14. und 16. Lebens⸗ 
jahr liegen. Davor gibt es eine eigentümliche Uebergangsphaſe der Un⸗ 
ruhe und der Gereiztheit, der Umwandlung und der Vorbereitung, die wir 
Vorpubertät nennen und beim Mädchen ins 11. bis 13., beim Kna⸗ 
ben ins 12. bis 14. Lebensjahr durchſchnittlich ſetzen. Und der eigent⸗ 
lichen Pubertät nachfolgend finden wir eine Zeit, in welcher bei unſeren 
Kulturnationen die ſeeliſche Reifung fih noch fortſetzt, das Jünglings⸗ und 
Jungfrauenalter, das wir wie ſchon die Römer Adoleszenz nennen. 
Iſt die Pubertät und ihr Vorſtadium eine Zeit der Unruhe und des Wer⸗ 
dens, des Sehnens und Drängens, der Lebensunluſt und Müdigkeit, ſo 
bringt die Adoleszenz erſte fertige Kräfte, Potenz des Körpers und der 

1) Seelenleben des Jugendlichen. Jena, Guſtav Fiſcher. 
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Seele beglückend zum Bewußtſein, bringt erſte Sehnſuchtserfüllung, Le⸗ 
bensluſt und Bejahung. Dieſe Zeit beginnt allem Anſchein nach bei Rna- 
ben und Mädchen ungefähr gleichzeitig mit etwa dem 17. Lebensjahr, wenn 
die Umwandlung und ihre Anſtrengungen überwunden ſind. Die Reife⸗ 
zeit ſelbſt fällt aber bei Knaben und Mädchen in auseinanderliegende Jahre 
und muß ſchon aus dieſem Grunde ſeeliſch etwas verſchiedenartig erlebt 
werden. Nicht nur dies. Der Reifeprozeß wird, wie ausgeführt, durch eine 
Vor⸗ und Nachperiode verlängert, ehe der Vollbeſitz der Kräfte, die Ado⸗ 
leszenz, ſich einſtellt. Dieſe mühſame Wartezeit liegt beim Knaben im 
weſentlichen vor, beim Mädchen im weſentlichen nach der Reifung, und 
auch dieſe Tatſache bedingt einen großen Unterſchied. Der Knabe bleibt 
länger Kind als das Mädchen, das Mädchen wird früher herausgeriſſen 
aus ſeiner Kinderwelt. Das Mädchen bleibt lange jugendliche Dame, wenn 
man dieſen Halbzuſtand ſo nennen will, während der Knabe einen ſchnel⸗ 
leren Uebergang aus dem Reifenden zum jungen Manne hat. Hieraus 
werden wir ſpäter mancherlei erklären. 

Die Reifung des Knaben vollzieht ſich wie ſeine ganze Entwicklung 
in körperlicher Hinſicht gewaltſamer und ſtürmiſcher als die des Mädchens. 
Sein Wachstum iſt ſtärker, ſeine körperliche Kraft und ſeine ſexuelle Trieb⸗ 
kraft werden in weit höherem Maße entwickelt als beim Mädchen. Sexuelle 
Triebkraft iſt beim reifenden Mädchen nur ſelten ſtark entwickelt. Bei ihr 
ſpielt ſich die Umwandlung weit mehr in der Seele ab: Vorſtellungen und 
Stimmungen fördern und hemmen unklareres Begehren. Was der Kör⸗ 
per nicht deutlich genug ſagt, wird durch Lektüre und Geſpräche zu erfahren 
oder gar aufzureizen geſucht. An die Stelle des einfachen Triebes treten 
häufiger unklare Spannungen und Süchte, Stimmungen und Vorſtellun⸗ 
gen oder Begierden, die erſt das Wiſſen erregte. Das reifende Mädchen iſt 
bewußter und weniger triebſtark als der Knabe (wie ſpäter, was damit zu⸗ 
ſammenhängt, die Frau häufiger hyſteriſch und frigid iſt als der Mann). 

Die frühere Reifung des Mädchens zeigt ſich wie in ſeiner körperlichen 
Entwicklung ſo auch auf geiſtigem Gebiet und in ſeinem Seelenleben. Die 
Schulleiſtungen der 12—14 jährigen Mädchen weiſen einen Vorſprung vor 
denen gleichaltriger Knaben auf, weswegen der Beginn der Studienanſtalt 
mit 12—13 Jahren bei Mädchen beſonders glücklich gewählt ift. 
Später holen die Knaben bei ihrer Pubertät die Mädchen ein und 
überholen ſie zum Teil. Wie der Intellekt, ſo entfaltet auch das Gefühls⸗ 
und Willensleben der Mädchen ſchon früher eine neue Kraft als bei den 
Knaben. Die Literatur, die Kunſt, die Wiſſenſchaft, die Intereſſen der 
Erwachſenen finden beim Mädchen früher Eingang als beim Knaben. An⸗ 
dererſeits iſt die Reife, mit welcher der Knabe zu ſeiner Zeit dieſe Welt 
in ſich einläßt, eine langſamer und gründlicher vorbereitete. Wie das 
Mädchen die Jugendwelt der Sehnſucht und der Hoffnung, der reichen Ge⸗ 
fühle und Stimmungen früher findet als der Knabe, fo ſchließt. es auch 
früher mit ihr ab und tritt ſchon klar und geſetzt in das reale Leben ein, 
wo der Jüngling noch ſchwärmt und im Unbeſtimmten ſchwankt. Früher 
als der Knabe kommt das Mädchen vom feſten Boden des Kinderlands in 
das Traumland der Reifezeit, aber auch früher als der Knabe ſucht es aus 
dem Zielloſen zu klaren Zielen zurückzufinden, die dadurch oft näher ge⸗ 
ſteckt ſind als die des länger ſuchenden Knaben. 
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Wir ſchließen aus allem Vorangehenden: der Rhythmus der Reifung 
ie „ und Mädchen iſt verſchieden wie die Zeitpunkte der Reifung 
e 
3. Mädchen und Knabe im Tagebuch. Experimente aller 
Art ſind gemacht worden, um den Unterſchied der Geſchlechter zu ermit⸗ 
teln. Kaum eine Frageſtellung und Antwort führte bisher in die eigentlich 
intereſſierenden Grundprobleme heran. Mancherlei Einzelheiten ſind er⸗ 
mittelt worden, aber ſie laſſen ſich einſtweilen noch nicht zum Ganzen fü⸗ 
gen und konnten laienhafte Geſamturteile noch kaum aus der Welt ſchaffen. 
Wir bringen zu unſerem Vergleich der Geſchlechter eine neue ergiebige 
Quelle hinzu, nämlich Tagebücher. Tagebücher von Knaben und Mäd⸗ 
chen, die uns in dankenswerter Weiſe von den verſchiedenſten Seiten her 
zunehmend zur Verfügung geſtellt wurden. Ausführlichen Bericht in allen 
Einzelheiten über mein Tagebuchmaterial erſtatte ich anderorts.? Hier 
mag die Mitteilung genügen, daß ich 12 Tagebücher von Knaben und 
Mädchen, jedes aus mehreren Heften oder Büchern beſtehend, zum Stu⸗ 
dium erhielt, und dieſes Material konnte durch einige gedruckte Dokumente 
ergänzt werden.?) Wie ſehen wir Knaben und Mädchen im Tagebuch? | 


Schon unſere oben angeſtellten Betrachtungen entnehmen wir nicht 
allgemeinen ungefähren Eindrücken, ſondern im weſentlichen dem Studium 
der Tagebücher. Ziehen wir dieſe nun im einzelnen heran, ſo bekommen 
wir Leben und Inhalt in die im allgemeinen Entwicklungsrhythmus ge⸗ 
zeigten Tatſachen. Gehen wir zunächſt einmal ganz empiriſch vor und 
ziehen wir a unſere Schlüſſe. Wie legen Knaben und Mädchen ihre 
Tagebücher an? 

Schon rein äußerlich ein großer Unterſchied. Die Knaben nehmen 
das Tagebuch wörtlich und machen ohne Ausnahme ſogut wie täglich ihre 
Einträge, die Mädchen dagegen in beliebigen Abſtänden. Und dieſe 
Aeußerlichkeit hat ihren tief inneren Grund. Von Grund auf verſchieden, 
iſt nämlich, was Knaben und Mädchen im Tagebuch niederlegen. Keins 
von den Mädchentagebüchern berichtet über die täglichen Ereigniſſe, Arbei⸗ 
ten, Begegnungen, überhaupt die äußeren Vorkommniſſe. Jedes der Kna⸗ 
bentagebücher aber iſt zunächſt einmal gerade für dieſe angelegt. Beim 
einen beſteht der ganze erſte Band nur aus ſchlagwortartigen Vermerken 
über Stundenplan, Arbeiten, Gerichte der Mahlzeiten, ſonſtige Ereigniſſe 
des Tages. Aehnlich beſchreibt ein anderes zunächſt täglich nur, was ſich 
von früh bis abend ereignet, was man vorgenommen, was zum Geburts⸗ 
tag etwa geſchenkt bekommen hat, und ſelbſt ein drittes, das tiefergehende 
Fragen erörtert, findet dazwiſchen immer noch Zeit und Luſt, die täglichen 
Schulſtunden und Arbeiten zu vermerken. Drei andere handhaben dies 
weniger exakt, mehr mit Auswahl, unterſcheiden ſich aber immer noch ſtark 
von der Auswahl der Mädchen, unterſcheiden ſich immer durch ihren auf 
das Tat ſächliche gerichteten Sinn. Ereigniſſe, die freudig oder un- 
angenehm angeregt und aufgeregt haben, als da ſind Reiſeerlebniſſe, häus⸗ 


2) Seelenleben des Jugendlichen. 

8) Tagebuch eines poeta l en Mädchens. 2. Aufl. Bene Gait Verlag. 
— Journal der caging itil — Otto Braun? „ Schriften eines 
ne heraus das „Tagebuch el pal nen ädchens.“ 
Quellen und Studien se rer 1. Jena 1922, 


18 Seeliſche Eigenart der beiden Geſchlechter in der Zeit der werdenden Reife 


liche Aergerniſſe oder Feſte und ſonſtige beſonders intereſſante Außenwelt⸗ 
erlebniſſe werden mit Luſt und Liebe feſtgehalten. Dem entſpricht auch 
die Urſache zum Tagebuchbeginn. So iſt ein Zwölfjähriger von der Groß⸗ 
mutter dazu angeregt worden, die den Enkeln immer ein Ferientagebuch 
führte zur Erinnerung an alle Ferienerlebniſſe bei ihr auf dem Lande. 
Der Enkel ſetzt dies dann zu Hauſe fort. Ein anderes Tagebuch beginnt 
förmlich als Schreibübung des Siebzehnjährigen und behält lange Jahre 
die Gewohnheit der bloßen Tatſachenaufzählung bei. Ein Drittes wird 
eröffnet unter dem Wahlſpruch: homini discendum est ex ea re quam videt, 
der Menſch ſoll lernen aus allem, was er ſieht. Und dieſes Motto wird 
dann auch tatſächlich gerechtfertigt durch die Art der folgenden Eintragun⸗ 
gen. Reiſebeſchreibung, Naturereigniſſe wie eine Sonnenfinſternis, Wiſ⸗ 
ſenswertes aus der Zeitung, Beobachtungen in Straße und Natur — alles 
gehört zum Weſen dieſes Menſchen und bildet den Grundſtock ſeines Tage⸗ 
buchs. In ähnlicher Weiſe als eine Sammlung von Erlebtem und 
Wiſſenswertem beginnt auch ein anderes Tagebuch. Es trägt den Titel: 
„Diarium privatissimum. Gedanken und Gedankenſplitter, Auszüge aus 
Büchern, Regiſter und Beſchwerdebuch über Haus, Schule und Welt,“ und 
es begkunt mit dem Beſchluß, „der Zettelwirtſchaft ein Ende zu machen“. 
Hier ift der Urſprung beſonders deutlich ſichtbar. Der Jugendliche, der 
für irgend etwas intereſſiert iſt, lebt im Exzerpieren. Es iſt dies eine Ju⸗ 
gendform des Sammelns, welche das kindliche Sammeln von Schmetter⸗ 
lingen, Münzen, Marken und Oblaten ablöſt. Bücher aller Art werden 
exzerpiert, Zeitungsabſchnitte, Bilder, Photographien, — tauſenderlei an 
ſich wertloſe Dinge werden vom Jugendlichen aufbewahrt, werden ihm per⸗ 
ſönlich und wertvoll durch Beziehungen zu ſeiner Perſönlichkeit oder ſei⸗ 
nem Intereſſenkreis. 

Und nun dagegen ein Mädchentagebuch! Nicht als ob das Mädchen ſich 
gar nicht in der obengenannten Weiſe beſchäftigte oder intereſſierte — ob⸗ 
wohl es durchſchnittlich weniger der Fall ſein mag als beim Knaben. Aber 
eine der Tagebuchſchreiberinnen z. B. erklärt auf Befragen, daß ſie ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch Hefte voll Exzerpte und Umſchläge voll Zeitungsabſchnitte 
und Photographien geſammelt habe, daß es ihr jedoch nie in den Sinn ge⸗ 
kommen wäre, dies mit ihrem Tagebuch zuſammenzutun, dieſe Dinge zu 
dem perſönlichen Leben hinzuzurechnen, das ſich im Tagebuch ausſprechen 
wolle — mögen alle jene Dinge auch noch ſo perſönlich intereſſierend, noch 
ſo lebendig und naheſtehend für ſie ſein. Innenleben und Außenwelt ſind 
dem Mädchen in jener Zeit völlig zweierlei. 

Dem Knaben hängt beides zuſammen. Es iſt unbedingt eine gewiſſe 
Kindlichkeit, eine größere Naivität, in welcher der Knabe ſeine kindlichen 
Beziehungen zu den Dingen, ſeine Teilnahme an ihnen, ſeine Vertraut⸗ 
heit mit der Außenwelt feſthält, während die neuen Welten ſich ihm faſt 
unbewußt auftun nach und nach, bald hier, bald dort zwiſchen die anderen 
Dinge tretend, wie es die Tagebücher deutlich genug ſpiegeln. Darf man 
eine Vermutung wagen, ſo iſt es vielleicht die Späte und Langſamkeit, mit 
welcher der Reifungsprozeß ſich beim Knaben anbahnt, durch die er länger 
in ſeiner kindlichen Einſtellung zu den Dingen verharrt. Man ſprach und 
ſpricht mit einer wertenden Tendenz von der größeren „Sachlichkeit“ des 
männlichen Geſchlechts. Das Frauenſtudium konnte zeigen, daß auch die 
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Frau ſich mit Eifer und Ungeteiltheit einem ſachlichen Schaffen hinzugeben 
vermag. Aber freilich, ein Unterſchied bleibt, und er entſteht in der Puber⸗ 
tät. Das Mädchen wird früher aus der Welt der Dinge herausgeriſſen zu 
einer Welt der Innerlichkeit, welche die Reifungsperiode erſchließt. Das 
Mädchen löſt ſich völliger aus der Außenwelt als der Knabe, der länger 
und feſter mit ihr verwachſen bleibt. Drum trennt ſich das Mädchen außen 
und innen, und es vermag nie mehr ſo völlig in den Dingen aufzugehen 
wie der Knabe, es fühlt ſein Glück und Leid mehr von Seeliſchem und 
Perſönlichem abhängig, und es bedarf einer beſonderen Verbindung zwi- 
ſchen Sachlichem und Perſönlichem, um der Sache mit Luſt zu dienen. 
Beim Knaben dagegen ſchiebt ſich unbemerkt und langſam Perſönliches 
zwiſchen die wohlvertrauten Dinge, und der Mann vermag ſein ganzes 
Leben lang das unvermiſchte Nebeneinander der beiden Welten zu wahren, 
etwa Berufswelt und Familienleben völlig getrennt zu erfahren, während 
die Frau an ſolcher Zweiheit erlahmt und ihr Tun hier und dort ſeeliſch 
zuſammengefaßt, geordnet, in ſich verbunden braucht. 

So vollzieht ſich die Knabenentwicklung, das ſcheint mir feſtzuſtehen, 
ohne Bruch; ohne jene große Kluft, die ſich beim Mädchen früh zwiſchen 
ihr und den Dingen auftut; die eine ſo ſtarke Umſtellung und Umwertung 
hervorruft, daß die Welt ſich ihr vollkommen verändert. Dazu trägt außer 
Obengenanntem noch ein weiteres bei. Vielleicht hat Freud neben vie⸗ 
lem Zweifelhaften in dieſem Punkt recht, daß die Entwicklungsſchwierig⸗ 
keiten des jungen Mädchens viel größere ſeien als die des werdenden Man⸗ 
nes. Freud ſpricht von einer Umſtellung der „ſexuellen Leitlinie“ beim 
Mädchen, während der Knabe ſeine ſexuelle Leitlinie beibehalte. Ich laſſe 
dahingeſtellt, wieweit dieſe Ausdrucksweiſe ſymboliſch iſt, wieweit ſie Tat⸗ 
ſachen darſtellt. Aber ſoviel iſt ſicher und biologiſch begreiflich: dem Mäd⸗ 
chen tut ſich, ſobald es ſeinen künftigen Beruf ernſtlich ins Auge faßt, eine 
neue Welt auf, mit der ſein bisheriges Schulkinddaſein in gar keinem Zu⸗ 
ſammenhang mehr ſteht; oder ſobald es neben der Möglichkeit der Heirat, 
wie heute aus wirtſchaftlichen Gründen allgemein, noch einen anderen Be⸗ 
ruf vorzubereiten trachtet, ſtehen in ihm zwei Welten auf, deren gleich⸗ 
mäßige Bewältigung zunächſt faſt eine Unmöglichkeit darſtellt. Nicht ſo 
ſehr ſexuelle Nöte ſind es, die dem Durchſchnittsmädchen Schwierigkeiten 
bereiten, ſondern die in der Entwicklung geborene Zukunftsfrage: wohin 
mich wenden? 

Verſchiedene Einſtellungen ſind nun hier möglich; die Einſtellung 
allein auf den Frauen⸗ und Mutterberuf wie früher allgemein üblich, die 
Einſtellung, welcheneben ihm andere Berufsarten ins Auge faßt, und — 
wohl am ſeltenſten — die ausſchließliche Einſtellung auf einen an⸗ 
deren Beruf wie Ehe und Mutterſchaft. Dieſe letztere Haltung hat ſtets 
eine dem Knaben ähnliche einfache Entwicklung zum Gefolge. In den 
beiden erſteren Fällen muß jene Spaltung eintreten, von der wir ſprechen. 
Die Frage nach Liebe, Ehe und Kind muß hier in viel brennenderer und 
bewußterer Weiſe aufkommen als beim Knaben, weil Ehe und Kind hier 
ein Stück Berufsbeſtimmung, ein möglicherweiſe letztes Ziel ſind. So ge⸗ 
winnt jedes Mädchen, das in einer der erſten beiden Richtungen eingeſtellt 
iſt, mit erwachender Pubertät ein frühes Wiſſen um ihre Ergänzungsbe⸗ 
dürftigkeit Sie bedarf des andern Geſchlechts, wenn ſie den Hauptberuf 
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erreichen, wenn ſie ihre Beſtimmung voll erfüllen, die Möglichkeit eines 
Frauendaſeins ganz erſchöpfen will. 

Ganz anders der Knabe. Ehe und Kind ſind ihm kein Beruf und 
brauchen ſeine Jugend noch gar nicht zu beunruhigen. Berufsvorbereitung 
iſt eine einfache, rein ſachliche Angelegenheit und ſeine Liebesprobleme ſind 
davon getrennte, ausſchließlich perſönliche Angelegenheiten, die wiederum 
mit Ehefragen noch gar nichts zu tun zu haben brauchen. Die Einheit der 
Problematik beim Mädchen löſt ſich hier in eine Vielheit von getrennten 
Angelegenheiten. Und getrennt wickeln alle drei ſich hier ab. Der Beruf 
bleibt eine ſachliche Frage, die Liebe eine perſönliche. Beim Mädchen je⸗ 
doch kann das perſönliche Erlebnis zugleich zum Beruf führen und werden, 
und dieſe Tatſache bedingt die mit der Pubertät auftretende grundlegende 
Verſchiedenheit der beiden Geſchlechter. Sachlich gebunden wie ſeine Kind⸗ 
heit, bleibt auch die Jugend des Knaben. Nur vom Rande ſeines Be⸗ 
wußtſeins her, möchte man ſagen, ſchleicht ſich das Menſchliche, das Per⸗ 
ſönliche in ſeinen Geſichtskreis. Kameradſchaft, Freundſchaft wird ihm 
eine wichtige Angelegenheit, wo ſeine Seele zu ſprechen beginnt. Aber auch 
ihn führt Sehnſucht weiter darüber hinaus. Leidenſchaft und Begierde 
kommen hinzu. Auch der Jüngling wird ergänzungsbedürftig mit ſeiner 
Reifung, wenn auch ſpäter und aus anderen Quellen wie das Mädchen. 

Faſſen wir zuſammen: was das Schlagwort von der Sachlichkeit des 
Mannes und der Unſachlichkeit der Frau oberflächlich genug markiert, das 
hüllt ſich uns hier in ſeiner ganzen diffizilen Struktur als eine bedeu⸗ 
tende Entwicklungstatſache: Der Knabe bleibt länger kindlich vertraut mit 
der Dingwelt, das Mädchen wird bei früherer Reifung früher von den 
Dingen fort auf ſein Innenleben gewieſen. Den Knaben hält ſein Beruf 
auch während der Reifung und neben den Fragen perſönlichen Lebens bei 
den Dingen in alter Einſtellung feſt, das Mädchen wird auch durch ſeine 
Berufsmöglichkeit als Mutter und Frau auf perſönliches Leben gewieſen. 
So wird beim Mädchen früh das Seeliſche und Perſönliche ſein Lebenszen⸗ 
trum, mit dem ſein ſachliches Leben harmonieren muß. Das ſind Tat⸗ 
ſachen, die uns die Tagebücher lehren. 

Aus den Tagebüchern wird ſich bei ausführlicherer Darſtellung auch 
zeigen, daß alle weiteren Entwicklungsunterſchiede der beiden Geſchlechter 
ſich aus dem Geſagten ableiten laſſen und daß alles Weſentliche in dem 
Geſagten enthalten iſt. Man wird keinen weſenhaften Unterſchied außer⸗ 
dem finden können und muß ſtaunen, wie parallel die übrige Entwicklung 
der Geſchlechter verläuft. i | 

4. Das Grunderlebnis der Pubertät bei beiden 
Geſchlechtern. Wir beſtimmten einleitend als den biologiſchen Sinn 
der Pubertät die Ergänzungsbedürftigkeit. Beide Geſchlechter müſſen zu⸗ 
einander kommen und bilden und ſchaffen erſt miteinander ein Ganzes der 
Art. Die Pubertät macht den Menſchen ergänzungsfähig und macht ihm 
Körper und Seele ergänzungsbedürftig. Dieſes Erlebnis nimmt, wie wir 
ſchon aus der Tagebuchanalyſe erſehen konnten, bei Knaben und Mädchen 
einen verſchiedenen Beginn und Verlauf. Bei beiden Geſchlechtern zwar 
findet ſich als Einleitung jene unklare Sehnſucht, Unruhe, Unzufriedenheit 
und Leere, welche die Umwälzung ankündigen. Darüber ſind Belege aus 
Knaben⸗ und Mädchentagebüchern beizubringen. Dann aber ſetzt eine ver⸗ 
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ſchiedene Deutung der Sehnſucht ein. Freundſchaft zwar wird von beiden 
Geſchlechtern als erſte Erfüllung geſucht, ein Freund, der verſteht, der die 
Leere ausfüllt, der mit empfindet. In dieſe Freundſchaft aber kommt beim 
Mädchen ſchneller als beim Knaben eine neue Note der Intimität und In⸗ 
nigkeit. Und ſchneller als beim Knaben führt des Mädchens Sehnſucht 
über die Freundſchaft hinaus, jemanden liebhaben, einen Menſchen finden, 
der Liebe geben und nehmen will. Man leſe das „Tagebuch eines jungen 
Mädchens“ mit ſeinem Schrei nach Liebe, der es von Anfang bis zu Ende 
erfüllt, eine Liebesſehnſucht, die erſt bei der Neunzehnjährigen eine ſinnliche 
Note bekommt und bis dahin weſentlich ſeeliſch iſt. Beim Knaben wird 
über die Freundſchaft hinaus erſt mit Körperbedürfniſſen eine ganz anders⸗ 
artige Liebesſehnſucht geboren, vor der die Freundſchaft verblaßt. Das 
ſind Durchſchnittstypen. N 

Bei höheren Typen beiderlei Geſchlechts iſt die Sehnſucht weiter ge⸗ 
ſpannt als die erſte Erfüllung. Da führt die Sehnſucht über das Ziel hin⸗ 
aus zu Gott, zu Kunſt und Wiſſenſchaft, Arbeit und Leben, an denen die 
überſchüſſigen Kräfte ſich meſſen und in denen ſie die zuerſt verſagte Be⸗ 
. — ſuchen. Hier finden ſich gleiche Faktoren zum verſchiedenen An⸗ 
ang hinzu. 
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Das Wiſſen in den Entwicklungsjahren. 


Von Dr. Hermann Muckermann. 


In Maeterlincks Drama „Alladine und Palomides“ werden zwei 
Liebende dargeſtellt, die ſich in einer dunklen Grotte befinden. Im Liebes⸗ 
drang zueinander erſcheint ihnen alles, was ſie umgibt, in berauſchender 
Verklärung. Die finſtere Grotte iſt ein kunſtvoller Raum, deſſen Decke 
auf roſenumkränzten Säulen ruht, und die Waſſer in den Tiefen ſind hell 
wie Blumentau. Plötzlich erſchüttert ein Erdſtoß die Gewölbe der Be⸗ 
hauſung. Das ſtrahlende Sonnenlicht beleuchtet die Liebenden und ihr 
Reich. Da erkennen ſie, daß das, was ihnen ſo wundervoll erſchien, nur 
widerwärtige Ablagerungen darſtellt und daß die Waſſer der Tiefe trüb 
ſind. So erſchüttert waren beide von dieſem Anblick, daß ſie tot zuſammen⸗ 
brachen. Das Licht, das kein Erbarmen kennt, hat ſie getötet. 


Iſt nicht das Licht der Erwecker des Lebens? Auch das Wiſſen iſt ein 
Licht, das das Leben behütet. Nur muß das Licht gleichſam der Liebe 
vorausleuchten, ſonſt kann es fein, daß fih Maeterlincks Gleichnis erfüllt. 


In den folgenden Zeilen ſoll die vielumſtrittene Frage eingehend be⸗ 
handelt werden, die die Einflüſſe des Wiſſens auf den jungen Menſchen 
betrifft. Dieſe Behandlung ſoll auf biologiſcher Grundlage erfolgen. Und 
das Ziel, das uns vorſchwebt, ſei, den jungen Menſchen den wichtigen Dienſt 
zu tun, der ihnen die entſetzlichſte Enttäuſchung im Leben erſpart, wenn 
die Liebe im Herzen erwacht und das Lebensſchickſal entſcheidend zu be- 
ſtimmen beginnt. | 

Auf die Tatſachen der inneren Sekretion brauche ich an dieſer Stelle 
nicht einzugehen, da ſie von berufener Seite im gleichen Heft behandelt 
werden. Es ſei nur darauf hingewieſen, daß gerade für die Erhaltung der 
Entwicklungsharmonie in den Jahren der Reife und für die Sicherung der 
typiſch männlichen und typiſch weiblichen Geſtaltung die Sekretion der 
endokrinen Drüſen von beſtimmendem Einfluß iſt. In dieſer Hinſicht von 
unſchätzbarer Wirkung iſt vor allem die Pubertätsdrüſe, die bei beiden Ge⸗ 
ſchlechtern den Keimdrüſen eingebettet iſt. In Uebereinſtimmung mit den 
Erforſchern dieſes geheimnisreichen Gebietes haben die Zellgruppen der 
Pubertätsdrüſe eine ungeheure Bedeutung auch für die ſeeliſche Geſtaltung 
der jungen Menſchen, wenn auch im einzelnen in der Beurteilung der Zu⸗ 
ſammenhänge noch nicht jene Sicherheit und Klarheit gewonnen werden 
konnte, die gerade in dieſer Frage wünſchenswert wäre. Jedenfalls darf 
man ſchon heute ſagen, daß zumal die Pubertätsdrüſen für die Jahre der 
werdenden Reife zunächſt im Dienſt des Einzelweſens und der Harmonie 
ſeiner Geſtalt und Funktionen alle Energie aufzuwenden haben. Wird der 
junge Menſch durch die traurige Verirrung des Trieblebens zur ſtummen 
Gewohnheitsſünde gedrängt, treten ſchon bald Erſcheinungen auf, die im 
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Verſagen der endokrinen Drüſen eine teilweiſe Erklärung finden. Es iſt, 
als ob die verjüngenden Kräfte, die ſonſt durch die Sekretionsſtoffe oder 
Hormone dem Blutkreislauf eingefügt werden, verſagten. Alt und welk er⸗ 
ſcheint ſehr oft der Körper, traurig und energielos die Seele. Der Lebens⸗ 
drang, der ſonſt die Jugend auszeichnet, ſcheint vor der Zeit zu erlahmen: 

Schon aus dieſem Zuſammenhang ergibt ſich ſofort, daß es für die 
Jahre der werdenden Reife von größter Wichtigkeit ſein dürfte, alle Ein⸗ 
flüſſe nach Möglichkeit abzudämmen, die geeignet ſein könnten, den Ge⸗ 
ſchlechtstrieb vor der Zeit zu wecken. Und damit haben wir bereits das 
entſcheidende Grundprinzip gewonnen für das Ausmaß des Wiſſens und 
für die Art der Vermittlung in den verſchiedenen Gegenſtänden, die ſich 
auf das Geſchlechtsleben beziehen. 

Doch ehe ich dies im einzelnen ausdeute, ſei darauf hingewieſen, daß 
alles Bemühen auf dieſem Gebiete umſonſt iſt, wenn man nicht das Scham⸗ 
gefühl zu erhalten und zur Tugend der Schamhaftigkeit zu entwickeln ſucht. 
Unter Schamgefühl verſtehe ich jene naturhafte Scheu vor allen Reizen, 
die geeignet ſein könnten, eine geſchlechtliche Erregung zu veranlaſſen. Das 
Schamgefühl iſt vollkommen unbewußt. Erſt wenn es zur Tugend der 
Schamhaftigkeit entwickelt wird, tritt das Bewußtſein in den Kreis der 
ſeeliſchen Vorgänge. Von da ab erkennt man die Urſachen geſchlechtlicher 
Erregungen oder vermutet ſie doch, und dementſprechend ordnet man ſein 
ganzes Verhalten. 


Es kann nicht genug betont werden, daß das Schamgefühl überhaupt 
nichts zu tun hat mit Prüderie. Letzterer iſt es eigen, daß ſie auch dort 
Unkeuſchheit wittert, wo es ſich in Wirklichkeit um Harmloſigkeiten han⸗ 
delt. Darum iſt die Prüderie eine große Feindin der Keuſchheit. Jeßner 
(Königsberg) nennt in ſeinem trefflichen Werke über „Körperliche und 
ſeeliſche Liebe“ die Prüderie ein Glied in der Kette konventioneller Qü- 
gen, die auf dem Gebiete der Sitten herrſchen und der Sittlichkeit in jeder 
Richtung Abbruch tun. Während das wahre Schamgefühl eine Begleiterin 
der Reinheit ſei, ſo ſei die Prüderie eine hinter einem Schirm der Heuchelei 
verſteckte Verderbtheit. 

Um den Unterſchied greifbar herauszuſtellen, ſei als praktiſches Bei⸗ 
ſpiel die Nacktfrage erwähnt. Sicher iſt das Nackte an ſich nichts, das in 
den Bereich der Sünde fällt. Die Sünde beſteht im unreinen Begehren 
des Willens. Es kann ſogar ſehr ernſte Gründe geben, die die Beſchäfti⸗ 
gung mit dem Nackten erheiſchen oder wünſchenswert erſcheinen laſſen. 
Sowohl die Geſundheitspflege als auch die Erfüllung von Forderungen 
äſthetiſcher Lebensart können die Beſchäftigung mit dem Nackten fordern. 
Es iſt auch einleuchtend, daß die Kunſt in ihren Darſtellungen nicht vom 
Nackten abſehen kann. Dies gilt in erhöhtem Maße von der mediziniſchen 
Wiſſenſchaft, was niemand beſtreitet. Wenn daher derartige Gründe vor⸗ 
liegen, ſollte kein Hemmnis beſtehen, zweckentſprechend zu denken, zu reden 
und zu handeln. Allein, die Prüderie entdeckt ſofort die Möglichkeit, tau⸗ 
ſend Hemmungen zu erfinden, die wie Schlagbäume den ruhigen Gang der 
Vernunft ſperren. Doch zugleich geht ſie nicht ſelten um die Schlagbäume 
herum, um heimlich der häßlichen Witterung nach jenen Erregungen nach⸗ 
zuſchleichen, die ſie angeblich ausgeſchloſſen wiſſen möchte. Selbſtver⸗ 
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ſtändlich kommt alles auf die Ehrlichkeit an. Viele tragen die Maske der 
Bosheit, indem ſie vernünftige Gründe vorſchützen, in Wirklichkeit aber die 
Erregung der Lüſte meinen und anſtreben. Ihre Heuchelei iſt noch verab⸗ 
ſcheuungswürdiger als die Prüderie, die doch zumeiſt nicht auf Bosheit, 
ſondern auf Torheit beruht. Denn die Prüderie will doch zumeiſt ehrlich 
der Erhaltung des Schamgefühls dienen. Sie erreicht jedoch ihren Zweck 
nicht, indem ſie auch dort die Phantaſie in Aufregung bringt, wo an ſich 
kein Grund vorhanden wäre. 

Unter Vorausſetzung, daß Schamgefühl und Schamhaftigkeit in 
ſchlichter ehrlicher Natürlichkeit behütet werden, läßt ſich die Frage erör⸗ 
tern, wie groß und welcher Art das Ausmaß des Wiſſens ſein ſoll, das 
man den jungen Menſchen in den Jahren der Reife vermittelt. 

Ein doppeltes Wiſſen iſt zu unterſcheiden. Das eine betrifft die 
geſchlechtliche Luſt, das andere alles übrige. 

Nach dem, was oben bereits angedeutet wurde, beſteht kein Zweifel, 
daß unſer ganzes Beſtreben darauf gerichtet ſein muß, das Wiſſen über die 
geſchlechtliche Luſt möglichſt lange zu verhüllen. Denn es iſt ſicher ver⸗ 
hängnisvoll, wenn durch das Wiſſen der geſchlechtlichen Luſt dieſe ſelbſt in 
jener Zeit geweckt und vielleicht ausgewirkt wird, die ausſchließlich darauf 
gerichtet ſein muß, der Einzelentwicklung zu dienen. Die Beobachtungen 
über die Bedeutung der inneren Sekretion der Pubertätsdrüſen ſind in die⸗ 
ſer Beziehung geradezu entſcheidend. Ich lehne daher alle ſogenannten 
Aufklärungsſchriften und Aufklärungsvorträge ab, die die Kenntnis der 
geſchlechtlichen Luſt vermitteln oder gar in den Vordergrund drängen. 
Nicht ſelten hat man bei dieſen Erzeugniſſen den Eindruck, daß ſie nur um 
der geſchlechtlichen Luſt wegen geſchrieben wurden und daß ſie damit rech⸗ 
nen, daß die Menſchen wegen dieſer Eigentümlichkeit die Schriften verlan⸗ 
gen. Die hohen Auflagen vieler dieſer Schriften beſtätigen meine Ver⸗ 
mutung. Es iſt wichtiger, über die geſchlechtliche Luſt zu ſchweigen, als 
darüber zu reden. Und je mehr geſchieht, um die erotiſchen Wogen und 
Wellen, die die leicht erregbare Phantaſie junger Menſchen umbranden, 
abzudämmen, umſo größer iſt die Ausſicht, daß die Grundpfeiler der Ethik 
feſt begründet bleiben. 

Leider haben wir in der modernen Welt zumeiſt nicht mehr jene ide⸗ 
alen Verhältniſſe, die das Nichtwiſſen der geſchlechtlichen Luſt bei den jun⸗ 
gen Menſchen erhoffen laſſen. 

Furchtbar ernſte Gefahren bedrohen die meiſten. 

Ich erwähnte bereits die ſtumme Gewohnheitsſünde. Wenn ſie auch 
nicht notwendig zu unheilbarem Siechtum führt, ſo iſt doch der Verluſt an 
Schönheit und Kraft für den jungen Körper und die lebensſtarke Seele un⸗ 
beſchreiblich bedauernswert. Es kann ſein, daß jede Initiative zu ernſter 
Arbeit im allererſten Aufglühen wieder erliſcht. Keine echte Fröhlichkeit 
erwacht in den Herzen, auf denen entweder der Schatten der Melancholie 
ruht oder aus denen die Ausgelaſſenheit wild aufflackert. Auch die körper⸗ 
liche Schönheit verwelkt. Es iſt, als ob bereits die Zeichen des Alters den 
jungen Menſchen erfaßten. 

Die zweite große Gefahr beſteht in den Geſchlechtskrankheiten, die lei⸗ 
der bereits auch junge Menſchen antaſten und zermürben. Mir ſind in 
Heilanſtalten junge Mädchen begegnet, die von verheirateten Männern un⸗ 


b 


Das Wiſſen in den Entwicklungsjahren 25 


ter dem Vorwand einer Einladung zum Kaffee mitgenommen wurden. 
Bald darauf mußten ſie geſchlechtskrank der Heilanſtalt überwieſen werden. 
Und ſie hatten das 15. Lebensjahr noch nicht überſchritten. 

Die dritte große Gefahr beſteht in der Auffaſſung vieler, die Ehe und 
Familie, Lebensglück und Kinderſegen, Liebe und Luſt nicht in jenem 
verklärten Idealbilde ſehen, an deſſen Erhaltung ſo unſagbar viel liegt, 
wenn glückliche Heime aufblühen ſollen. Ich erinnere mich ſelbſt, junge 
Menſchen geſehen zu haben, die auf der Straße mit Fingern auf Mütter 
zeigten, die deutlich ſichtbar ein Kind unter dem Herzen trugen. Und ſpöt⸗ 
tiſche Bemerkungen trafen die Mütter wie vergiftete Pfeile. Man hatte 
den Eindruck, als ob dieſe jungen Menſchen gar nicht wüßten, daß ſie ſelber 
einmal als Kinder ihrer Mütter im Mutterſchoß geweilt hätten. Es hat 
keinen Sinn, über die geſchlechtliche Luſt zu ſchweigen, wenn man Men⸗ 
ſchen erzieheriſch beeinfluſſen will, die all das an ſich ſelber erlebten oder 
deſſen Eigenart ſonſtwie ahnen. Im beſonderen gilt dies, wenn die Feſſel 
der ſtummen Gewohnheitsſünde in die Tiefen hinabzieht. Dann kommt 
es nur darauf an, eine vollendete Ablenkung der Phantaſie und des Be⸗ 
gehrens zu erreichen, und dann die edle Auffaſſung über den Sinn der 
geſchlechtlichen Luſt zu wecken. Die Erfüllung der Triebe, die im Dienſte 
des kommenden Geſchlechtes ſtehen und zugleich ein Ausdruck der Hingabe 
und der innigſten Zuſammengehörigkeit der beiden zur Zweieinheit des 


Lebens verbundenen Menſchen iſt, darf in den Jahren der Reife nur in 


ferner Perſpektive erſchaut und erwartet werden. Und nie dürfte ſie 
gleichſam iſoliert von Perſönlichkeit und Lebenszweck im Geſichtskreis und 
in der Phantaſie der Menſchen leben. Die ſchreckliche Verkehrung der 
Triebwelt, die ſich unnatürlich in das eigene Fleiſch ſenkt und dort Befrie⸗ 
digung erſehnt, muß wieder die normale Richtung durch eine vollendete 
Selbſtbefreiung erreichen. Darum iſt Ablenkung geboten. Und alle Maß⸗ 
nahmen, die in ſich nur geeignet ſind, das ganze Sinnen und Trachten der 
Seele auf die Selbſtbefriedigung zu konzentrieren, ſind ein Unheil. Man 
prüfe die Intereſſenſphäre der jungen Menſchen und erfaſſe ſie ſo vollkom⸗ 
men in Arbeit, Erholung und Spiel, daß die Luſt gleichſam einſchlummert 
und ſtirbt, bis ſie zur rechten Zeit wieder zu einer neuen normalen Lebens⸗ 
erfüllung erwacht. 

Wenn wir von dem eben beſchriebenen Wiſſen abſehen, mag alles 
übrige nach den ernſten Wünſchen der jungen Menſchen mitgeteilt werden. 


Das iſt nicht nur der Erhaltung der Keuſchheit förderlich, ſondern vermag 


auch den weſentlichſten Vorausſetzungen für die Sicherung des Vertrauens⸗ 


verhältniſſes zwiſchen Erzieher und Kind dienen. Denn es iſt ein unzwei⸗ 


felhaftes Erfahrungsergebnis, daß das Vertrauensverhältnis erſchüttert 
wird, wenn nicht jede Frage eines Kindes, die ſich auf dieſes Gebiet bezieht, 
mit vollendetem Ernſt aufgegriffen und zur Befriedigung des Kindes der 
Wahrheit gemäß beantwortet wird. Kinder, die in dieſer Hinſicht umſonſt 
die eigene Mutter um Belehrung anflehen und vielleicht gar Märchen und 
verſchämt vorgetragene Unwahrheiten vernehmen, zerreißen die letzten Fa⸗ 
ſern des Vertrauens zur Mutter, und das Ziel, das mit jenem Gerede er⸗ 
ſtrebt wird, bleibt unerreicht, ja es wird ſogar ein großes Unglück ange⸗ 
richtet. Denn die jungen Menſchen, die die Qual der Frage in ſich fühlen, 
werden ja doch nicht ruhen, bis ſie von irgendeiner Seite Antwort erhalten. 
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Sie kaufen ſich Aufklärungsſchriften abſcheulichſter Art, ſuchen in Nach⸗ 
ſchlagebüchern und bei den zweifelhafteſten Beratern nach Antwort. Und 
die Art, wie ihnen die Antwort aufgeht, führt nicht ſelten dazu, daß ſie 
immer tiefer in einen Moorboden einſinken, der nicht die Verweſung ver⸗ 
hütet, ſondern ſie fördert. Hier ſollte man endlich mit beſtimmten Sitten, 
die die Prüderie auf dem Gewiſſen hat, gründlich aufräumen. Man ſage 
dem Kinde, was es unerbittlich verlangt und was es doch erfährt, wenn 
auch auf wenig ideale Weiſe, falls man die Antwort verweigern oder ſie zu 
umgehen ſucht. Wenn man nur die Ablenkung von dem einen erreicht, 
deſſen vorzeitiges Wiſſen für das Kind ein Unheil wäre, dann iſt alles gut. 
Selbſt wenn das Kind noch ſehr jung iſt und erſt die Jahre der Reife be⸗ 
Ti wird die Wahrheit nur zur Befreiung aber nicht zur trüben Belaſtung 
ühren. 

Drei Fragen ſind es vor allem, die im Lauf der Zeit zu beantwor⸗ 
ten ſind. Nur bedenke man, daß dieſe Fragen nicht immer in formulierten 
Sätzen vorgetragen werden, ſondern ſehr oft im Milieu, in der träumenden 
Art des Kindes oder in beſtimmten Zeichen der Natur auftauchen, die jede 
Mutter kennt. | 

Die erſte Frage bezieht fih auf beſtimmte phyſiologiſche 
Vorgänge zu Anfang der Jahre der Reife. Es iſt eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, daß die Mutter oder, falls ſie verſagen ſollte, der beſtgeeignete Ver⸗ 
treter der Mutter in der Erziehung des Kindes, auf ſchlichteſte Art das 
notwendigſte Wiſſen vermittelt. Dies ſoll nach Möglichkeit vor der Zeit 
geſchehen, wo die erſten Erſcheinungen in dieſer Hinſicht auftreten. Wer 
das Kind aufmerkſam beobachtet, wird die Warnungsſignale der Natur 
nicht überſehen. Die Technik der Sprache iſt ſehr einfach. Die Mutter ſage 
zum Kinde: Das, was du nächſtens zuerſt an dir beobachten wirft, folte 
ſo und ſo ſein. Iſt es ſo, mache dir weiter keine Sorge. Das iſt bei allen 
Menſchen ſo und nur ein Zeichen von Geſundheit und Lebenskraft. Es 
wird dir nie ein Unglück geſchehen, wenn du dich nicht mehr darum küm⸗ 
merſt, als die Reinlichkeit fordert. Iſt es aber anders, als ich ſage, dann 
komme ſofort zu mir. Du brauchſt niemals zu fürchten, daß dann etwas 
eintritt, was dir wirklich ſchadet. Doch mit anderen mußt du über all das 
nicht reden. Sie ſagen dir doch nicht die Wahrheit und meinen es auch 
gar nicht gut mit dir. Handelt es ſich um ein ſinniges Mädchen, dann 
ſage man noch dieſes: Es mag ſein, daß du das 23. Lebensjahr erreichſt 
und dann ein Kindlein unter dem Herzen trägſt, wie du unter meinem 
Herzen gewachſen biſt. Vor dem 23. Lebensjahr ſollte das für gewöhnlich 
nicht ſein. Denn um ein Kind in einer Wiege unter deinem Herzen zu tra⸗ 
gen, muß dein Körper vollſtändig ausgebaut ſein. Und wie könnteſt du ein 
Kind erziehen, wenn deine eigene Erziehung noch nicht zum vollkommenen 
Abſchluß gekommen iſt. Nun ſieh mein Kind! Das, was einmal in dir 
verwirklicht wird oder werden mag, bereitet die Natur ſchon in ganz jungen 
Jahren vor, indem allmonatlich die mütterliche Werdeſtätte des Lebens er⸗ 
neuert wird. Verſteht das Kind den Ausdruck „Werdeſtätte des Lebens“ 
nicht, ſo ſage man ſtatt deſſen „Wiege“. Das verſteht jedes Kind. Der 
Ausdruck, den ich vorſchlage, iſt jedoch nicht nur verſtändlich, ſondern ent⸗ 
ſpricht der Wirklichkeit und umſchließt eine ſchöne Perſpektive, die die Le- 
benshoffnung des Kindes erhöht. | 
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Man hüte ſich jedoch in dieſer Verbindung oder auch ſonſt von un⸗ 
ehrbaren Organen oder Funktionen zu reden. Was der Schöpfer der We⸗ 
ſen mit ſoviel Weisheit und Liebe bereitet hat, ſollen die Menſchen nicht 
unehrbar nennen. Unehrbar mag ein Begehren ſein, das die Menſchen in 
ihrem Herzen tragen, z. B. wenn ſie ſich nach unreiner Luſt ſehnen und nach 
Gelegenheiten ausſpähen, ſie in ſich oder anderen zu wecken. In der be⸗ 
rühmten Zuſammenfaſſung der Ethik, die wir Bergpredigt nennen, heißt 
es ausdrücklich: Wer ein Weib anſchaut, um es zu begehren, — ſelbſtver⸗ 
ſtändlich iſt nicht das eigene Weib gemeint — bricht die Ehe. Es iſt alſo 
nicht der Anblick das Weſen der Sünde, ſondern das Begehren. Ich erin⸗ 
nere hier noch einmal an die Ausführungen über das Nackte. Es gibt viele 
Darſtellungen des Nackten, die unehrbar wirken, weil in ihnen der Reiz zur 
Sünde aufglüht. Das lüſterne Nackte oder der Ausdruck einer häßlichen 
Tendenz in der Darſtellung des Nackten oder auch in der Art ſeiner Be⸗ 
kleidung oder Verſchleierung iſt das Gemeine. Es dürfte ſchwer ſein, eine 
Schöpfung von Michelangelo oder auch eine Radierung von Hans Thoma 
aufzuweiſen, die nicht ganz rein wäre, auch wenn ſie nackte Geſtalten oft in 
draſtiſcher Form wiedergibt. Aber in der modernen Kunſt findet man viel 
Häßliches. Die gleichen Grundſätze gelten vom modernen Tanz und von 
beſtimmten Beſtrebungen der Mode. Auch auf beſtimmte Arten der ſoge⸗ 
nannten Familienbäder, des Schauſchwimmens von Damen und der Schau⸗ 
ſtellung der Reize des Geſchlechtslebens an Stätten, die an und für ſich der 
Kunſt geweiht ſein ſollten, ſind nach dieſen Grundſätzen zu beurteilen. Es 
kommt alles, um es noch einmal zu ſagen, auf die Ehrlichkeit einer reinen 
Geſinnung an. Aber ſehr viele verhüllen eine unreine Geſinnung mit der 
Maske der Bosheit. | | 

Die zweite Gruppe von Fragen bezieht ſich auf das Verhältnis von 
Mutter und Kind. Ich möchte den Kindern nicht die Märchenwelt 
nehmen. Auch in den Jahren der Reife ſollen Märchen den Lebensweg 
des Kindes umkränzen. Aber es geht nicht an, dem Kinde Märchen vor⸗ 
zutragen, wenn es Wirklichkeit erwartet, und das umſo weniger, wenn die 
Wirklichkeit viel ſchöner iſt, als jedes Märchen. Warum ſoll die Mutter 
denn nicht zum Kinde ſagen, daß es 9 Monate unter ihrem Herzen gewohnt 
hat in einer ſchönen Wiege, die Gott ſelbſt für das Kind dort bereitet hat. 
Warum der alberne Erſatz des Storchmärchens, das das Kind doch einmal 
als unglaubliches Gerede erkennen und ablehnen wird. Wie leicht kann 
es geſchehen, daß das Kind, das ſich in dieſer Frage irre geführt ſieht, an⸗ 
nimmt, daß ihm auch ſonſt über manches, das es wiſſen möchte, Unwahr⸗ 
heit dargeboten wird. Es kann allerdings ſein, daß das Kind mit der Er⸗ 
klärung nicht zufrieden iſt und die ſchüchterne Frage wagt, wie es denn ge⸗ 
ſchehen konnte, daß es den Mutterſchoß verließ. Doch auch dieſe Frage iſt 
ſehr leicht zu beantworten: Die Mutter ſage zum Kinde: Deine Frage 
kann ich dir leicht beantworten. Sieh, Kind, als du anfingſt unter meinem 
Herzen zu wachſen, warſt du ganz, ganz klein. Und die Wiege, in der du 
ruhteſt, war auch ganz klein. Nun biſt du immer größer und größer ge⸗ 
worden. Und die Wiege wurde auch immer größer. Doch ſchließlich wur⸗ 
deſt du zu groß für die Wiege. Und da blieb gar nichts anderes übrig, als 
eine andere Wiege zu holen, einen Korb oder eine Wiege von Holz. Und 
dann hat man dich aus der einen Wiege in die andere gelegt. Aber du 
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kannſt dir wohl denken, daß es für deine Mutter ein großer Schmerz war, 
als du von ihr gingſt. Denn als die Wiege unter meinem Herzen ſich öff⸗ 
nete, erhielt ich eine ganz große Wunde, die mir viele Schmerzen bereitet 
hat. Aber um dieſer Wunde willen, habe ich dich ſo lieb. 

Die dritte Gruppe von Fragen erſcheint als die ſchwerſte von allen. 
Sie betrifft das Problem, wie es denn kam, daß das Kind im Mutterſchoß 
ſein Wachstum begann. Es handelt ſich mit anderen Worten um das Ver⸗ 
hältnis von Vater und Kind. Man denke ja nicht, daß ich nun von 
dem ausgeſprochenen Grundſatz reſtloſer Wahrhaftigkeit abweiche. Es muß 
eine Antwort gegeben werden, die das Kind befriedigt und die der Wahr⸗ 
heit entſpricht. Iſt denn das ſo ſchwer? Die Mutter ſage zum Kinde etwa 
folgendes: Haſt du das ſchon wieder vergeſſen? Ich habe es dir doch erſt 
vor einigen Abenden erzählt. Ich meine die Geſchichte vom Saatkorn. 
Erinnerſt du dich nicht, wie ich dir erklärte, daß oben in dem kleinen Frucht⸗ 
knoten der Ahren auf der Höhe der Halme ein ganz kleines Zellchen ruht, 
das man Eizelle nennt. Dieſes Zellchen kann nicht wachſen, wenn nicht 
noch ein anderes Zellchen hinzukommt. Wir haben es ja beide geſehen, wie 
große Wolken von goldenem Staub über die Felder dahinwandeln. Aus 
dieſen Wolken fallen ganz kleine Stäubchen auf die Ahren. Und eines die⸗ 
ſer Stäubchen wächſt hindurch in den Fruchtknoten hinein, um ſich mit dem 
kleinen Eizellchen zu verbinden. Dann kann das Eizellchen wachſen. Und 
bald iſt das Saatkorn fertig, das man auf dem Acker ausſtreut, damit ein 
neuer Halm daraus werde. Wenn ich dich ſo anſchaue, ſo entdecke ich, daß 
du viel Ahnlichkeit mit mir haſt. Deine Auglein ſind ſicher von mir, und 
ich glaube auch, daß ich im Geſicht genau ſo ausſah, wie du. Aber das 
Näschen, das iſt ſicher nicht von mir. Man ſieht's ihm an, daß es vom 
Vater iſt. Und das Herz iſt ſicher auch vom Vater. Wie es nun kommt, 
daß du Vater und Mutter gleichſt, ja, daß du ſogar Ahnlichkeit mit den 
Großeltern haſt, kann keiner erklären. Es gibt ſoviele Wunder in der Na⸗ 
tur, über die wir nur ſtaunen können, die wir aber nicht verſtehen. Wir 
wiſſen nicht einmal, wie ein Grashalm wächſt. Und er iſt doch ſo klein und 
verdorrt ſo bald. Aber das iſt ganz klar, du hätteſt nie die Eigenſchaften 
deines Vaters, wenn dein Vater nicht genau ſo gut wie deine Mutter dir 
dieſe Eigenſchaften gegeben hätte. Zu der winzig kleinen Eizelle im Schoß 
deiner Mutter mußte ein ganz kleines goldenes Stäubchen hinzukommen, 
das wie ein Schatzkäſtlein all die ſchönen Eigenſchaften deines Vaters birgt. 
Erſt als dieſes Stäubchen mit dem Eizellchen verbunden war, konnteſt du 
wachſen. Dein Vater hat alſo nicht bloß dafür geſorgt, daß wir ſchön woh⸗ 
nen und leben können, er hat dir auch aus dem köſtlichſten Erbgut ſeiner 
Vorfahren das beſte gegeben, genau ſo wie ich. Es kommt nun alles darauf 
an, daß du die Ehre deiner Eltern hoch hälſt, und dich ihrer würdig zeigſt. 

Auch hier iſt alles gut, wenn es nur gelingt, dem Kinde möglichſt lange 
all das zu verhüllen, was das Weſen der hingebenden Liebe in der körper⸗ 
lichen Auswirkung bedeutet. Dieſes letzte Wiſſen kann erſt dann vermittelt 
werden, wenn das Kind es ſonſt ganz beſtimmt oder doch ſehr wahrſchein⸗ 
lich anderweitig erfährt. Außerdem iſt es von ſelbſt mitzuteilen, ſobald 
die Jahre der Reife vollendet ſind. Menſchen, die ſich verloben, ſollten 
genau wiſſen, worin die Rechte und Pflichten der Ehe beſtehen. Es mag 
einmal ohne verhängnisvolle Nachwirkung geſchehen, daß erſt der Bräu⸗ 
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tigam oder junge Mann der Braut oder der jungen Frau das letzte Wiſ⸗ 
ſen über die hingebende Liebe vermittelt. Aber an ſich iſt nicht der Bräu⸗ 
tigam oder der junge Mann der geeignete Lehrmeiſter für die Braut, ſon⸗ 
dern die Mutter. Und ſie iſt dafür verantwortlich zu machen, wenn eine 
junge Frau, die ihre Rechte nicht kennt, ſchon am erſten Morgen der Ehe 
ſo einſam wird, wie ſie nie geworden wäre, wenn ſie auf Ehe und Familie 
verzichtet hätte. Was aber die jungen Männer angeht, ſo möge alles ge⸗ 
ſchehen, um in ihnen die Ehrfurcht vor der Perſönlichkeit der Frau zu er⸗ 
höhen und um ſie begreifen zu lehren, daß ſie auf die Befriedigung von 
Trieben zu verzichten haben, wenn das Wohl der Gattin oder das Wohl 
von Mutter und Kind dies gebietet, ja auch nur wünſchenswert erſcheinen 
ließe. Liegt auch die Initiative naturgemäß auf Seiten des Mannes, ſo 
wäre doch das größte Unglück, wenn ſich die Liebenden nicht aus beider⸗ 
ſeitigem Drang zuſammenfinden würden. | 

Hat man das erſte Wiſſen auf dieſe oder ähnliche Art vermittelt, kann 
ſelbſtverſtändlich die Ergänzung und Vollendung für gemeinſam abge⸗ 
ſtimmte Kreiſe gemeinſam erfolgen, zumal wenn gleiche Gefahren ein be⸗ 
ſtimmtes Alter bedrohen. Und die Mutter iſt die zuerſt Berufene. Sie 
wird auch gewiß nicht verſagen, wenn ſie die ungeheure Verantwortung ein⸗ 
fieht und ſich ernſtlich bemüht, die Technik der Sprache, die ihr nicht von 
Natur gegeben iſt, und alles Wiſſen zur Behütung der Keuſchheit des Kin⸗ 
des zu beherrſchen. 

Den Liebenden in Maeterlincks Drama wurde das Licht, das kein Er⸗ 
barmen kennt, zur Urſache des Todes. Das Unglück war, daß das Wiſſen 
zu ſpät aufging. Soll das Wiſſen ein Erwecker des Lebens ſein und eine 
Quelle des Glückes bedeuten, muß es der Liebe vorausgehen. Nur ſo iſt es 
möglich, zu erreichen, daß Maeterlincks Gleichnis unerfüllt bleibt. 
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Das Wollen in den Entwicklungsjahren. 
Von Profeſſor Dr. med. et phil. Ernſt Gerhard Dref el- Heidelberg. 


Unſer Wollen wächſt aus unſern Trieben, Strebungen, Wünſchen und 


Wertungen; es äußert ſich in Triebhandlungen, Willkür⸗ und Wahlhand⸗ 


lungen. Ausleſend wird es beeinflußt durch unſere Erfahrungen, die das 
Zu⸗Wollende — abhängig vom Wählen⸗Können — im Leben des Erwach⸗ 
ſenen gewöhnlich auf das Mögliche einſchränken. Bei Kindern und in der 
Reifezeit liegen die Verhältniſſe anders. Der Schatz der Erfahrungen fehlt 
oder iſt erſt in der Bildung begriffen. Die Triebe, Strebungen und Wün⸗ 
ſche überwiegen ganz; die Zielvorſtellungen ſind oft noch unklar, meiſt aus 
der Phantaſie geboren; ſelten führt eine bewußte Prüfung der Beweggründe 
zur Zuſtimmung des Ich, und dennoch endet der ſeeliſche Vorgang meiſt in 
einer Handlung oder Unterlaſſung. Als Antriebe fließen in ſolchen Vor⸗ 
gang noch hinein angeborene oder angewöhnte Neigungen, Nachahmungen 
und in der Reifezeit beſonders jene Fülle der inneren Dränge aus Span⸗ 
nungen körperlicher Art. 

Vom Wollen⸗Können des Erwachſenen iſt alſo gewiſſermaßen erſt eine 
in der Entwicklung begriffene Vorſtufe vorhanden, daher auch die aus die⸗ 
ſem unfertigen Wollen⸗Können entſtehenden unausgeglichenen Handlungen 
der Heranreifenden häufig nicht die Billigung der Erwachſenen finden. 
Noch fehlt die beim Erwachſenen zu fordernde ſtetige Bewertung der Ziele, 
die uns im voraus auf ſein Handeln⸗Müſſen, weil er nach ſeinem Charakter 
nicht anders wollen wird, ſchließen läßt. Die ſittliche Bewertung des Zie⸗ 
les, jene Wahl zwiſchen Neigung und Pflicht, wird Heranwachſenden oft 
unmöglich oder ſehr ſchwer ſein. 

Daraus folgt, daß dieſe Zeit werdender Reife, wenn nicht die Fülle 
der Zuſammenſtöße mit den Erwachſenen überhand nehmen ſoll, durch 

emmungen und Dämpfungen geregelt, alſo die Fähigkeit zur Willens⸗ 
bildung durch Maßnahmen der Erziehung, angepaßt der körperlichen und 
ſeeliſchen Entwicklungsſtufe, geſtaltet werden muß. Der äußeren Erziehung 
kann frühzeitig wachgerufene Selbſterziehung zur Seite treten. Bei dem 
kleinen Kind, ſolange überhaupt kein Ichbewußtſein geäußert wird, iſt 
Erziehung nur Dreſſur, an ihre Stelle wird ſpäter mit zunehmender Reife 
das vom Erzieher zu gebende Beiſpiel treten, unterſtützt vom klug dem 
Sonderfalle angepaßten Ausſchalten ſchädlicher und Einwirkenlaſſen er⸗ 
wünſchter Reize, ohne daß etwa das Einſchalten von durch den Erzieher 
geſetzten Hemmungen oder von ſolchen aus eigener Überzeugung des Heran⸗ 
reifenden vernachläſſigt werden darf. 

Sicher iſt eine normale Entfaltung des Willens gebunden an eine nor⸗ 
male körperliche und geiſtige Anlage und an die Wirkung in den Grenzen 
des Erträglichen bleibender Umwelteinflüſſe. 
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Die in Krieg und Nachkriegszeit vernachläſſigte Erziehung unſerer 
heranreifenden Jugend veranlaßt, jene Reize zu prüfen, von denen unſerer 
Jugend bei der Entfaltung ihrer Willenskräfte Gefahr droht, um dann jene 
Reize, von denen wir eine Willensſtärkung erwarten können, aufzuzeigen. 
Denn der Wille iſt übbar im guten und ſchlechten Sinne, und alle Sinnes⸗ 
wahrnehmungen wirken ebenſo wie alle inneren Erlebniſſe, wenn auch oft 
im ſchwächſten Maße, in uns nach und fließen in die Willensbildung ein. 

Bei der Schilderung der für die Jugend gefährlichen Reize ſollen die 
Gefährdungen einer von der breiten Norm abweichenden Jugend unberück⸗ 
ſichtigt bleiben, weil es ſich hier nur um die Betrachtung einzelner allge⸗ 
mein gültiger Einwirkungen handeln kann. 

Aus dem Wohnungselend und der Wohnnot unſerer Tage wirken auf 
die heranwachſende Jugend eine Fülle gefährlicher Reize ein. Vielleicht iſt 
die unheilvollſte Auswirkung unſerer Großſtadtkultur für die Heranreifen⸗ 
den die Unmöglichkeit, allein ſein zu können im Reiche ihrer Träume, Sehn⸗ 
ſüchte und Phantaſien. In den engen überfüllten Wohnungen ſtoßen ſtändig 
unvereinbare Regungen der einzelnen Bewohner zuſammen und ſtören jede 
ruhige Entwicklung, welche Zeiten der Stille, des Alleinſeins, des Bn-fid- 
Verſinkens verlangt. Vielen wird dieſer Mangel heute ſchon gar nicht mehr 
bewußt, trotzdem er ſtändig an ihrem Seelenleben zerrt; ſie erkennen gar 
nicht, woran ſie leiden. Dazu kommen aus der erzwungenen Gemeinſam⸗ 
keit Eindrücke oft nachhaltigſter ſeeliſcher Erſchütterung, ausgelöſt durch 
Unſtimmigkeiten der Eltern, durch Erleben derer intimſter Beziehungen, 
durch den Zwang, ſtummer Zeuge ſein zu müſſen bei Streitigkeiten aus 
harter Tagesſorge, Krankheiten und ſeeliſcher Not, bei alltäglichen und poli⸗ 
tiſchen Meinungsverſchiedenheiten. Früh wird die Jugend in ſolcher Um⸗ 
welt daheim aus dem Kinderland vertrieben und kann ſich dieſes auf der 
Gaſſe nicht allzulange aufrecht erhalten. Es bleibt kaum eine Möglichkeit 
zur Flucht aus der mitleidloſen Welt der Erwachſenen; und muß das Ju⸗ 
gendland von den heranwachſenden Kindern mit Liſt, Lüge und Betrug 
erobert werden, ſo iſt es verfälſcht, weil erkauft mit der Entwicklung anti⸗ 
ſozialer Regungen, die die Willensentfaltung unheilvoll umbiegen. 

Scham, Scheu und Ehrfurcht, die wichtigſten Ordner menſchlicher Be⸗ 
ziehungen, können ſich nicht entwickeln und dämpfen nicht das ſich über⸗ 
ſteigernde Selbſtbewußtſein der Jugend. Es kommt nicht zum Erwachen 
des Verantwortlichkeitsgefühls gegen Eltern und Geſchwiſter; keine ſoziale 
Einſtellung beginnt, die Umſetzung der Wünſche in zielſicheres Wollen zu 
regeln. In den oberen Schichten des Luxus wirkt die Verwöhnung, die 
Liebloſigkeit und das Bewußtſein ſich alles erlauben zu können in gleicher 
Richtung, ſo daß oben und unten das überſteigerte Selbſtgefühl ſich in völ⸗ 
ligem Mangel von Abſtandsgefühl, in Nichtachtung von Geſetz und Ord⸗ 
nung, in Autoritätsloſigkeit äußert. 

Im Zuſtande ſolcher Hemmungsloſigkeit, bei zügelloſer Willensäuße⸗ 
tung werden die Augen der Heranwachſenden faſt überall im öffentlichen 
Leben getroffen von ſinnbetörenden, die geſchlechtliche Phantaſie erweckenden 
Reizen. Es iſt tief beſchämend für unſeren Kulturzuſtand, daß in der 
Offentlichkeit bei Ausſtellungen in Läden, bei Reklamen, im Kino und 
Theater ſo wenig Rückſicht auf unſeren Nachwuchs genommen wird. Überall 
finden ſich verſteckt oder unverhüllt mehr oder weniger deutliche Hinweiſe 
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auf erotiſche Dinge. Ihr Übermaß, das den meiſten Erwachſenen gar nicht 
mehr bewußt wird — eigentlich nur ein Beweis für ihre Überflüſſigkeit — 
wirkt auf die Jugendlichen völlig anders, mindeſtens Neugier erweckend und 
Phantaſie aufreizend. Die Profitgier der Händler und Unternehmer ſpe⸗ 
kuliert aber gerade auf dieſen jugendlichen Kundenkreis. Hierher gehört 
ost die Schundliteratur und der Vertrieb erotiſcher Bilder und Anſichts⸗ 
poſtkarten. 

Wie gleichgültig ſind die Erwachſenen oft im Tragen von aufreizender 
Kleidung; wie läßt ſich die Offentlichkeit hier von leichtfertiger Geſtaltung 
der Mode tyranniſieren und vergißt, daß wachgerufene Begehrlichkeit die 
Willensrichtung vieler heranwachſender Mädchen veräußerlicht und auf ge⸗ 
fährliche Bahnen lenkt. 

Wie gedankenlos ſind die Erwachſenen oft in ihrer Unterhaltung da⸗ 
heim oder im öffentlichen Leben und beachten nicht, wie zerſetzend der In⸗ 
halt aufgefangener Geſpräche auf Jugendliche wirken kann! Vielleicht iſt 
noch gefährlicher die Verbindung von Wort und Melodie, die fade frivole 
Textdichtung zu den vielen im Gehör haftenbleibenden modernen Operetten⸗ 
liedern und Schlagern. Wie erſchütternd klingen ſolche Redewendungen 
aus dem Munde der Heranreifenden, die ſich des Inhaltes noch nicht be⸗ 
wußt ſind und doch eines Tages durch die Erinnerung daran unter Ein⸗ 
wirkung vielleicht eines an ſich nur geringen neuen Reizes aus der Bahn 
der Entwicklung geworfen werden. Die heranwachſende Jugend hat wachere 
Sinne, hat ein beſſeres Gedächtnis und regere ſprunghaftere Aufmerkſam⸗ 
keit, als die abgeſtumpften Erwachſenen, jo daß ſcheinbar längſt Vergeſſenes, 
das im Gedächtnis ſchlummerte, eines Tages unter einem neuen Eindruck 
aufwacht und unheilvollen Sinn bekommt. Die Phantaſieverbildung und 
⸗verſeuchung iſt heute ins Ungemeſſene geſtiegen und wirkt ſich aus in einer 
Willensverkrüppelung der Heranreifenden. 

Das gilt auch von den derben, in einer ganz anderen, viel naturnäheren 
Zeit entſtandenen Liedern und Geſängen, die heute vielfach von organiſier⸗ 
ten und wilden Wandervögeln geſungen werden, während hier gerade dad 
ſchlichte innige deutſche Volkslied unſchätzbare Eindrücke und Auswirkungen 
hinterlaſſen könnte. 

Wo iſt der geſunde Kern des Wandervogels geblieben? Von der brei⸗ 
ten Maſſe iſt er zerſtampft und droht ſich zu einer Sittenverwilderung aus⸗ 
zuwachſen, beſonders ſeit Halbwüchſige beiderlei Geſchlechts ſich Tag und 
Nacht draußen herumtreiben. Geboren aus der wertvollen Erkenntnis, 
möglichſt alles Verweichlichende aus Kleidung und Lebensgewohnheit zu 
entfernen, ſich im Wandern die Natur zu erobern und echte jugendliche Ka⸗ 
meradſchaft zu erleben, greift jetzt bei den zahlloſen wilden Wandergruppen 
Jugendlicher eine Hemmungsloſigkeit Platz, die nicht nur jede Rückſicht auf 
die Erwachſenen meiſt vermiſſen läßt, ſondern auch das Abſtandsgefühl zwi⸗ 
ſchen beiden Geſchlechtern vermindert; nicht, daß dadurch die ſinnlichen 
Spannungen verhindert würden, fondern daß beim Lebendigwerden der 
Triebe dann, durch keine Hemmung mehr gezügelt, ein vorzeitiges Erleben 
letzter Geheimniſſe die Jugendlichen ſtraucheln läßt. Beſonders wichtig 
wäre es, endlich einmal feſtzuſtellen, ob denn körperliche Ermüdung durch 
Wandern wirklich die ſexuelle Spannung dämpft, oder ob nicht bei recht 
vielen Jugendlichen gerade durch körperliche Anſtrengung, die an die Über⸗ 


Das Wollen in den Entwicklungsjahren 33 


müdung grenzt, das Gegenteil eintritt und zu erotiſcher Entſpannung 
drängt, ſei es auch nur in den meiſten Fällen als Selbſtbefriedigung. 

Ein Teil der Jugend findet ihr Genügen im Gedränge der dunklen 
Kinos, erlebt dort Reize des Taſtgefühls, Häufungen aller Vorſtufen ſinn⸗ 
licher Erregungen, geſteigert durch die vorgeführten Verlockungen einer er⸗ 
logenen Welt des Scheins. Genau ſo unheilvoll kann die moderne Tanz⸗ 
wut jeden Willen zur reinen Entfaltung der Perſönlichkeit untergraben, 
dieſes Maſſenvergnügen, das ohne den Kuppler Alkohol gar nicht zu denken 
iſt. Wieder geſellt ſich auch hier als Gelegenheitsmacher der flache, meiſt 
gemeine Text der Tanzmelodien hinzu, den die Paare eng umſchlungen 
einander zuträllern, ſich bewußt und unbewußt den Willen einſchläfernd 
und den Triebhandlungen freien Lauf laſſend. 

Sicher trägt das übertriebene Zigarettenrauchen ſeinen Teil zu dieſer 
allgemeinen Erregung bei, häuft ſich mit den anderen Reizen und führt zu 
frühzeitiger Reife. Frühreif und frühwelk iſt heute der Ausdruck unſerer 
Zeit in vielen Schichten, die noch vor 10 Jahren eine ruhige ſtetige Ent⸗ 
wicklung erleben durften. Dazu kommt die allgemeine Gereiztheit aus wirt⸗ 
ſchaftlicher und politiſcher Lage, die mit ihrer Unruhe ſchon die Heranreifen⸗ 
den in den allgemeinen Strudel reißt. So wird dem Augenblick gelebt, 
Laune mit Willen verwechſelt und die eigene Entwicklung zur Perſönlichkeit 
nicht auf Ideale eingeſtellt. : 

Wie wohltuend berühren dagegen die ernſthaften Beſtrebungen vieler 
Jugendlicher, die ohne Alkohol und Nikotin, ohne Kino und Tanzgedränge, 
einfach in Kleidung und Koſt, abgehärtet im Wetter ſich voll Scheu auf den 
langſamen Schritt ihrer körperlichen und ſeeliſchen Entwicklung einſtellen, 
die arbeiten, um zu ſammeln, um Schätze zu häufen in Körper und Seele 
für den Daſeinskampf, und nicht als Heranreifende die Erwachſenen ſpielen 
wollen. Es kann unſerer völkiſchen Wiedergeburt nicht ſchaden, wenn die 
Abkehr von dieſer ins Jugendland hereingezerrten Scheinwelt der Er⸗ 
wachſenen jetzt noch übers Ziel hinausſchießt und das Recht auf Jungſein, 
das heißt, reifend ſein, überbetont. Entſpringt doch dieſe Ablehnung mit 
großem Recht der Erkenntnis, daß es auf ſeiten der Erwachſenen aus ge⸗ 


dankenloſer Rückſichtsloſigkeit zu ſehr am guten Beiſpiel fehlt. 


Die Auflöſung der Familie durch die moderne Induſtrialiſierung, durch 
Erwerbsarbeit von Vater und Mutter, hat ungezählten Jugendlichen das 
anleitende Beiſpiel der Eltern für die Lebensführung genommen. Die 
Wohnung iſt kein friedebringendes Heim, ſondern eine einengende Qual. 
Vater und Mutter kehren müde und abgearbeitet nach Hauſe, um ihre Sor⸗ 
gen durch die Kinder geſteigert zu ſehen. Liebloſigkeit empfängt den Nach⸗ 
wuchs von ſeiten der Eltern und älteren Geſchwiſter, Feindſeligkeit wacht 
ſchon über der Wiege und zerſtört die erſten ſozialen Empfindungen, die 
aus geſchwiſterlicher Bindung ſprießen ſollten. Überall iſt man ſich gegen⸗ 
ſeitig im Wege, und nur kraſſer Egoismus ſcheint noch Lebensmöglichkeiten 
für den einzelnen zu gewährleiſten. Kampf aller gegen alle iſt das tödliche 
Gift für die Familie, in der die Eltern ein Beiſpiel geben ſollten zu hin⸗ 
gebender Sorge in Liebe aller für einander. In weiten Kreiſen iſt der aus⸗ 
gleichende Einfluß der Kirche zurückgegangen, die Schule hat es nicht ver⸗ 
ſtanden, ihren erziehlichen Einfluß hier geltend zu machen und könnte doch 
mit der Kirche zuſammen dem Willen zum Guten in den erwachenden See⸗ 
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len der Heranreifenden wertvollſten Halt geben. Ja unſere Zeit, die ſich 
ſelbſt nicht verſteht, will auch die letzten Stützen noch einreißen und die 
Jugend dem Einfluß der Religion entziehen, ohne zu begreifen, daß einer 
der weſentlichſten Geſtalter des menſchlichen Willens brach gelegt wird, daß 
ſo die ſonſt auf feſten Grundlagen geſicherten Wahlhandlungen ſittlichen 
Wollens zurückgeſtoßen werden in das Chaos der Triebhandlungen. 
In dieſem haltloſen Wirrwarr ungeregelter Einflüſſe beginnt für die 
heranreifende Jugend eine Zeit ſchwerſter Konflikte. Inſtinktiv treten die 
Knaben in Oppoſition zum Elternhaus, weil ſie ſich früher, als es ihrer 
Reife entſpricht, aufgewühlt durch die Fülle ungeordneter Erlebniſſe und 
Eindrücke, neu einzuſtellen verſuchen, während die heranreifenden Mädchen 
mehr dazu neigen, ſich unter dem Druck der unausgeglichenen Eindrücke 
ſeeliſch abzukapſeln, um ihr Ungemach ſtill und unverſtanden zu tragen. 
Bei beiden wächſt dies Gefühl des Alleingelaſſenſeins, des Verlorenſeins oft 
aus zu Überſteigerungen und Erſchütterungen des Selbſtgefühls. Daher iſt 
es dringende Aufgabe der Jugenderzieher durch Beiſpiel und Anleitung, 
das Selbſtgefühl der Jugendlichen vorſichtig zu dämpfen oder anzuregen, 
ihm Spielraum zu laſſen und nicht rückſichtslos dieſe größte Empfindſam⸗ 
keit der Jugendlichen zu verletzen. ö 

Den beſten Ausgleich in dieſer geſteigerten Empfindſamkeit findet die 


Jugend unter ſich. Darum ſollte man ihr hierin die größte Freiheit laſſen, 


beſonders im Schaffen und Ausbau von Gemeinſchaftsformen, die möglichſt 
nur indirekt von Erwachſenen Anregungen aus dem Schatz unſerer ſozialen 
Kultur, aus dem Quell unſerer kirchlichen Gemeinſchaften, erhalten ſollten 
und nicht gegängelt werden dürfen, um nicht das Bewußtſein der eigenen 
ſchöpferiſchen Tätigkeit zu erſchüttern, das aus befruchteter Phantaſie wil⸗ 
lenſtärkend wirkt. 

Um dieſe Zeit gilt es, die Jugendlichen langſam in die Familie zu⸗ 
rückzuziehen, um ihren Willen zur Betätigung, zur Daſeinsgeſtaltung an 
den täglichen Aufgaben des Lebens zu ſchulen und ihre Kräfte zur Siche⸗ 
rung der Familie nutzbar zu machen. Was nützen uns alle über die 
Familie hinausgreifenden Gemeinſchaftsgedanken, wenn ſie nicht erſt in der 
Urzelle der Gemeinſchaft, der Familie, durch eigenes Erlebnis zu wirklichem 
inneren Beſitz und zu ſelbſtverſtändlicher Haltung herangereift ſind. Die 
heranwachſenden Mädchen werden leider nicht mehr ſelbſtverſtändlich genug 
zu den Haushaltsarbeiten herangezogen, weil die verdienende Tochter, ſelbſt 
wenn ſie noch ein halbes Kind iſt, Anſprüche machen darf, die ihr noch nicht 
zukommen. Hier kann zielbewußter Ausbau wertvollſte Arbeit an der Er⸗ 
ziehung unſerer künftigen Mütter leiſten, um an kleinen täglichen Pflichten 
den Willen zum großen Geſtalten künftigen eigenen Heims zu wecken und 
auszubauen. Die Knaben ſind in ihrer Freizeit nachhaltiger und bei vielen 
Arbeiten in Haus und Kleingarten zu beſchäftigen, doch müſſen die Er⸗ 
wachſenen Geduld aufbringen zum Anlernen und die nötige Zurückhaltung 
üben können, um die Jugendlichen ſich ſelbſt ſchöpferiſch auswirken zu laj- 
ſen. Nur dann wird die Arbeit feſſeln, wird zum bereichernden Spiel und 
pird erzieheriſch wirken, wenn fie aus ſich den Willen hervorwachſen läßt, 
in Vervollkommnung Zufriedenheit zu finden. So können viele ſchädliche 
Reize, die jetzt die Freizeit füllen, zum Vergeſſen gebracht werden; die 
Freude am neuen eigenen Tun wird die Verlegenheitsfreuden von vorher 
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ſchnell verſinken laſſen. Wem es als Erzieher gelingt, den Trieb zum 
Baſteln, der in den meiſten Knaben ſchlummert, langſam auf eine beſtimmte 
Handfertigkeit hinzulenken, der ſchafft eines der wertvollſten Mittel, um 
äußere ſchädliche Reize abzuhalten. Das gleiche gilt vom Hang zu geiſtiger 
Beſchäftigung bei den Leſeratten, deren Leſeſtoff zielbewußt, der Eigenart 
des Heranwachſenden entſprechend, zu beeinfluſſen iſt. Immer gilt es, 
Ziele zu ſetzen, Abſchlüſſe und Ruhepauſen einzuſchalten. Nichts iſt qual⸗ 
voller für die Jugendlichen als kein Ziel vor Augen zu haben oder das 
Ziel zu eng oder zu weit geſteckt zu ſehen. In der Erziehung muß das Ziel 
viel nachhaltiger den Kräften des einzelnen angepaßt werden und läßt ſich 
nicht für ganze Altersſtufen generaliſieren, es muß mit den Kräften wach⸗ 
ſen. Zu ferne Ideale laſſen die Aufmerkſamkeit der Heranreifenden ſchnell 
erlahmen und können geradezu ſchädlich wirken, weil ſie das Wollen nicht 
nur nicht anregen, ſondern Ablehnung, negatives Wollen, auslöſen. 

Daher müſſen den Heranreifenden vorzüglich konkrete Ziele geſetzt wer⸗ 
den, um dem Willen das Erreichen möglich zu machen. So kann das Ver⸗ 
trauen in die ausreichende Kraft des eigenen Wollens geſtärkt und eine 
allmähliche Steigerung der Willenskraft erreicht werden. An welchen Tat⸗ 
ſächlichkeiten dieſe Übung ausgeführt wird und zwar im Anreiz zum Er- 
langen und in der Ausdauer beim Verzichten, iſt ganz gleichgültig; nur darf 
es ſich nicht um blinden Gehorſam handeln, ſondern die gewählte Richtung 
des Willens muß abhängig vom Wählen⸗Können erhalten bleiben. Man 
darf während der Schulzeit nicht den Einfluß der einzelnen Lehrfächer auf 
die Willensſchulung überſchätzen, weil hier bei den meiſten, oft ſogar bei 
allen Fächern dem Heranreifenden der innere Anſtoß zur Willensrichtung 
fehlt und der noch in der Entwicklung begriffene Pflichtantrieb nicht aus⸗ 
reicht. Viel nachhaltiger werden ſich in dieſer Zeit die religiöſen und ſitt⸗ 
lichen Kräfte zur Willensſchulung heranziehen laſſen, um die Haltung des 
Wollens bei den Heranreifenden einzuſtellen auf eine Eingliederung in die 
ſoziale Gemeinſchaft, um ihre Triebregungen allmählich dem zielbewußten 
Wollen unterzuordnen. | 

Wo Zwang und Drill allein herrſchen, wird die Jugend ſchnell er⸗ 
müden. Das gilt beſonders von den Leibesübungen, die zur Ausgeſtaltung 
des jugendlichen Wollens wertvolles Erziehungsmittel ſein können. Das 
alte Turnen fand in einer einſeitigen Mechaniſierung ſein Ende, die neue 
Sportbewegung aus dem Gegenteil ihre Maſſenanziehungskraft und ſchießt 
jetzt weit über ihre wertvollen Möglichkeiten hinaus. Zwang und Freiheit 
müſſen dem Heranreifenden ſo abgewogen geboten werden, daß mit wach⸗ 
ſender ſelbſtſicherer Freiheit aus Erkenntnis von innerer Notwendigkeit 
mehr Zwang freiwillig ertragen werden kann. Darin liegt der hohe er⸗ 
zieheriſche Wert jedes Mannſchaftsſportes, der ſelbſtloſe Unterordnung 
mit höchſter Freiheit verbindet, Potenzierung des Einzelwillens zum Maſ⸗ 
ſenwillen bedeutet, Selbſtbeſchränkung für das gemeinſame Ziel und Ein⸗ 
ſetzen der geſamten Kraft gerade bei ſchlechteſten Siegesausſichten erheiſcht 
und beim Unterliegen beherrſchte Haltung und gegen ſchwächere Mitſpieler 
gütige Nachſicht verlangt. Aufmerkſamkeit, Kraftzuſammenballung, ſchnell⸗ 
ſte Entſchlußfähigkeit und unerſchütterlich ausharrender Wille werden, ſo 
geſchult, bereit geſtellt, um überall im Leben ſich auswirken zu können. Nur 
gilt es, dieſe Kräfte ſich nicht in den Leibesübungen um ihrer ſelbſt willen 
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ſich erſchöpfen zu laſſen. Was in Luft und Licht, auf dem grünen Raſen 
und im Waſſer an Willenskräften entbunden werden kann, das ſollte ſofort 
auch eingeſetzt werden zum Kampf gegen Alkohol und Nikotin und die an⸗ 
deren willenlähmenden Schädigungen unſerer Stadtkultur. Doch die Er⸗ 
wachſenen verderben hier faſt immer die aufſprießende Saat durch ſchlechtes 
Beiſpiel; die Erwachſenen, die mit ihren Anſprüchen nur an ſich denken, 
unfähig, um der Geſundung der Jugend willen auf ihre liebgewonnenen 
Gewohnheitsſünden verzichten zu können. So droht der Bewegung für 
Leibesübungen, dieſem Jungbrunnen deutſchen Weſens, dieſem Quell der 
Willensſtärkung, heute mehr denn je eine Verſklavung an das Alkoholkapi⸗ 
tal, weil die öffentlichen Mittel noch immer nicht weitſichtig genug bereit⸗ 
geſtellt werden, um der herausdrängenden Jugend weiteſte Möglichkeiten 
zur körperlichen und ſeeliſchen Geneſung zu verſchaffen, während das Alko⸗ 
holkapital es längſt verſtanden hat, durch Unterſtützung der Sportbewegung 
indirekt ſeinen Abſatzhunger zu befriedigen. Der mögliche Segen körper⸗ 
licher Erziehung gleitet hinüber in das alte Erbübel der Deutſchen, wenn es 
der Jugend nicht gelingt, hier endlich eine ſcharfe Trennung zwiſchen ihren 
Lebensnotwendigkeiten und der Gleichgültigkeit der Erwachſenen zu ziehen. 
Bis uns einmal aus der neuen Jugend wieder neue Erzieher erſtehen, muß 
die Jugend mehr denn je für ſich ſelbſt ſorgen, muß aus ſich heraus Führer⸗ 
geſtalten ſchaffen, wie Frieſen einſt einer war, von dem Friedrich Ludwig 
Jahn ſchreiben konnte: „Frieſen war ein aufblühender Mann in Jugend⸗ 
fülle und Jugendſchöne, an Leib und Seele ohne Fehl, voll Unſchuld und 
Weisheit, beredt wie ein Seher; eine Siegfriedsgeſtalt, von großen Gaben 
und Gnaden, den jung und alt gleich lieb hatte; ein Meiſter des Schwerts 
auf Hieb und Stoß, kurz, raſch, feſt, fein, gewaltig und nicht zu ermüden, 
wenn ſeine Hand erſt das Eiſen faßte; ein kühner Schwimmer, dem kein 
deutſcher Strom zu breit und zu reißend; ein reiſiger Reiter in allen 
Sätteln gerecht; ein Sinner in der Turnkunſt, die ihm viel verdankt. Ihm 
war nicht beſchieden ins freie Vaterland heimzukehren, an dem ſeine Seele 
hielt. Von welſcher Tücke fiel er bei düſterer Winternacht durch Meuchel⸗ 
ſchuß in den Ardennen. Ihn hätte auch im Kampf keines Sterblichen Klinge 
gefällt. Keinem zuliebe und keinem zu leide. — Aber wie Scharnhorſt 
unter den Alten ift Frieſen von der Jugend der Größeſte aller Gebliebenen.“ 


Das Zuſammengehen der beiden Geſchlechter 
in den Jahren der werdenden Reife. 
Von Dr. Hanna Gräfin v. Peſtalozza⸗ Berlin. 


Daß im Rahmen ſchulmäßiger Veranſtaltung [hier weiterfaſſend Koe⸗ 
dukation (Gemeinſchaftserziehung), engerfaſſend Koinſtruktion (Gemein⸗ 
ſchaftsunterricht) genannt], das Zuſammengehen der beiden Geſchlechter in 
den Jahren der werdenden Reife der phyſiologiſchen und pſychologiſchen 
Einſicht widerſpricht, darf als wiſſenſchaftlicher Beſitz gelten. Auch die 
Freunde der Koedukation können ſich nicht der Tatſache verſchließen, daß 
Knabe und Mädchen nach körperlicher und ſeeliſcher Entwicklung hin durch⸗ 
aus verſchiedene Gegebenheiten ſind. Wir nun folgern daraus, die Koedu⸗ 
kation eine zwanghafte, widernatürliche Einrichtung zu nennen, und wir 
müſſen fragen: Was iſt das Hochziel, das die Freunde der Koedukation er⸗ 
reichen wollen? Denn um ein ſolches muß es ſich doch handeln. Den hei⸗ 
ligen Boden der Biologie kann man doch wohl nur verlaſſen, um den noch 
heiligeren eines Metaphyſiſchen? 


Die Freunde der Koedukation wollen den wechſelſeitigen erzieheriſchen 
Einfluß der Geſchlechter im Hinblick auf Temperament und Charakter. 
Das männliche Element ſoll eine Sänftigung erfahren durch das weibliche, 
dieſes Erſtarkung und etliche Strenge durch das männliche. Was hier vor⸗ 
ſchwebt, gehört ganz gewiß mit zum „vollkommenen Menſchen“ eines 
Fichte, zum Ideal, das Comenius vorſchwebte, und das in Chriſtus ſelbſt, 
dem Eifernden und Sanftmütigen zugleich, dem Abſoluten und doch Tole⸗ 
ranten, einſt mit verkörpert ward. Aber wenn wir dieſes Hochziel als ſol⸗ 
ches auch werten, ſo ſcheint uns nach zweierlei Richtung hin die Koedukation 
nicht das ſeinem Weſen angemeſſene Mittel. Das Hinzutreten 
der Milde oder Strenge zum männlich oder weiblich überwie⸗ 
genden Element iſt in der Tat wünſchbarer Wert erſt der gewordenen Reife, 
nicht der werdenden. Bei der werdenden Reife dagegen müſſen in männ⸗ 
liches und weibliches Bild die jedesmal charakeriſtiſchen Linien ſich ein⸗ 
zeichnen; keine Verwiſchung ſoll eintreten, die eine Gefahr der Koedukation 
iſt. Gefahr mehr um der Frau, als um des Mannes willen. Denn der 
Knabe trüge wohl leichter und unbeſchadeter beiſpielsweiſe ein wenig von 
weiblicher Emotionalität mit ſich, als daß bei dem Mädchen nur auch das 
Geringſte in der Herausarbeitung ſeiner ihm aus dem Metaphyſiſchen ge⸗ 
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kommenen Form verſäumt werden dürfte. Das aber geſchieht ſowohl bei 
der lokalen als auch bei jener nur in den gleichen Lehrplänen beſtehenden 
Koedukation; immer iſt der Unterricht Knabenunterricht. Das aber darf 
nicht ſein, ſondern Lehrſtoff, Lehrfach, Lehrkraft müſſen verſchieden von 
den Knabenſchulen geordnet und angewendet werden, weil nicht. einzuſehen 
iſt, wie dem Leben das Tiefe und Erſchütternde und Fromme, das Webende 
und Warme anderswo zufließen ſollte, als aus dem „Reich der Mütter“. 
Ob auch mit Verſtand und Begriff nicht zu faſſen, iſt es doch kein leerer 
Wahn. Mütter tun not, weil es dem Leben, der Welt, der Menſchheit not 
tut, daß in ihnen der heilige, nur mit dem Gefühl zu begreifende Zuſam⸗ 
menhang mit den heiligen, vom Verſtand nicht zu erfaſſenden Wirklichkei⸗ 
ten beſteht. Wo der Mann, der Dichter, Künſtler, Philoſoph fruchtbare, 
ſchöpferiſche Beziehungen zu dieſen Wirklichkeiten hat, da wird es im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen mit einer Mutter, die in ihnen daheim war. 

Von Schwachheit iſt Mütterlichkeit weit entfernt. Mütter blicken je⸗ 
dem Schauder ins Geſicht; und deshalb werden mütterliche Frauen inbe⸗ 
zug auf Selbſtſtrenge in den praktiſchen Anforderungen des Lebens nicht 
verſagen. Inbezug auf Temperament und Charakter überlaſſe man die 
Mädchen ruhig ihrer tiefſten Natur. | 

Der andere Grund, weshalb wir die Koedukation nicht als das dem 
Hochziel des Menſchentums, in dem nicht männlich und weiblich unterſchie⸗ 
den werden kann, angemeſſene Mittel anzuſehen vermögen: wie ſollten Un⸗ 
reife ſich entſcheidend erziehen können? Es mögen aus dem Umgang der 
beiden Geſchlechter innerhalb der Schule periodiſche Erfolge wohl einmal 
erſprießen. Die Knaben mögen ruhiger ſich gebärden, die Mädchen zu mehr 
Sachlichkeit und Energie fortgeriſſen werden. Aber abgeſehen davon, daß 
es auch anders ausfallen kann, daß die Mädchen mit den Knaben anneh⸗ 
men, kommt es bei der Erziehung einzig auf die entſchiedene, dem Leben 
Richtung gebende Einſtellung an. Und die kann nicht Jugend der Jugend 
vermitteln. Nicht die zu bildende Natur der zu bildenden Natur. Das 
kann nur Kultur. Das können nur die Beiſpiele großer Menſchen und er⸗ 
habenen Geſchehens. Das können nur die ganz Begeiſterten, ganz ſich Ver⸗ 
zehrenden, ganz Entſagenden, das kann nur die Flammenſprache irratio⸗ 
naler Ereigniſſe. Entſcheidend erziehen will heißen für das Menſchen⸗ 
ziel erziehen, für das ſtarke Beſtehenkönnen von Einſamkeit und Tod. 
Nur wer in der Reaktion gegen eine unpſychologiſche Erziehung und Un⸗ 
terrichtsweiſe zu dem Extrem gelangt iſt, den Ertrag der kindlichen Ent⸗ 
wicklungsſtufen zu überwerten, legt periodiſchen und ſekundären Erzie⸗ 
hungseinflüſſen ein übergroßes Gewicht bei. Wir dagegen bedürfen der 
Jugend nicht zum Werk an der Jugend. 

Und hätten wir ein Recht, die Jugend für die Jugend zu brauchen, 
das Mädchen, dem ja bei der früher ablaufenden Entwicklung die größere 
Beeinfluſſung zufallen müßte, den Knaben ſänftigen, ſeinen Fleiß, ſein 
ſchulgemäßes Betragen anſpornen laſſen? Nein, es gebühren die vollen⸗ 
detſten Vorbilder der Jugend. Und die Jugend iſt zum Einheimſen der 
Schätze da, nicht zum Spenden. 

Und ſchließlich: iſt Verkörperung des Menſchentums in der Weiſe, daß 
vor den allgemein menſchlichen Zügen von Wert die vom Geſchlecht be⸗ 
dingten Charakteriſtika verblaſſen, ja aufgehoben ſind, überhaupt je mög⸗ 
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lich? Mit unſeren Augen vermögen wir es nicht zu ſehen. Denn dieſe 
Augen haben die biologiſche Aufgabe der Frau vor ſich, die ihr von Grund 
auf ein eigenes Weſen verleihen muß und verleihen ſoll; denn im organiſch 
Geſchlechtlichen ſoll Mutterſchaft doch wohl nicht beſchloſſen liegen. Aber 
wir wiſſen von ſeltenen Augenblicken des Lebens, wo Mann und Frau ein 
menſchlicher Herzſchlag ſind und ein anderes Reich, das der Ideen ahnend 
empfinden. Das ſind die Augenblicke reiner Anſchauung, reiner Betrach⸗ 
tung, reines Nachdenkens; die Wirkenden aber wandeln hinieden als Mann 
und Frau. Kindheit und Alter tragen den meiſten Abglanz ungeſchlecht⸗ 
lichen Menſchentums. Die Erziehung in den Jahren werdender Reife ſoll 
auf dieſen fernen Stern weiſen, der dem vergeiſtigten und verklärten Men⸗ 
ſchen einſt wieder aufgehen wird. 
` Um geiftigen Willen — göttlich ſchimmernde Perle in der Krone des 
Menſchentums — befürworten manche die Koedukation. Nun kann keiner 
für die Geiſtesbildung der Frau mehr eintreten als wir. Nur in der 
höchſtmöglichen Geiſteskultur ſehen wir die Rettung aus ödem materialiſti⸗ 
ſchen Nur⸗Hausfrauenweſen, aus törichter, dem Volksganzen ſchädlicher 
Unrationalität der Ernährungsweiſe, der Küchen⸗ und Wirtſchaftsführung. 
Nur die beſtmögliche logiſche Schulung, verbunden mit einem Reichtum 
von Kulturideen, bürgt uns dafür, daß die Frau den ihr gefährlich nahe 
liegenden Subjektivismus überwindet und in einem tätigen, objektiv ein⸗ 
geſtellten Leben, das ein Beitrag iſt zum Guten und Vernünftigen in der 
Welt, Genüge findet und Freude ſchafft. Geiſtig ſein — es iſt ein Wohnen 
bei Gott. Wir ſollten es ertragen, die Frau davon ausgeſchloſſen zu ſehen? 
Nein, mit Inbrunſt wünſchen wir die geiſtigen Frauen. Aber die intellek⸗ 
tuellen, jene, bei denen der Verſtand die Herzensgenialität verdrängt, leh⸗ 
nen wir ab. Und deshalb lehnen wir jede Art Koeduktion ab. Nicht, daß wir 
nicht auch für den Knaben Gemütseinflüſſe der Schulerziehung wünſch⸗ 
ten, und daß wir ſie nicht im Gymnaſium verwirklicht ſähen — weniger 
im Realgymnaſium, am wenigſten in der Oberrealſchule; aber die Mäd⸗ 
chen müſſen doch noch in anderer Art mit der Antike, dieſem in Erden⸗ 
Schönheit leuchtenden, in Erden⸗Klage lebenden Hintergrund des Kreuzes 
verbunden werden; wo etwa der Knabe von den Beiſpielen männlicher 
Aktion hört, ſoll ſie Weisheiten des Seins vernehmen und Geſtalten, in 
denen ſie ſich verkörperten, erblicken. Wie der Boden der Antike ohne 
Schaden verlaſſen werden könnte, iſt nicht einzuſehen, nicht für den chriſt⸗ 
lichen Menſchen. Der Glanz des Kreuzes kann von dem tiefer begriffen 
werden, der in die Antike eingedrungen iſt. Erſt an dieſem Gegenſatz und 
dieſer Krönung: dort Harmonie der Form, Beglücktheit der Individuation, 
hier Harmonie mit Gott, Aufgehen in ihm, Verklärtſein — in ihm — 
erlebt der Menſchengeiſt ſeine entſcheidende Ergriffenheit. Für das Mäd⸗ 
chen würde die Aufgabe des Gymnaſiums noch einen größeren Schaden be⸗ 
deuten als für den Knaben; denn die Frau iſt an erſter Stelle da, Hüterin 
jedes Selbſtopfers zu fein, jeder höchſten Selbſtdarſtellung in der Leiden⸗ 
ſchaft des Opferwillens. Jede wahre Frau, auch die ihren Namen nicht 
vom Kreuze hernimmt, wird dieſe ihre metaphyſiſche Gabe und Aufgabe, 
die ſo eng mit ihrer biologiſchen zuſammenhängt, ja, vielleicht eins mit 
ihr iſt, empfinden. 

Daß die Beteiligung der Mädchen am gymnaſialen Bildungsgang 
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z. Zt. hinter der am realgymnaſialen und oberrealen weit zurückſteht, iſt 
ein Zeichen für die eingetretene verirrte Neigung zum Intellektualismus. 
Sie find eine ſchlimme Zeiterſcheinung — die intellektuellen Frauen, die 
da meinen, alles ausrechnen und berechnen zu können, die flachſtem Endä⸗ 
monismus zuſchwören, die von den geheimnisvollen Kräften der Not, der 
äußeren Hemmung nichts ahnen und nichts vom Glück der vom Himmel 
gefallenen Entſpannung. Vielleicht ſpricht nichts jo ſehr gegen den Intel⸗ 
lektualismus der Frau als die Tatſache, daß er die Gänge des Lebens 
gleichmacht und verſandet, dieſe an ſich ſo tauſendfaltigen und keimvollen 
Gänge des Lebens. Intellektualismus der Frau will nicht heißen Zuwachs 
an männlichem Intellekt, will heißen Abnahme weiblicher Geiſtesblüte. 
Daß die weibliche geiſtige Geſamtſtruktur durchaus von der männli⸗ 
chen verſchieden iſt, wird immer mehr wiſſenſchaftlicher Beſitz. Es ſcheint, 
daß die biologiſche Aufgabe der Frau bis in ihre höchſte Spitze zu ſpüren 
iſt. Und ſo ſoll es ſein. Das bedeutet Heiligung des Weibeslebens. Das 
Biologiſche iſt ins Metaphyſiſche eingegangen. Intellektualismus, d. h. 
Einſeitigkeit gepflegten Intellekts, bedeutet Loslöſung von Erde und Him⸗ 
mel, ein wurzel- und ziellos Irren zwiſchen beiden. In der Frau muß 


dem Mann und der Welt die Syntheſe von Natur und Geiſt geſchenkt ſein, 


im Intellektualismus iſt ſie vernichtet. Das „Ewig⸗Weibliche“ meint dieſe 
Syntheſe, und der Name iſt nicht philiſterhaft, kleinbürgerlich, wie Mo⸗ 
derne meinen, ſondern iſt voll tiefſter Tiefe und des höchſten Pathos voll. 

Um der vielen kleinen Dinge willen, die im Leben zu erfüllen ſind, als 
da ſind Reinhaltung des Hauſes, ſeine geſchmückte Ordnung, das Kochen, 
das Pflegen, das Heizen der Ofen, die Einkäufe — müſſen Frauen von 
Lebensbildung ſein. Wenn ihre Hände ſie tun, iſt es nicht anders, als brä⸗ 
chen ſie Roſen, und mit ihrem koſtbaren Duft erfüllen ſich die Häuſer. Wird 
noch einer die Arbeit in dieſen täglichen Notwendigkeiten niedrig nennen 
können und ſich erniedrigt in ihnen? Sind ſie es nicht, die das beglückend 
einigende Band um alle Frauen ſchlingen? Und die mit zu dem gehören, 
was Tiefen erſchließt, Silberblicke im Dunkel aufleuchten läßt? Ach, man 
ſtürze ſich nur hinein in alle wunderſamen Notwendigkeiten des einfachen 
Lebens! Und die Mädchenbildung ſorge für das Eingehen ihrer tiefen 
Ideen in die Herzen der Jugend! Wo aber bleibt ſpäter Zeit und Kraft 
für Stärkung und Entwicklung des Geiſtes? Schon aus den erfüllten Not⸗ 
wendigkeiten kommt ihm Stärkung und Entwicklung, und in ſeinem eigen⸗ 
ſten Bereich, in Philoſophie, Religion und Kunſt weiß er ſie ſich auch noch 
zu ſchaffen, denn es wächſt dem nach ſeinen Gefilden Sehnſüchtigen die in 
der Jugenderziehung geübte Konzentrationskraft. Freilich werden Zeiten 
geiſtiger Erfüllung mit ſolchen geiſtigen Verzichtes für die Hausfrau und 
Mutter wechſeln. Verzicht und Erfüllung haben dann je ihre beſondere 
Fruchtbarkeit. Hat die Mädchenerziehung der Höherentfaltung des Typus 
Frau genügend Spielraum gelaſſen, was ſie ja auf alle Fälle tun ſoll, ſo 
wird auch in Haus und Ehe der Genius der Frau ſich ſeinen Spielraum 
ſchloßen. willen. Von ihm gilt, daß er fret ift, und wär' er an Ketten ge- 

oſſen. 

Auf die Vergeiſtigung der Frau kommt es durchaus an, aber die ihre 
muß eben eine andere ſein als die des Mannes. Iſt dieſe gleichſam Sprache, 
Wort, das Konturen ziehende, Geſtalt gebende, ſo jene Muſik, die von 


t 
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bewegten Urgründen ahnenlaſſende. Dieſer Vergleich darf keineswegs als 
eine Wertung zugunſten der weiblichen Geiſtigkeit verſtanden werden; es 
ſchwebt ihm nur der Eindruck ihrer Weſenhaftigkeit vor, während ja die 
genialen, zeugenden Geiſteskräfte deshalb allgemein beim Mann liegen 
müſſen, weil er die Trennung vollzog von Natur und Geiſt; nun kann er 
faſt Gott ſein und Welten ſchaffen. Die Frau verblieb zu einem Teil der 
Natur, und der ihr fromm verbundene Geiſt kann eine Welt ahnen laſſen. 
Ein ſchweres Los — trotz aller ſeiner Gnaden — dieſer Dualismus im 
Leben der Frau. Immer hat ſie zu wägen, wie ſie beiden Genüge tue. 
Noch ſteht uns am Horizont die Frau als gekrönt, die bewußt verzichtet bei 
sel geiftigen Rechten, um nicht gegen den natürlichen Lebensdienſt zu 
ehlen. 


Aber hebt ſich dort nicht auch ſchon der Horizont in den berufstätigen 
Frauen, die aus äußerem oder innerem Zwang zu ihrer biologiſchen Auf⸗ 
gabe nicht gelangen? Sind es die Künſtlerin, die Gelehrte, die den höhe⸗ 
ren, den geiſtigeren Typus der Frau heraufführen? Bahnen ſie des Wei⸗ 
bes Tat an, ſeinerſeits die Trennung von Natur und Geiſt zu vollführen 
um des Geiſtes, des Genies willen? 


Nein, wie dieſes letzte je eintreten dürfte, iſt nicht einzuſehen, mit un⸗ 
ſeren Augen nicht. Bei wenigen auserwählten Weſen könnte es vielleicht 
ohne Schaden geſchehen, wie heute nur bei den erleſeneren, hochgeiſtigen 
Männernaturen das Auseinanderfallen von Natur und Geiſt ohne Scha⸗ 
den, nämlich ohne Selbſtverachtung im Natürlichen, vollzogen iſt. Aber 
allgemein hat es zur Entheiligung des Natürlichen geführt. Es wird doch 
wohl ſo ſein: um der Menſchenmütter willen, damit nicht Gott aus der 
Natur vertrieben wird — denn in ihr iſt er ja auch —, müſſen alle Frauen 
der Natur verbunden bleiben. Dieſen Gottesdienſt dürfen ſie nicht auf⸗ 
geben. Dienſt an Gott muß es ſein, nicht Dienſt am Mann. Dann wird 
er auch ohne Gatten und ohne körperliche Mutterſchaft weſengeſtaltend ſein, 
wird die eheloſen Frauen am meiſten in die pflegenden und erzieheriſchen 
Berufe treiben und wird auch in die von einigen Frauen ergriffenen Män⸗ 
nerberufe neue Farben und neue Klänge tragen. 

Und ſo ſind wir bei dem Grunde angelangt, der von den Gründen, 
aus denen wir die Koeduktion, aber auch manches von der Familie ver⸗ 
anſtaltete oder ſich in ihr abſpielende Zuſammengehen der Geſchlechter in 
den Jahren der werdenden Reife ablehnen, vielleicht der wichtigſte iſt. 


Knaben und Mädchen hat die Erziehung das Natürliche zu beſeelen, 
indem ſie an die pſychiſchen Vorgänge der Pubertätsjahre anknüpft, an das 
Erwachen von Leidenſchaft, Heroismus, Schaffenswillen, kann ſie auch den 
phyſiſchen Vorgängen etwas von der Heiligkeit des neuen Lebenswunders 
geben. Die unverdorbene Jugend iſt dieſer Auffaſſung nicht nur zugäng⸗ 
lich, ſondern bringt ſie ſelbſt von Natur mit; die Enttäuſchung durch das 
Leben in dieſen Dingen, ihre Profanierung, wird zu ihrem herbſten Erleb⸗ 
nis gehören. Hat ihm in den Reifejahren der heiligende Schimmer auch 
über den körperlichen Erſcheinungen gelegen, ſo werden auch dem Mann noch 
Stunden leuchten, wo er in dieſen Schimmer wieder eingehen kann, wo er 
ſeines — trotz allem — ſchmerzlichen Zwieſpaltes vergißt, wo die Seele 
ſeinem Geiſte gnädig goldene Brücken ſchlägt zur Natur. 


42 Das Zuſammengehen d. beiden Geſchlechter in den Jahren der werdenden Reife 


Damit, daß in der Pubertät die pſychiſchen Vorgänge durchaus an Be⸗ 
deutung und Stärke über den phyſiſchen ſtehen, iſt es der Erziehung ge⸗ 
radezu in die Hand gelegt, Seelenkräfte auch als Herrinnen über die Triebe 
zu entbinden. Und die beſte Sexualpädagogik wird darin beſtehen, das 
Bewußtſein von ihnen abzulenken. Schon aus dieſem Grund iſt die Koe⸗ 
duktion abzulehnen. Werden in ihr doch die jungen Menſchen auf phyſiſche 
Vorgänge beider Teile aufmerkſam gemacht. Wie unterſtützt uns doch die 
Neigung jener ſelbſt, die den gleichgeſchlechtlichen Zuſammenſchluß in dieſen 
Jahren ſucht. Dunkel ſcheinen ſie zu ahnen, wie ihr Heil, das Heil der Zu⸗ 
kunft in der Trennung vom anderen Geſchlecht liegt. Ja, nirgends könn⸗ 
ten ſie einander ſo hemmen wie hier. Nicht allein, daß ſie einander nichts 
entſcheidend Erzieheriſches geben könnten in einem Seelenſtand, wo neben 
den herrlichſten Möglichkeiten doch auch die Gefahren des Gemeinen lauern, 
und wo eben nur Mögliches, noch nichts Fertiges vorhanden iſt — ſie 
müſſen auch unter verſchiedener Führung ſtehen, die Mädchen in der Haupt⸗ 
. face von Frauen, die Knaben von Männern geleitet werden. Auch hier 
gilt der naturgewollte gleichgeſchlechtliche Zuſammenſchluß, der am beſten 
die Unbewußtheit den phyſiſchen Vorgängen gegenüber verbürgt. 

Daß die Seele erft mächtig werde, Gefühl, Liebe, Ehrfurcht, Reli- 
gioſität noch einmal emporflamme über den reinen Geiſt, darauf kommt 
es an. Man erinnere ſich aus eigener Jugend, wie furchtbar die De⸗ 
preſſion nach häßlichen Hinweiſen durch Geſpielinnen war; der Schauder 
einer entgotteten Welt war es, der einen befiel. 

Leiten wir auch aus der großen Natur das Geſetz für die gleichge⸗ 
ſchlechtliche Erziehung ab. Im großen Schweigen verharrt jene, und dieſes 
heilige Schweigen ſollte auch über dem Natürlichen der Menſchen ſein. 
Setzt das Mädchen zum Knaben, und das Schweigen iſt gebrochen, denn 
Blicke, Berührungen werden wie Worte ſein. Und hier gilt wie faſt nir⸗ 
gends „das Wort macht gemein“. Weil es ſich ja eben noch um Unreife 
handelt, nicht Starke, nicht Reiche. Was für die Schule, das Internat ge⸗ 
ſagt iſt, iſt auch für die von der Familie veranſtaltete frühe Tanzſtunde 
geſagt. Auch die ſollte in der Pubertätszeit gleichgeſchlechtlich ſein und 
wäre dann mit ihrer Muſik und ihrem Rhythmus eine große Bereicherung 
der Erziehung. Mit Tanzſchritten nahte fih der antike Menſch ſeinem 
Gott, mögen das die modernen jungen Menſchen nachempfinden. Ach über 
unſere Zeit, wo ſelbſt Erzieher in der Religion Sexualität ſehen! Es 
gab edlere Zeiten: Dante und Beatrice, Petrarca und Laura. Beide, die 
Fürſten des Geiſtes waren, vollendeten ſich in ihm durch die Seelenſchöne 
hse cian Und welch Symbol: fie taten es, einſam von beiden lieben 

rauen | | 
Ja, es liegt eine wunderbare Kraft in der Einſamkeit voneinander; 
für die ce in den Jahren der werdenden Reife ſei ſie jedenfalls 
Geſetz — ſei Geſetz bis Dornröschens Hecke — ſich bewahrende, monogami⸗ 
ſche Leidenſchaft — um das junge Weib gewachſen iſt. In der Kleidung 
befolge es das Geſetz, daß die Schönheit des Körpers nur enthüllt werden 
ſollte im Hauſe dem Gatten, nicht in lauten Feſtſälen den vielen; es iſt zu 
begreifen, daß die weiblichen Wandervögel, die mit den Knaben nächtliche 
Ausflüge machen, gemeinſam mit ihnen im Fluſſe baden, und daß die weib⸗ 
lichen Zöglinge jener Erziehungsheime, wo der gegenſeitige Anblick der 
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nackten Körper als Erziehungsfaktor gewertet wird, entſchieden monoga⸗ 
miſch werden. Des Dichters Wort ſtammt doch wohl aus geſundem und 
frommem Empfinden: „Es ward die holde Scham geboren, daß ſie in Liebe 
ſterbe.“ In Liebe! Die lokale Koedukation oder ſonſtiger gewohnheits⸗ 
mäßiger Verkehr junger Menſchen hat auch die Gefahr für ſich, daß die 
e Spannung zwiſchen den Geſchlechtern nicht zur Entfaltung 
ommt. 

Der von Amerika uns gerühmte hochſtehende Verkehr unter den Ge⸗ 
ſchlechtern iſt wohl weniger der Koedukation, die dort zuhauſe, aber im 
Abnehmen begriffen iſt, als vielmehr neben der verbreiteten Alkohol⸗Abſti⸗ 
nenz des Amerikaners ſeiner Auffaſſung von der Frau als Daſeinsluxus 
zuzuſchreiben. Wenn bei uns durch Alkohol⸗Abſtinenz der Verkehr der jun⸗ 
gen Menſchen ſich höbe — und ſie würde tatſächlich daran mitwirken — 
wie wäre das zu begrüßen. Dagegen würden wir auf ſeine Hebung durch 
jene Auffaſſung von der Frau wenig Wert legen; wir wollen den Hochſtand 
des Verkehrs tiefer, feſter gegründet wiſſen: in der altgermaniſchen Auf⸗ 
faſſung des Weibes als eines den heiligen Weltkräften naheſtehenden We⸗ 
ſens, das Wunderwege führt, die der Verſtand nicht erſchaute, traumſicher, 
und das immer bindet und heilt; wir wollen die Frau als Nationalſegen. 

Wenn die Erziehung in den Jahren der werdenden Reife bei dem Mäd⸗ 
chen alles tut, um die Herrſchaft der Seele über den Leib zu ſichern, ſo 
könnte ſie auch einem chriſtlich⸗asketiſchen Frauen⸗Typus zur Entfaltung 
verhelfen. Jungfräulichkeit aus innerer Freiheit — mit ihr wäre das 
ernſte Zeitproblem des großen Frauenüberſchuſſes gelöſt. Wahrſcheinlich 
ſind viel mehr Frauen für das asketiſche Ideal von Grund auf beſtimmt, 
als die moderne Zeitmeinung annehmen möchte. Man bedenke doch die 
Tatſache, daß die phyſiologiſchen Erſcheinungen der Pubertätszeit durch⸗ 
aus hinter den pſychologiſchen zurücktreten, man denke auch an den bangen 
inneren Widerſtand gegen den Mann gerade in den höherſtehenden Mäd⸗ 
chennaturen, und es ſollte nicht eine asketiſche Neigung leicht zum Sieg 
geführt werden können? Dabei greife nun doch endlich die proteſtantiſche 
Erziehung in den Schatz der alten Kirche und ſuche an den Geſtalten der 
Heiligen zu begeiſtern. Wie leicht läßt ſich wohl manchen jungen Weibes 
Herz zu einer Lebensführung locken, die es vor der drückenden Gemeinſchaft 
mit niederen Naturen im Geſchlechtsleben bewahrt. Gerade die Familien⸗ 
erziehung, die Mutter könnte viel wirken. Weiß ſie doch, wie ſelbſt auch 
das Muttertum im Grund eine Askeſe iſt, antwortet es doch auf die Luſt 
heit großem Schmerz, auf die ſelbſtliebende Hingabe mit Selbſtvergeſſen⸗ 


eit. 

Auf keinem Gebiete iſt die Familie ſo zur Ergänzung der Schule be⸗ 
rufen wie auf dem der Sexualethik. Sie hat der Jugend eine ſchöne und 
lange Jugend zu bereiten, eine lange ſchöne Zeit, wo man auf ihre Stre⸗ 
bungen eingeht, ihnen Freiheiten gewährt, und wo man vor allem nicht 
in ſeiner Perſon ſelbſt ihren Idealismus enttäuſcht. Vollzieht ſich ein 
frühzeitiges Hinwenden zum anderen Geſchlecht doch nur zu oft aus einer 
äußeren oder inneren Heimatloſigkeit, aus Widerſtand gegen Heuchelei und 
Materialismus der Erwachſenen; oft auch aus körperlicher Depreſſion in⸗ 
folge unangemeſſener Arbeitsleiſtung, welch letzteres unſere Volksjugend 
betrifft. Nein, die Vierzehn⸗ bis Sechzehnjährigen gehören noch nicht ins 
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Arbeitsleben, mit dem ohne weiteres das Zuſammengehen der Geſchlechter 
gegeben iſt, auch die Achtzehn⸗ bis Zwanzigjährigen gehören noch nicht da⸗ 
hin, die Jugend dauert noch länger, und ſie iſt zu nichts anderem beſtimmt 
und befähigt, als ſich zur Reife zu a... an Sonne und Tau von Geiſtes⸗ 
und Herzenskulturen. Aus welchem Grund ſollten die Eltern, zumal die 
Mütter nicht dafür da ſein, ſich für ihre Kinder zu opfern? Es darf 
kein wirtſchaftliches oder ſonſt utilitariſtiſches Bedenken geben, dem des 
Kindes Jugend geopfert würde; das muß endlich unſerer Nation in Fleiſch 
und Blut übergehen. Das heutige Eltern⸗Geſchlecht beginne mit der Er⸗ 
füllung dieſes Geſetzes! Ihr Mütter, Muttertum iſt Askeſe, iſt ſaures Ar⸗ 
beiten, iſt Altwerden, während unſer behütetes Kind ſorglos mit jedem Tag 
reicher und ſchöner wird! Ihr Eltern, erhaltet euch das Vertrauen eurer 
Kinder, und ſie werden in der frühen Jugend nicht von euch ſtreben, nicht 
in die Arme des anderen Geſchlechts! 

In der ſittlichen Frage der Koedukation haben ihre Freunde wohl das 
Schwerwiegendſte gegen ſich. Belehrt ſie nicht das aus der großſtädtiſchen 
Wohnungsnot herrührende ſittliche Elend, nicht der ſittliche Tiefſtand der 
Landjugend, daß für das eine Geſchlecht in den Jahren des Reifens kein 
Gewinn vom anderen Geſchlecht zu erwarten iſt? Können ſie glauben, daß 
der Einfluß der Erzieherperſönlichkeit in Schule und Internat ſo groß iſt, 
um den wechſelſeitigen ſchädigenden Einfluß der werdenden Geſchlechter zu 
unterdrücken? Sie geben ja die Gefahr wenigſtens eines ſolchen ſelbſt zu. 
Wenn die Erzieherperſönlichkeit das aber wirklich vermag, muß dann nicht 
geſchloſſen werden, daß auch die jugendlich wechſelſeitig fördernde Kraft 
nicht von großem Belang ſein kann? Gibt es etwas, was die gleichge⸗ 
ſchlechtliche Erziehung nicht beſſer leiſten könnte in ihren Erzieherperſön⸗ 
lichkeiten, als die Koedukation in ihren Jugendlichen? Nicht wird den 
Mann vor der Selbſtwegwerfung ſchützen, daß er die Frau als gleichwertige 
Kameradin im Ideenleben kennt; Trüb⸗ oder Unglücklichſein wird ihn in 
eine Einſamkeit ſtürzen, wo ſolche Erinnerungen verblaſſen, wo er gleich 
Jakob mit Gott kämpft, und die Mächte, die ihm hier in der Nacht helfend 
nahen und bei ihm ſind bis zur ſegnenden Morgenröte, ſind vielleicht die 
1 von Mutter und Schweſter, hinter deren Schleiern er das Gött⸗ 
iche ahnt. 

Wem wäre die traurige Beobachtung fremd, daß aus einem feinen 
jungen Mädchen, deſſen Auge, deſſen Geſichtszüge ſo viel verſprachen, in 
kurzer Zeit nach der Heirat ein gewöhnliches Weſen geworden iſt? So 
muß es allen ergehen, die zu früh, weit vor dem Abſchluß ihrer ſeeliſchen 
und geiſtigen Reife zum Manne kommen, der aus irgendeinem Grund dieſe 
Reife nicht vollenden kann. Der Mittelpunkt ihres Lebens iſt die Sexualität 
geworden, die des ideellen Gehaltes entbehrende. Aber auch zum Manne, 
der wohl ſeeliſches und geiſtiges Reifen fördern könnte, ſoll das junge 
Mädchen unter keiner Form vorzeitig kommen. Von zwei Gereiften nur 
kann der Ehe ganze Glücksbreite durchmeſſen werden; ein reifer Geiſt kann 
ganz anders, auch viel unabhängiger vom Äußeren, Glück finden und ſchen⸗ 
ken; und im Seeliſchen ſoll und muß ja die Frau geradezu Führerin ſein. 
Selbſt Diotima zu ſein, Anregerin der männlichen geiſtigen Schaffens⸗ 
kräfte, hat ihr ein Großer einſt zugeſprochen. Die Frau hat den gleichen 
Anſpruch auf Entwicklung ihres Weſens wie der Mann auf die Entwick⸗ 
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lung des ſeinen. Die vorzeitige Konzentration des Mädchens auf den 
Mann, fei es durch Heirat oder unter welcher Form immer, ſündigt gegen 
dieſen Anſpruch und kann bei frühzeitigem Verluſt des Mannes ein ganzes 
Leben zerſtören; hier liegt wohl auch das Material für die Freudſche 
Theorie der „ſexuellen Verdrängungen“, die alſo den Grund in der früh⸗ 
zeitigen Hinwendung zum Manne haben, aber wohl nie in einer Trennung 
vom Mann an ſich, die ſehr wohl ihre eigenen Werte haben und irgendwie 
Erfüllung, Selbſtdarſtellung ſein kann. Es iſt geradezu eine Zeitpſychoſe, 
überall Sexualität zu wittern; nur eine materialiſtiſche, atheiſtiſche Zeit 
kann von ihr befallen ſein. Machen wir eine deutliche, ausdrückliche Tren⸗ 
nung zwiſchen ihr und uns und geben wir dem kommenden Geſchlecht ein 
anderes Bild vom Menſchen. Dieſes Bild iſt Geiſt, geſättigt am Geiſtes⸗ 
gut der Menſchheit, iſt Überwindung des Leiblichen im Geiftigen; gleich 
und doch auch ungleich ſind das Bild von Mann und Weib; des Mannes 
Auge tief, hell, ſcharf, ſehnſüchtig nach Taten; im dunkelnden Auge des 
Weibes das große Schweigen über Erlebniſſe, die an das Sein ſelbſt rühren, 
ein Schweigen nicht aus Heuchelei, nicht zwangvoll, nicht krank, ſondern ein 
Schweigen aus Feinheit des Herzens. 

Wir erfahren, wie bei uns das geſprochene Wort die Bedeutung einer 
inneren Tatſache, eines Gefühls übertreiben kann; ſo auch können Unter⸗ 
haltungen über das andere Geſchlecht den flüchtigen Regungen, Gedanken 
eine Geſtaltung geben, die ihnen gar nicht entſpricht, nun aber verſtärkend, 
befeſtigend auf ſie einwirkt. Auch dieſes Zuſammengehen der Geſchlechter 
bei werdender Reife zu verhüten, ſollte ſich die Hauserziehung angelegen 
ſein laſſen; als Mittel kämen in Betracht Beaufſichtigung der Geſpräche, 
ihre Führung, Ausſchaltung erotiſcher Lektüre, Beauftragung mit Gedan⸗ 
kenleiſtungen und praktiſchen Verrichtungen, mit einem Wort: ſtändig ein 
gutes, einfaches, pflichtenreiches Leben mit ihr führen, nur daß eben ihr 
die Pflichten zu nichts anderem als zur Bildung dienen ſollen. Man 
unterſchätze nur nicht die Gefahr der Koketterie für das junge Mädchen, 
der Eitelkeit, der Herausſtellung äußerer und innerer Reize dem anderen 
Geſchlecht gegenüber; hier kann der Weg in die Niederung beginnen. Aber 
Selbſtliebe, ſich bewahrende, ſoll eine gute Mutter in ihm pflegen und ihm 
den ganzen Eindruck der Heimat ſo ſtark machen, daß es ſich ſpäter inner⸗ 
lich nie weit von ihr wird entfernen können und ſein ganzes Leben mehr 
eine ohne große Unterbrechungen hinanſteigende Linie iſt; wenn auch im 
Himmel die meiſte Freude über Buße und Bekehrung iſt, ſo wünſcht man 
doch ſeinem Kind ihre Erſchütterung nicht und nicht die ſchwere Bürde, ſich 
im Hochſtand des Tiefſtandes erinnern zu müſſen. Beſonders dem zarte⸗ 
ren Weſen des Mädchens wünſcht man das nicht. Es tut aber eben eine 
lange Jugend not! Und eine lange Trennung der beiden Geſchlechter von⸗ 
einander, die davor behütet werden müſſen, voneinander zu abhängig zu 
ſein. Weshalb ſollten nicht wirtſchaftliche Einrichtungen getroffen werden 
können, die dies ermöglichen? Weshalb ſollte gerade ein Volk des wirt⸗ 
ſchaflichen Zuſammenbruchs nicht die hohe Initiative ergreifen, Staat und 
Wirtſchaft auf Sittlichkeit zu gründen, ſtatt daß -die Sittlichkeit immer wie- 
der zum Opfer gebracht wird? — dann werden alle Formen der Proſtitution 
zum größten Teil zu exiſtieren aufhören müſſen. Ein ideales, opferwilliges 
Elterngeſchlecht tut not, ideale, opfergewillte mütterliche Frauen, die ihm 
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Unterſtützung gewähren, große liebende Erzieher, die das Gleiche tun! Der 
Staat hat die Mittel zu gewähren; aber keine kollektive Erziehung und 
keine Koedukation durch ihn; der Staat iſt kalt, eine Fremde, und nur hei⸗ 
matgeſättigte Menſchen — heimatgeſättigt in dem Sinn, daß Liebe ihnen 
in der Jugend alles ſchenkte, deſſen ihr Idealismus bedurfte — werden als 
Gereifte, in Ehe oder ohne den Mann, leicht und gern einen heroiſchen 
Lebenslauf vollenden. | 

Um nur eines von dem zu nennen, was gerade im Verkehr beider ju- 
gendlicher Geſchlechter einander zugefügt wird: im Beſitz des ſtraffen Kör⸗ 
pers, des glatten Geſichtes, äſthetiſch, wie ſie ſind, urteilen ſie bei allem 
Idealismus gern nach dem Schein und laſſen manchen Benachteiligten un⸗ 
ter den Altersgenoſſen vom Leidensweg des häßlichen jungen Entleins ſpü⸗ 
ren. Dann auch wieviel törichtes Leid, wieviel Gefühlsverſchwendung un⸗ 
ter ihnen, wieviel unnützes Geſchwätz, wieviel Poſe. Nein, ohne das ge⸗ 
wohnheitsmäßige Zuſammengehen beider Geſchlechter in den Jahren der 
werdenden Reife wird das Leben ruhiger, einfacher, gehaltvoller ſein. 
Denn es iſt doch ſo, daß jene Unruhe, Verwicklung, Torheit, die nachfol⸗ 
gende Zeit beeinflußt, da das Menſchenleben ja eine Einheit iſt. Sorgen 
wir, daß unſeren Kindern die Schwelle von der Jugendreife ins Tatleben 
des Mannes, der Frau weiß und ſtill iſt wie friſch gefallener Schnee. 

Erziehung iſt eben Sache des Ewigkeitsſtandpunktes. In der Ewig⸗ 
keit ſind die Schalen, in denen alle Worte, alle Taten, alle Gedanken eines 
Lebens geſammelt werden. 

Den Gegnern jedes gewohnheitsmäßigen Zuſammengehens der Ge⸗ 
ſchlechter in werdender Reife wird die im Natürlichen liegende Hemmungs⸗ 
gefahr für den Menſchen zum Schwerpunkt ihrer Stellungnahme. Meta⸗ 
phyſiker find fie. Als ſolchen auch ift ihnen in den ſinnlichen Beziehungen 
der Geſchlechter ein Erbſündliches. Und zwar liegt dieſes Sündige nicht 
im Natürlichen, das ja Gottes iſt, ſondern in dem derzeitigen Grad des 
Bewußtſeins, das die Geſchlechter von ihren ſexuellen Beziehungen zuein⸗ 
ander haben; es iſt das durch die Sünde des erſten Menſchenpaares erwor⸗ 
bene Bewußtſein. Beim Anblick des unbewußten Tieres erfaßt die Ahnung, 
daß, wie es heilig in ſeiner Unbewußtheit iſt, ſo einſt der Menſch einen 
Bewußtſeinsgrad erreichen könnte, in dem er ſein Natürliches ganz rein 
und heilig wieder erfaſſen könnte.“ | 


1) Ich verweiſe auf meine eingehendere Erörterung des Themas, betitelt: „Der 
Streit um die Koedukation in den letzten 30 Jahren in Deutſchland“. Langenſalza 
1922. Biger u. Mann. 


Amſchau. 


1. Hygieniſche Volksbelehrung. 


Wenn auch vom Standpunkt des Theoretikers gegenüber einer weitgehenden 
.Bopularifierung der Wiſſenſchaft mit Recht eine gewiſſe Skepſis am Platze ijt, jo 
wäre es berechtigt, wollte man ſich der Tatſache verſchließen, daß eine große Reihe 
von Aufgaben der öffentlichen Geſundheitspflege nur dann zur Durchführung zu 
bringen iſt, wenn ihre Wichtigkeit auch in der richtigen Weiſe der Allgemeinheit 
gur Darſtellung gebracht wird. In erſter Linie betrifft dies ſolche Kapitel der 
öffenlichen Geſundheitspflege, bei denen es darauf ankommt, das Selbſtverant⸗ 
wortungsgefühl p die Geſundheit zu erwecken, mit anderen Worten, wo neben 
der belehrenden Seite eine pädagogiſche Note berührt werden muß. Die Erziehung 
des Nachwuchſes zur Befolgung ſanitärer Vorſchriften und zur Mitarbeit bei der 
Bekämpfung jener Gefahren der Geſundheit, die allein auf dem Wege öffentlicher 
Vorſchriften niemals zu beſeitigen möglich ſein wird, iſt eine Aufgabe, die mit 
Populariſierung der Wiſſenſchaft an und für ſich gar nichts zu tun hat, ſondern in 
den Aufgabenkreis der öffentlichen Geſundheitsfürſorge gehört. Es iſt mit aller 
Schärfe zu betonen, daß eine Joe Grenzlinie gezogen werden muß swiſchen 
einer auf die praktiſchen Zwecke der Volkshygiene gerichteten Aufklärungsarbeit 
und der Populärmedizin. Durch eine Verwechſelung dieſer Dinge könnte ein wich⸗ 
tiges, in ap de Zeit geradezu als unentbehrlich zu bezeichnendes Mittel der 
Hygiene in Mißkredit gebracht werden. Dieſer Hinweis erſcheint deshalb beſon⸗ 
ders wichtig, weil bei der ohnehin mehr nach der fahr bestehe Seite gerichteten 
Veranlagung des Deutſchen ſonſt zu leicht die Gefahr beſtehen würde, daß die 
praktiſche Seite der öffentlichen Geſundheitspflege nicht genügend ausgebaut wird. 
Mit Recht hat in einem kürzlich erſchienenen Aufſatz Seiffert von einer „© e d- 
nik“ der Volksaufklärung geſprochen, die bei uns in Deutſchland erſt ausgebaut 
werden müſſe. Wenn man einen Blick auf die amerikaniſche Literatur wirft, ſo 
muß man geſtehen, daß in dem praktiſchen Amerika dieſe Technik in ausgezeich⸗ 
neter Weiſe erreicht iſt. Ich denke dabei in erſter Linie an das 1919 erſchienene 
Buch des Life extensions Institut von Fiſcher und Fiſk, das als ein geradezu 
klaſſiſches Buch hygieniſcher Volksaufklärung bezeichnet werden kann. „How to 
live“ heißt kurz und bündig der Titel dieſes Buches, in welchem die Hauptidee 
repräſentiert ift, die üblichen Lebensgewohnheiten in einzelnen Berufen zu analy⸗ 
ſieren, zu kritiſieren und zu verbeſſern. Das Life extensions Institut, das in den 
ganzen Vereinigten Staaten und in Canada Zweigſtellen errichtet hat, macht fih 
außer der Herausgabe von aufklärenden Schriften auch die Vornahme prophy⸗ 
laktiſcher Unterſuchungen, namentlich in gewerblichen Betrieben zur Aufgabe; 
auch die Lebensverſicherungen Amerikas haben von dieſen periodiſchen Unterſuch⸗ 
ungen an Geſunden mit großem Nutzen Gebrauch gemacht. Dem vorerwähnten 
Buche in vieler Hinſicht an die Seite zu ſtellen ſind die Hygiene Series des 
Crampton Verlags. Die Hygiene for the worker iſt ein ſpeziell für die gewerbliche 
Jugend beſtimmtes Lehrbuch, aus dem auch der Fabrikarzt, der Gewerbeaufſichts⸗ 
beamte und der Lehrer mannigfache Anregung und neue Geſichtspunkte gewinnen 
kann. Die gange Art der Darſtellung läßt auf den erſten Blick erkennen, daß das 
Buch aus den Erfahrungen der Praxis heraus geſchrieben ift, wobei offen zugege⸗ 
ben werden muß, daß dieſe praktiſche Erfahrung zu gewinnen, dem Arzt in Deutſch⸗ 
land noch zu wenig Gelegenheit gegeben iſt. Die Erkennung gewerblicher Ver⸗ 
giftungen, die vorbeugende Behandlung typiſcher Berufsſchädigungen während der 
(rbett, namentlich bei jugendlichen Arbeitern ſtößt deshalb auf jo große Schwie⸗ 
rigkeiten, weil dem Arzt zu wenig Möglichkeit gegeben iſt, in die Eigenart der 
Betriebe Einblick zu bekommen und die Arbeitsvorgänge ſelbſt ſtudieren und be⸗ 
obachten zu können. Auch die Unterſcheidung zwiſchen ſogenannten ſchweren und 
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leichten Berufen, und die darauf aufgebaute Beratung bei der Berufswahl bedarf 
vielfach noch der Klärung und einer Gemeingut aller Arzte werdenden Verſtändi⸗ 
gung. AU diefe Dinge beſitzen eine große volkshygieniſche Bedeutung und dürfen 
namentlich in der 2 0 it nicht unterſchätzt werden. Das vorerwähnte Büch⸗ 
lein zeigt, daß die Bedeutung dieſer Fragen in Amerika voll erkannt wird, und daß 
man hier ſchon von einer „Technik“ ſprechen kann, wie dieſe Dinge dem Volks⸗ 
verſtändnis durch eine richtige Wahl von Beiſpielen in Wort und Bild aus dem 
täglichen Leben des Arbeiters zugänglich gemacht werden können. Man hat von 
einer Pſychologie der Reklame geſprochen, und dieſen Zweig der experimentellen 
Pſychologie gerade in Amerika beſonders ausgebaut. In dieſem Fall könnte man 
von einer Pſychologie der Volksaufklärung ſprechen, wofür gerade das Büchlein 
Hygiene of the worker ein ausgezeichnetes Beiſpiel darſtellt. 

In diefem Zuſammenhang muß erwähnt werden, daß auch in Deutſchland, 
ähnlich wie in Amerika Beſtrebungen im Gange find, die Volksbelehrung auf hy⸗ 
gieniſchem Gebiet zu vervollkommnen. Der Staat ſtellt den Amtsärzten die Auf⸗ 
gabe, 7 En aus verſchiedenen Kapiteln der Hygiene, über Tuber⸗ 
uloſebekämpfung, Säuglingspflege, Verhütung von Krankheiten des Kleinkindes⸗ 
alters uſw. zu halten. Da, wo Elternvereinigungen entſtanden ſind, haben dieſe 
zum Teil erkannt, die Vitalität dieſer in unſerer Zeit ſo hochbedeutſamen 
Organiſationen geſtärkt werden kann, wenn die Intereſſenſphäre dieſer Einrich⸗ 
Zwede iod ant nur auf pädagogiſche und religiöſe, ſondern auch auf praktiſche 

au nt. 

Schon ſeit Jahren wurde von den Schulärzten die Forderung aufgeſtellt, daß 
in den Schulen ein auf biologiſcher Baſis aufgebauten Geſundheitsunterricht ein- 
geführt werden müßte, in den dann, je nach dem Charakter der Schule, auch ge⸗ 
werbehygieniſche Aufklärung eingeflochten werden könnte. Bis jetzt iſt an den 
5 meift die Handhabung dieſes Unterrichtes jo geregelt, daß er von 
Lehrern gegeben wird. Nur bei der ſogenannten e ene a Aufklärung 
wird der Arzt zu Hilfe genommen. Ich glaube, daß es eigentlich unnötig iſt, auf 
die Ungweckmäßigkeit hinzuweiſen, dieſes Kapitel aus der öffentlichen Geſund⸗ 
heitspflege herauszureißen, und dadurch künſtlich zum Culminationspunkt zu 
ſtempeln. Vom ar ae und auch vom pädagogiſchen Standpunkt aus hat das 
gewiß Bedenken. e richtigere Handhabung des Unterrichtes wäre doch giweifel- 
los die, daß der Arzt den ganzen Unterricht über dieſe Frage übernimmt, und all⸗ 
mählich aufbauend, bei den älteren Schülern auch die i in ungezwun⸗ 
gener Weiſe einpaßt. Vorläufig wird natürlich eine Umgeſtaltung des geſund⸗ 
heitlichen Unterrichtes bei der jetzigen Ungunſt der Zeitwerhältniſſe unmöglich fein, 
auch würde die bisherige Zahl von Schulärzten nicht genügen. Deſto mehr beiteht 
die Notwendigkeit, auf andere Weiſe eine Ergänzung des Unterrichts herbeizufüh⸗ 
ren durch Herausgabe von Schriften, die teils zur Eigenbelehrung der Schüler 
dienen ſollen, teils von den Lehrern ſelbſt zum Aufbau ihres Unterrichtes benützt 
werden können. l 
Unter folden Umſtänden ift es ſehr zu begrüßen, daß von privater Seite aus 
die Schulen und die übrigen auf dem Gebiete der öffentlichen Geſundheitspflege 
arbeitenden Stellen unterſtützt werden. Ich denke da nicht bloß an Spender von 
Geldmitteln und ſonſtige freiwilligen Helfer, ſondern auch an private Unterneh⸗ 
mungen, die ſich in den Dienſt der öffentlichen Sache ſtellen. 

So hat z. B. ein Münchener Verlag, die „Geſundheitswacht“, vor kurzem eine 
Schriftenreihe herausgegeben, die für die heranwachſende Jugend empfohlen wer⸗ 
den kann und für Aufnahme in Schülerbibliotheken — die in dieſer Hinſicht be⸗ 
dauerliche Lücken aufweiſen — in Betracht kommt. Auch für den Unterricht können 
dieſe e von Lehrern, Amtsärzten uſw. benutzt werden, ebenſo wie Eltern 
wertvolle Winke darin finden können. Aus der Feder zum größten Teil Münche⸗ 
ner Schulmänner und Arzte find darin u. a. die Frage der Jugendwanderung, der 
richtigen Wahl des Sportes, der Abhärtung, der Vorbeugung von Erkältungs⸗ und 
Infektionskrankheiten, der Verhütung der Rachitis, der Kurzſichtigkeit u. a. in 
ae Heften behandelt. Beſonders Pid verwieſen auf eine in allerjüngiter Zeit 
erſchienene Schrift „Recken und Strecken“, die in Wort und Bild Anleitung zur 
Vornahme der erprobteſten Haltungsübungen gibt, um Schäden in Stubenhocker⸗ 
berufen ſowie auch die in Handwerksberufen gefürchtete e e recht⸗ 
zeitig zum Ausgleich zu iche Jug Auch der Einführung von Nothelferkurſen 
namentlich für die gewerbliche Jugend iſt in einem Heftchen gedacht, als einer für 
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die heutige Zeit beſonders wichtigen Frage. Kann fió doch {don in Bälde. ein 
fühlbarer Mangel an ausgebildeten Nothelfern bemerkbar machen, weil nicht mehr 
wie früher ein gewiſſer Prozentſatz junger Leute regelmäßig im militäriſchen 
Sanitätsdienſt ober eet wird und dieſe Kenntniſſe im Zivilberuf, in den Fabri⸗ 
ken und gr edu etrieben verwerten kann. So macht ſich auch in Arbeiterkreiſen 
ſelbſt das Bedürfnis nag derartigen Kurſen geltend, deren pädagogiſcher ſowie 
geſundheitlicher rt unbeſtritten iſt. l 

Auch die heute wichtiger als je erſcheinende Frage der Berufsberatung nach 
geſundheitlichen Geſichtspunkten Gefu ſich behandelt. 

Daneben läßt es ſich die „Geſundheitswacht“ beſonders angelegen ſein, durch 
künſtleriſche und geſchmackvoll ausgeführte Wandtafeln, die auch einem Arzte⸗ 
zimmer, Beratungsſtellen, Fabrikräumen uſw. zur Zierde gereichen, die Allgemein⸗ 
heit und insbeſondere die Jugend auf die Gefahren aufmerkſam zu machen, die 
ihr vom Alkohol, von den Volksſeuchen, von mangelhafter Pflege uſw. drohen. 
Ich möchte hier nur auf ein wundervolles, farbiges Blatt hinweiſen, das 
10 Gebote für die junge Mutter enthält, und in ſeiner a lung eine Verkörpe⸗ 
rung der mütterlichen Fürſorge und Liebe von tiefer Wirkung bringt. Bei der 
Herausgabe dieſer Wandtafeln wird der Verlag von der richtigen Erkenntnis 

eleitet, daß nur die Verbindung von Wort und Bild ſolche Aushänge vor dem üb- 
ichen Schickſal — nicht geleſen zu werden — bewahrt. 

Noch ein Wort über die finanzielle Seite des Problems. Zur Verbreitung 
hygieniſcher Kenntniſſe gehören finanzielle Aufwendungen, zu denen ſich in der 
heutigen Zeit Behörden und Verbände zunächſt nur im allerbeſcheidenſten Maße 
werden verſtehen können. Und doch müſſen ſie auch heute noch aufgewandt werden. 
Der Finangpolitiker darf ſich dabei der Erkenntnis nicht verſchließen, daß redt- 
‚eitige Aufwendung von Mitteln für vorbeugende Arbeit ſpätere Koſten für 

iederaufbau des aus Unkenntnis und Fahrläſſigkeit e Tü F i 
r. Th. r ft. 


2. Friedrich Paulſen und die getrennte Erziehung der Geſchlechter. 


Zwar klingt der Name Paulſen heute lange nicht mehr ſo voll, wie etwa vor 
zwanzig Jahren. Um fo beffer können dafür feinere Ohren die Treffſicherheit 
feiner Gründe heraushören, wenn er in heute noch brennenden Fragen ein Wort 
ſpricht. Ein ſolches Wort findet ſich in der 6. gurage feiner Pädagogik (1921) über 
Die il at der Geſchlechter und ihre Folgen für die Erziehung (S. 49 ff.). 
Die Frage ſelbſt iſt ſcharf formuliert: „Iſt eine bleibende Verſchiedenheit in der 
sen Naturanlage der Geſchlechter vorhanden, die eine Verſchiedenheit in der 
Erziehung rechtfertigt?“ Ebenſo klar lautet auch die Antwort: „Ich glaube, daß 
eine unbefangene Betrachtung der Dinge hier nicht im Zweifel läßt. Es ſind wirk⸗ 
lich ſehr tiefgreifende Weſensunterſchiede vorhanden, die Berückſichtigung fordern.“ 

Den tiefſten Grund für dieſe Weſensverſchiedenheit der Geſchlechter 1 
Paulſen in einer Vorwirkung der Geſchlechtsbeſtimmtheit, die eine verſchiedene 
Grundrichtung des Trieblebens und damit ſämtlicher Lebensfunktionen bedingt. 
Der „Wille zur Macht“ iſt der Grundtrieb des männlichen Weſens: ſich durchzu⸗ 
ſetzen, herrſchen, überlegen ſein. Die Frau dagegen will lieben und geliebt werden. 

Dieſe ae hat et äußert ſich hauptſächlich im Verhältnis der Geſchlechter 
zueinander und im Verhältnis der Eltern zu den Kindern. Der Mann bewirbt 
ſich — vielleicht in heißem Kampf mit Nebenbuhlern — um die and e des Weibes. 
Die Frau läßt ſich ſuchen, wird umworben, ſie ſchenkt zögernd und ſchamhaft ihre 
Liebe. Der Mann hat mehr phyſiſchen Mut, die Kampfbegier iſt ein Stück ſeines 
Weſens, das Eiſen zieht ihn an. Dagegen die Frau iſt minder wehrhaft, ſie ſiegt 
mit andern Waffen: Schönheit, Anmut, Liebenswürdigkeit find ihre Kräfte. Dazu 
kommt das Verhältnis zu den Nachkommen. Weil die Mutter das Kind unter 
ihrem Herzen trägt, weil Le es nähren und pflegen muß, darum überwiegen bei 
ihr die zärtlichen Triebe, die ihrem Gemüt das Gepräge geben. 

Diete Grundverſchiedenheit der Geſchlechter verfolgt Paulſen weiter bis in ihre 
Stellung zum wirtſchaftlichen, politiſchen und geiſtigen Leben. Im Wirtſchafts⸗ 
leben ift der Frau — im engſten Zuſammenhang mit ihrem Mutterberuf — die 
e eigenes Tätigkeitsfeld zugefallen, während der Mann vorwiegend 
außer dem Hauſe arbeitet. Auch im Staatsleben hat die Frau nur mittelbar durch 
die Kindererziehung einen großen e Gesch 

Dieſelben Weſensmerkmale der Geſchlechter findet Paulſen ſchon in der Ju⸗ 
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end eindeutig ausgeprägt. Der Knabe ſpielt Soldat, das Mädchen Hausfrau und 
utter. Der Knabe folgt nur der Kraft, die ihre Überlegenheit zweifellos durch⸗ 
ſetzt. Das Mädchen iſt im allgemeinen aus weicherem Stoff gebildet, braucht darum 
auch eine weichere Form der Behandlung. Ja auch ein Unterſchied in der intellek⸗ 
tuellen Anlage iſt nach Paulſen vorhanden, der andere Formen und Ziele des 
Unterrichts für die Mädchen verlangt. Der Mann geht a das Allgemeine, auf 
Begriff und Geſetz. Die Frau ift 1 durch den ſchnellen und ſcharfen 
Blick für das Individuelle und Beſondere. nn heißt es weiter: „Ob nicht der 
Durchſchnitt der intellektuellen Kraft der Männer über dem Durchſchnitt der weib⸗ 
lichen liegt? .. Ich kann mich des Glaubens nicht ganz entſchlagen, daß es jo ift.” 
Aus dieſen Tatbeſtänden zieht nun Paulſen mit zwingender Kraft die Folge⸗ 
rungen für die Erziehung (S. 56). „Nach wie vor wird die Erziehung gut daran 
tun, wenn ſie die Ausbildung des Mädchens zunächſt darauf einſtellt, aus ihm eine 
tüchtige Mutter und Hausfrau zu machen, die Ausbildung des Knaben aber auf 
die Tätigkeit im 5 Leben. Die Fortbildungsſchulen für Knaben und 
Mädchen aus den breiten Volksſchichten werden eine verſchiedene Richtung ein- 
[tagen müſſen. — Auch die höhere Mädchenſchule wird in erſter Linie auf die 
usbildung einer geiſtig gebildeten Frau und Mutter hinzielen müſſen, erſt in 
zweiter auf gelehrte Vorbildung, auf fachwiſſenſchaftliche Ausbildung für den Be⸗ 
ruf. Ich würde es für ein Unglück halten, wenn die höheren Mädchenſchulen 
die gleiche Geſtalt mit den gleichen Folgen wie die höheren Knabenſchulen bekämen.“ 


3. Durchſührung der geſchlechtlichen Erziehungsweiſen.“) 

Die Eigenart der beiden Geſchlechter und der eat toon der Entwicklung ift 
mit Beginn der werdenden Reife in immer ſtärkerem ße verſchieden und ver⸗ 
choben. Vor allem iſt zu bedenken, daß das weibliche Zentralnervenſyſtem während 
er Zeit der werdenden Reife eine geſteigerte Empfindlichkeit aufweiſt und an der 
eigentümlichen Wellenbewegung ſämtlicher Funktionen den innigſten Anteil hat. 
Der Grund liegt in dem tiefgreifenden Umbau und Ausbau des weiblichen Orga⸗ 
nismus Hr die Bereitung der mütterlichen Eigenart, ein Vorgang, ber — wegen 
eines bedeutenden Kraftanſpruchs — die geringere allgemeine Widerſtandskraft 
bei körperlichen und ſeeliſchen Anſpannungen erklärt und das Maß geiſtiger 
Leiſtung, das man von Knaben verlangen mag, für das Mädchen in dieſen Jahren 
als e al Maile dtl läßt. 

Auf dieſe Unterſchiede m der Art und im Rhythmus der natürlichen Entwick⸗ 
lung ift volle Rückſicht zu nehmen, wenn man die Frage der geſchlechtlichen Cr- 
ziehung löſen will. 

Vor allem wäre es ein Unheil, wollte man die Jahre der werdenden Reife 
allzuſehr mit angeſtrengtem Studium beſchweren und hier, wie auch z. B. in der 
Auswertung der Sportgelegenheiten (auch des Wanderns), gleichſam einem Wett⸗ 
ſtreben nach gleichen Leiſtungen bei beiden Geſchlechtern das Wort reden. Alles, 
was das typiſch Weibliche und typiſch Männliche antaſtet, jede Verkennung deſſen, 
was den natürlichen Veranlagungen und Tätigkeitsneigungen der beiden Geſchlech⸗ 
ter widerſpricht, alles, was abweicht vom „Natürlichen“, das nun einmal bei beiden 
eine bis in die feinſten Zellgefüge eingreifende Verſchiedenheit darſtellt, kann den 
jungen Menſchen niemals zum Heile ſein. 

Auch die gemeinſame Erziehung von Mädchen und Knaben in dieſen 
Jahren iſt mit der Naturordnung unvereinbar. Allerdings rühmt man gewiſſe 
Vorzüge, wie die Milderung der rauhen Knabenart und die Erſtarkung des Zag⸗ 
haften im Mädchen, wie die Verminderung der geſchlechtlichen Spannung, wie die 
aneinander gewöhnende Art der Entwicklung und natürliche, harmloſe, naive Ge- 
ſtaltung der Beziehungen. Und es iſt nicht zu leugnen, daß jeder dieſer Geſichts⸗ 
punkte Beachtung verdient und in der Geſchwiſtererziehung und im gelegentlichen 
Verkehr befreundeter Familien jene milde Verwirklichung findet, die ſich als 
Lebenswert erweiſt. | 

Allein es ift ein Verhängnis für die Ehe, wenn im Wettbewerb der reifenden 
Menſchen die geſchlechtliche Eigenart abgeglichen wird, wenn die naturgemäße 
geſchlechtliche 5 nicht eine ſtarke verhaltene Kraft bewahrt, die in unbe⸗ 
geſt mäßigen the boek 5 e anſchwillt, wenn durch allzu 
geſetzmäßigen verkehr die Fernwirkung der wechſelſeitigen Anziehungskvaf 
nach den Jahren vollendeter Reife erlahmt. W ZA RL 

1) Aus Kind und Volk, Bd. 1. 
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Und es würde das traurigſte Erlebnis, das man ſich denken kann, wenn unter 
dem Einfluß ſtrahlender Reize, die allzu früh die ſchwellenden Knoſpen treffen, 
auch die Blüten allzu früh erwachen — und wiederum allzu früh, vielleicht ſchon 
am nächſten Morgenrot wieder verwelken, weil der kalte Nachtfroſt den Saftſtrom 
erſtarrte, weil die Armchen zu zart ſind, ein Lebensſchickſal zu tragen, weil es zu 
lange dauert, bis der Sommer kommt. 

Hat man nie gehört, daß das einmal geſchah ?: 

.Es ift fogar allen Ernſtes zu erwägen, ob es nicht geboten wäre, in Überein⸗ 
ſtimmung mit der Natur und deren Rhythmus Mädchen und Knaben ganz 
eigene a in den Jahren der werdenden Reife ſchreiten zu laſſen. 
Mit viel erfahrenen Frauenärzten wie Prof. Dr. Menge (Heidelberg), Prof. Dr. 
Sellheim (Tübingen), Prof. Dr. Stratz (Amſterdam), die dieſes Problem ſo gründ⸗ 
lich erforſcht haben, bin ich der Anſicht, daß die Allgemeinbildung, die die Vor⸗ 
bereitung auf den Mutterberuf weſentlich einſchließt, beim Mädchen im Gegenſatz 
zum Knaben bis zum Ende der werdenden Reife ausgedehnt wird, d. h. bis zu 
jener Zeit, in der nach Abſchluß der Entwicklung der Organſyſteme die geſteigerte 
Empfindlichkeit des Zentvalnervenſyſtems abgeklungen ijt. Erſt dann mag man 
überlegen, ob der Übergang zu einer höheren Bildungsſtätte, die unmittelbar zur 
Univerſität befähigt, oder zur Fachſchule, die der weiblichen Natur entſpricht, ge⸗ 
ſundheitlich möglich und unter dem Geſichtspunkt der Lebensperſpektive geboten 
erſcheint — eine hnlich bein je Neigung und ſittliche Begabung vorausgeſetzt. 
So würde = gewöhnlich fein junges Mädchen das entbehren müſſen, was keines 
entbehren Dann, auch wenn es nie den Beruf der Mutter an fih ſelber erlebt; 
es würde weiter die 5 einer Vorbereitung zur wirtſchaftlichen Unab⸗ 
hängigkeit gegeben, die ſelbſt in der Ehe nicht wertlos, für ein jungfräuliches Le⸗ 
ben ganz unentbehrlich iſt; und was vor allem betont werden muß, die geſchlecht⸗ 
liche Erziehung würde die weſentlichſte Vorausſetzung erfüllen und darum ihr Ziel 
ſichern. Denn, wie Prof. Menge einmal mit Recht hervorhebt, wird die Kultur⸗ 
kraft eines Volkes immer nur in geſunden Menſchen mit ausgeſprochener geſchlecht⸗ 
licher Eigenart getragen. Dr. Hermann Muckermann. 


4. Um den Schutz des keimenden Lebens. 


Der Schutz des keimenden Lebens iſt der Grundgedanke, dem „Das kommende 
Geſchlecht“, das im Juni 1921 ausgegebene Doppelheft mit feinen acht Aufſätzen 
1 hat. Die eingehenden Unterſuchungen ergaben, daß Straffreiheit bei 
ünſtlicher Unterbrechung der Schwangerſchaft nur zu gewähren ſei, wenn ſie mit 
Zuſtimmung der Mutter durch einen approbierten Arzt nach den Regeln der medi⸗ 
ziniſchen Wiſſenſchaft zur Rettung der Mutter aus einer anders nicht zu beſeiti⸗ 

enden Lebensgefahr erfolgte. Inzwiſchen hat uns der Berliner Univerſitätslehrer 
Prof Dr. L. Lewin mit der 3. „neugeſtalteten und vermehrten“ Auflage ſeines 
hervorragenden Handbuchs für Arzte und Juriſten beſchenkt: „Die Fruchtabtrei⸗ 
bung durch Gifte und andere Mittel“. Berlin, Verlag von Julius Springer 1922. 
Der 450 S. ſtarke Band beleuchtet das Abtreibungsproblem vom kulturgeſchicht⸗ 
lichen, ethiſchen, ſozialen, juriſtiſchen und insbeſondere ärztlichen Standpunkte aus 
und offenbart dabei eine Beleſenheit ſeines Verfaſſers, die geradezu als ſtaunens⸗ 
wert zu bezeichnen iſt. Die Einleitung deckt ſeelenkundig die een Ure 
faden auf, denen der Wunſch und nur zu oft auch die Tat der Fru ns 
entſpringen, über das zu ihrer Eindämmung e alc ale Mittel wird ſpäterhin 
noch ein Wort zu ſagen ſein. Alsdann zeigt ein Gang durch die Geſchichte, begin⸗ 
nend mit dem Zeitalter eines Plato und Ariſtoteles bis auf unſere Tage, wie die 
Fruchtabtreibung „zu allen Zeiten und in allen Weltteilen unter Kultur⸗ wie un⸗ 
ter Naturvölkern verbreitet war und iſt“. Aus den für den kriminellen Abort im 
deutſchen Reich beigefügten lehrreichen tabellariſchen Überſichten ſei ent erwähnt, 
daß der Vergleich der Verurteilungen in den Zeiten 1882—1900 einerſeits und den 
Jahren 1901—1914 andererſeits auf je 1000 Einwohner eine Zunahme in den 
nord⸗ und ſüddeutſchen Staaten und zwar durchſchnittlich um das Zwei⸗ bis Vier⸗ 
fache aufweiſt — trotzdem vermutlich nur ein ganz geringer Bruchteil dieſer Straf⸗ 
taten zur richterlichen Kognition kommt! An dieſes Kapitel reiht ſich die Darſtel⸗ 
lung der Geſetzgebung über die rechtswidrige Fruchtabtreibung, wobei gleich ein⸗ 

angs betont wird, „daß kein Staatsweſen, will es anders ſeinen Beſtand nicht in 
Frage ſtellen, eine ſolche (Strafandrohung) außer acht laffen kann“. Dann folgt 
ein Überblick über die Abtreibungsgeſetze im jüdiſchen, babyloniſchen, griechiſchen, 
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römiſchen, kanoniſchen, germaniſchem, angelſächſiſchen und deutſchen Rechte alter 
und 1 Zeit einſchl. des Entwurfs zu einem neuen Deutſchen Strafgeſetzbuch 
vom Jahre 1919. Die grundlegenden Entſcheidungen des Reichsgerichts werden 
mitgeteilt und kritiſch gewürdigt, daran ſchließen ſich die gegenwärtig geltenden 
Beſtimmungen der übrigen europäiſchen Länder an; von den außereuropäiſchen 
ſind in Betracht gezogen Rußland, Finnland, Türkei, Agypten, Tunis, der Kongo⸗ 
ſtaat, der Staat New-York die Republik Chile, Mexiko, Indien und n. In 
dem nun folgenden der Empfängnisverhütung gewidmeten Kapitel bekennt ſich der 
Verfaſſer nach kurzem pila rh Überblick über ihre Bewertung in der Volks⸗ 
und Rechtsanſchauung zwar ſelbſt zu dem Satz: „da es einen gungszwang 
nicht geben kann, ſo kann auch die euganot una nicht tadelnswert fein, 
gleichgültig ob fie außerhalb des ehelichen Lebens oder in einem ſolchen fih voll- 

ieht“, geſteht dann aber doch dem Staate zu, „einer bedrohlichen Schädigung des 
Staatabeſtandes, die ſich aus dem Sinken der Bevölkerungszahl ergeben könnte, 
in irgendeiner Erfolg verſprechenden Weiſe zu begegnen“. Daß dabei der Weg 
der . ff den nicht gangbar ift, bem Empfängnisverhütung erlaubt dünkt, 
ift nur folgerichtig; gegen den anderen Modus dagegen, der auf geſetzliche Bu- 
rückdrängung der ſog. Präventivmittel abzielt, erhebt er keine Einwendung, „weil 
das Staatsimtereſſe im Augenblicke ſcheinbar beſonders ſtark dabei ins Gewicht 
pir verſpricht ſich aber auch keinen beſonderen Erfolg davon. Indes auch wer 

ie dem Lewinſchen Standpunkt entgegengeſetzte icht vertritt, die nach der 
vielleicht ſchärfſten Formulierung eines anderen, ebenfalls im akademiſchen Lehr⸗ 
amte wirkenden Arztes die konzeptions feindliche Ehe als „die geſetzlich geregelte Er- 
laubnis zur Wolluſt“ 1) definiert, kann es darum doch mit Lewin ablehnen, die 
Empfängnisverhütung unter Strafe zu ſtellen, zumal nur ein verſchwindend klei⸗ 
ner Bruchteil überhaupt zur Anzeige käme und dieſer erſt bei völliger Zerrüttung 
der ehelichen Verhältniſſe und nur aus verwerflichen Motiven. Ob dagegen doch nicht 
eine entſchiedene A een der Präventivmittel — namentlich das Verbot 
ihrer Herſtellung —, die bei der Reform unſeres ich eg wied — nach Lewin in 
Nachahmung des New⸗Norker Strafrechts — beabſichtigt wird, dem Übel fteuern 
würde, bleibt abzuwarten. Das anſchließende Kapitel „die Dynamik der Abtrei⸗ 
bungsmittel“ eröffnet dann die auf breiteiter Grundlage aufgebaute Darſtellung 
der in Vergangenheit und Gegenwart bei den verſchiedenſten Völkern angewandten 
medikamentöſen Stoffe (einſchl. der Tiers und Krankheitsgifte) in ihrem vermeint⸗ 
lichen und tatſächlichem Einfluſſe auf Frucht und Mutter, reich belegt mit zahl⸗ 
reichen Beiſpielen aus ärztlicher und juriſtiſcher Praxis, die durchweg ebenſo viele 
Beweiſe dafür ſind, daß die Schädigung des Fötus Hand in Hand mit einer Schä⸗ 
digung der Mutter geht. Der Abtreibung durch medikamentöſe Stoffe und Gifte, 
der faſt arithmetiſch genau mit 222 S. (S. 164 bis 386) die Hälfte des Buches ge⸗ 
widmet lan, folgt dann die Darlegung der mechaniſchen, mechaniſch⸗chemiſchen und 
phyſikaliſchen Wege zur Einleitung des Aborts. Ein näheres Eingehen auf den 
für dieſes und das vorherige Kapitel beigebrachten und verarbeiteten Stoffreichtum 
muß mediginif Fachzeitſchriften vorbehalten bleiben; hier fei nur noch der Hin⸗ 
weis auf die Grundſätze geſtattet, nach denen die Indikationen für die künſtliche 
Unterbrechung der ac aufgeſtellt und beurteilt werden. Alle Erwä⸗ 

ungen nicht rein mediziniſcher Art — wie ſoziale und ee (raſſenhygieni⸗ 
Fe) Indikationen, den Notzuchtsfall mit eingeſchloſſen, — lehnt Lewin hierfür in 
erfreulicher Übereinſtimmung mit den Anſichten anderer mediziniſchen Autoritä⸗ 
ten, wie ſie etwa in Hermann Muckermanns verdienſtvoller fr Finde „Um das Leben 
der Ungeborenen“ (3. Aufl. Berlin 1923) ſich zuſammengeſtellt finden, durchaus ab. 
Nur die „Lebenserhaltung bzw. die Wiedergeſundung der Mutter“ läßt er als 
Indikation für den Eingriff gelten aber nur unter der Vorausſetzung der von der 
Schwangeren ſelbſt (nicht etwa von dem Ehemann) erklärten Zuſtimmung. Die 
Notwendigkeit eines Eingriffs zur Lebenserhaltung iſt nach Lewin „ſelten, auch 
wenn man die fog. Schwangerſchaftstoxikoſen mit einbezieht“. Handelt es ſich aber 
um „Zukunftsgefahren“, die durch das Austragen des Kindes bei beſtimmten krank⸗ 
haften Anlagen oder Leiden entſtehen können, ſo verliert man ſofort den feſten 
Boden unter den Füßen; denn es gibt hier „ſo viel des Kontroverſen, daß von all⸗ 
gemein reſtlos Gebilligtem kaum Nennenswertes übrig bleibt“. Als Urſache für 


1) Georg Sticker, Geſchlechtsleben und Fortpflanzung vom Standpunkt des 
Arztes. M.⸗Gladbach 1916. 
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dieſe Unſicherheit werden zwei recht einleuchtende Momente angeführt: einmal die 
oft ſo kleine Zahl von Individualbeobachtungen gegenüber den wirklich vorkommen⸗ 
den Fällen; ſie „ergibt die große Gefahr für falſche Induktionsſchlüſſe wegen zu 
eringer Schlußglieder“; dann aber der gerade für das hier behandelte Gebiet viel⸗ 
eicht noch bedeutſamere Umſtand, „daß der menſchliche Organismus über ſehr viele 
autogeme Regulationsmöglichkeiten von in ihm entſtandenen Störungen verfügt, 
die wir an den Erfolgen, aber nicht in ihrem Weſen erkennen können, und die jede 
ärztliche Vorausſage zuſchanden machen“. Nun iſt klar, dieſe Schwierigkeit oder 
deff er Unmöglich ſicherer Indikationen werden den Arzt — je nach ſeinem 
Standpunkte zu unſerem Problem — zwei entgegengeſetzte Wege einſchlagen laf- 
ſen: entweder die künſtliche Schwangerſchaftsunterbrechung nur auf die unabweis⸗ 
bar notwendigen Fälle einzuſchränken oder fie auch in Fällen vorzunehmen, wo fte, 
ohne geradezu ärztlicher Kunſtfehler zu ſein, nicht erforderlich iſt. Die Gefahr, die 
hierin liegt, wird ausdrücklich hervorgehoben. „Angeſichts des ſehnenden Verlan⸗ 
ens ſo vieler, ſchon vor dem Beginn der Schwangerſchaft nicht ganz geſunder 
rauen und Mädchen, auf nicht ane ibare legalen Wege bon der Frucht befreit 
gu werden, kann ein ſehr weites Dehnen der Indikationen zu einer uferlofen Be⸗ 
wegungsfreiheit und auch zu einem zu weitem Herzen von Arzten führen und da- 
durch eine Durchbrechung des durch die Beitrafung der Abtreibung Bezweckten ver⸗ 
anlaßt werden.“ Und es muß feſtgeſtellt werden, daß tatſächlich ſchon „die ärztliche 
viel freier über die Zuläſſigkeit der Schwangerſchaftsunterbrechung eine ſehr 
viel freiere gegen früher geworden“, daß ſich aber auch ſchon Stimmen erheben ge⸗ 
gen den „Mißbrauch der ärztlichen Bewegungsfreiheit auf dieſem Gebiete“. Lewin 
nimmt an, daß, ſelbſt wenn man von den Handlungen ſolcher Arzte, die den Cr- 
werb höher ſtellen als die Pflicht, abſehe, der künſtliche Abort „an Zahl zunehmen, 
der kriminelle aber abnehmen wird“. — Ein kurzes Schlußwort beſpricht neuer⸗ 
dings vorgeſchlagene Maßregeln gegen die zunehmende Fruchtabtreibung: Anzeige⸗ 
pflicht für den Arzt, der bei Ausübung ſeines Berufs von einer abtreibungsverdäch⸗ 
tigen Handlung Kenntnis bekommt, teilweiſe Stvafloſigkeit der Frau, die ihre Ab⸗ 
treiberin benennt, h Überwachung von Hebammen und privaten Entbin⸗ 
n Zuläſſigkeit der therapeutiſchen Schwangerſchaftsunterbvechung nur 
bei Mitwirkung mehrerer Arzte — um dann mit dem peſſimiſtiſchen Satz zu enden: 
„Der menſchliche Spürſinn nach einem Abhilfe verſprechenden Weg hat ſich beinahe 
erſchöpft. Ich glaube nicht, daß ein ſolcher gefunden wird“. Und doch enthält Le⸗ 
wins eigener Vorſchlag zur Erzielung eines „wenn auch kleinen Erfolges“, den, 
wie oben geſagt, das Einleitungskapitel bringt, einen höchſt beachtenswerten Ge⸗ 
danken, der ſich inſofern mit den von Hermann Muckermann in feiner vorgenann⸗ 
ten Schrift gegebenen Anregungen berührt, als beide die Errichtung von Heimen 
wünſchen, worin die angehende Mutter Aufnahme, ſachverſtändige Beratung ſowie 
erforderlichenfalls auch eine Beihilfe für die Erhaltung des Kindes erhält. Der 
Umſtand allein, daß zwei um die Erforſchung des Abtvreibungsproblems hochver⸗ 
diente Männer ſich im weſentlichen über dieſes Mittel bei aller Unterſchiedlichkeit 
im Ausbau des Einzelnen einig ſind, verpflichtet die in Betracht kommenden Kreiſe, 
den hier gegebemen Anregungen trotz der nicht zu verkennenden Schwierigkeiten 
für ihre Verwirklichung aufs ernſthafteſte nachzugehen. 

Abſchließend iſt zu ſagen, daß, auch wer nicht allerwegen mit den Anſichten 
Lewins einig geht, doch ſein Buch als Stand⸗ und Dauerwerk, geſchaffen von 
ebenſo vielſeitiger wie tiefgründiger Gelehrſamkeit und geradezu vorbildlichem 
Fleiß, dankbar rühmen wird — das Buch, dem Prof. Brouardel nach dem Vorwort 
im der Pariſer Mediziniſchen Akademie bereits bei einer früheren Auflage den 
Ehrentitel beigelegt hat als ouvrage aujourd'hui classique. 

Rechtsanwalt a. D. Schmitz. 


5. Wirtſchaſtliche Wohlfahrtspflege als Teil der Fürſorge. 


„ Im zweiten Jahrfünft peu Jahrhunderts DEN in Deutſchland die 

Mütter- und Säuglingsfürſorgeſtellen in fo raſcher Folge zu entſtehen, daß ſchon 

zu Anfang des Krieges alle größeren und viele kleinere Städte und Landgemeinden 

damit verſehen waren. Geffen und die Rheinproving, als Pioniere der Bewegung, 
hatten das ganze Land mit einem Netz vorzüglich funktionjerender Stellen über⸗ 

sogen, 8 Deutſchland war der Ausbau der Säuglingsfürſorge im Wer⸗ 
en begriffen. 


54 Umſchau 


Während bei ſonſtigen Wohlfahrtseinrichtungen und beſonders in der Ju⸗ 


Spd dba ſelbſt Reichsgeſetze keine Einigkeit und einheitliche Durchführung gu 
ege 


ch liche | 
ingen fonnten, 1 ſich der Apparat der Säuglingsfürſorge von jeher 
die 8 eine vollſtändige Übereinſtimmung der Handhabung aus. Überall geſchieht 
die Fürſorge durch ärztliche Beratung in den ſogenannten Mütterberatungsſtellen 
unter Aſſiſtenz der Fürſorgeſchweſter, die daneben durch Hausbeſuche ihren Ein⸗ 
fluß auf Mutter und Kind ausübt. Es wird allerorts nach denſelben Richtlinien 
und höchſtens in der techniſchen Ausführung mit kleinen Abweichungen gearbeitet, 
ſo daß ein ſüddeutſcher Arzt ebenſo gut eine oſt⸗ oder weſtdeutſche Beratung führen 
und die Fürſorgerin von droben ohne Schwierigkeit in einem unſerer Betriebe 
arbeiten könnte. l 

Ein Gebiet, das fih gleichſam aus fih heraus ohne beſondere zentrale Richt⸗ 
linien zu einem fo gleichartig funktionierenden Organismus entwickelte, muß einem 
dringenden Bedürfnis entſprechen und naturgemäß gute Erfolge erzielen. Es 

hat ſie auch erzielt, wie aus der, trotz der Ungunſt der Lebensverhältniſſe auffallend 
ee sala und Morbidität der Säuglinge der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit 
hervorgeht. 

Die Säuglingsfürſorgeſtellen nahmen dann mit dem Geſetz der Reichswochen⸗ 
hilfe vom Jahre 1915 einen beſonderen Aufſchwung, da ihnen die Ausſtellung der 
hierfür nötigen Stillzeugniſſe von den Kaſſen allgemein übertragen wurde. Kleine 
Geſchenke und teilweife ganz erhebliche Beiträge aus ſtädt. Mitteln mußten noch 
außerdem die ſäumigen und gleichgültigen Mütter zum Beſuche veranlaſſen. Trotz⸗ 
dem klagen jetzt viele Fürſorgeſtellen über erheblichen Rückgang und ſehen den 
Grund in der mehr und mehr zutage tretenden Stumpfheit der Frauen, deren Ur- 
fode wiederum in der Hoffnungsloſigkeit der Lebensumſtände, namentlich der 

euerung zu ſuchen iſt. 

Nicht minder fühlbar, wenn auch in anderer Weiſe wirkt fih die Teuerung in 
der Wohlfahrtspflege ſelbſt aus — es fehlt in Stadt und Landfürſorge an den nö⸗ 
tigen Mitteln zur Aufrechterhaltung der Spezialgebiete und man 1 des⸗ 
halb mehr und mehr den Kompromiß der Familienfürſorge; hier aber beſteht die 
große Gefahr, daß die Schweſter durch die vordringlichen Ermittlungen für Klein⸗, 

ozial⸗ und Invalidenrentner vollſtändig in Anſpruch genommen ift, jehr zum 
Schaden der ee Noch as ſteht es mit der übrigen Eee 
heitsfürſorge, der Tuberkuloſe, Geſchlechtskrankheiten⸗ und Schulgeſundheitspflege, 
die meiſt noch im Entſtehen begriffen, abgebaut werden müſſen, ehe ſie die Wichtig⸗ 
keit ihres Daſeins beweiſen konnten. Soll die Familienfürſorge auch dieſen, ge⸗ 
genwärtig vordringlichen Gebieten einigermaßen gerecht werden, ſo kann die ein⸗ 
zelne Fürſorgerin ein verhältnismäßig nur kleines Arbeitsfeld zugeteilt erhalten, 
was natürlich einen viel oberen Stab von Arbeitskräften und entſprechend große 
Ausgaben bedeutet, allerdings immer noch eine weſentliche Einſparung an Zeit 
und Tramkoſten, die für die Spezialfürſorgerin durch die weiten Wege entſtehen. 

Um nun einigermaßen die Hauptſchäden, d. i Teuerung und Woh⸗ 
nungsnot zu bekämpfen, ift es heute wichtiger denn je, alle Siweige der prophy⸗ 
laktiſchen Fürſorge für Schwangere, Säuglinge, Kleinkinder, Schulkinder, Tuber⸗ 
kuloſe, Trinker und Geſchlechtskranke in ihrer jepigen Ausdehnung zu erhalten und 
wo nötig auszubauen und gu vertiefen. Dieſes bedeutet aber, gleichviel ob die Or⸗ 
ganiſation ſpezialiſiert oder als Familienfürſorge betrieben wird, einen Aufwand 
von Mitteln, die nicht mehr aufgebracht werden können. , 

Muß man deshalb ſchon mutlos verzagen und wie es leider ſchon da und dort 
geſchieht, mit Einſchränkung und Abbau beginnen? 

Wir ſtanden in der Münchner Säuglingsfürſorge vor derſelben Alternative 
und ſahen unſere Arbeit umſo mehr bedroht, als die Fürſorge hier keine ſtädtiſche 
oder ſtaatliche Einrichtung ift, ſondern ausgeübt wird von einem eingetragenen 
Verein mit weitgehender ſtädtiſcher Unterſtützung und in enger Zufammemarbeit 

mit den Behörden. Die Stadt deckt wohl die Beſoldung der Fürſorgeärzte und 21 
Schweſtern nach Gehaltsgruppe IV; für 3 weitere Schweſtern und 15 Angeſtellte, 
für die Miete und ſämtliche Betriebskoſten der f der Waile felt und der Be⸗ 
ratungsſtellen muß der Verband einen großen Teil der Mittel ſelbſt aufbringen, da 
die von Staat, Stadt und Kaſſen hierzu geleiſteten Zuſchüſſe bisher zu unweſentlich 
waren, um als wirkſame Unterſtützung der Betriebskoſten ins Gewicht zu fallen. Die 
von privater Seite geſtifteten Mittel kommen für den Betrieb kaum in Betracht; 
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ſie werden aber im Sinne der Geber für Spenden an beſonders bedürftige Fami⸗ 
lien verwendet. | l 

Bei dieſem ſehr ungleichen Verhältnis von Einnahme und Ausgabe zeigte fih 
ſchon vor 6 Jahren, daß der Fortbeſtand des Verbands, jedenfalls ein weiterer 
Ausbau ſeiner weitverzweigten Tätigkeit ſtark gefährdet ſei, als ſich, ich möchte 
ſagen durch einem Zufall, der Weg bot, der es ermöglichte, im vollen Umfang wei⸗ 
ter zu beſtehen und ſelbſt an neue Aufgaben heranzutreten, ohne an die Behörden 
größere Forderungen ſtellen zu müſſen. 

Wir hatten uns, von unbekannter Seite auf die kommende Belagerung auf⸗ 
merkſam gemacht, vor den Revolutionstagen des Jahres 1919 mit Hilfe des ſtädti⸗ 
ſchen Kommunalverbandes mit einer ſo großen Menge Kondensmilch eingedeckt, daß 
wir während der 5 Tage der Belagerung ſämtliche Säuglinge und Kranke Mün⸗ 
chens ausreichend verſehen konnten. Dieſer große Verkauf brachte trotz des nur 
kleinen Aufſchlags einen anſehnlichen Gewinn und half unſerem damals recht miß⸗ 
lichen Vermögensſtand wieder auf. Von da ab verſah uns das ſtädtiſche Lebeng- 
mittelamt mit ſeinen Reſtbeſtänden von Haferflocken, Zucker und dergleichen, um 
den durch die Rationierung ſehr geſchmälerten Müttern eine kleine Zugabe zu ver⸗ 

en. Mit der Aufhebung der Zwangswirtſchaft glaubten wir ſchon, eae 
Verkaufsſtelle auflöſen zu müſſen, als mit der großen Zuckernot unſere Tätigkeit 
von neuem einſetzen mußte. Es gelang uns, durch das Entgegenkommen einer 
deutſchen Zuckerfabrik wenigſtens die nötige Ration für die Münchner Säuglinge 
und Kleinkinder zu ſichern. Dieſem ausgedehnten oe ü ige ſchloß ſich auf 
Bitten unſerer Mütter bald wieder ein Verkauf aller übrigen, für Mutter und 
Kind beſonders nötigen Lebensmittel an, die wir ſeitdem zum Teil auch von pri⸗ 
vaten Großfirmen beziehen und mit kleinem Aufſchlag abgeben. 

Um jeden Mißbrauch und namentlich einer Konkubrenz für die Geſchäfte vor- 
zubeugen, werden nur Frauen aus der Fürſorge berückſichtigt. Sie erhalten einen 
von der Fürſorgeſchweſter ihres Bezirkes ausgeſtellten, nit Namen lautenden Aus⸗ 
weis, der beim Verkauf eingezogen und für jeden Kauf neu ausgeſtellt werden 
muß. Ohne Ausweis kann überhaupt keine Warenabgabe erfolgen. Die Schwe⸗ 
ſtern halten fic) außerdem in ihren Beratungsſtellen ein kleines Warenlager für. 
die Mütter, die aus zwingenden Gründen wicht den weiten zur Zentrale 
machen können. Da die Abgabe der Ausweiſe nur im Vorzimmer der Beratungs⸗ 
ſtelle erfolgt, ergibt ſich faſt von ſelbſt, daß zu gleicher Zeit das Kind vorgeſtellt 
wird, und ſo verbinden wir damit unſeren vornehmlichſten Zweck, die regel⸗ 
1 orſtellung des Kindes beim Arzt der Beratungs⸗ 

elle. 

Heutzutage iſt mit guten Ratſchlägen allein nichts mehr zu erreichen; ſie müſ⸗ 
ſen immer geſtützt ſein von tatkräftiger Hilfe. Früher bedurften nur die auf 
öffentliche Wohltätigkeit Angewieſenen und höchſtens einige verſchämte Arme — 
im Ganzen etwa ein Fünftel — materieller Unterſtützung. Heute ſind die ſämt⸗ 
lichen 16 000 von uns betreuten Familien mehr oder minder e acti 
tig, da ſelbſt der anſcheinend gutverdienende Arbeiter oder Beamte, namentli 
bei einer größeren Kinderſchar nicht mehr das Nötigſte zum Lebensunterhalt und 
für die Aufzucht ſeiner Kinder aufzubringen vermag. Der verbilligte Verkauf 
von Lebensmitteln hat ſich hier als ſehr wirkſam erwieſen; er iſt in jeder Be⸗ 
ziehung vorzuziehen dem Almoſengeben, dieſer bequemſten Art des Wohltuns, 
die bei größerer Ausbreitung dem Charakter und der Ehre eines Volkes immer 
zum Schaden gereicht. Aus dem Almoſenempfänger wird, wie wir täglich erfahren, 
nur zu leicht der Gewohnheitsbettler; wir haben auch in unſerer Fürſorge eine 
nicht kleine Anzahl von Müttern, die alle Quellen der Mildtätigkeit, beſonders 
alle charitativen Vereine ausnützen und ſich dort mehr erbetteln, als ſie vielleicht 
durch Arbeit verdienen könnten. Dadurch geht auch ein großer Teil der geſpen⸗ 
deten Summen verloren für die nur durch die Ungunſt der Zeit in Not geratenen 
Familien aus dem guten Stamme, auf dem allein Deutſchlands Zukunft ruht — 
Eltern, die ſich und ihre Kinder lieber ſchwerer Unterernährung ausſetzen, ehe ſie 
ſich zur Preisgabe ihrer ängſtlich verborgenen Sorgen b per Sie laſſen 
ſich häufig nicht einmal überreden, um Hilfe in den ſtädtiſchen Wohlfahrtsämtern 
einzukommen wegen der damit notwendig verbundenen Ermittlungen über die 
häuslichen Verhältniſſe. Gerade für dieſe bedeutet unſere Einkaufsſtelle, die ſie 
als Käufer ohne Skrupel benutzen, eine beſonders günſtige Erleichterung. 

Die Waren ſind durchſchnittlich pro Pfund um 5—10 Pfennige billiger als im 
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Laden, die Condensmilch um 40 Pfennig pro Büchſe, ſo daß ein Einkauf von 
etwa zehn Pfund gleichbedeutend iſt mit einer Spende von ungefähr 1,50 Mark, 
empfangen ohne jede Formalität, ſo daß es auch der Zartfühlende annehmen 
kann und gerne annimmt. | 

Wir dürfen feit mehreren Jahren fortlaufend abgeben Condensmilch gu ls des 
Ladenpreiſes; die daraus erzielten Einnahmen erhält der Stifter dieſer großen 
Wohltat zurück und verwendet ſie, entſprechend aufgerundet, wieder zum Ankauf 
weiterer Milchſpenden. 

Für unſere allerärmſten Mütter werden die Überſchüſſe aus dem Verkauf zu 
erheblichen Lebensmittelſpenden aller Art verwendet und hier beſonders ver⸗ 
ſchämte arme Wöchnerinnen, auch der beſſeren Kreiſe unterſtützt. Da uns für 
dieſe neuerdings unſer beſtes Hilfsmittel, die Quäckerſpeiſung für 1000 hoffende 
und ſtillende Mütter verſagt iſt, müſſen wir verſuchen, mehr denn je uns auf 
eigne Füße zu ſtellen. | 

Der der Stelle angegliederte Wafdeverfauf arbeitet leider unter 
weniger günſtigen Bedingungen, da hier ſeit dem Aufhören der Militärbeſtände 
vorteilhafte Einkaufsmöglichkeiten fehlen und wir bei dem geringen Entgegen⸗ 
kommen der Fabriken auf Zwiſchenhändler angewieſen ſind. Wir halten die für 
das Wohl der Mutter und Kind beſonders wichtige Stelle trotzdem en und 
laffen die Kleidchen und Wäſcheſtücke von Müttern der Fürſorge in Heimarbeit 
gegen tarifmäßige Bezahlung in ganz guten Stoffen und einfachen gefälligen 
Formen anfertigen. Die ordentlichen Frauen lernen ſehr bald unſere Waren 
von der ſcheinbar billigen Bazarware unterſcheiden. Beſonderes Augenmerk iſt 
hier auf die überall mangelnde Bettwäſche zu richten. ce. 

Um alle anfallenden Ausgaben wie Löhne, Beheizung, Miete uſw. für den 
weitverzweigten Betrieb zu decken und ſelbſt noch Überſchüſſe für die Armenkaſſe 
zu erzielen, genügt bei den geringen Speſen ſchon ein ſehr kleiner Aufſchlag auf 
die Einkaufspreiſe. | 

Man wird aber fragen: wie iſt ein größerer Umſatz ohne Kapital möglich? 
Im Anfang mußten wir auf manchen günſtigen Einkauf wegen Mangel an 
Mitteln e doch hat uns der Erfolg der Einrichtung Gönner gebracht, die, 
ebenſo wie die Stadt und ſonſtige Behörden während der Inflation mit Darlehen 
aushalfen, wenn es galt, raſche Einkäufe zu betätigen. Die vorhandenen Waren 
boten immer genügend Gewähr für die Leihgabe. Seit der feſten Währung läuft 
alles in ruhigeren Bahnen; Neuanſchaffungen dürfen die vorhandenen Barmittel 
nicht überſchreiten. 

Unſer l begegnete im Anfang großem Mißtrauen und ſelbſt heute 
noch können Fernſtehende den Nutzen für das Wohl der Allgemeinheit nicht ver⸗ 
ſtehen. Nur durch das volle Vertrauen der Vorgeſetzten war es bei den anfänglich 
recht großen Schwierigkeiten überhaupt möglich, das Unternehmen durchzuführen. 
Mir ſelbſt ſind hier unſere Fürſorgeſchweſtern der beſte Gradmeſſer. Sie möchten 
den Verkauf trotz der damit verbundenen Mehrarbeit unter keinen Umſtänden miſ⸗ 
ſen, um ja nicht ihre Mütter um dieſen Vorteil zu bringen. Für die Zentral⸗ 

geſchäftsſtelle mit den Lagerräumen bedeutete der Verkauf eine vollſtändige Um⸗ 

ſtellung des bis dahin ſo ruhigen und friedlichen Betriebes. Ihn getrennt vom 
Büro der Fürſorge zu führen und dafür kaufmänniſch geſchulte Kräfte anzuſtel⸗ 
len, kam zu teuer. Es werden alle anfallenden Arbeiten von uns Schweſtern und 
einigen jungen Helferinnen und Müttern der Fürſorge ie 8 unterſtützt bon 
einer geſchulten Buchhalterin. Zuerſt wurde uns die unſerer Ausbildung fo. 
fremde Tätigkeit nicht leicht; wir mußten uns richtig umſchulen, um dem ſich immer 
mehr ausdehnenden Betrieb gerecht zu werden. Dabei iſt die Arbeit durch den 
Mangel an geeigneten Räumen ſehr erſchwert. Jedenfalls ift aber diefe Art des 
Wohltung, wie ich am beiten aus eigener Erfahrung fagen kann, mit 09 großer 
Verantwortung und Aufregung verbunden und viel mühſeliger als einfaches Vera 
teilen von milden Gaben. Aber die Dankbarkeit unſerer Mütter und nicht zum 
wenigſten das Bewußtſein, ſich durch eigene Kraft helfen zu können und nicht 
allein auf willkürliche Spenden des In⸗ und Auslandes angewieſen zu ſein, läßt 
alle Mühe vergeſſen und ſtärkt die Arbeit und das Werk. 

851 hilf dir ſelbſt“ heißt ein altes bewährtes Sprichwort, 

„Wohlfahrt hilf dir ſelbſt“ die wenge, Faſſung. 

berſchweſter B. Woerner.. 


Druck von W. W. (Ed.) Klambt, G. m. b. H. & Co., Neurode i. Schleſ. 
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